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                        Sozialpädagogische Stellungnahmen
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                        Verfassungsrecht

                     
                     	
                        
                     
                  

                  
                     	
                        Verhaltensorientierte Soziale Arbeit
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            Hinweise für die Benutzung

         

         Mit den nachfolgenden Hinweisen möchten wir den Leserinnen und Lesern einige Empfehlungen
            zur Verwendung des Wörterbuchs Soziale Arbeit mit auf den Weg geben.
         

         Zunächst sei an dieser Stelle erwähnt, dass im Wörterbuch traditionell zwischen drei
            Arten von Beiträgen unterschieden wird:
         

         
            	
               Grundsatzbeiträge führen über mehrere Seiten in zentrale Themen der Sozialen Arbeit ein, bspw. die
                  Stichwörter „Soziale Arbeit“, „Behindertenhilfe“, „Kinder- und Jugendhilfe“, „Allgemeiner
                  Sozialdienst“ oder „Methoden der Sozialen Arbeit“.
               

            

            	
               Mittlere Beiträge erläutern Begriffe, die von großer Wichtigkeit für die Soziale Arbeit sind und sich
                  einem Grundsatzbeitrag zuordnen lassen, bspw. „Gemeinwesenarbeit“ oder „Soziale Gruppenarbeit“
                  (übergeordneter Beitrag: „Methoden der Sozialen Arbeit“).
               

            

            	
               Kurzbeiträge erklären Begriffe mit engem Themenspektrum, die im Rahmen eines Grundsatzartikels
                  oder mittleren Artikels nicht hinlänglich erläutern werden können, bspw. „Aktenführung“
                  oder „Arbeitsgemeinschaften“.
               

            

         

         Weiterhin möchten wir einige übergreifende Hinweise geben:

         
            	
               Abkürzungen: Innerhalb der einzelnen Beiträge sind die Hauptstichwörter in aller Regel mit dem
                  ersten Buchstaben abgekürzt; ansonsten können verwendete Abkürzungen ggf. im Abkürzungsverzeichnis
                  nachgeschlagen werden.
               

            

            	
               Kursiv gesetzte Begriffe in den einzelnen Beiträgen verweisen ausschließlich auf andere
                  Stichwortbeiträge im Wörterbuch und wurden von den Herausgeberinnen und Herausgebern
                  im Rahmen der Endredaktion gesetzt. Hierbei gibt es zwei Vorgehensweisen: einmal das
                  kursive Hervorheben einzelner Wörter im Text von Autor:innen; zum anderen verweisen
                  in Klammern gesetzte kursive Begriffe ebenfalls auf andere Stichwörter. Da die kursiven
                  Hervorhebungen nicht von den Autor:innen der Beiträge selbst vorgenommen wurden, sollten
                  diese bei der Verwendung von wörtlichen Zitaten weggelassen werden.
               

            

            	
               Sachregister: Es ist ein schwieriger Prozess, auszuwählen, welche Beiträge unter welchen Titeln
                  aufgenommen werden; nicht selten werden Inhalte auch mit anderen Bezeichnungen verbunden.
                  Zudem sind viele Themenbereiche und fachliche Ausführungen, die nicht als eigenes
                  Stichwort geführt werden, dennoch im Wörterbuch Soziale Arbeit enthalten, oft sogar
                  mehrfach und an unterschiedlichen Stellen. Aufbauend auf dem alphabetischen Stichwortverzeichnis
                  gibt deshalb das Sachregister am Ende des Wörterbuchs einen Überblick zu vielen weiteren
                  wichtigen Bezeichnungen, Inhalten und Fachbegriffen; dabei verweisen nur „fett markierte“
                  Begriffe auf die Titel der einzelnen Stichwortbeiträge.
               

            

            	
               Gendergerechte Schreibweise: Alle Autor:innen verwenden in ihren Beiträgen eine gendergerechte Schreibweise; das
                  „Mitmeinen“ von Frauen in männlichen Bezeichnungen (generisches Maskulinum) wird seit
                  langem in der Sozialen Arbeit als nicht mehr zeitgemäß angesehen. Die Vielfalt an
                  unterschiedlichen Vorgehensweisen in der Praxis, Profession, Lehre und Wissenschaft
                  findet sich indessen auch in den einzelnen Beiträgen des Wörterbuchs, was im Wörterbuch
                  Soziale Arbeit als Abbildung der Diversität Sozialer Arbeit bewusst bejaht wird.
               

            

            	
               Internetlinks bei den Stichwortbeiträgen: Insofern es sich bei aufgeführten Links in den Texten um Quellennachweise handelt,
                  wird das Abrufdatum erwähnt; wenn lediglich auf Institutionen und Verbände verwiesen
                  wird, wird nur der Link aufgeführt. Die aufgeführten Links in der Rubrik „Zum Weiterlesen“
                  (am Ende der jeweiligen Stichwortbeiträge) haben als Abrufdatum den 15.12.2025.
               

            

         

      
   
      
            Vorwort zur 10. Auflage

         

         
            „Menschen, egal welcher Hautfarbe, Religion oder Herkunft, als Menschen zu behandeln,
               das gilt auch ganz besonders heute. MENSCHLICHKEIT, TOLERANZ und RESPEKT sind wichtiger
               denn je für ein friedliches Miteinander.“
            

            Margot Friedländer (1921–2025)

         

         Mit diesen Worten zum Schluss ihrer viel beachteten Rede anlässlich des Internationalen
            Holocaust-Gedenktages am 27.02.2022 vor dem Europäischen Parlament bezog sich Margot
            Friedländer als damals 100-jährige Zeitzeugin auf ihre Erlebnisse im Nationalsozialismus
            und forderte: „Das darf NIE wieder passieren. Deshalb müssen wir auch jetzt wachsam
            sein, und nicht wie damals wegschauen. Hass, Rassismus, Antisemitismus dürfen nicht
            das letzte Wort der Geschichte sein“. Margot Friedländer zeigte damit auf gesellschaftliche
            Entwicklungen, die mittlerweile klare Konturen angenommen haben: Rund 80 Jahre nach
            dem Ende des Zweiten Weltkrieges sind wir mit rechtspopulistischen und rechtsextremen
            Kräften in unseren Parlamenten und der „Begeisterung für einen neuen Faschismus“ (Wolfgang
            Benz 2025, S. 214) in unserer Gesellschaft in einem Ausmaß konfrontiert, welches viele
            unter uns noch am Anfang des 21. Jahrhunderts für nicht möglich gehalten hätten.
         

         In dieser Zeit gilt es, couragiert Diskriminierung jeglicher Form, Hetze, Menschenrechtsverletzungen,
            Ausgrenzung und Übergriffen im Alltag zu begegnen. Es ist an der Zeit, Demokratie,
            Menschenrechte, gesellschaftliche Vielfalt, Toleranz und Respekt einzufordern und
            den Konflikt und die Auseinandersetzung darum aktiv zu suchen und bewusst einzugehen.
            Zweifellos gilt dies im besonderen Maße für die Soziale Arbeit: Der International
            Federation of Social Workers folgend ist sie als praxisorientierte Profession und
            wissenschaftliche Disziplin aufgerufen, gesellschaftliche Veränderungen, soziale Entwicklungen,
            den sozialen Zusammenhalt sowie die Stärkung der Autonomie und Selbstbestimmung von
            Menschen zu fördern und sich hierbei an den zentralen Leitprinzipien der sozialen
            Gerechtigkeit, der Menschenrechte, der gemeinsame Verantwortung und der Achtung der
            Vielfalt auszurichten (vgl. IFSW 2014).
         

         In diesem Sinne hat sich Soziale Arbeit mit all jenen solidarisch zu erklären, die
            gesellschaftlich benachteiligt sind, und zielt darauf ab, Armut zu bekämpfen, für
            Schutzbefohlene, Klient:innen und Adressat:innen einzutreten und sich hierbei als
            eine gesellschaftskritische und gesellschaftsverändernde Kraft zu verstehen. Somit
            gewinnt denn auch die von Ingrid Mielenz entwickelte „Strategie der Einmischung“ erneut
            an Bedeutung: Bereits Anfang der 1980er Jahre plädierte sie eindringlich dafür, das
            professionelle Wirken nicht nur auf sozialpädagogische und sozialarbeiterische Gestaltungsansprüche
            zu beschränken, sondern sich ebenso umfassend wie politikfeldübergreifend im Interesse
            der Adressat:innen der Sozialen Arbeit kommunalpolitisch einzumischen (Mielenz 1981).
            Das Konzept der Einmischungsstrategie, für das Ingrid Mielenz 1984 mit dem Hermine-Albers-Preis (Deutscher Kinder- und
            Jugendhilfepreis) geehrt wurde und zu dem auch in der vorliegenden Auflage dieses
            Nachschlagewerkes wieder ein eigener Stichwortbeitrag informiert, ist in unterschiedlicher
            Art und Weise in Theorieansätze der heutigen Sozialen Arbeit integriert worden. Diese
            Strategie bildet damit einen wichtigen Teil professioneller Identität, muss heute
            zudem auf alle Politikebenen erweitert werden und ruft uns zum Handeln auf.
         

         Zum Konzept des Wörterbuchs Soziale Arbeit

         Auch mit der vorliegenden, nunmehr 10. Auflage des Wörterbuchs Soziale Arbeit soll
            ein Beitrag geleistet werden, dass sozial geprägtes, reformorientiertes und an einer
            demokratischen Gesellschaft orientiertes Politikverständnis durch kompetentes Handeln
            wirksam wird. Das Nachschlagewerk ist traditionell ausbildungs- und praxisbezogen
            ausgerichtet: Zielgruppen sind Studierende, Lehrende und Forschende in den Bachelor-
            und Masterstudiengängen Soziale Arbeit an Hochschulen für angewandte Wissenschaften,
            Technischen Hochschulen, Universitäten und Dualen Hochschulen, weiterhin Studierende
            und Dozierende in der Ausbildung für soziale Berufe sowie alle Berufstätigen in der
            Sozialen Arbeit und angrenzenden Feldern, beispielsweise in der Verwaltung und Politik,
            im Gesundheitswesen, in der Schule und Justiz oder bei der Polizei.
         

         Zielsetzung ist es, alle Bereiche und Felder zu berücksichtigen und dadurch eine „Gesamtsicht“
            zur Sozialen Arbeit der Gegenwart zu ermöglichen. Dementsprechend bilden Begriffe
            aus der Sozialen Arbeit in Praxis, Profession, Lehre und Forschung erneut die eigentliche
            Mitte des Wörterbuchs. Bei der Auswahl der Stichwörter wird traditionell darauf geachtet,
            dass die Bereiche theoretische und historische Grundlagen, Rechtsgrundlagen, Zielgruppen,
            Praxisfelder, Methoden, Sozialadministration, Institutionen, Politik sowie Aus- und
            Weiterbildung gleichberechtigt berücksichtigt werden. Ergänzt wird diese Mitte durch
            Begriffe aus der Medizin, Psychologie, Soziologie, Philosophie, Theologie, Politik-,
            Rechts- und Verwaltungswissenschaft sowie Ökonomie und Geschichtswissenschaft, die
            als wichtige Bezugspunkte für den Alltag einer sich einmischenden Sozialen Arbeit
            unverzichtbar sind.
         

         Abermals wird eine in sich abgerundete Auswahl von Stichwörtern vorgelegt, bei der
            jeder Begriff für sich, aber vor allem in der gebündelten Zusammenfassung mit Nachbarbegriffen
            zu einer qualifizierten Erstinformation führt, die zur vertiefenden Weiterarbeit befähigt:
            eine bewusst gewählte Position zwischen einem Handbuch mit seiner themenverkürzenden
            Breite und der nur knappen Information eines Lexikons. Die einzelnen Beiträge geben
            einen ersten Überblick zu einem bestimmten Thema, bilden den aktuellen Forschungsstand
            und neue Trends ab. Die Stichwörter beziehen sich auf den deutschsprachigen Raum und
            integrieren, wo immer das möglich und sinnvoll erscheint, die europäische und internationale
            Perspektive.
         

         Zur Geschichte und zu den inhaltlichen Neuerungen

         Das heutige Wörterbuch Soziale Arbeit blickt auf eine jahrzehntelange Entwicklungsgeschichte
            zurück: Die erste Auflage des Nachschlagewerkes erschien bereits 1980, wurde von Dieter
            Kreft und Ingrid Mielenz bis zur 8. Auflage (2017) herausgegeben und seit der 9. Auflage (2021)
            in neuer Herausgeberschaft mit dem Titel „Kreft/Mielenz Wörterbuch Soziale Arbeit“
            fortgeführt. Mit diesen unterschiedlichen Auflagen ist der beständige Wandel der Sozialen
            Arbeit in der Praxis, als Profession, in der Ausbildung und im Studium sowie zur Wissenschaft
            und Forschung gut dokumentiert. Die Namen der beteiligten Autor:innen – von der ersten
            bis zur aktuellen Auflage – lesen sich wie ein „Who is who“ in der Sozialen Arbeit
            und von Anfang an konnten immer wieder wichtige fachliche Impulse im Rahmen der unzähligen
            Stichwortbeiträge eingefangen und zugleich gesetzt werden.
         

         Dies gilt zunächst auch für den Begriff „Soziale Arbeit“ an sich, den Dieter Kreft
            und Ingrid Mielenz bereits 1980 in der ersten Auflage im Titel („Wörterbuch Soziale
            Arbeit“), ab der 3. Auflage im Jahr 1988 zudem mit einer eigenen Stichworterklärung
            führten; ab den 1990er Jahren setzte sich „Soziale Arbeit“ (mit dem großgeschriebenen
            „S“) sukzessive als neue Begrifflichkeit durch. Die Zahl der sozialen Fachkräfte,
            die bereits während ihres Studiums mit dem Wörterbuch aktiv arbeiteten, ist gewaltig;
            selbst die gegenwärtigen Herausgeberinnen und Herausgeber und viele der heute beteiligen
            Autor:innen kennen das Nachschlagewerk bereits vom eigenen Studium her. Nur sehr wenige
            Veröffentlichungen aus der Sozialen Arbeit können auf diese außerordentliche große
            und Jahrzehnte währende Reichweite zurückblicken.
         

         Das Manuskript zur letzten Ausgabe wurde 2020/2021 inmitten der weltweiten Corona-Pandemie
            abgeschlossen; seither wirken zahlreiche gesellschaftliche und soziotechnische Veränderungen
            auf die Soziale Arbeit ein. In Bezug auf die 10. Auflage gilt es festzuhalten, dass
            die oben erwähnte konzeptionelle Mitte des Wörterbuchs weiter ausgebaut wurde, so
            bspw. durch die Aktualisierung und Aufnahme neuer Stichwortbeiträge zum professionellen
            Handeln von sozialen Fachkräften und hierauf bezogenen, für die Berufspraxis relevanten
            Methoden und Handlungskonzepten. Thematisiert werden bedeutende Herausforderungen,
            Chancen und Risiken einer bundesweit immer komplexer werdenden Träger- und Verbändelandschaft
            mit unzähligen Einrichtungen und Diensten; wie umfangreich und bunt, zugleich aber
            auch unübersichtlich die Soziale Arbeit sich heute gestaltet, zeigt nicht zuletzt
            auch der Anhang des Wörterbuchs, in dem Hunderte von Organisationen, Initiativen und
            Netzwerke inkl. deren Webauftritte aufgenommen werden konnten. Das Nachschlagwerk
            integriert nunmehr verstärkt internationale Perspektiven, so neben Europa auch eigene
            Stichwortbeiträge zu allen weiteren Kontinenten, d. h. zur Sozialen Arbeit in Afrika,
            Asien, Lateinamerika und Nordamerika; schließlich wird auch die Rolle indigener Völker
            für die Sozialen Arbeit vorgestellt.
         

         Themen der Diversität und der Diversitätssensibilität werden im Wörterbuch in verschiedenen
            Richtungen und auch vielstimmig entfaltet. So werden beispielsweise Problemlagen wie
            Diskriminierung und Rassismus aufgegriffen sowie analytische Begriffe wie Intersektionalität
            und postkoloniale Soziale Arbeit vorgestellt. Das Wörterbuch führt in Arbeitsfelder
            wie die Radikalisierungsprävention, Demokratieförderung und Verschwörungsideologien
            ein, die eng mit dem Aufbau demokratischer Kompetenz und dem Abbau gruppenbezogener
            Menschenfeindlichkeit verbunden sind. Ein eigenes Stichwort ist der extrem rechten
            Einflussnahme bis hin zur Unterwanderung Sozialer Arbeit gewidmet. Auch die Generationenarbeit
            gehört in das Feld der Diversitätssensibilität; dabei geht es darum, welche Möglichkeiten
            es gibt, Begegnungen zwischen Menschen unterschiedlichen Lebensalters bereichernd
            zu arrangieren. Schließlich finden sich Beiträge zu verschiedenen Formen der Kunst,
            die einen niedrigschwelligen Zugang zu den Adressat:innen Sozialer Arbeit und das
            Arbeiten mit diversen Gruppen ermöglichen.
         

         Neben dem Schwerpunkt der Diversität haben wir Stichwörter aufgenommen, die eigentlich
            schon lange große Relevanz für die Soziale Arbeit haben, die wir aber dieses Mal explizit
            gemacht haben. Dazu gehört beispielsweise der Beitrag zur Kommunalpolitik, aber auch
            die Auseinandersetzung mit den seit Beginn der Sozialen Arbeit vorkommenden Hausbesuchen.
            Des Weiteren wurde die wichtige Zielgruppe der pflegenden Angehörigen beschrieben
            sowie die vielfältige Praxis der Biografiearbeit. Zu diesen klassischen Themen gehört
            ebenso die Analyse der Aufgaben der Kommunikation im Rahmen Sozialer Arbeit. Als gewinnbringend
            erweist es sich außerdem, wenn Kolleg:innen aus arbeitsfeldbezogenen Bündnissen und
            Organisationen auf Bundesebene ihre Expertise in das Wörterbuch einbringen, so geschehen
            beispielsweise in den neuen Beiträgen über Housing First und Menschenhandel und in
            den Beiträgen über Selbsthilfe und Seniorenpolitik.
         

         Auch auf einen weiteren besonderen fachlichen Schwerpunkt des Wörterbuchs gilt es
            erneut hinzuweisen: Viele Adressat:innen der Sozialen Arbeit sind von Armut, eingeschränkter
            Teilhabe, sozialer Ungleichheit, Rassismus und Gewalt betroffen. Bei der Lösung ihrer
            Probleme sind sie auf umfängliche Unterstützung angewiesen, denn sie können oftmals
            nicht auf eigene Ressourcen zurückgreifen. Damit Fachkräfte der Sozialen Arbeit sie
            sozialanwaltschaftlich dabei unterstützen zu können, ihre Rechte auf Dienst-, Sach-
            und Geldleistungen im Sozialstaat wahrzunehmen, benötigen sie umfangreiche Rechts-Kenntnisse.
            Daher spielen die Beiträge zu verschiedenen Rechtsgebieten, aber auch zu den rechtlichen
            Grundlagen und Rahmenbedingungen der Sozialen Arbeit seit jeher eine große Rolle im
            Wörterbuch – so auch in der Neuauflage.
         

         Viele dieser Beiträge wurden umfassend überarbeitet und aktualisiert, weil sich relevante
            rechtliche Regelungen verändert haben. Das betrifft z. B. die in der letzten Auflage
            noch nicht vollständig eingearbeitete Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts,
            die Einführung des „Bürgergeldes“ als Grundsicherungsleistung für Arbeitsuchende sowie
            Änderungen im Migrationsrecht. Die vorgesehene Reform des Kinder- und Jugendhilferechts
            hin zu einem inklusiven Kinder- und Jugendhilferecht konnte jedoch vor dem Regierungswechsel
            nicht mehr abgeschlossen werden, sodass diese der nächsten Auflage vorbehalten bleibt.
            Um die Rechte der Adressat:innen im Einzelfall zur Geltung zu bringen, haben Stellungnahmen
            in gerichtlichen Verfahren eine besondere Bedeutung; dem kommen wir durch einen neuen
            Beitrag zu Sozialpädagogischen Stellungnahmen nach.
         

         Nach wie vor ist der Bereich der Kinder- und Jugendhilfe ein Handlungsfeld, in dem
            ungefähr die Hälfte aller Absolventinnen und Absolventen von Studiengängen Sozialer
            Arbeit später eine berufliche Heimat findet. Im zurückliegenden Jahrzehnt ist dort
            vor allem die Phase der (frühen) Kindheit stärker in den Fokus gerückt, sowohl mit
            ihren Gefährdungen (Kinderschutz) als auch mit ihren besonderen Bedarfen (Frühe Hilfen).
            Neu hinzugekommen sind seit der letzten Auflage des Wörterbuchs besonders die Risiken
            und Gefährdungen im digitalen Bereich, die zunehmend gesellschaftlich wahrgenommen
            und diskutiert werden. Innerhalb des Handlungsfelds macht auch das Thema Inklusion
            Fortschritte, selbst wenn der Fortgang dieser Debatte noch nicht genau absehbar ist.
         

         Gleichzeitig ist die Kinder- und Jugendhilfe von gesellschaftlichen Entwicklungen
            unmittelbar betroffen: Wenn sich beispielweise in Gesellschaft und Familien Macht
            zunehmend polyzentrisch verteilt und überkommene Hierarchien an Bedeutung verlieren,
            dann hat dies nicht nur Auswirkungen auf Handlungskonzepte in der Kinder- und Jugendhilfe,
            die partizipativ ausgestaltet werden (müssen), um junge Menschen angemessen auf ein
            Leben nach der Jugendhilfe vorzubereiten, sondern Kinder- und Jugendhilfe selbst gewinnt
            als Teil der sozialen Infrastruktur an Gewicht: Wenn das „male breadwinner“-Modell
            an Bedeutung verliert und Frauen zu einem aktiven Teil der Erwerbsgesellschaft werden
            oder wenn die Belastungen der Produktion in den Bereich der Reproduktion durchschlagen,
            dann müssen zwingend die Kindertagesbetreuung und andere Unterstützungsleistungen
            weiter ausgebaut und optimiert werden. Aber auch Themen wie Generationengerechtigkeit
            und das schon angesprochene Thema Diversität in Verbindung mit geschlechtlicher Orientierung
            gewinnen an Bedeutung. Mit der neuen Auflage das Wörterbuch versuchen wir diese Veränderungen
            sowohl auf Seiten der Jugendhilfe als auch auf gesellschaftlicher Ebene stärker in
            den Blick zu nehmen.
         

         Abschließend gilt es noch folgende innovative Bezüge für die 10. Auflage festzuhalten:
            Soziale Arbeit ist immer institutionell gerahmt und verfasst und setzt sich damit
            subsidiär von Nachbarschaftshilfe oder Bürgerschaftlichem Engagement i. e. S. ab.
            Fragen von Organisation, Qualität, Wirtschaft und Management sind deshalb seit langem
            ein weiterer Schwerpunkt des Wörterbuches. Die entsprechenden Beiträge wurden aktualisiert
            und dabei der wachsenden Bedeutung des Personalmanagements im Kontext des Fachkräftemangels
            Rechnung getragen. Ergänzt wurden einige Stichworte, die sich vertiefter mit unterschiedlichen
            Aspekten von Digitalität und Digitalisierung auseinandersetzen, mit ausgelösten Veränderungen
            in den Lebenswelten von Klient:innen, aber auch in den Arbeitsvollzügen von Sozialarbeitenden.
            Neben grundsätzlichen Beiträgen zur Informationsgesellschaft oder Sozialer Arbeit
            im digitalen Raum wird in Aspekte wie den Umgang mit Social Media, Künstlicher Intelligenz,
            Digitaler Mobilisierung oder Digitaler Spielkultur eingeführt.
         

         Zuletzt: Die weltweite Klimakrise hat zahlreiche indirekte und direkte Auswirkungen
            auf die Soziale Arbeit – Armutslagen und Benachteiligung führen zu weiterer sozialer
            Ausgrenzung, Fluchtbewegungen werden ausgelöst, Träger beginnen nachhaltiger zu wirtschaften.
            Dies findet in bestehenden Beiträgen mehr Beachtung, etwa unter den Stichworten Flucht
            oder Stadtentwicklungsplanung, und wird in Beiträgen zu Klimagerechtigkeit, Nachhaltigkeit,
            Sozialökologischen Transformation oder Ökologie Sozialer Arbeit vertieft dargestellt.
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                        Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde

                     
                  

                  
                     	
                        DGSA

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        DG-SAS

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit in der Suchthilfe

                     
                  

                  
                     	
                        DG-SPS

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für Suchtpsychologie

                     
                  

                  
                     	
                        DGSv

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für Supervision

                     
                  

                  
                     	
                        d. h.

                     
                     	
                        das heißt

                     
                  

                  
                     	
                        DHPV

                     
                     	
                        Deutscher Hospiz- und Palliativverband

                     
                  

                  
                     	
                        DHS

                     
                     	
                        Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen

                     
                  

                  
                     	
                        Die LINKE

                     
                     	
                        Partei die LINKE

                     
                  

                  
                     	
                        dies.

                     
                     	
                        dieselbe

                     
                  

                  
                     	
                        DIfU

                     
                     	
                        Deutsches Institut für Urbanistik

                     
                  

                  
                     	
                        DIJuF

                     
                     	
                        Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrechte

                     
                  

                  
                     	
                        DIMR

                     
                     	
                        Deutsches Institut für Menschenrechte

                     
                  

                  
                     	
                        Diss.

                     
                     	
                        Dissertation

                     
                  

                  
                     	
                        DIW

                     
                     	
                        Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung

                     
                  

                  
                     	
                        dj

                     
                     	
                        deutsche jugend (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        DJI

                     
                     	
                        Deutsches Jugendinstitut

                     
                  

                  
                     	
                        DLRG

                     
                     	
                        Deutsche Lebensrettungsgesellschaft

                     
                  

                  
                     	
                        DLT

                     
                     	
                        Deutscher Landkreistag

                     
                  

                  
                     	
                        DLV

                     
                     	
                        Deutscher Leichtathletikverband

                     
                  

                  
                     	
                        DM

                     
                     	
                        Deutsche Mark

                     
                  

                  
                     	
                        DOI

                     
                     	
                        Digital object identifier

                     
                  

                  
                     	
                        DOSB

                     
                     	
                        Deutscher Olympischer Sportbund

                     
                  

                  
                     	
                        DPWV

                     
                     	
                        Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband/Der 
Paritätische

                     
                  

                  
                     	
                        Dr.

                     
                     	
                        Doktor_in

                     
                  

                  
                     	
                        DRiZ

                     
                     	
                        Deutsche Richterzeitung 
(Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        DRK

                     
                     	
                        Deutsches Rotes Kreuz

                     
                  

                  
                     	
                        Drs.

                     
                     	
                        Drucksache

                     
                  

                  
                     	
                        DRV

                     
                     	
                        Deutsche Rentenversicherung

                     
                  

                  
                     	
                        DSB

                     
                     	
                        Deutscher Sportbund

                     
                  

                  
                     	
                        DSG-EKD

                     
                     	
                        Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland

                     
                  

                  
                     	
                        DStGB

                     
                     	
                        Deutscher Städte- und Gemeindebund

                     
                  

                  
                     	
                        DStT

                     
                     	
                        Deutscher Städtetag

                     
                  

                  
                     	
                        DV

                     
                     	
                        Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge

                     
                  

                  
                     	
                        DVBl.

                     
                     	
                        Deutsches Verwaltungsblatt

                     
                  

                  
                     	
                        DVJJ

                     
                     	
                        Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen

                     
                  

                  
                     	
                        DVO

                     
                     	
                        Durchführungsverordnung

                     
                  

                  
                     	
                        DVSG

                     
                     	
                        Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen

                     
                  

                  
                     	
                        DW

                     
                     	
                        Diakonisches Werk

                     
                  

                  
                     	
                        DZA

                     
                     	
                        Deutsches Zentrum für Altersfragen

                     
                  

                  
                     	
                        DZI

                     
                     	
                        Deutsches Zentralinstitut für soziale Fragen

                     
                  

                  
                     	
                        EASSW

                     
                     	
                        European Association of Schools of Social Work

                     
                  

                  
                     	
                        EASY

                     
                     	
                        Erstverteilung der Asylsuchenden (IT-Anwendung)

                     
                  

                  
                     	
                        ebd.

                     
                     	
                        ebenda

                     
                  

                  
                     	
                        EBP

                     
                     	
                        Evidence-Based Practice, Evidenzbasierte Praxis

                     
                  

                  
                     	
                        ECTS

                     
                     	
                        European Credit Transfer System

                     
                  

                  
                     	
                        EFRE

                     
                     	
                        Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

                     
                  

                  
                     	
                        EG

                     
                     	
                        Einführungsgesetz/Europäische Gemeinschaft

                     
                  

                  
                     	
                        EGBGB

                     
                     	
                        Einführungsgesetz zum BGB

                     
                  

                  
                     	
                        EGMR

                     
                     	
                        Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

                     
                  

                  
                     	
                        EGStGB

                     
                     	
                        Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch

                     
                  

                  
                     	
                        EinV

                     
                     	
                        Einigungsvertrag

                     
                  

                  
                     	
                        EJ

                     
                     	
                        Evangelische Jugendhilfe (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        EKD

                     
                     	
                        Evangelische Kirche in Deutschland

                     
                  

                  
                     	
                        em.

                     
                     	
                        emeritiert

                     
                  

                  
                     	
                        EMRK

                     
                     	
                        Europäische Menschenrechtskonvention

                     
                  

                  
                     	
                        entspr.

                     
                     	
                        entsprechend

                     
                  

                  
                     	
                        ErbStG

                     
                     	
                        Erbschaftssteuer- und Schenkungssteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        EREV

                     
                     	
                        Evangelischer Erziehungsverband

                     
                  

                  
                     	
                        ESF

                     
                     	
                        Europäische Sozialfonds

                     
                  

                  
                     	
                        ESN

                     
                     	
                        European Social Network

                     
                  

                  
                     	
                        Est

                     
                     	
                        Einkommensteuer

                     
                  

                  
                     	
                        EstDV

                     
                     	
                        Einkommensteuer-Durchführungsverordnung

                     
                  

                  
                     	
                        EstG

                     
                     	
                        Einkommensteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        EstR

                     
                     	
                        Einkommensteuer-Richtlinien

                     
                  

                  
                     	
                        ESWRA

                     
                     	
                        European Social Work Research Association

                     
                  

                  
                     	
                        etc.

                     
                     	
                        et cetera

                     
                  

                  
                     	
                        EU

                     
                     	
                        Europäische Union

                     
                  

                  
                     	
                        EU-DSGVO

                     
                     	
                        EU-Datenschutzgrundverordnung

                     
                  

                  
                     	
                        EuGH

                     
                     	
                        Europäischer Gerichtshof

                     
                  

                  
                     	
                        EUR

                     
                     	
                        Euro

                     
                  

                  
                     	
                        EU-Rente

                     
                     	
                        Erwerbsunfähigkeitsrente

                     
                  

                  
                     	
                        EU-SILC

                     
                     	
                        European Union Statistics on Income and Living Conditions

                     
                  

                  
                     	
                        EUV

                     
                     	
                        Vertrag über die Europäische 
Union

                     
                  

                  
                     	
                        EUTB

                     
                     	
                        Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

                     
                  

                  
                     	
                        eV/e. V.

                     
                     	
                        eingetragener Verein

                     
                  

                  
                     	
                        EVS

                     
                     	
                        Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

                     
                  

                  
                     	
                        evtl.

                     
                     	
                        eventuell

                     
                  

                  
                     	
                        EWG

                     
                     	
                        Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

                     
                  

                  
                     	
                        EWSA

                     
                     	
                        Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        f./ff.

                     
                     	
                        folgende/fortfolgende

                     
                  

                  
                     	
                        FamFG

                     
                     	
                        Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
                              Gerichtsbarkeit

                     
                  

                  
                     	
                        FamFR

                     
                     	
                        Familienrecht und Familienverfahrensrecht (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        FamG

                     
                     	
                        Familiengericht

                     
                  

                  
                     	
                        FamRZ

                     
                     	
                        Zeitschrift für das gesamte Familienrecht (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        FAZ

                     
                     	
                        Frankfurter Allgemeine Zeitung

                     
                  

                  
                     	
                        FB

                     
                     	
                        Fachbereich

                     
                  

                  
                     	
                        FBTS

                     
                     	
                        Fachbereichstag Soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        FDGB

                     
                     	
                        Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (der DDR)

                     
                  

                  
                     	
                        FDJ

                     
                     	
                        Freie Deutsche Jugend (DDR)

                     
                  

                  
                     	
                        fdr

                     
                     	
                        Fachverband Drogen- und Suchthilfe

                     
                  

                  
                     	
                        FE

                     
                     	
                        Fürsorgeerziehung

                     
                  

                  
                     	
                        FEH

                     
                     	
                        Freiwillige Erziehungshilfe

                     
                  

                  
                     	
                        FGB

                     
                     	
                        Familiengesetzbuch der DDR

                     
                  

                  
                     	
                        FGG

                     
                     	
                        Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

                     
                  

                  
                     	
                        FH/FHS

                     
                     	
                        Fachhochschule(n)

                     
                  

                  
                     	
                        FK

                     
                     	
                        Frankfurter Kommentar

                     
                  

                  
                     	
                        FLA

                     
                     	
                        Familienlastenausgleich

                     
                  

                  
                     	
                        FÖJ

                     
                     	
                        Freiwilliges Ökologisches Jahr

                     
                  

                  
                     	
                        FPPK

                     
                     	
                        Forensische Psychiatrie, Psychologie, Kriminologie (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        FPR

                     
                     	
                        Familie, Partnerschaft, Recht (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        FR

                     
                     	
                        Frankfurter Rundschau

                     
                  

                  
                     	
                        FreizügG/EU

                     
                     	
                        Freizügigkeitsgesetz/EU

                     
                  

                  
                     	
                        Frontex

                     
                     	
                        Europäische Agentur für Grenz- und Küstenwache

                     
                  

                  
                     	
                        FS

                     
                     	
                        Fachschule/Festschrift

                     
                  

                  
                     	
                        FSJ

                     
                     	
                        Freiwilliges soziales Jahr

                     
                  

                  
                     	
                        FSK

                     
                     	
                        Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft

                     
                  

                  
                     	
                        FU

                     
                     	
                        Freie Universität

                     
                  

                  
                     	
                        FuR

                     
                     	
                        Familie und Recht (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        GA

                     
                     	
                        Gesundheitsausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        GbR

                     
                     	
                        Gesellschaft bürgerlichen Rechts

                     
                  

                  
                     	
                        GEW

                     
                     	
                        Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft

                     
                  

                  
                     	
                        GewO

                     
                     	
                        Gewerbeordnung

                     
                  

                  
                     	
                        GewSchG

                     
                     	
                        Gewaltschutzgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        GewStG

                     
                     	
                        Gewerbesteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        GFK

                     
                     	
                        Genfer Flüchtlingskonvention

                     
                  

                  
                     	
                        GFMK

                     
                     	
                        Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenminister_innen und -senator_innen

                     
                  

                  
                     	
                        GG

                     
                     	
                        Grundgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        ggf.

                     
                     	
                        gegebenenfalls

                     
                  

                  
                     	
                        gGmbH

                     
                     	
                        gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung

                     
                  

                  
                     	
                        GGUA

                     
                     	
                        Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender

                     
                  

                  
                     	
                        GHS

                     
                     	
                        Gesamthochschule

                     
                  

                  
                     	
                        GIZ

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit

                     
                  

                  
                     	
                        GjS

                     
                     	
                        Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften

                     
                  

                  
                     	
                        GKG

                     
                     	
                        Gerichtskostengesetz

                     
                  

                  
                     	
                        GKV

                     
                     	
                        Gesetzliche Krankenversicherung

                     
                  

                  
                     	
                        GmbH

                     
                     	
                        Gesellschaft mit beschränkter Haftung

                     
                  

                  
                     	
                        GmbHG

                     
                     	
                        Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

                     
                  

                  
                     	
                        GMBL

                     
                     	
                        Gemeinsames Ministerialblatt

                     
                  

                  
                     	
                        GMF

                     
                     	
                        Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

                     
                  

                  
                     	
                        GMK

                     
                     	
                        Gesundheitsministerkonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        GrStG

                     
                     	
                        Grundsteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        GRV

                     
                     	
                        Gesetzliche Rentenversicherung

                     
                  

                  
                     	
                        GTZ

                     
                     	
                        Deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit

                     
                  

                  
                     	
                        GUV

                     
                     	
                        Gesetzliche Unfallversicherung

                     
                  

                  
                     	
                        GVG

                     
                     	
                        Gerichtsverfassungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        GWA

                     
                     	
                        Gemeinwesenarbeit

                     
                  

                  
                     	
                        H.

                     
                     	
                        Heft

                     
                  

                  
                     	
                        Halbs.

                     
                     	
                        Halbsatz

                     
                  

                  
                     	
                        HAW

                     
                     	
                        Hochschulen für angewandte Wissenschaften

                     
                  

                  
                     	
                        HbL

                     
                     	
                        Hilfen in besonderen Lebenslagen

                     
                  

                  
                     	
                        HiBiFo

                     
                     	
                        Haushalt in Bildung & Forschung (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        HKÜ

                     
                     	
                        Haager Kindesentführungsübereinkommen

                     
                  

                  
                     	
                        HLU

                     
                     	
                        Hilfe zum Lebensunterhalt

                     
                  

                  
                     	
                        HRG

                     
                     	
                        Hochschulrahmengesetz

                     
                  

                  
                     	
                        HRK

                     
                     	
                        Hochschulrektorenkonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        hrsg.

                     
                     	
                        herausgegeben

                     
                  

                  
                     	
                        Hrsg.

                     
                     	
                        Herausgeber_in

                     
                  

                  
                     	
                        HS

                     
                     	
                        Hochschule

                     
                  

                  
                     	
                        HW

                     
                     	
                        Hilfswerk der EKD/Heranwachsende_r

                     
                  

                  
                     	
                        HWST

                     
                     	
                        Handwörterbuch der Staatswissenschaften

                     
                  

                  
                     	
                        HwVG

                     
                     	
                        Handwerksversicherungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        HzE

                     
                     	
                        Hilfen zur Erziehung

                     
                  

                  
                     	
                        IAB

                     
                     	
                        Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

                     
                  

                  
                     	
                        IASSW

                     
                     	
                        International Association of Schools of Social Work

                     
                  

                  
                     	
                        ICD

                     
                     	
                        International Statistical Classification of Diseases and Related Health Problems

                     
                  

                  
                     	
                        ICF

                     
                     	
                        International Classification of Functioning, Disability and 
Health

                     
                  

                  
                     	
                        ICSW

                     
                     	
                        International Council on Social Welfare

                     
                  

                  
                     	
                        i. d. B.

                     
                     	
                        in der Bekanntmachung

                     
                  

                  
                     	
                        i. d. F.

                     
                     	
                        in der Fassung

                     
                  

                  
                     	
                        i. d. R.

                     
                     	
                        in der Regel

                     
                  

                  
                     	
                        i. d. S.

                     
                     	
                        in diesem/dem Sinne

                     
                  

                  
                     	
                        i. E.

                     
                     	
                        im Einzelnen/im Erscheinen

                     
                  

                  
                     	
                        i. e. S.

                     
                     	
                        im engeren Sinne

                     
                  

                  
                     	
                        IFSW

                     
                     	
                        International Federation of Social Workers

                     
                  

                  
                     	
                        IG

                     
                     	
                        Industriegewerkschaft

                     
                  

                  
                     	
                        IGfH

                     
                     	
                        Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen

                     
                  

                  
                     	
                        IJAB

                     
                     	
                        Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland (zuvor:
                              Internationaler Jugendaustausch- und Besucherdienst)

                     
                  

                  
                     	
                        IKJHG

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendhilfeinklusionsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        IKT

                     
                     	
                        Informations- und Kommunikationstechnologie

                     
                  

                  
                     	
                        ILO

                     
                     	
                        International Labour Organization

                     
                  

                  
                     	
                        IM

                     
                     	
                        Innere Mission

                     
                  

                  
                     	
                        Info

                     
                     	
                        Information

                     
                  

                  
                     	
                        INGO

                     
                     	
                        International Non-Governmental Organization, Internationale Nichtregierungsorganisation

                     
                  

                  
                     	
                        insb.

                     
                     	
                        Insbesondere

                     
                  

                  
                     	
                        InsO

                     
                     	
                        Insolvenzverordnung

                     
                  

                  
                     	
                        int.

                     
                     	
                        International

                     
                  

                  
                     	
                        INTEGRA

                     
                     	
                        Bundesmodell zur Neuorganisation der erzieherischen Hilfen in Regie der IGfH

                     
                  

                  
                     	
                        IntMK

                     
                     	
                        Integrationsministerkonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        IPbpR

                     
                     	
                        Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte

                     
                  

                  
                     	
                        i. R.

                     
                     	
                        im Ruhestand

                     
                  

                  
                     	
                        i. S.

                     
                     	
                        im Sinne

                     
                  

                  
                     	
                        ISA

                     
                     	
                        Institut für soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        ISEK

                     
                     	
                        Integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte

                     
                  

                  
                     	
                        ISKA

                     
                     	
                        Institut für Soziale und Kulturelle Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        ISS

                     
                     	
                        Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik

                     
                  

                  
                     	
                        IT

                     
                     	
                        Informationstechnologie

                     
                  

                  
                     	
                        i. V. m.

                     
                     	
                        in Verbindung mit

                     
                  

                  
                     	
                        i. W.

                     
                     	
                        im Weiteren

                     
                  

                  
                     	
                        IW

                     
                     	
                        Institut der deutschen Wirtschaft

                     
                  

                  
                     	
                        i. w. S.

                     
                     	
                        im weiteren Sinne/im weitesten Sinne

                     
                  

                  
                     	
                        J.

                     
                     	
                        Jahr

                     
                  

                  
                     	
                        JA/JÄ

                     
                     	
                        Jugendamt/Jugendämter

                     
                  

                  
                     	
                        JAmt

                     
                     	
                        Jugendamt (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        JArbSchG

                     
                     	
                        Jugendarbeitsschutzgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        JAVollzO

                     
                     	
                        Jugendarrestvollzugsordnung

                     
                  

                  
                     	
                        JES

                     
                     	
                        Bundesverband (Junkies/Ehemalige/Substituierte)

                     
                  

                  
                     	
                        JFMK

                     
                     	
                        Jugend- und Familienkonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        Jgd.

                     
                     	
                        Jugendliche_r

                     
                  

                  
                     	
                        JGG

                     
                     	
                        Jugendgerichtsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        JGH

                     
                     	
                        Jugendgerichtshilfe

                     
                  

                  
                     	
                        Jh.

                     
                     	
                        Jahrhundert

                     
                  

                  
                     	
                        JH

                     
                     	
                        Jugendhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        JHA

                     
                     	
                        Jugendhilfeausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        JMStV

                     
                     	
                        Jugendmedienschutz-Staatsvertrag

                     
                  

                  
                     	
                        JSchÖG

                     
                     	
                        Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit

                     
                  

                  
                     	
                        JStrR

                     
                     	
                        Jugendstrafrecht

                     
                  

                  
                     	
                        JugG

                     
                     	
                        Jugendgericht

                     
                  

                  
                     	
                        JuHiS

                     
                     	
                        Jugendhilfe im Strafverfahren

                     
                  

                  
                     	
                        JuSchG

                     
                     	
                        Jugendschutzgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        JVA

                     
                     	
                        Justizvollzugsanstalt

                     
                  

                  
                     	
                        JWA

                     
                     	
                        Jugendwohlfahrtsausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        JWG

                     
                     	
                        Jugendwohlfahrtsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        Kap.

                     
                     	
                        Kapitel

                     
                  

                  
                     	
                        KDA

                     
                     	
                        Kuratorium Deutsche Altershilfe

                     
                  

                  
                     	
                        KDG

                     
                     	
                        Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz

                     
                  

                  
                     	
                        KFW

                     
                     	
                        Kreditanstalt für Wiederaufbau

                     
                  

                  
                     	
                        KGSt

                     
                     	
                        Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement

                     
                  

                  
                     	
                        KI

                     
                     	
                        Künstliche Intelligenz

                     
                  

                  
                     	
                        KICK

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        KindRG

                     
                     	
                        Kindschaftsrechtsreformgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        Kita

                     
                     	
                        Kindertagesstätte

                     
                  

                  
                     	
                        KJ

                     
                     	
                        Kritische Justiz (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        KJB

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendbericht

                     
                  

                  
                     	
                        KJH

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        KJHG

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendhilfegesetz

                     
                  

                  
                     	
                        KJM

                     
                     	
                        Kommission für Jugendmedienschutz

                     
                  

                  
                     	
                        KJP

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendhilfeplan

                     
                  

                  
                     	
                        KJSG

                     
                     	
                        Kinder- und Jugendstärkungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        KKG

                     
                     	
                        Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz

                     
                  

                  
                     	
                        KMK

                     
                     	
                        Kultusministerkonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        KOK

                     
                     	
                        Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel

                     
                  

                  
                     	
                        KomDat

                     
                     	
                        KomDat Jugendhilfe –Kommentierte Daten der Jugendhilfe der AKJStat

                     
                  

                  
                     	
                        KrimJ

                     
                     	
                        Kriminologisches Journal (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        KritV

                     
                     	
                        Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft

                     
                  

                  
                     	
                        KRK

                     
                     	
                        Kinderrechtskonvention

                     
                  

                  
                     	
                        KSchG

                     
                     	
                        Kündigungsschutzgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        KStG

                     
                     	
                        Körperschaftssteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        KunstUrhG

                     
                     	
                        Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie

                     
                  

                  
                     	
                        KVLG

                     
                     	
                        Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte

                     
                  

                  
                     	
                        KZfSS

                     
                     	
                        Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychiatrie

                     
                  

                  
                     	
                        LAG

                     
                     	
                        Landesarbeitsgemeinschaft

                     
                  

                  
                     	
                        LGBTQIA+

                     
                     	
                        lesbian, gay, bi-, trans-, queer, inter-, a-sexual plus

                     
                  

                  
                     	
                        lit.

                     
                     	
                        Buchstabe (bei Gesetzen)

                     
                  

                  
                     	
                        LJ

                     
                     	
                        Lebensjahr

                     
                  

                  
                     	
                        LJA/LJÄ

                     
                     	
                        Landesjugendamt/Landesjugendämter

                     
                  

                  
                     	
                        LPartG

                     
                     	
                        Lebenspartnerschaftsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        LpB

                     
                     	
                        Landeszentralen für Politische Bildung

                     
                  

                  
                     	
                        LPK

                     
                     	
                        Lehr- und Praxiskommentar

                     
                  

                  
                     	
                        LSBTIQ*

                     
                     	
                        Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender, Intersexuelle, Queere

                     
                  

                  
                     	
                        lt.

                     
                     	
                        laut

                     
                  

                  
                     	
                        LTA

                     
                     	
                        Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

                     
                  

                  
                     	
                        LVA

                     
                     	
                        Landesversicherungsanstalt

                     
                  

                  
                     	
                        LWL

                     
                     	
                        Landschaftsverband Westfalen-Lippe

                     
                  

                  
                     	
                        MA

                     
                     	
                        Master/Magister Artium

                     
                  

                  
                     	
                        MatAB

                     
                     	
                        Materialien für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

                     
                  

                  
                     	
                        MAV

                     
                     	
                        Mitarbeiter_innen-Vertretung

                     
                  

                  
                     	
                        m. a. W.

                     
                     	
                        mit anderen Worten

                     
                  

                  
                     	
                        MBOR

                     
                     	
                        Medizinisch beruflich orientierte Rehabilitation

                     
                  

                  
                     	
                        MD

                     
                     	
                        Medizinischer Dienst

                     
                  

                  
                     	
                        MdB

                     
                     	
                        Mitglied des Bundestages

                     
                  

                  
                     	
                        MdL

                     
                     	
                        Mitglied des Landtages

                     
                  

                  
                     	
                        MediationsG

                     
                     	
                        Mediationsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        MEW

                     
                     	
                        Marx-Engels-Werke

                     
                  

                  
                     	
                        MiLoG

                     
                     	
                        Mindestlohngesetz

                     
                  

                  
                     	
                        MINT

                     
                     	
                        Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik

                     
                  

                  
                     	
                        Mio.

                     
                     	
                        Million(en)

                     
                  

                  
                     	
                        MitbestG

                     
                     	
                        Mitbestimmungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        Mj.

                     
                     	
                        Minderjährige

                     
                  

                  
                     	
                        MR

                     
                     	
                        Medizinische Rehabilitation

                     
                  

                  
                     	
                        Mrd.

                     
                     	
                        Milliarde(n)

                     
                  

                  
                     	
                        MSchG

                     
                     	
                        Mutterschutzgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        MschrKrim

                     
                     	
                        Monatsschrift für Kriminologie (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        mtl.

                     
                     	
                        monatlich

                     
                  

                  
                     	
                        MüKo

                     
                     	
                        Münchener Kommentar

                     
                  

                  
                     	
                        m. w. N.

                     
                     	
                        mit weiteren Nachweisen

                     
                  

                  
                     	
                        n. F.

                     
                     	
                        neue Fassung

                     
                  

                  
                     	
                        NAK

                     
                     	
                        Nationale Armutskonferenz

                     
                  

                  
                     	
                        NAKOS

                     
                     	
                        Nationale Kontakt- und Informationsstelle Selbsthilfegruppen

                     
                  

                  
                     	
                        NASW

                     
                     	
                        National Association of Social Workers

                     
                  

                  
                     	
                        NDV

                     
                     	
                        Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge

                     
                  

                  
                     	
                        NEG

                     
                     	
                        Gesetz über die Rechtsstellung nichtehelicher Kinder

                     
                  

                  
                     	
                        NGO

                     
                     	
                        Non-Governmental Organization

                     
                  

                  
                     	
                        NJW

                     
                     	
                        Neue Juristische Wochenschrift

                     
                  

                  
                     	
                        np

                     
                     	
                        neue praxis (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        NRO

                     
                     	
                        Nichtregierungsorganisation

                     
                  

                  
                     	
                        NRW

                     
                     	
                        Nordrhein-Westfalen

                     
                  

                  
                     	
                        NSDAP

                     
                     	
                        Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei

                     
                  

                  
                     	
                        NSV

                     
                     	
                        Nationalsozialistische Volkswohlfahrt

                     
                  

                  
                     	
                        NZFam

                     
                     	
                        Neue Zeitschrift für Familienrecht

                     
                  

                  
                     	
                        NZFH

                     
                     	
                        Nationales Zentrum Frühe Hilfen

                     
                  

                  
                     	
                        NZS

                     
                     	
                        Neue Zeitschrift für Sozialrecht

                     
                  

                  
                     	
                        o. Ä.

                     
                     	
                        oder Ähnliches

                     
                  

                  
                     	
                        obds

                     
                     	
                        Österreichischer Berufsverband der Sozialen Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        OECD

                     
                     	
                        Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

                     
                  

                  
                     	
                        öff.

                     
                     	
                        öffentlich

                     
                  

                  
                     	
                        o. g.

                     
                     	
                        oben genannt

                     
                  

                  
                     	
                        ÖGD

                     
                     	
                        Öffentlicher Gesundheitsdienst

                     
                  

                  
                     	
                        OGSA

                     
                     	
                        Österreichische Gesellschaft für Soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        ÖGW

                     
                     	
                        Öffentliches Gesundheitswesen

                     
                  

                  
                     	
                        o. J.

                     
                     	
                        ohne Jahresangabe

                     
                  

                  
                     	
                        OLG

                     
                     	
                        Oberlandesgericht

                     
                  

                  
                     	
                        OLJB

                     
                     	
                        Oberste Länderjugendbehörden

                     
                  

                  
                     	
                        ÖTV

                     
                     	
                        Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr (jetzt unter ver.di)

                     
                  

                  
                     	
                        Päd.

                     
                     	
                        Pädagogik

                     
                  

                  
                     	
                        PDS

                     
                     	
                        Partei des Demokratischen Sozialismus

                     
                  

                  
                     	
                        PISA

                     
                     	
                        Programme for International Student Assessment

                     
                  

                  
                     	
                        PolG

                     
                     	
                        Polizeigesetz

                     
                  

                  
                     	
                        PR

                     
                     	
                        Personalrat/public relations (Öffentlichkeitsarbeit)

                     
                  

                  
                     	
                        Prof.

                     
                     	
                        Professor_in

                     
                  

                  
                     	
                        PsychKG

                     
                     	
                        Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten

                     
                  

                  
                     	
                        PsychPbG

                        PsychThG

                     
                     	
                        Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren

                        Psychotherapeutengesetz

                     
                  

                  
                     	
                        PWV

                     
                     	
                        Paritätischer Wohlfahrtsverband

                     
                  

                  
                     	
                        QR SozArb

                     
                     	
                        Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        RAM

                     
                     	
                        Reichsarbeitsministerium

                     
                  

                  
                     	
                        RBerG

                     
                     	
                        Rechtsberatungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        rd.

                     
                     	
                        rund

                     
                  

                  
                     	
                        RDG

                     
                     	
                        Rechtsdienstleistungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        RdJB

                     
                     	
                        Recht der Jugend und des Bildungswesens (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        RegE

                     
                     	
                        Regierungsentwurf

                     
                  

                  
                     	
                        RelKErzG

                     
                     	
                        Gesetz über die religiöse Kindererziehung

                     
                  

                  
                     	
                        RFV

                     
                     	
                        Reichsfürsorgepflichtverordnung

                     
                  

                  
                     	
                        RGBl.

                     
                     	
                        Reichsgesetzblatt

                     
                  

                  
                     	
                        RJGG

                     
                     	
                        Reichsjugendgerichtsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        RJWG

                     
                     	
                        Reichsjugendwohlfahrtsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        RKEG

                     
                     	
                        Reichsgesetz über die religiöse Kindererziehung

                     
                  

                  
                     	
                        RKG

                     
                     	
                        Reichsknappschaftsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        RKI

                     
                     	
                        Robert Koch-Institut

                     
                  

                  
                     	
                        RL

                     
                     	
                        Richtlinie(n)

                     
                  

                  
                     	
                        RMBl.

                     
                     	
                        Reichsministerialblatt

                     
                  

                  
                     	
                        Rn.

                     
                     	
                        Randnummer

                     
                  

                  
                     	
                        RPsych

                     
                     	
                        Rechtspsychologie (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        RsDE

                     
                     	
                        Beiträge zum Recht der sozialen Dienste und Einrichtungen

                     
                  

                  
                     	
                        RStGB

                     
                     	
                        Reichsstrafgesetzbuch

                     
                  

                  
                     	
                        RVO

                     
                     	
                        Rechtsverordnung/Reichsversicherungsordnung

                     
                  

                  
                     	
                        S.

                     
                     	
                        Seite/Satz

                     
                  

                  
                     	
                        SAHGE

                     
                     	
                        Soziale Arbeit, Haushaltsnahe Dienstleistungen, Gesundheit und Pflege, Erziehung und
                              Bildung

                     
                  

                  
                     	
                        SchiedsVZ

                     
                     	
                        Zeitschrift für Schiedsverfahren

                     
                  

                  
                     	
                        SchwbG

                     
                     	
                        Schwerbehindertengesetz

                     
                  

                  
                     	
                        SDGs

                     
                     	
                        Sustainable Development Goals

                     
                  

                  
                     	
                        SED

                     
                     	
                        Sozialistische Einheitspartei Deutschlands

                     
                  

                  
                     	
                        SFHG

                     
                     	
                        Schwangeren- und Familienhilfegesetz

                     
                  

                  
                     	
                        SGB

                     
                     	
                        Sozialgesetzbuch

                     
                  

                  
                     	
                        SGSA

                     
                     	
                        Schweizerische Gesellschaft für Soziale Arbeit

                     
                  

                  
                     	
                        SHA

                     
                     	
                        Sozialhilfeausschuss

                     
                  

                  
                     	
                        SIÖ

                     
                     	
                        Sozialarbeit in Österreich (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        SjE

                     
                     	
                        Sammlung jugendrechtlicher Entscheidungen

                     
                  

                  
                     	
                        Slg.

                     
                     	
                        Sammlung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes und des Gerichts Erster
                              Instanz

                     
                  

                  
                     	
                        SLR

                     
                     	
                        Sozialwissenschaftliche Literatur Rundschau

                     
                  

                  
                     	
                        s. o.

                     
                     	
                        siehe oben

                     
                  

                  
                     	
                        SOEP

                     
                     	
                        Sozio-oekonomisches Panel

                     
                  

                  
                     	
                        sog.

                     
                     	
                        sogenannt

                     
                  

                  
                     	
                        SoVD

                     
                     	
                        Sozialverband Deutschland

                     
                  

                  
                     	
                        SozArb

                     
                     	
                        Soziale Arbeit/Sozialarbeiter_in

                     
                  

                  
                     	
                        SozPäd

                     
                     	
                        Sozialpädagogik/Sozialpädagog_in

                     
                  

                  
                     	
                        SpA

                     
                     	
                        Spätaussiedler

                     
                  

                  
                     	
                        SPD

                     
                     	
                        Sozialdemokratische Partei Deutschlands

                     
                  

                  
                     	
                        SPFH

                     
                     	
                        Sozialpädagogische Familienhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        Spi

                     
                     	
                        Stiftung Sozialpädagogisches Institut

                     
                  

                  
                     	
                        SPZ

                     
                     	
                        Sozialpädiatrische Zentren

                     
                  

                  
                     	
                        StA

                     
                     	
                        Staatsanwalt_in/Staatsanwaltschaft

                     
                  

                  
                     	
                        StAG

                     
                     	
                        Staatsangehörigkeitsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        Stat JB

                     
                     	
                        Statistisches Jahrbuch

                     
                  

                  
                     	
                        Stat. BA

                     
                     	
                        Statistisches Bundesamt (Destatis)

                     
                  

                  
                     	
                        Std.

                     
                     	
                        Stunde

                     
                  

                  
                     	
                        StGB

                     
                     	
                        Strafgesetzbuch

                     
                  

                  
                     	
                        StPO

                     
                     	
                        Strafprozessordnung

                     
                  

                  
                     	
                        StVollzG

                     
                     	
                        Strafvollzugsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        s. u.

                     
                     	
                        siehe unten

                     
                  

                  
                     	
                        SVR

                     
                     	
                        Sachverständigenrat deutscher Stiftungen

                     
                  

                  
                     	
                        TAG

                     
                     	
                        Tagesbetreuungsausbaugesetz

                     
                  

                  
                     	
                        taz

                     
                     	
                        die tageszeitung

                     
                  

                  
                     	
                        Tbc

                     
                     	
                        Tuberkulose

                     
                  

                  
                     	
                        TH

                     
                     	
                        Technische Hochschule

                     
                  

                  
                     	
                        TIMSS

                     
                     	
                        Third International Mathematics and Science Study

                     
                  

                  
                     	
                        TOA

                     
                     	
                        Täter-Opfer-Ausgleich

                     
                  

                  
                     	
                        TPJ

                     
                     	
                        Theorie und Praxis der Jugendhilfe (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        Tsd

                     
                     	
                        Tausend

                     
                  

                  
                     	
                        TU

                     
                     	
                        Technische Universität

                     
                  

                  
                     	
                        TuP

                     
                     	
                        Theorie und Praxis der sozialen Arbeit (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        TV

                     
                     	
                        Tarifvertrag

                     
                  

                  
                     	
                        TVG

                     
                     	
                        Tarifvertragsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        TVöD

                     
                     	
                        Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst

                     
                  

                  
                     	
                        TzBfG

                     
                     	
                        Teilzeit- und Befristungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        u. Ä.

                     
                     	
                        und Ähnliches

                     
                  

                  
                     	
                        u. a. m.

                     
                     	
                        und anderes mehr

                     
                  

                  
                     	
                        u. E.

                     
                     	
                        unseres Erachtens

                     
                  

                  
                     	
                        UKASK

                     
                     	
                        Unabhängige Kommission des Bundes zur Aufarbeitung sexuellen Kindermissbrauchs

                     
                  

                  
                     	
                        uj

                     
                     	
                        unsere jugend (Zeitschrift)

                     
                  

                  
                     	
                        UN

                     
                     	
                        United Nations (Vereinte Nationen)

                     
                  

                  
                     	
                        UN-BRK

                     
                     	
                        UN-Behindertenrechtskonvention

                     
                  

                  
                     	
                        UN-KRK

                     
                     	
                        UN-Kinderrechtskonvention

                     
                  

                  
                     	
                        UNESCO

                     
                     	
                        United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization

                     
                  

                  
                     	
                        UNHCR

                     
                     	
                        United Nations High Commissioner for Refugees

                     
                  

                  
                     	
                        Uni

                     
                     	
                        Universität

                     
                  

                  
                     	
                        UNICEF

                     
                     	
                        United Nations International Children’s Emergency Fund

                     
                  

                  
                     	
                        UNITAR

                     
                     	
                        United Nations Institute for Training and Research

                     
                  

                  
                     	
                        UNO

                     
                     	
                        United Nations Organization

                     
                  

                  
                     	
                        UNRISD

                     
                     	
                        United Nations Research Institute for Social Development

                     
                  

                  
                     	
                        UNRWA

                     
                     	
                        United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees

                     
                  

                  
                     	
                        UstG

                     
                     	
                        Umsatzsteuergesetz

                     
                  

                  
                     	
                        usw.

                     
                     	
                        und so weiter

                     
                  

                  
                     	
                        u. U.

                     
                     	
                        unter Umständen

                     
                  

                  
                     	
                        u. W.

                     
                     	
                        unseres Wissens

                     
                  

                  
                     	
                        v.

                     
                     	
                        von/vom

                     
                  

                  
                     	
                        v. a.

                     
                     	
                        vor allem

                     
                  

                  
                     	
                        VBVG

                     
                     	
                        Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        VDK

                     
                     	
                        Sozialverband VDK Deutschland

                     
                  

                  
                     	
                        ver.di

                     
                     	
                        Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft

                     
                  

                  
                     	
                        vgl.

                     
                     	
                        vergleiche

                     
                  

                  
                     	
                        VO

                     
                     	
                        Verordnung

                     
                  

                  
                     	
                        VormG

                     
                     	
                        Vormundschaftsgericht

                     
                  

                  
                     	
                        VPK

                     
                     	
                        Bundesverband privater Träger der freien Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        vs.

                     
                     	
                        versus

                     
                  

                  
                     	
                        VV

                     
                     	
                        Verwaltungsvorschriften

                     
                  

                  
                     	
                        VWGO

                     
                     	
                        Verwaltungsgerichtordnung

                     
                  

                  
                     	
                        VwVfG

                     
                     	
                        Verwaltungsverfahrensgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        VZÄ

                     
                     	
                        Vollzeitäquivalent (Vollzeitstelle)

                     
                  

                  
                     	
                        WASG

                     
                     	
                        Wähleralternative für Arbeit und soziale Gerechtigkeit

                     
                  

                  
                     	
                        WBGU

                     
                     	
                        Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen

                     
                  

                  
                     	
                        WBVG

                     
                     	
                        Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        WfbM

                     
                     	
                        Werkstätten für behinderte Menschen

                     
                  

                  
                     	
                        WFV

                     
                     	
                        Wohlfahrtsverbände

                     
                  

                  
                     	
                        WHO

                     
                     	
                        World Health Organization

                     
                  

                  
                     	
                        WISO

                     
                     	
                        Wirtschafts- und Sozialpolitische Zeitschrift

                     
                  

                  
                     	
                        WoGG

                     
                     	
                        Wohngeldgesetz

                     
                  

                  
                     	
                        WPP

                     
                     	
                        World Population Plan

                     
                  

                  
                     	
                        WR

                     
                     	
                        Weimarer Republik

                     
                  

                  
                     	
                        WRV

                     
                     	
                        Weimarer Reichsverfassung

                     
                  

                  
                     	
                        WSI

                     
                     	
                        Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut

                     
                  

                  
                     	
                        Z.

                     
                     	
                        Zeitschrift/Ziffer

                     
                  

                  
                     	
                        z. B.

                     
                     	
                        zum Beispiel

                     
                  

                  
                     	
                        ZDfm

                     
                     	
                        Zeitschrift für Diversitätsforschung und -management

                     
                  

                  
                     	
                        ZfE

                     
                     	
                        Zeitschrift für Erziehungswissenschaft

                     
                  

                  
                     	
                        ZfF

                     
                     	
                        Zeitschrift für das Fürsorgewesen

                     
                  

                  
                     	
                        ZfJ

                     
                     	
                        Zentralblatt für Jugendrecht/Zeitschrift für Jugendrecht

                     
                  

                  
                     	
                        ZfPäd

                     
                     	
                        Zeitschrift für Pädagogik

                     
                  

                  
                     	
                        ZfR Soz.

                     
                     	
                        Zeitschrift für Rechtssoziologie

                     
                  

                  
                     	
                        ZFSH/SGB

                     
                     	
                        Zeitschrift für die sozialrechtliche Praxis

                     
                  

                  
                     	
                        ZfSp

                     
                     	
                        Zeitschrift für Sozialpädagogik

                     
                  

                  
                     	
                        ZfSR

                     
                     	
                        Zeitschrift für Sozialreform

                     
                  

                  
                     	
                        ZIJ

                     
                     	
                        Zentralinstitut für Jugendforschung

                     
                  

                  
                     	
                        ZiS

                     
                     	
                        Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik

                     
                  

                  
                     	
                        zit.

                     
                     	
                        zitiert

                     
                  

                  
                     	
                        ZIVIZ

                     
                     	
                        Zivilgesellschaft in Zahlen

                     
                  

                  
                     	
                        ZKJ

                     
                     	
                        Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        ZKM

                     
                     	
                        Zeitschrift für Konfliktmanagement

                     
                  

                  
                     	
                        ZJJ

                     
                     	
                        Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe

                     
                  

                  
                     	
                        ZPO

                     
                     	
                        Zivilprozessordnung

                     
                  

                  
                     	
                        ZRP

                     
                     	
                        Zeitschrift für Rechtspolitik

                     
                  

                  
                     	
                        z. T.

                     
                     	
                        zum Teil

                     
                  

                  
                     	
                        ZTR

                     
                     	
                        Zeitschrift für Tarifrecht

                     
                  

                  
                     	
                        ZWST

                     
                     	
                        Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland

                     
                  

                  
                     	
                        z. Zt.

                     
                     	
                        zur Zeit

                     
                  

               
            

            
         
      
   
      
            A

         

         Abweichendes Verhalten
         

         Ein schwieriger Begriff

         Mit abweichendem Verhalten (a. V.) bzw. Devianz sind viele verschiedene Verhaltensweisen
            gemeint, die i. A. als irritierend, problematisch oder gar gesellschaftlich unerträglich
            eingestuft werden. So gelten etwa Alkoholismus, Prostitution, Krankheit, Obdachlosigkeit und Kriminalität (Kriminologie) als abweichend (Soziale Probleme). Mithin wird abweichendes Verhalten zumeist mit sozialen Problemen gleichgesetzt.
            Bemüht man sich jedoch darum, definitorisch zu erfassen, was ganz genau a. V. ist,
            so gerät man rasch in verwirrende Denkvorgänge. Es ist nicht einfach, die bloße Aufzählung
            von verschiedenen Verhaltensweisen verlassend, übergeordnete Kriterien zur Begriffsbestimmung
            zu finden. Dem reinen Wortsinn nach ist a. V. Verhalten, das abweicht. Jedoch: Wovon
            weicht dieses Verhalten ab? Man braucht eine Vorstellung davon, was „normal“ ist,
            denn: kein Hochwasser ohne Normalnull, keine Kurskorrektur ohne ideale Umlaufbahn.
            Das „Normalnull“ der menschlichen Verhaltensweisen bilden die gesellschaftlichen Vorstellungen
            davon, was als richtiges, vernünftiges, erwünschtes und/oder konformes Verhalten verstanden,
            also das, was unter Normen und Werten zusammengefasst wird. Wo aber ist die Norm als
            zentraler Vergleichswert anzusiedeln? Auseinandersetzungen über Normen gleichen einem
            fortwährenden Ringen. Bei starken Normen wie etwa Gesetzen mag das noch eindeutig
            sein. Darüber hinaus jedoch scheint die Definition von Normen nicht leicht. Denn Normen
            sind orts-, zeit- und kulturabhängig. Mitunter gelten sogar sich widersprechende Normen gleichzeitig,
            sodass Abweichung in diesem Sinne normal ist. Gleichwohl lässt sich ahnen, dass es
            sich, wenn im theoretischen wie im professionellen Kontext SozArb von a. V. die Rede
            ist, um Verhaltensweisen handelt, denen eine bestimmte (problematische) Qualität zugeschrieben
            wird und mit denen ein bestimmter Umgang angezeigt zu sein scheint. Definitorisch
            bereitet aber eine Konturierung und Spezifizierung erhebliche Mühe. Die ausschließliche
            Orientierung an der Verletzung gesellschaftlicher Erwartungen führt aus o. g. Gründen
            zu verschiedenen Auffassungen von a. V. Ein anderer Versuch ist die Definition von
            a. V. als Verhalten, das von Sanktionen bedroht ist. Unklar ist dabei wiederum, was
            alles unter Sanktion verstanden werden kann (formal, non-formal). Überdies ist nicht jedes a. V. von Sanktionen –
            insbesondere von strafrechtlichen – bedroht. Aber auch solches a. V. ist für SozArb
            möglicherweise von großer Relevanz (z. B. Krankheit, Sucht, Suizid, psychiatrische
            Probleme). Somit bleibt ein einheitliches Verständnis von a. V. schwierig.
         

         Theorien abweichenden Verhaltens

         Die hier nur kurz geschilderten Schwierigkeiten, a. V. definitorisch eindeutig zu
            erfassen, spiegeln sich in der gesamten wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit
            dem Themenkomplex wider. Ein großer Teil der Arbeiten im Bereich a. V. besteht denn
            auch aus Typisierungs- und Kategorisierungsversuchen. Neben sie tritt von Beginn an
            das Interesse an den Ursachen a. V. In der Diskussion sind zwei Hauptstränge von Theorieansätzen
            zu unterscheiden (Kriminologie).
         

         a) Lebensumstände: Der eine Strang eint jene Konzepte, die Abweichung und Konformität auf die völlig
            verschiedenen Lebensumstände des Devianten und des Konformen, ihren jeweiligen physischen,
            psychischen oder sozialen Verhaltensdispositionen zurückführen. Damit wird der Abweichende
            als Träger bestimmter Merkmale zum Objekt einer an den Naturwissenschaften orientierten
            Forschung (Positivismus). Die verschiedenen Schulen dieses als ätiologisch bezeichneten
            Paradigmas unterscheiden sich in der Wahl des Zusammenhangs, in dem die Merkmale zur
            Unterscheidung von konform und abweichend zu suchen sind. Dabei enthalten die einzelnen
            Ansätze durchaus Erklärungselemente der jeweils anderen, betonen jedoch entweder biologische
            Ursachen für die gestaltete Persönlichkeit des Abweichenden oder die sozialkulturellen
            Bedingungen von Devianz. Zu letzteren gehören die vier prominenten nordamerikanischen
            Ansätze: Anomietheorie (Merton), Theorie der differentiellen Kontakte (Sutherland),
            Theorie der differentiellen Gelegenheiten (Cloward/Ohlin) und die Subkulturtheorie
            (A. Cohen). Sie alle suchen den Grund für das abweichende Verhalten nicht im Zufall
            eines erblichen Defekts oder in einer Gemütsverwirrung, sondern in der Mitgliedschaft
            in einer bestimmten gesellschaftlichen Schicht (Unterschicht) oder Kultur (Subkultur).
            Während sowohl Merton als auch Sutherland sowie Cloward und Ohlin Abweichung noch
            als Ausdruck einer rationalen Orientierung an gesellschaftlich gültigen Zielen werten,
            betrachtet Cohen Devianz als Reaktion auf schichtspezifische Benachteiligung. Der
            Angriff auf zentrale gesellschaftliche Werte bringe innerhalb der Subkultur jenen
            Anerkennung, denen die Gesellschaft diese versagt. Abweichung kann demnach als Konformität
            zu bestimmten Verhaltensstandards eines gesellschaftlichen Subsystems verstanden werden.
            Diese die sozialstrukturellen Bedingungen von a. V. betonenden Theorien erklären zwar
            die Devianz aus gesellschaftlichen Zusammenhängen und erweitern damit die Perspektive
            über das Individuum und seine Familie hinaus auf die gesamte soziale Situation, ihr
            Augenmerk bleibt aber auf die Disposition des Abweichenden gerichtet und damit hinter
            der frühen klassischen Schule der Kriminologie, die in ihren Überlegungen Kriminalisierung bereits als gesellschaftlichen Prozess
            erkannt hatte (Beccaria, Bentham, A. V. Feuerbach), zurück.
         

         b) Labeling approach (Stigmatisierung, Etikettierung): Die These, dass die Tat durch gesellschaftliche Übereinkunft erst zum Verbrechen
            wird, wurde erst wieder vom labeling approach (Etikettierungsansatz) aufgegriffen
            (u. a. Becker 2014). Er erkennt die informellen und formellen gesellschaftlichen Reaktionen
            als konstituierend für die Definition eines Verhaltens als abweichend. Im Sinne Beckers
            ist a. V. ein solches Verhalten, das als abweichend definiert wird. Besondere Relevanz
            kommt den Institutionen Sozialer Kontrolle zu, die aufgrund ihrer offiziellen Funktion
            und Machtfülle Zuschreibungsprozesse formalisieren können. Diese Hinwendung zu den
            Institutionen Sozialer Kontrolle und den Zuschreibungsprozessen bedeutete auch eine
            Abkehr der eher täterorientierten klassischen Devianzforschung. Durch diesen radikalen
            Perspektivenwandel wird a. V. seiner Qualität an sich beraubt und als Ergebnis menschlicher
            Normsetzung, Interaktion und Kontrolle verstanden. Als logische Konsequenz dieser Perspektive erwuchs ein
            großes Interesse an der Erforschung von Instanzen, an Fragen der Normgenese, der selektiven
            Strafverfolgung, der Anzeigebereitschaft usw. Nicht von ungefähr rückte in der empirischen
            Erforschung der Zuschreibungsprozesse auch die SozArb in den Fokus. Der mit dem labeling
            approach eingeläutete Paradigmenwechsel blieb natürlich nicht ohne Widerspruch. So
            wurden v. a. Stimmen laut, die die Vernachlässigung der Subjektseite in diesem Ansatz
            kritisierten. Beckers Schule der Abweichung sehe den „Underdog“ als jemanden, der
            nur manipuliert sei, nicht als jemanden, der denke, entscheide, leide, sich wehre.
            Andere Kritiker mahnten eine verstärkte Auseinandersetzung mit Machtkonstellationen
            an. Die Analyse des labeling bewege sich überwiegend auf der Mikroebene, beziehe lediglich
            den Handelnden und die soziale Kontrollinstanz ein, ohne den größeren gesellschaftlich-strukturellen
            Kontext anzusprechen. Das gesamte gesellschaftliche Gefüge sei aber von Fragen der
            ökonomischen und sozialen Macht durchzogen und bestimmt. Diese Aspekte wurden in der
            Folge v. a. von konflikttheoretischen Perspektiven bearbeitet. Zu ihnen gehören Erweiterungen
            der älteren Konzepte des Kulturkonfliktes, v. a. aber jene Ansätze, die, aufbauend
            auf der Idee des Klassenkonfliktes (Klasse, Schicht, Milieu) als bestimmendem Merkmal der Gesellschaft, a. V. und seine Kontrolle in einem marxistisch
            geprägten Kontext bewerten (zu den theoretischen Entwicklungen nach dem labeling,
            Boogaart/Seus 1991). Auch in der Sozialen Arbeit stieß der Ansatz nicht auf ausschließlich
            positive Resonanz, geriet sie als Instanz Sozialer Kontrolle doch selbst in Verdacht,
            Zuschreibungen Vorschub zu leisten (u. a. Brumlik 1989; Dollinger 2013). Mittlerweile
            hat der Etikettierungsansatz insgesamt an Relevanz verloren, obwohl die mit ihm verbundenen
            Problematisierungen (s. u.) weiterhin aktuell sind und auch jüngere (empirische wie
            theoretische) Veröffentlichungen auf dessen Bedeutung hinweisen (vgl. u. a. Anhorn 2021;
            Kühne/Schlepper 2019; Kühne/Schlepper/Wehrheim 2017; Farrington/Murray 2014; Dellwing 2008;
            Bernburg/Crohn/Rivera 2006). Allerdings mag es – auch moralisch – schwierig sein,
            im Lichte aktueller rechtsterroristischer und islamistischer Gewaltanschläge etikettierungstheoretisch
            zu argumentieren.
         

         Abweichendes Verhalten – Aktuelle Diskussionen

         Die Bearbeitung von a. V. gilt als ein zentraler Gegenstand der Sozialen Arbeit. Fraglich
            ist allerdings, wie sich die Perspektive der Sozialen Arbeit auf a. V. verändert.
            SozArb agiert im Spannungsverhältnis zwischen Hilfe und Kontrolle. Die Diskussion
            um die Bedeutung von Kontrolle in der Sozialen Arbeit hat in der jüngeren Vergangenheit
            vor dem Hintergrund einer veränderten ordnungs- und sicherheitspolitischen Ausrichtung
            in der Gesellschaft Auftrieb erhalten (vgl. z. B. Garland 2008; Kühne/Schlepper 2019;
            Lutz 2018). Ganz neu ist die Thematik nicht. Schon ältere Arbeiten attestierten der
            Sozialen Arbeit, in die Gefahr eines Kontrollkartells oder gar Kontrollsyndikats mit
            der sog. Institution Verbrechen und Strafe zu geraten (vgl. Peters/Cremer-Schäfer 1975;
            Cremer-Schäfer 1990). Auch die Kontroverse um die Sozialraumorientierung ist von Einwänden
            geprägt, wonach die SozArb zum Erfüllungsgehilfen eines stärker ordnungspolitischen
            Paradigmas werde. Kontrolle werde demnach nun in den unmittelbaren Sozialraum verlagert
            und sei nicht mehr einzig Aufgabe formalisierter Instanzen Sozialer Kontrolle (vgl.
            u. a. Ziegler 2019). Hinzu gesellt sich der Umstand, dass der Raum und seine Ordnung
            von deutungsmächtige(re)n Akteuren wie der Polizei mitgeprägt werden (u. a. Hunold/Dangelmaier/Brauer 2021).
            Im Zuge einer solchen ordnungspolitischen Ausrichtung des Staates rückt auch der Präventionsbegriff
            ins Zentrum der Diskussion um a. V. Prävention ist dabei nicht nur zu einem Leitbegriff der Sozialen Arbeit geworden, sondern er
            findet unter dem kriminalpolitischen Schlagwort Kriminalprävention ebenso in repressiven
            Institutionen wie der Polizei Anwendung. Es verwundert nicht, dass seit längerer Zeit
            Kooperationen etwa von Seiten der Polizei mit der Sozialen Arbeit (Polizei und Soziale Arbeit) angestrengt werden, schließlich bietet die SozArb eine besondere Expertise in den
            Lebenssachverhalten der als problematisch definierten Personen (siehe auch Ziegler 2001).
            Exemplarisch für die Zusammenarbeit zwischen Justiz, Polizei und SozArb können die
            Häuser des Jugendrechts genannt werden. Abgesehen davon, dass eine fundierte, langfristige
            Forschung aussteht, werden die Unterschiede zwischen den verschiedenen Institutionen
            im Sinne eines übergeordneten Ziels verwischt. Zudem nimmt die teilweise unreflektierte,
            exkludierende Verwendung des Begriffs „Systemsprenger“ in diesem Zusammenhang offensichtlich die Erträge der Etikettierungsforschung nicht
            zur Kenntnis (vgl. dazu auch Cremer-Schäfer 2018). Aktuelle Debatten um die Herabsetzung
            des Strafmündigkeitsalters, die je nach politischer Konjunktur in unregelmäßigen Abständen
            immer wieder geführt werden, sowie die damit verknüpfte Sorge vor einer devianzanfälligeren
            Jugend bleiben nicht ohne Einfluss auf die SozArb (vgl. u. a. Baur et al. 2024; Heinz 2023).
            Ebenso befeuern prominent diskutierte Statistiken wie die Polizeiliche Kriminalstatistik
            (PKS) die Verknüpfung von Kriminalität und Zuwanderung. Nicht unwesentlich dürfte
            die SozArb auch in Zukunft davon abhängen, welche Gruppen von Politik und Gesellschaft
            als gefährlich, problematisch, hilfebedürftig u. ä. definiert werden – besonders in
            einer Zeit, in der auch international rechtspopulistische und autoritäre Töne wieder
            an Aufmerksamkeit gewinnen, die Prozessen sozialer Ausschließung Vorschub leisten.
         

         Hinzu gesellt sich eine Hinwendung von Teilen der Sozialen Arbeit in Richtung konfrontativer
            Methoden im Umgang mit Devianz und Delinquenz wie z. B. das sog. Anti-Aggressivitäts-Training
            (Konfrontative Pädagogik). Diese – wie Trainingsprogramme i. S. einer Verhaltensprävention insgesamt – erfreuen
            sich trotz empirischer wie fachlicher Kontroversen in der Praxis SozArb großer Beliebtheit
            (vgl. z. B. Plewig 2011).
         

         Die Entwicklungen deuten darauf hin, dass SozArb – künftig vielleicht noch intensiver – ihr Verhältnis zu Kontrolle und ihre Auffassung
            von a. V. zu klären hat (dazu auch Dollinger 2019). Dazu gehört gerade vor diesem
            Hintergrund auch die stete Überprüfung, inwiefern SozArb an der Produktion a. V. beteiligt
            ist (vgl. Anhorn/Stehr 2021). Dabei darf nicht übersehen werden, dass die Ausweisung
            bestimmter Gruppen als gefährdet oder gefährlich die Grundlage für finanzielle Zuwendungen
            bleibt (zu neuen Entwicklungen vgl. Dollinger/Groenemeyer/Rzepka 2015; Dollinger/Oelkers 2015).
         

         Martin Winands
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         Adoption, Adoptionsvermittlung
         

         Eine Adoption, im materiellen Adoptionsrecht als „Annahme als Kind“ bezeichnet, hat
            das Ziel, einem Kind, das nicht bei seinen leiblichen Eltern leben kann, zu ermöglichen,
            in einer stabilen und rechtlich abgesicherten familiären Struktur aufzuwachsen. Das
            Ziel einer Adoption besteht somit immer darin, die am besten geeignete Familie zu
            finden, in der ein Kind dauerhaft Fürsorge, Sicherheit und Geborgenheit erfährt.
         

         Unter Adoptionsvermittlung wird das Zusammenführen von Kindern unter 18 Jahren und
            Personen, die ein Kind annehmen wollen (Adoptionsbewerber), mit dem Ziel der Annahme
            als Kind verstanden (§ 1 AdVermiG). Die Adoptionsvermittlung ist Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe und ist besonders geeigneten und erfahrenen Fachkräften in für die Adoptionsvermittlung
            zugelassenen Fachstellen vorbehalten. Leitschnur der Adoption ist stets das Wohl des
            Kindes, und bei der Adoptionsvermittlung geht es zunächst darum, die für das Kind
            mit seinen individuellen Ressourcen, Kompetenzen und Besonderheiten am besten geeigneten
            Eltern zu finden. Die Adoptionsvermittlung ist jedoch nicht nur auf die Vorbereitung
            der Beteiligten und die Auswahl geeigneter Eltern für das Kind beschränkt, sondern
            umfasst auch die Beratung und Begleitung aller Beteiligten – des Kindes, der leiblichen
            Eltern und der Adoptiveltern – nach Aufnahme des Kindes in der neuen Familie und auch
            nach Abschluss der Adoption.
         

         Adoptionsformen

         Eine Adoption kann sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. Zunächst gilt es zu unterscheiden,
            ob ein „fremdes“ Kind (Fremdadoption), ein verwandtes Kind (Verwandtenadoption) oder
            ein Stiefkind (Stiefkindadoption) adoptiert wird.
         

         Weiterhin ist bedeutsam, Inlands- und Auslandsadoptionen zu differenzieren. Während
            bei einer Inlandsadoption die Bewerber und das zu adoptierende Kind ihren gewöhnlichen
            Aufenthalt (seit mindestens zwei Jahren) in Deutschland haben, liegt eine internationale
            Adoption dann vor, „wenn für das Kind mit der Adoption ein Wechsel seines Aufenthaltes
            von einem Staat (Heimatstaat) in einen anderen (Aufnahmestaat) verbunden ist“ (Bundesamt
            für Justiz, o. J.), unabhängig davon, in welchem Staat die Adoption ausgesprochen
            wird und ob der Adoptionsausspruch vor oder nach dem Aufenthaltswechsel stattfindet.
            Von einer Adoption mit Auslandsberührung wird gesprochen, wenn das Kind und/oder die
            (potenziellen) Adoptiveltern eine ausländische Staatsbürgerschaft besitzen.
         

         In der Praxis zunehmend von Bedeutung ist die Differenzierung verschiedener Grade
            von Offenheit der Adoption (Familienformen); das Spektrum reicht dabei von der sogenannten Inkognito-Adoption, bei der die leiblichen
            Eltern die Identität der Adoptiveltern nicht erfahren, sich die leiblichen Eltern
            und Adoptiveltern nicht kennen und keine Informationen austauschen, bis hin zu vollständig
            geöffneten Adoptionsarrangements, bei denen sich leibliche Eltern und Adoptiveltern
            kennen und in (un-)regelmäßigen Abständen Informationen austauschen und/oder Kontakte pflegen (Bovenschen2019).
         

         Ein Blick in die jüngere Historie der Adoption

         Bis in die Mitte des letzten Jahrhunderts diente eine Adoption in Deutschland vor
            allem der Sicherung der Nachkommenschaft von vermögenden kinderlosen Paaren oder Einzelpersonen.
            Die Interessen der Erwachsenen standen also im Vordergrund So wurden im letzten Jahrhundert
            vorrangig volljährige Personen adoptiert; und die „Annahme an Kindes statt“ war im
            Bürgerlichen Gesetzbuch von 1900 als notarieller Vertrag zwischen den Annehmenden
            und dem Adoptierten ausgestaltet, der vom Gericht lediglich bestätigt werden musste.
            Die Funktion von Adoption wandelte sich jedoch mit der Zeit, und seit der Reform des
            Adoptionsrechts im Jahr 1976 wurde die Adoption unter die Prämisse des Kindeswohls
            gestellt. Der Begriff „Annahme an Kindes statt“ wurde durch „Annahme als Kind“ ersetzt,
            und die positive Prognose eines entstehenden Eltern-Kind-Verhältnisses wurde zur grundlegenden
            Voraussetzung für Minderjährigenadoptionen erklärt. Zugleich wurden Vorkehrungen getroffen,
            um den Fokus auf das Kindeswohl (Kindeswohl, Kindeswohlgefährdung) durchzusetzen. So bedarf die Annahme als Kind eines gerichtlichen Adoptionsbeschlusses
            durch das Familiengericht (Familienrecht, Familiengerichtsverfahren), und die Vermittlung muss von im Adoptionsvermittlungsgesetz festgelegten Fachstellen
            durchgeführt werden (Paulitz 2006).
         

         Adoption in Zahlen

         Im Jahr 2023 wurden in Deutschland insgesamt 3 601 Kinder und Jugendliche adoptiert.
            Stiefkindadoptionen bilden mit 73 % die größte Gruppe, während es sich bei 24 % um
            Fremdadoptionen und bei 3 % um eine Verwandtenadoption handelte. Auslandsadoptionen
            sind in Deutschland (v. a. im internationalen Vergleich) sehr selten; für das Jahr 2023
            berichtet die Bundeszentralstelle für Auslandsadoptionen von 51 vermittelten Adoptionen
            aus dem Ausland.
         

         Eine Analyse der Daten im Zeitverlauf zeigt, dass die Anzahl der Adoptionen in Deutschland
            seit Jahren rückläufig ist. In den letzten 30 Jahren (1994 bis 2023) hat die Zahl
            der ausgesprochenen Adoptionen um mehr als 60 % abgenommen. Dies gilt insbesondere
            für Fremdadoptionen und besonders stark für Auslandsadoptionen. Nicht nur die Zahl
            der Adoptionen und der adoptionsbedürftigen Kinder, sondern auch die Zahl der Adoptionsbewerbungen
            ist rückläufig. Im Jahr 2023 kamen im Mittel vier Bewerbungen auf ein adoptionsbedürftiges
            Kind (Statistisches Bundesamt 2024). Eine Erörterung möglicher Gründe dieser Trends
            findet sich im „Dossier Adoptionen“ (Bovenschen et al. 2017).
         

         Rechtliche Grundlagen: ein Überblick

         Die gesetzlichen Regelungen der Annahme Minderjähriger finden sich in Buch 4 des BGB
            (§§ 1741–1766 BGB), sowie in einem eigenständigen Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG),
            welches die Voraussetzungen und den Ablauf einer Adoptionsvermittlung durch Vermittlungsstellen
            in öffentlicher und privater Trägerschaft vorgibt. Die Regelungen über das gerichtliche
            Adoptionsverfahren finden sich im FamFG (§§ 186 ff.) (Familiengerichtsverfahren). Im Falle von internationalen Adoptionen sind weitere gesetzliche Grundlagen zu
            beachten. Neben dem Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit
            auf dem Gebiet der internationalen Adoption (HAÜ), welches die Verfahrenswege internationaler
            Adoptionen regelt und in Deutschland im Jahr 2002 in Kraft trat, sind dies das Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetz
            (AdÜbAG), das Bestimmungen für grenzüberschreitende Adoptionsvermittlungen aus Vertragsstaaten
            des HAÜ enthält, sowie das Adoptionswirkungsgesetz (AdWirkG), in dem die Anerkennung
            und Umwandlung von im Ausland ausgesprochenen Adoptionsentscheidungen geregelt werden.
            Weitere im Zusammenhang mit einer Adoption relevante Regelungen finden sich u. a.
            im Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII), im Schwangerenkonfliktgesetz (SchKG) sowie im SGB X. Rechtliche Regelungen
            für die Adoption Volljähriger, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, finden
            sich in §§ 1767–1772 BGB.
         

         Das materielle Adoptionsrecht

         Angesichts der Tragweite des Adoptionsausspruches ist eine Adoption nur unter engen
            Voraussetzungen zulässig. Gemäß § 1741 BGB ist die Annahme als Kind zulässig, wenn sie dem Wohl des
            Kindes dient und zu erwarten ist, dass zwischen dem Annehmenden und dem Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis
            entsteht. Weitere Voraussetzungen für eine Adoption sind die notariell beurkundeten
            Einwilligungen des Kindes (bzw. bei unter 14-Jährigen die Einwilligung ihres gesetzlichen
            Vertreters) sowie beider rechtlicher Elternteile (§§ 1746 f. BGB). Zum Schutz der
            Eltern, insbesondere der leiblichen Mutter des Kindes, ist die Einwilligung erst acht
            Wochen nach der Geburt des Kindes möglich (§ 1747 Abs. 2 BGB; für eine Ausnahme bei
            nicht-sorgeberechtigten Vätern vgl. § 1747 Abs. 3 S. 1 BGB). Unter bestimmten Voraussetzungen
            ist die Einwilligung eines Elternteils entbehrlich (§ 1747 Abs. 4 BGB) oder kann ersetzt
            werden (§ 1748 BGB).
         

         Die rechtlichen Wirkungen entsprechen bei einer Minderjährigenadoption denen einer
            Volladoption. Mit der Einwilligungserklärung erlöschen sämtliche Rechte und Pflichten
            der abgebenden Eltern gegenüber dem Kind und des Kindes gegenüber den Eltern, und
            im Regelfall wird jede (rechtliche) verwandtschaftliche Beziehung des Kindes zu seiner
            Herkunftsfamilie aufgelöst (§ 1755 BGB; Ausnahmen von dieser Regelung finden sich
            in § 1756 BGB).
         

         Mit dem Ausspruch der Adoption durch das Familiengericht (Familiengerichtsverfahren) wird die Elternverantwortung mit den damit einhergehenden Rechten und Pflichten
            auf die Annehmenden übertragen, und das Kind wird vollumfänglich in die Familie der
            Annehmenden integriert (§ 1754 BGB). Ob, wann und wie die Kinder über ihre Herkunft
            unterrichtet werden und verfügbare Informationen über ihre Herkunftsfamilie erhalten,
            liegt allein in der Verantwortung der Adoptiveltern. Vor dem Hintergrund des Rechts
            des Kindes auf Kenntnis der eigenen Abstammung (Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1
            GG) und einer zunehmenden „Öffnung“ von Adoptionen in der Adoptionspraxis wurde das
            Offenbarungs- und Ausforschungsverbot in den letzten Jahren kritisch reflektiert (z. B. Bovenschen
            et al. 2017a; Reinhardt 2016 und 2017). Eine Aufhebung einer Adoption ist unter eng
            umgrenzten Voraussetzungen prinzipiell zulässig (§§ 1759 ff.). Sie hat in der Praxis
            jedoch kaum Relevanz, und die Zahl aufgehobener Adoption ist extrem gering. Weitere
            Regelungen zu Voraussetzungen, Wirkungen und Aufhebung einer Adoption, auf die hier
            nicht eingegangen werden kann (z. B. in Hinblick auf Besonderheiten bei Stiefkindadoptionen),
            finden sich in §§ 1741–1766 BGB.
         

         Adoptionsvermittlung: Rechtliche Grundlagen und Praxis

         Eine Adoption bringt bedeutsame Veränderungen im Leben der Familien mit sich und stellt
            alle Beteiligten vor große Herausforderungen. Ein Kind zur Adoption freizugeben, ist
            ebenso wie die Annahme eines Kindes eine weitreichende Entscheidung. Daher ist es
            von großer Bedeutung, im Adoptionsprozess die Bedürfnisse aller Beteiligten des Adoptionsdreiecks
            (des Kindes, der abgebenden sowie der annehmenden Eltern) zu berücksichtigen und diesen
            Prozess fachlich gut zu begleiten Die Adoptionsvermittlung ist Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, ist jedoch in einem eigenständigen Gesetz, dem Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG),
            als besonderer Teil des Sozialgesetzbuchs geregelt (vgl. § 68 Nr. 12 SGB I). Das AdVermiG
            regelt die Voraussetzungen und den Ablauf einer Adoptionsvermittlung durch Vermittlungsstellen
            in öffentlicher und privater Trägerschaft.
         

         Neben der Festlegung, welche Stellen zur Adoptionsvermittlung zugelassen sind, regelt
            das AdVermiG unter anderem
         

         
            	
               das Vorgehen bei internationalen Vermittlungen (§ 2 a bis 2 d AdVermiG)

            

            	
               die Vorbereitung der Vermittlung (§§ 7 bis 7 e AdVermiG)

            

            	
               den Beginn der Adoptionspflege (§ 8 AdVermiG)

            

            	
               den Informationsaustausch oder Kontakt vor und nach der Adoption (§ 8 a AdVermiG)

            

            	
               Informationen für die abgebenden Eltern über das Kind und seine Lebenssituation nach
                  der Adoption (§ 8 b AdVermiG)
               

            

            	
               die Adoptionsbegleitung (§ 9 AdVermiG),

            

            	
               die Aufbewahrungsfrist der Adoptionsunterlagen (§ 9 c AdVermiG),

            

            	
               die Meldepflicht der Adoptionsvermittlungsstellen bei vergeblichen Vermittlungsbemühungen
                  (§ 10 AdVermiG)
               

            

            	
               die Aufgaben der zentralen Adoptionsstelle des Landesjugendamtes (§ 11 AdVermiG) sowie

            

            	
               das Verbot der Leihmutterschaft (§§ 13 a bis 13 c AdVermiG)

            

         

         Wichtige Regelungen für die Adoptionsvermittlung finden sich darüber hinaus im Adoptionswirkungsgesetz
            (AdWirk) sowie dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
            der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Mit Inkrafttreten des Adoptionshilfe-Gesetzes
            zum 01.04.2021 wurde das Adoptionswesen umfassend reformiert. Die Gesetzesänderungen
            hatten dabei das Ziel, eine fachlich qualifizierte Begleitung aller Beteiligten vor
            und nach dem Adoptionsausspruch zu stärken, den offenen Umgang mit der Adoption sowie
            Informationsaustausch bzw. Kontakt zwischen Adoptiv- und Herkunftsfamilie zu fördern,
            unbegleitete Auslandsadoptionen zu verhindern und die Strukturen der Adoptionsvermittlung
            zu stärken. Befunde der Gesetzesevaluation werden im Jahr 2026 erwartet.
         

         In Ergänzung zum AdVermiG haben sich als fachlicher Standard zur Sicherung einer guten
            Adoptionsvermittlung die „Empfehlungen zur Adoptionsvermittlung“ der BAG der Landesjugendämter
            etabliert (BAGLJÄ 2022). Zudem wurden in einzelnen Landesjugendämtern Arbeitshilfen
            zu den Prozessbeschreibungen zur Aufgabenwahrnehmung in der Adoptionsvermittlung (z. B. Landesverband
            Rheinland/Landschaftsverband Westfalen-Lippe 2024; Zentrum Bayern Familie und Soziales 2023)
            erarbeitet. Darüber hinaus steht mit der vom Expertise- und Forschungszentrum Adoption
            herausgegebenen Handreichung für die Adoptionspraxis (www.dji.de/efza (13.01.2026)) eine praktische Orientierungshilfe für das fachliche Handeln von Fachkräften
            mit einem Fokus auf die pädagogische und psychologische Perspektive zur Verfügung.
            Schließlich gibt es eine Vielzahl von fachlichen Ratgebern, u. a. zu wichtigen Themen
            wie der Aufklärung der Kinder und der Biografiearbeit (z. B. Hohmeier/Wiemann 2018;
            Wiemann/Lattschar 2019).
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         Adressat_in, Klient_in, Nutzer_in
         

         SozArb hat trotz vielfältiger Ziele und Aufgaben im Zentrum ihrer Funktion die lebensweltliche
            Unterstützung von Menschen in schwierigen Lebenslagen. Für die Menschen, die in den
            unterschiedlichen Hilfesystemen Leistungen und Unterstützung empfangen, gibt es unterschiedliche
            Begriffe. Sie werden Adressatinnen und Adressaten, Klientinnen und Klienten, Nutzerinnen
            und Nutzer oder auch „Hilfeempfänger“ genannt. Die unterschiedlichen Begriffe sind
            keine Synonyme, sondern entstammen unterschiedlichen Konzepten und Zugängen der SozArb
            (Graßhoff 2015). Obwohl alle Begriffe jeweils auf die „Hilfeempfänger“ im System der
            SozArb verweisen, sind sie nicht identisch. Sie lassen sich vor allem dadurch differenzieren,
            ob die „Hilfeempfänger“ lediglich als passive Objekte von Unterstützung adressiert
            werden, oder als Subjekte mit individuellen Ressourcen und Handlungsmächtigkeit.
         

         Kurzer Blick in die Begriffsgeschichte

         Einen zentralen Ausgangspunkt der Beschäftigung mit Adressatinnen und Adressaten liegt
            in der Professionalisierungsgeschichte der SozArb in den 1970er Jahren. Mit dem qualitativen
            und quantitativen Ausbau des Hilfesystems werden vor allem aus einer lebensweltorientierten
            Position kritische Reflexionen lauter: Spezialisierung und Ausdifferenzierung im Hilfesystem
            führen zu einer zunehmenden Distanz der Angebote zu den individuellen und alltäglichen
            Bedarfen von Menschen. Eine Diskussion um Partizipation von Adressatinnen und Adressaten
            ist nötig, um nicht zunehmend Hilfen zu institutionalisieren, die nicht zu den Bedarfen
            der Menschen passen (Professionalisierung, Lebensweltorientierung).
         

         Der Adressatenbegriff hat zunächst somit vor allem im Kontext einer lebensweltorientierten
            SozArb Kontur angenommen (Bitzan/Bolay 2016). Im Rahmen der Überlegungen zu einer
            Adressatenorientierung von Hans Thiersch und seiner Arbeitsgruppe wird diese Position
            ausgearbeitet. Es geht nicht nur ausschließlich darum, „Betroffene“ als Subjekte anzuerkennen,
            sondern auch um das Passungsverhältnis zwischen subjektiven Bedarfen von Menschen
            zu den institutionellen Angeboten und Maßnahmen der SozArb. Mit Adressatenorientierung
            wird damit eine Skepsis gegenüber professionellen und institutionellen Entwicklungen
            der SozArb formuliert: Es kann sich nicht darauf verlassen werden, dass Sozialarbeiterinnen
            und Sozialarbeiter und Soziale Dienste immer „das Beste“ für ihre Adressatinnen und
            Adressaten wollen. Ihre Rechte müssen strukturell gestärkt werden.
         

         Soziale Arbeit als soziale Dienstleistung

         Weitere wichtige Argumente der Betonung der Adressatenrechten kommen aus dienstleistungstheoretischen
            Konzepten (Theorien der Sozialen Arbeit). Sowohl der Klienten- wie auch der Kunden- und Nutzerbegriff ist im Rahmen von Überlegungen
            zu einer Theorie Sozialer Dienstleistungen zu verorten. SozArb im Kontext dieses dienstleistungstheoretischen
            Paradigmas zu fassen, hat seit Anfang der 1990er Jahre Einfluss gewonnen. Es ist insofern
            für die Auseinandersetzung mit Adressatinnen und Adressaten der SozArb von besonderer
            Bedeutung, weil Stärkung der „Kundenrechte“ eine zentrale Forderung der Vertreterinnen
            und Vertreter der Dienstleistungstheorie ist. Analog zu Möglichkeiten von Konsumentinnen
            und Konsumenten in anderen Dienstleistungsbereichen (z. B. im Verbraucherschutz) geht
            es auch bei sozialen Dienstleistungen darum, Kundenrechte zu stärken. Gerade diese
            Betonung der Rechte von Kunden ist für die SozArb eine Herausforderung, vor allem
            in den Feldern, wo zum Teil auch in Zwangskontexten nicht immer freiwillig mit Menschen
            gearbeitet wird (z. B. im Strafvollzug oder in der Drogenhilfe) (Freiwilligkeit, Zwang in der Sozialen Arbeit).
         

         Allerdings müssen strukturelle Besonderheiten von SozArb als Dienstleistung berücksichtigt
            werden. Betrachtet man die Struktur des Sozialleistungssystems (Soziale Sicherung, Sozialstaat, Sozialwirtschaft), in deren Rahmen Soziale Dienstleistungen der SozArb verortet sind, stößt man im
            Vergleich zu anderen Bereichen des Dienstleistungssektors auf spezifische Besonderheiten:
            Die Rechte der Kundinnen und Kunden im Sozialleistungssystem sind in zweifacher Weise
            strukturell geschwächt. Dies resultiert in erster Linie aus dem sozialleistungsrechtlichen
            Dreiecksverhältnis: Der Kunde hat mit zwei unterschiedlichen Instanzen (und damit
            auch Rechtsverhältnissen) zu tun: Mit einem öffentlichen Träger, der die Leistung
            in Auftrag gibt und bezahlt und mit einem meist freien Träger, der die Leistung anbietet
            und durchführt (Träger der SozArb).
         

         Eine zentrale Bedeutung hat im Rahmen dienstleistungstheoretischer Überlegungen in
            der SozArb der Nutzerbegriff angenommen. Im Gegensatz zum Kundenbegriff fokussiert
            der Nutzerbegriff weniger auf das Subjekt selbst, sondern auf die Prozesse „des Nutzens“.
            Vor allem Andreas Schaarschuch hat Überlegungen zu einer SozArb entworfen, welche
            konsequent von ihren Nutzerinnen und Nutzern aus gedacht wird (Schaarschuch 1999).
            In neueren Arbeiten aus dem Kontext der Nutzerforschung wird das Thema der Schädigung
            erforscht (Gundrum/Hengstenberg/Oelerich 2023). Damit rücken die Grenzen der Erbringung
            sozialer Dienstleistungen stärker in den Blick.
         

         Adressierungen in der Sozialen Arbeit

         Unabhängig der theoretischen Zugänge werden Adressatinnen und Adressaten in der SozArb
            nicht einfach als solche skizziert, sondern gilt es vor allem den sozialpolitischen
            Prozess der Adressierung herauszustellen (Graßhoff/Renker/Schröer 2018). Denn nur
            komplexe Formen der Adressierung lassen am Ende tatsächlich „Hilfeempfänger“ entstehen.
            Somit reicht es nicht, ausschließlich Adressatinnen und Adressaten als Zielgruppen
            zu bestimmen.
         

         Die SozArb hat eine erhebliche Ausdifferenzierung ihrer Praxisfelder erfahren, in
            denen Menschen erzogen, gebildet, unterrichtet, beraten, versorgt werden. Sozialpädagogik
            hat sich, in Vergleich zu ihren Ursprüngen, immer weiter ausgebreitet. Mit dieser
            „Entgrenzung des (Sozial-)pädagogischen“ (Böhnisch 2002) ist nicht nur eine institutionelle Ausdifferenzierung
            der SozArb, sondern auch eine Diffundierung von pädagogischen Fragen gemeint. Damit
            werden aber auch die Bestimmungsversuche, wer Adressatinnen und Adressaten der SozArb
            sind unübersichtlicher.
         

         Forschung zu Adressatinnen und Adressaten

         In der sozialpädagogischen Forschung war es bis Anfang des Jahrhunderts keinesfalls
            Konsens, von Adressatenforschung zu sprechen (Graßhoff 2013). Adressatenforschung
            hatte im Diskurs um eine sozialpädagogische Forschung zunächst eine randständige Position.
            Dies hat nicht nur konzeptionelle, sondern auch sehr pragmatische Gründe. Die Erfahrung
            im Kontext der Adressatenforschung zeigt, dass sowohl die Datenerhebung wie auch die
            Datenauswertung auf der Seite der Adressaten mühsamer ist. Es wird bezweifelt, dass
            Adressatinnen und Adressaten überhaupt in der Lage sind, über ihre Situation zu berichten.
            Gerade von Seiten der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern werden instrumentelle
            Absichten im Kontext dieser Forschung unterstellt. Adressat_innen sind ja nicht ohne
            eigene Interessen in dem Erbringungsverhältnis und der Einbezug der Adressat_innen
            verzerrt den Blick auf die Dienstleistungserbringung. Weiterhin wird die kommunikative
            Kompetenz der Menschen (z. B. bei Kindern, Jugendlichen und auch beeinträchtigen Menschen)
            angezweifelt.
         

         Es wird die Frage aufgeworfen, ob alle Adressat_innen der SozArb überhaupt kommunikativ
            und sprachlich in der Lage sind, elaboriert über die Erbringungssituation sprechen
            zu können. Kann man zum Beispiel schon Kinder und Jugendliche befragen und ihre Antworten
            auswerten? Muss man nicht eine bestimmte „Schulbildung“ mitbringen, um an einem sozialwissenschaftlichen
            Interview teilzunehmen?
         

         Aktuell sind akteursbezogene Forschungsperspektiven weitgehend etabliert im Diskurs
            der SozArb. Allerdings sind durch die Expansion der Forschungskonzepte die Gemeinsamkeiten
            nur noch schwer auszumachen. Blickt man auf das Feld einer adressatenbezogenen sozialpädagogischen
            Forschung, lassen sich innerhalb dieses Forschungszusammenhangs vorwiegend drei Paradigmen
            ausdifferenzieren: Adressatenforschung, Nutzerforschung und die Wirkungsforschung
            (Forschungsethik, Wissenschaft Soziale Arbeit, Erziehungswissenschaft, Wirkungsforschung).
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         Aktenführung
         

         Mithilfe von Aktenführung in Form vielfältiger Text- und Buchhaltungsformate sichern
            Organisationen SozArb ihre Kommunikation, die Steuerbarkeit und Zweckgerichtetheit
            ihres Handelns und die Kontinuität ihrer Strukturen (vgl. Weber 1972). Die Transformation
            aller Lebensbereiche im Zuge der Digitalisierung, die auch die SozArb beeinflusst, bewirkt vor allem eine Umstellung der Dokumentation
            auf elektronische Aktensysteme. Diese lösen die klassische Papieraktenführung schrittweise
            ab. Gängige Dokumentationsformate werden weiterentwickelt und die Arbeitsanlässe,
            Arbeitsformen und Rahmenbedingungen SozArb durchgreifend durch die neuen Medien überformt
            (Kutscher/Ley/Seelmeyer 2015, S. 3).
         

         Aktenführung in der Sozialen Arbeit

         Klassische Aktenführung in der SozArb ist durch zwei Traditionslinien geprägt:

         
            	
               Klassische Akten entstanden aus den formalen Hierarchien und informellen Macht- und
                  Abhängigkeitsstrukturen staatlich-bürokratischer Administrationen heraus. Sie erfassen,
                  verteilen, bearbeiten und archivieren relevante Informationen entsprechend festgelegter
                  Routinen durch schriftliche Kommunikation (Reichmann 2022, S. 15 ff.). Dabei „sind
                  organisationsinterne Vorgaben wie Aktenordnung, Aktenplan, Vorschriften zur Aufbewahrung
                  und Archivierung und Dienstvorschriften [etwa zur dezentralen oder zentralen Aktenführung]
                  maßgeblich“ (Lukas 2017, S. 57). In Kontexten SozArb können Akten für Adressat*innen
                  kritische Ausschließungs- und Zuschreibungspraxen produzieren (vgl. Ortmann 1994,
                  S. 11; Reichmann 2022, S. 87 ff.). Eine Akte fasst unterschiedliche Dokumentformate
                  (Texte, aber auch Bilder, Filme, Tondokumente usw.) zu vorgangsbezogenen Einheiten
                  zusammen und ordnet ihre Inhalte systematisch oder chronologisch. Sie dient darüber
                  hinaus zur Kontrolle und Legitimation des Organisationshandelns.
               

            

            	
               Professionelle Fallakten SozArb wurden von Mary Richmond zu Beginn des 20. Jahrhunderts
                  als Instrument der Fallarbeit (Einzelfallarbeit) entwickelt (vgl. Richmond 1922). Sie beruhen auf narrativen Fachtexten, in denen
                  u. a. die biografische Vorgeschichte, der Fallverlauf, die Erlebensperspektive der
                  Adressat*innen und die Reflexionsperspektive der Fachkräfte dargestellt und professionell
                  reflektiert und kommentiert werden (Diagnostik, sozialpädagogische und Fallverstehen). Neben Texten haben sich andere Formate (bspw. Tabellen und Grafiken) etabliert,
                  die teilweise partizipativ mit Adressat*innen erarbeitet werden können (vgl. Reichmann 2022,
                  S. 89).
               

            

         

         Akten SozArb stellen Hybride beider Traditionslinien dar. Im Verlauf der Digitalisierung werden diese zunehmend durch Fachsoftwarelösungen ersetzt.
         

         Dokumentationsfunktionen und Textformate

         Akten SozArb realisieren vielfältige Dokumentationsfunktionen über unterschiedlichste
            Textformate (Reichmann 2022, S. 55 ff.). Sie dienen der Informationsvermittlung, -speicherung
            und -verarbeitung sowie der Legitimation, Selbstevaluation oder professionellen Reflexion der Praxis (bspw. Entwicklungsberichte, Hilfeplanprotokolle). Checklisten, Formulare und Prozessdiagramme steuern die Aufmerksamkeit
            der Fachkräfte und die Handlungsanschlüsse in arbeitsteiligen Kontexten. Kontraktförmige
            Dokumente (bspw. Schutzvereinbarungen im Kinderschutz, Förderpläne im Case Management) legen Verabredungen zwischen Fachkräften und Adressat*innen fest.
         

         Elektronische Aktenführung

         Der Prozess der Einführung elektronischer Aktensysteme vollzieht sich uneinheitlich
            und widersprüchlich und ist von medialen Parallelführungen und Brüchen begleitet.
            Die oft noch geringe Flexibilität der aktuellen digitalen Systeme verursacht dabei –
            im Gegensatz zu Effizienzversprechen der Digitalisierung – hohen Umstellungsaufwand. Die i. d. R. eng geführte Prozess- und Aufmerksamkeitslenkung
            durch technologisch begründete Struktur- und Prozessvorgaben digitaler Systeme können
            von Fachkräften SozArb als belastend, aber im komplexen Alltag auch als entlastend
            erlebt werden. Zunehmende Kontrolle und die Tendenz zur Fragmentierung ganzheitlicher
            Arbeits- und Dokumentationsprozesse gemäß den technologischen Anforderungen gehören
            zu negativ wahrgenommenen Konsequenzen elektronischer Aktenführung (Reichmann 2022,
            S. 32).
         

         Grundlegende Veränderungen der Aktendokumentation und der vernetzten, arbeitsteiligen
            professionellen Praxis durch Digitalisierung lassen sich unter den Begriffen Automatisierung,
            Informatisierung und Transformation fassen (Ley/Reichmann 2020, S. 244). Automatisierung
            beschreibt die Routinisierung von Arbeitsabläufen entsprechend abstrakter, vorgegebener
            Einordnungs- und Entscheidungskriterien, Informatisierung die zunehmende Bedeutung
            von Daten und Informationen für die SozArb und Transformation die Möglichkeit, auch
            bislang als unroutinisierbar geltende professionelle Tätigkeiten wie Diagnostik und Risikoeinschätzungen zukünftig durch KI (künstliche Intelligenz) und lernende Systeme technologisch umzusetzen (Reichmann 2022, S. 32).
         

         Elektronische Aktenführung schließt an die in der SozArb verbreiteten Dokumentationsformate
            vor allem in drei typischen Varianten an (ausführlich: Ley/Reichmann 2020):
         

         1) Umfassende Falldokumentationssysteme integrieren Schnittstellen für verschiedene Arbeitsbereiche
            (bspw. i. e. S. fallbezogene Module, Module zur Zahlbarmachung und zum Controlling
            und vernetzende Module).
         

         2) Webbasierte Portallösungen dienen – vor allem bei Förderprogrammen – der Antragsabwicklung
            und der projektbezogenen Steuerung.
         

         3) Spezifische Instrumente (bspw. Diagnoseinstrumente, Kinderschutzbögen) werden für
            unterschiedlichste Aufgaben der Sozialen Arbeit eingesetzt.
         

         Professionelle An- und Herausforderungen

         Durch die komplexe Aufgabenstruktur, die reflexive Methodik und die Vulnerabilität
            der Adressat*innen ist Aktenführung in der SozArb unabhängig von den verwendeten Medien
            besonders anspruchsvoll. Sie beinhaltet, Unsicherheit, Lücken und Widersprüche ergebnisoffen
            und selbstkritisch zu reflektieren, emotional belastende, selbsterlebte Ereignisse
            professionell aufzubereiten und gesellschaftliche und institutionelle Rahmenbedingungen
            und unterschiedliche Beteiligtenperspektiven einzubeziehen (vgl. Reichmann 2022, S. 63 ff.).
            Ein professioneller Schreibstil beinhaltet darüber hinaus eine für Adressat*innen
            verständliche, wertschätzende und diversitätssensible Sprache.
         

         Aufgrund der sensiblen personenbezogenen Informationen gelten in der SozArb besonders
            hohe Sicherheitsstandards (zu den gesetzlichen Grundlagen vgl. bspw. § 35 SGB I, §§ 61–65,
            68 SGB VIII, §§ 67 ff. SGB X). Elektronische Aktenführung geht mit einer Vervielfältigung
            der dokumentierten Daten und einem potenziell erleichterten Datenzugriff einher. Digitalisierung
            ermöglicht damit, dass sich mehr und komplexere Daten erfassen, verteilen und verarbeiten
            lassen, die teilweise im Echtbetrieb automatisiert erhoben werden. Damit steigt die
            Komplexität der Sicherheitsanforderungen an den Datenschutz, eine professionell reflektierte Rechtevergabe bei Einrichtung der Systeme, an die
            Gestaltung der Programme wie auch an die Nutzer*innen (Reichmann 2022, S. 27 ff.).
            Informationsmenge und -vielfalt können dabei als überfordernd wahrgenommen werden,
            da sie für die praktische Arbeit methodisch aufbereitet werden müssen.
         

         Entwicklungsperspektiven und -risiken der Digitalisierung von Aktenführung

         Zur elektronischen Aktenführung in der SozArb werden Chancen, z. B. bisher uneingelöste
            Möglichkeiten der Adressat*innenorientierung und Partizipation (vgl. Kutscher/Ley/Seelmeyer 2015),
            wie Risiken diskutiert, z. B. durch Automatisierung fachlicher Entscheidungsprozesse,
            die damit professioneller Reflexion und Kontrolle entzogen werden (vgl. Bastian/Schrödter 2015).
         

         Die in den Systemen angelegten impliziten Kategorisierungen beeinflussen die Wahrnehmung
            und professionelle Beurteilung von Fallphänomenen durch die Sozialarbeiter*innen (Taylor/White 2000;
            Reichmann 2022, S. 7 ff.). Als Negativeffekte – vor allem unter erhöhtem Arbeitsdruck –
            können Aufmerksamkeitskonkurrenzen zwischen der Arbeit an den Geräten und der Kommunikation
            mit den Adressat*innen entstehen. Kooperation als wünschenswerter Aspekt der Arbeit
            kann auf der anderen Seite digital erleichtert werden. Damit gehen allerdings stärkere
            Eingriffsmöglichkeiten, höhere Anforderungen an Leitung und eine Ausweitung von Legitimierungspflichten
            einher (Reichmann 2022, S. 91 ff.). Der noch utopisch scheinende Breiteneinsatz von
            KI in der SozArb hat das Potenzial, die Profession tiefgreifend zu verändern und beinhaltet –
            ohne ausreichende fachliche Kontrolle – auch erhebliche Deprofessionalisierungsrisiken.
         

         Die Herausforderung für Leitungs- und Fachkräfte SozArb besteht in der großen Entwicklungsdynamik,
            die bei öffentlichen Trägern durch gesetzliche Vorgaben zum eGovernment gerahmt ist.
            Wenn die Einführung digitaler Systeme fremdbestimmt und unter Stress und hohem Effizienzdruck
            erfolgt, kann das dazu führen, dass fachliche und methodische Anforderungen der Profession
            nicht mehr ausreichend berücksichtigt werden.
         

         Ute Reichmann
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         Alleinerziehende
         

         Alleinerziehende stellen eine heterogene familiäre Lebensform dar. Wer als alleinerziehend
            gilt, wird in der Alleinerziehendenforschung nach folgenden Differenzierungskriterien
            unterschieden: das Alter der Kinder, die Partner*innenschaft, das Leben mit den Kindern
            im gleichen Haushalt, die Alleinverantwortlichkeit und die Selbstdefinition. Jede
            fünfte Familie ist eine alleinerziehende Familie mit minderjährigen Kindern. Da acht
            von zehn Alleinerziehenden Mütter sind, wird dies als weibliches Phänomen bezeichnet.
            Die Alleinerziehende lässt sich deshalb auch als eine Intervention gegen die heteronormative
            Familienordnung verstehen, sie stellt sie infrage und fordert sie heraus.
         

         Alleinerziehende gehören zu den vulnerablen Familienformen, wobei eine pauschale Attribuierung
            als vulnerabel die Gefahr birgt, diese durch Etikettierung zu stigmatisieren, statt soziale Ungleichheit sowie gesellschaftliche Machtrelationen aufzuzeigen. Die Vulnerabilität betrifft verschiedene Lebensbereiche und drückt sich u. a. in einem hohen Armutsrisiko, einer schlechteren Wohnsituation und höheren gesundheitlichen Belastungen aus. Was die Familienform des Alleinerziehens kennzeichnet, ist
            i. d. R. die Herausforderung der Vereinbarkeit von Care-Aufgaben und Erwerbstätigkeit sowie das Tragen der finanziellen Last beim Ausfall
            der Unterhaltszahlung des anderen Elternteils.
         

         Das Thema des Alleinerziehens stellt einen Forschungsgegenstand der Sozialen Arbeit
            dar. Alleinerziehende gehören zu den Adressat*innen der Sozialen Arbeit. In der sozialwissenschaftlichen
            Alleinerziehendenforschung ist seit über 100 Jahren empirisch erforscht, dass die
            Lebens- und Familienform des Alleinerziehens eine prekäre Lebenssituation bedeutet. Für die Sozialarbeitsforschung
            stellt sich daher u. a. folgende Frage: Inwiefern reproduziert die Soziale Arbeit
            die Benachteiligungen von Alleinerziehenden und ihren Kindern, statt ihr entgegenzuwirken?
            Die Erforschung des Alleinerziehens impliziert die Untersuchung weiterer Themen: Der
            Zusammenhang zwischen Partnergewalt und Alleinerziehen, das generationsübergreifende
            Armutsrisiko trotz erhöhter Erwerbstätigkeit von Alleinerziehenden im Vergleich zu
            Eltern (vor allem Müttern) in Zwei-Eltern-Familien, die Sicherstellung des Lebensunterhalts
            für die Kinder Alleinerziehender oder die Teilhabe- und Bildungschancen von Kindern
            alleinerziehender Eltern. Die professionellen Unterstützungsmaßnahmen der Sozialen
            Arbeit umfassen sowohl die psychosoziale Beratung zu Themen wie z. B. Trennung/Scheidung,
            Sorgerecht, beruflicher Wiedereinstieg, Kinderbetreuung, Existenzsicherung oder Unterhalt
            als auch die Gruppenangebote, die zum einen das Netzwerken unter den Alleinerziehenden und den Austausch über alltägliche Herausforderungen
            ermöglichen und zum anderen Alleinerziehende empowern. Das professionelle Handeln
            im Handlungsfeld der Familiensozialarbeit impliziert neben der Gestaltung spezifischer
            Angebote für Alleinerziehende auch die Wahrnehmung eines politischen Mandats, was
            in der sozialarbeiterischen Praxis u. a. die Einmischung in die kommunale und bundesweite
            Familien-, Sozial- und Gleichstellungspolitik unter der Berücksichtigung der besonderen Spezifik
            der heterogenen Lebenssituation von Alleinerziehenden bedeutet.
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         Allgemeiner Sozialdienst
         

         Funktion und Geschichte

         Allgemeine Sozialdienste (ASD) sind bezirklich organisierte Basisdienste für die Versorgung
            einer Region mit sozialen Hilfeleistungen und öffentlichen Kontrollaufgaben in den
            Bereichen Jugend-, Sozial- und Gesundheitshilfe. Sie sind in der 2. Hälfte des 19. Jh. aus den stark
            expandierenden Armenpflege- und Fürsorge- und Aufsichtsaufgaben der Gemeinden entstanden
            und seitdem immer wieder Gegenstand organisatorischer Neugestaltung, fachlicher Reformen
            und kommunalpolitischer Positionierung: Streitbar war und ist v. a., wie viel soziale
            Verantwortung durch diese Dienste öffentlich wahrgenommen, welche Aufgaben dazu zusammengefasst
            werden sollen und welche Ausstattung und welche Qualifikationen hierfür erforderlich
            sind (BldWP 2002; ISS 2011; zuletzt: Beckmann 2018).
         

         Große Erwartungen wurden dabei immer wieder an die ASDs gerichtet, sowohl sozialpolitisch
            innovativ als auch finanziell effektiv die sozialen Folgen gesellschaftlicher Modernisierung
            zu bearbeiten. V. a. in Umbruch- und Krisenzeiten ist daher besonders heftig um die
            richtigen Konzepte und Arbeitsweisen und die erforderlichen Ausstattungen und Strukturen
            eines ASD gerungen worden (Geschichte der Sozialen Arbeit):
         

         1850–1910: In den rasant wachsenden Industriestädten war die traditionelle Armenpflege
            mit ihrer weitgehend zufälligen Almosenabgabe völlig überfordert und wurde abgelöst
            von ehrenamtl. Besuchsdiensten in überschaubaren Bezirken, die im Außendienst Kontakt
            und Aufsicht verbanden, und hauptamtl. Beamten, die im Innendienst für Bewilligung
            und Kontrolle von Hilfen und Helfern zuständig waren. Als Elberfelder-System wurde
            schon 1853 diese Organisations- und Konzeptreform bekannt und sollte einen zielgenaueren
            und aktivierenden Hilfeeinsatz mit einem effektiveren und besser zu kontrollierenden
            Personal- und Kostenaufwand verbinden (Sachße/Tennstedt 1988).
         

         1914–1930: Schon während und v. a. nach dem Ersten Weltkrieg erschütterten zwei Entwicklungen
            die Armenpflege: Einerseits wuchs der Bedarf an öffentlicher Unterstützung auch „normaler“
            Familien kriegsbedingt sprunghaft an („Vater im Felde, Mutter in der Munitionsfabrik“),
            und andererseits brach die Basis der immer noch weitgehend ehrenamtl. getragenen Wohlfahrtsarbeit
            weg oder war völlig überfordert. Als Antwort auf diese Entwicklungen sollte aus der
            Armen- die Wohlfahrtspflege werden, die nicht mehr nur im außergewöhnlichen Notfall
            öffentlich eingreift, sondern daneben zunehmend Aufgaben der Beratung, ergänzenden
            Versorgung und befristeten Unterstützung für eine wachsende Zahl von Familien übernimmt.
            Die Basis dieser neuen Aufgaben wurde wiederum in einer Bündelung von Aufgaben und
            Zuständigkeiten in der neuen Familienfürsorge sowie im Einsatz speziell qualifizierter
            hauptamtl. Kräfte gesucht (Müller 2001).
         

         1930–1950: Trotz erheblicher Anstrengungen, z. B. durch neue Sozialgesetze (z. B.
            RJWG, RFV etc.) und eine rasante Professionalisierung SozArb, gelang es in der Zeit der Weimarer Republik kaum, eine „öffentliche Verantwortung
            für private Lebensschicksale“ umfassender zu verankern; hierzu fehlten sowohl ein
            gesellschaftspolitischer Konsens als auch Geld in den öffentlichen Kassen. Eine Antwort
            auf die vermeintlichen Bedrohungen durch soziale Bedürftigkeit und Krisen war die
            konsequente Selektion der „erfolglosen Fälle“. Mit der Aussonderung z. B. der sog.
            Unerziehbaren aus der Jugendfürsorge und der „Gemeinschaftsfremden und Wanderer“ aus
            der Wohlfahrtspflege wurde schon Ende der 1920er Jahre begonnen. Diese Strategie,
            soziale Probleme biologisch-medizinisch als Folge „minderwertiger Rassemerkmale“ zu erklären, um die
            betroffenen Menschen scheinbar objektiv erkennen zu können, wurde von den Nationalsozialisten
            konsequent weitergeführt (Soziale Arbeit im Nationalsozialismus).
         

         Auf der anderen Seite wurde mit erheblichem Aufwand eine öffentliche Fürsorge als
            „Volkspflege“ für die wertvollen „Glieder der Volksgemeinschaft“ aufgebaut: Kraft
            durch Freude, Winterhilfswerk und Kinderlandverschickung sind Beispiele für diese
            öffentlichkeitswirksam inszenierte positive Wendung der alten Fürsorge.
         

         Der ASD befand sich genau im Zentrum dieser gegensätzlichen Entwicklungen; einerseits
            war er Ermittlungsdienst für die erbgesundheitliche Überwachung, andererseits konnte
            er die neuen Wohltaten an bedürftige Volksgenossen verteilen. Folge dieser bis heute
            auch für den ASD kaum aufgearbeiteten „Verstrickung“ ist auch das in Praxis wie Theorie
            deutliche Misstrauen gegen die für diesen Dienst typische Verbindung von Kontroll-
            und Hilfeaufgaben (Schrapper 1993).
         

         1960 – 1980: In dieser Zeit gerieten Organisation und Konzept öffentlicher Fürsorge
            wiederum zunehmend unter den Druck sich verändernder gesellschaftlicher Erwartungen
            und Ansprüche: Wachsende Anforderungen an Bildung und Flexibilität der Menschen, neue
            Familienstrukturen und Lebensentwürfe, aber auch eine rechtsstaatliche Verankerung
            von Ansprüchen auf soziale Leistungen in neuen Sozialgesetzten (z. B. BSHG von 1961)
            sowie nicht zuletzt das wachsende professionelle Selbstverständnis sozialer Berufe
            verlangten nach neuen Konzepten und Strukturen. Durch eine Differenzierung und Spezialisierung
            von Aufgaben, z. B. in Erziehungs- und Drogenberatung, Beratung von Pflegefamilien
            oder Hilfen für Ausbildung, bei der Arbeitssuche, für Migrantenfamilien oder für ältere
            Menschen drohte der ASD zu einem Restdienst für die nicht spezialisierbaren Aufgaben
            zu verkommen. Diese Abwertung generalistischer Arbeitsformen wurde beschleunigt durch
            Professionalisierungsbemühungen, die sozialen Berufe durch spezialisierte Methoden
            v. a. der Beratung und Therapie aufzuwerten.
         

         Seit 1990 wird der ASD wieder interessant; einerseits sind es erneut soziale Veränderungen
            und ökonomische Krisen, die deutlich mit den Grenzen sozialstaatlicher Daseinsvorsorge
            konfrontieren, und andererseits neue Konzepte SozArb, die nah an der Lebenswelt und
            mitten im Sozialraum (Sozialraumorientierung) das alte Dilemma zu lösen suchen, individuelle Lebensbedürfnisse mit gesellschaftlichen
            Normalisierungserwartungen in einen produktiven Einklang zu bringen. Die territoriale
            Bindung an einen überschaubaren Bezirk, der generalistische Blick auf Menschen, Familien
            und Milieus und die traditionsreiche Verknüpfung von Hilfe- und Kontrollaufgaben lassen
            den ASD geeignet erscheinen, die widersprüchlichen Erwartungen an eine ebenso fachlich
            qualifizierte Gestaltung wie ökonomisch effiziente Erbringung sozialstaatlicher Basisversorgung
            zu erfüllen (Kreft/Lukas 1993; Schrapper 1998). In die Kritik gerät der ASD genau
            dort, wo sich diese Erwartungen zuspitzen: einerseits in der Verletzung von Garantenpflichten für den Schutz von Kindern (Kinderschutz) und andererseits als Gewährleister teurer Hilfemaßnahmen (Hilfen zur Erziehung) der Sozial- und Jugendhilfen (Mörsberger u. a. 1999; Hinte 2000; ISS 2011).
         

         Ab 2010 prägen alte und neue Kontroversen um Auftrag und Verfassung des ASD die Diskussionen
            und Entwicklungen um die kommunalen Sozialen Dienste. Seit Anfang der 2000er Jahre
            befeuern eine Reihe von sog. problematischen Kinderschutzfällen verbunden mit deutlich
            gestiegener medialer Aufmerksamkeit die Kontroversen um den Kinderschutz: zuverlässiger Schutz und rechtzeitige Gefahrenabwehr oder ausreichende und vertrauenswürdige
            Unterstützung für belastete Familien, sind hier die Positionen (z. B. Bürgerschaft HH
            2018). Gesetzesänderungen verschärfen diese Kontroversen, insbes. die Einführung eines
            § 8 a im SGB VIII, der obrigkeitsstaatlichen Konzepte eines überwachenden Kinderschutzes
            wieder verstärkt (AGJ 2010). Fall- und Fehleranalysen gewinnen an Bedeutung (Biesel 2011;
            Wolff u. a. 2013; Gerber/Lillig 2018) sowie insgesamt eine deutliche verstärkte Debatte
            um Qualität im Kinderschutz. (Böwer/Kotthaus 2018; Biesel/Urban-Stahl 2018). Paradoxer
            Nebeneffekt dieser deutlich gewachsenen Aufmerksamkeit für den Kinderschutz sind trotz
            wieder deutlich wachsender Personalstellen für in den ASD (Fendrich/Pothmann/Tabel 2023;
            Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfestatistik 2024) wachsende Personalprobleme. Gleichzeitig
            wollen viele Fachkräfte diesen belastenden Dienst mit hoher Verantwortung und im Vergleich
            schlechter Bezahlung verlassen, was der Arbeitsmarkt auch zulässt. Damit wird ein
            zunehmender Fachkräftemangel zur zweiten prägenden Kontroverse um den ASD. Fallzahlobergrenzen oder Personalbemessung
            sollen eine Antwort sein, ebenso verstärkte Anstrengungen der Gewinnung und Qualifizierung
            neuer Fachkräfte sowie ein besseres Personalmanagement (Pamme/Merchel 2014).
         

         Organisation und Aufgaben

         ASDs haben heute vielfältige Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe, der Sozialhilfe, der (Sozial-)Psychiatrie, der Altenhilfe, im Feld der Arbeitsförderung und für ältere Menschen sowie für Einzelpersonen und
            Familien mit Migrationserfahrung (Ausländerinnen/Ausländer, Migrationsgesellschaft). Es wird nach unterschiedlichen Arbeitskonzepten gearbeitet; im Vordergrund steht
            immer noch die Einzelfallarbeit und Beratung mit methodischen Vertiefungsgebieten oder spezialisiert für Probleme
            und Zielgruppen, aber auch Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit gehören zum Handwerkszeug eines ASD. Und nicht zuletzt sind ASDs in die verschiedenartigsten
            Organisationsformen eingebunden: als Teil des Jugendamtes oder des Sozialamtes, als eigenes Amt, als Fachdienst, in regionalisierten Sozialzentren, -bürgerhäusern
            oder nur noch selten als Delegationsaufgabe eines freien Trägers. Immer wieder gab
            und gibt es Bemühungen, Standards zu formulieren und durchzusetzen (KGSt 1975; DV
            1983 und 2002; ÖTV 1996). Doch es scheint schwierig, allgemein anerkannte Aufgabenprofile
            und Organisationsformen zu vereinbaren; zu unterschiedlich sind die örtlichen Situationen
            und Traditionen, zu einflussreich das lokale Interesse, Einfluss und Spezialitäten
            nicht zu verlieren (zur rechtlich-fachlichen Problematik Münder u. a. 2019, § 69,
            Rn. 15 f.).
         

         Hinter dieser Vielfalt und Unterschiedlichkeit werden drei originäre und unverwechselbare
            Aufgaben eines ASD erkennbar:
         

         a) Beraten und entscheiden

         Die Wahrnehmung und Deutung der Lebenssituation von Menschen in Belastungs-, Krisen- und Notsituationen ist eine wesentliche Aufgabe der MitarbeiterInnen eines
            ASD, immer verknüpft mit der Frage, ob ein Bedarf und ein Anspruch auf öffentliche
            Leistungen der Entlastung, Förderung oder Unterstützung besteht. Dabei sind verständnisvoller
            Zugang für Probleme und Wünsche und die korrekte Prüfung von Anspruchsvoraussetzungen
            zu verbinden. Martin Rudolf Vogel hat dieses Dilemma öffentlicher Hilfen als einen
            „immanenten Prinzipiengegensatz“ charakterisiert „insofern, als hier zugleich die
            einander widerstreitenden Forderungen der subjektiven Einmaligkeit der Hilfsbedürftigkeit
            und der objektiven Rechtmäßigkeit der Hilfevoraussetzungen auf einen Nenner gebracht
            werden müssen“ (Vogel 1966, S. 77). Das Besondere der Tätigkeiten in einem ASD z. B.
            im Unterschied zu einer Erziehungsberatungsstelle ist eben, dass die Beratung von Menschen i. d. R. verbunden ist mit einer
            Entscheidung über ihre Leistungsansprüche. Dieser Arbeitsprozess der Verständigung
            über Probleme und Bedarfe auf der einen sowie Erwartungen und Leistungen auf der anderen
            Seite kann nicht auf einen administrativen Vorgang formaler Rechtsanwendung verkürzt
            werden, sondern setzt immer ein klares Verständnis des Falls voraus (Diagnostik, sozialpädagogische und Fallverstehen).
         

         b) Unterstützen, schützen und kontrollieren

         Der gesetzliche Handlungsauftrag sozialstaatlicher Leistungen für Menschen in Belastungs-, Krisen- und Notsituationen bewegt sich zwischen den Polen:
         

         
            	
               Unterstützung und Entlastung, z. B. der Eltern bei den Aufgaben der Versorgung und
                  Erziehung ihrer Kinder oder psychisch belasteter oder alter Menschen bei der möglichst
                  eigenständigen Bewältigung ihres Alltags;
               

            

            	
               dem Schutz vor Gefahren, z. B. des Kindeswohls oder vor Selbst- und Fremdgefährdung
                  (PsychKG); diese Schutzpflicht ist häufig verbunden mit Kontrollkompetenzen, die aber
                  im Unterschied zu technischen Überwachungs- oder polizeilichen Ermittlungsaufgaben
                  an den Zweck der Schutzaufgaben (Kinderschutz) gebunden sind (seit 01.10.2005 v. a. in § 8 a SGB VIII geregelt).
               

            

         

         Beide Aufgabenschwerpunkte sind gleichrangig, wobei der Schutz z. B. der Kinder vorrangig
            durch Entlastung, Unterstützung und Hilfe für die Eltern realisiert werden soll. Menschen
            müssen also erkennen können, dass alle öffentlichen Interventionen ihrer Unterstützung
            und Hilfe dienen sollen, und sie müssen das Vertrauen entwickeln können, dass Entlastung
            und Unterstützung nicht Vorwände sind, um Hinweise und Begründungen für Eingriffe
            sammeln zu können.
         

         Öffentliche Sozialleistungen sind ohne Kontrolle nicht rational und rechtsstaatlich
            zu gestalten, sowohl die Berechtigung von Leistungsansprüchen als auch die Realisierung
            von Hilfeleistungen muss kontrolliert werden. Dabei benötigen auch die „Kontrolleure“
            ein sie kontrollierendes Gegenüber, institutionell und professionell, um sich sowohl
            vor Allmachtsphantasien wie auch vor Ohnmachts- und Überlastungsgefühlen zu schützen
            bzw. geschützt zu werden. Kollegiale Beratung und Reflexion (Kollegiale Beratung, Intervision; Supervision) sind Orte dieser Kontrolle, die methodisch gestaltet und institutionell abgesichert
            werden müssen.
         

         c) Knappe Güter verteilen

         Der Bedarf an Angeboten der Beratung, Entlastung, Unterstützung und Hilfe auf der
            einen sowie die verfügbaren oder beschaffbaren Ressourcen (Arbeitszeit, Kompetenz
            und Geld) für konkrete Leistungen öffentlicher Hilfen und Sozialleistungen auf der
            anderen Seite stehen immer in einem prekären Verhältnis zueinander: Es müssen grundsätzlich
            endliche und damit knappe Ressourcen auf eine prinzipiell unendliche Anzahl von Wünschen,
            Bedürfnissen und Ansprüchen verteilt werden.
         

         Jede Leistungsentscheidung durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des ASD ist daher
            eine Entscheidung über die Verteilung nur begrenzt verfügbarer, „knapper“ Güter: zuerst
            der Zeit und Aufmerksamkeit der Fachkräfte im ASD, dann der vorhandenen Hilfeangebote
            und materiellen Ressourcen. Die Verteilung öffentlicher Sozialleistungen war und ist
            immer mit dem Problem der Verteilung begrenzter Ressourcen konfrontiert, in Krisenzeiten
            verschärft durch eine restriktive Sozial- und Finanzpolitik, die meist traditionsreichen
            Ungereimtheiten der kommunalen Organisation sowie die Defizite der fachlichen Planungen
            und Konzepte.
         

         Die durch den ASD zu treffenden Entscheidungen über „geeignete und erforderliche“
            Leistungen müssen daher mit nachvollziehbaren Argumenten und Begründungen so getroffen
            werden, dass sie kontrolliert werden können. Nur durch „Verfahren“ kann sichergestellt
            werden, dass sowohl fachlich qualifiziert entschieden und sozial „gerecht“ verteilt
            als auch wirtschaftlich und sparsam gearbeitet wird. Hierzu gibt es keine ernsthaften
            Alternativen: Weder die Verstärkung hierarchischer Kontrollen noch der Appell an die
            fachliche Moral lösen zuverlässig das Dilemma von Leistungsauftrag und begrenzten
            Ressourcen.
         

         Spannungsfelder in der Arbeit des ASD

         a) ASD als Einzelfall- oder Sozialraummanager?

         Ein zentrales Problem unserer sozialstaatlichen Systeme ist es, die Rationalität von
            Verteilungsentscheidungen zu sichern, also die Zuwendung auf der einen und die Ablehnung
            sozialstaatlicher Leistungen auf der anderen Seite sachlich, rechtlich und politisch
            zu legitimieren. Waren es traditionell eher strenge Anspruchsprüfungen im Einzelfall,
            begleitet durch regelmäßige Kampagnen gegen sog. Leistungsmissbrauch, so wird heute
            daneben – nicht anstelle – eine andere Strategie verfolgt. Möglichst alle Unterstützungs-
            und Hilfebedürfnisse der Menschen aus einem Bezirk, Stadtteil oder Kreisgebiet sollen
            aus einem Budget bedient werden (Sozialraumorientierung); als Vorteil wird gesehen, dass jenseits bestehender Zuständigkeits- und Finanzierungsregularien
            unkomplizierte und zugängliche Unterstützungen gestaltet werden können, die zudem
            die Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser nutzen. Erhofft wird, so öffentliche Mittel
            effektiver einzusetzen und das begrenzte Budget besser auszunutzen. Nachteil ist,
            dass individuelle Rechtsansprüche einem ausgeschöpften Sozialraumbudget zum Opfer
            fallen könnten und die Pluralität der Hilfeangebote und Anbieter leidet, da sich neue
            Sozialraummonopole bilden (SOS 2001; Münder u. a. 2019, §§ 69 – 71, Rn. 24 ff.).
         

         b) Prävention oder Krisenintervention?

         Gängige Auffassung ist, Schutz vor Gefahren biete v. a. die vorbeugende Verhütung
            (Prävention). Mit zielstrebiger Orientierung an den „Ressourcen des Sozialraumes“ und nah an
            der „Lebenswelt“ der Menschen sollen Belastungen, die eine positive Entwicklung und
            eigenständige Lebensführung gefährden, gar nicht erst entstehen können. Durch frühzeitige
            Unterstützung soll niederschwellig und kostengünstig entlastet und so eingriffs- und
            kostenintensive Intervention, z. B. durch stationäre Hilfen, möglichst verhindert
            werden.
         

         So richtig diese Strategie ist, so falsch ist die Annahme, Prävention und Intervention
            könnten zwei alternative Handlungsstrategien sein, eine ausgebaute, sozialräumlich
            orientierte und integrierte Jugend- oder Sozialhilfe auf Interventionen, also auf
            machtvolle Eingriffe, gänzlich verzichten. Prävention könnte Intervention nur dann
            ersetzen, wenn sie total gelänge und jegliche Gefährdung durch Vorbeugung sicher auszuschließen
            wäre. Soll aber diese pädagogisch omnipotente und politisch totalitäre Vorstellung
            von einer Gefährdungen umfassend verhindernden Prävention nicht verfolgt werden, bleibt
            nur die Erfahrung, dass wirkungsvoller Schutz erst durch eine sowohl vorausschauende
            und vorbeugende Verhinderung der Entstehung potenzieller Gefahren als auch durch eine
            wirkungsvolle und zuverlässige Abwehr akuter Gefahren gestaltet werden kann.
         

         Ein ASD muss im Rahmen des Kinderschutzes oder der Betreuung psychisch kranker Menschen seine Schutzaufgaben als eine qualifizierte
            und zuverlässige Krisenintervention ausgestalten, als notwendiges Pendant zu den anderen,
            Lebensbedingungen gestaltenden oder präventiv wirksamen Aufgaben. Entgegen der häufig
            abwertend gemeinten Rede von der „Krisenfeuerwehr“ kann hierfür gerade die moderne
            Feuerwehr mit ihren integrierten Aufgaben des Brandschutzes, der Brandbekämpfung,
            der Rettung und Bergung brauchbare Anregungen für die professionelle Entwicklung zuverlässiger
            Krisenintervention geben (Krise, Krisenintervention).
         

         Qualitätsanforderungen an die Arbeit eines ASD

         Vor dem Hintergrund der skizzierten Traditionen und Kontroversen sollen abschließend
            fünf Anforderungen an eine „gute“ Arbeit im ASD zusammengefasst werden:
         

         a) SozArb im ASD muss an den Lebensräumen und Erfahrungswelten der Menschen orientiert
            sein.
         

         Die Versorgung und Erziehung des Nachwuchses ist ebenso wie das Leben im Alter vielfach
            ein Geschehen, das sich im engeren regionalen Umfeld des Wohnsitzes abspielt. Auf
            der anderen Seite prägen soziale und kulturelle Zugehörigkeiten ganz wesentlich menschliche
            Existenz und Entwicklung. Oft gehen beide – räumliche Strukturen und soziale und kulturelle
            Zuordnung – eine enge Verbindung ein, werden ideelle Vorstellungen im äußeren Erscheinungsbild
            eines Wohnquartiers oder Stadtteils sichtbar und prägen umgekehrt die räumlichen Bedingungen
            und Strukturen Selbstverständnis und Lebensstil der Menschen. Die klassischen Bergbausiedlungen
            des Ruhrgebiets sind dafür traditionelle, sozial belastete Hochhaussiedlungen oder
            Altstadtviertel mit überwiegend türkischer Bevölkerung aktuelle Beispiele.
         

         An solchen inneren und äußeren Merkmalen und Prägungen der Lebensräume, Lebensvorstellungen
            und Lebenserfahrungen muss sich SozArb im ASD orientieren, um Potenziale und Stärken
            ebenso zu sehen wie die Beeinträchtigungen, Gefährdungen und Verletzungen. Die lokalen
            Milieus der ökonomischen, kulturellen und sozialen Betätigung und Problembearbeitung
            soll nicht nur gekannt und respektiert werden, sie sind auch wesentlicher Ausgangspunkt
            für tragfähige Unterstützung und Konfliktbearbeitung.
         

         b) Soziale Hilfen müssen zugängliche, zuverlässige und respektvolle Leistungen der
            Information und Beratung sowie Unterstützung und Hilfe anbieten.
         

      
   
      Von der „obrigkeitsstaatlichen Fürsorge zur sozialpädagogischen Dienstleistung“, so
            ist der grundlegende Konzept- und Paradigmenwechsel sozialer Hilfeleistungen charakterisiert
            worden (Kreft/Lukas 1993). Der ASD ist oft der erste Kontakt mit öffentlichen Hilfeinstanzen,
            auf ihn kommt daher in besonderer Weise die Anforderung zu, ebenso zugänglich wie
            kompetent und respektvoll Erwartungen und Situationen zu klären, zuverlässig Auskunft
            zu geben und verbindlich den Zugang zu Hilfeleistungen zu schaffen oder verständlich
            deren Ablehnung zu erklären.
         

         c) Fachkräfte im ASD müssen die Menschen in der Komplexität ihrer Lebensverhältnisse
            und der Verbundenheit ihrer Lebensthemen in den Blick nehmen und verstehen können.
         

         Gerade die bezirkliche Organisation und basale Zuständigkeit eines ASD eröffnet und
            erfordert einen verstehenden Blick auf Menschen und ihre Lebensumstände, der nicht
            zuerst nach den Defiziten und Störungen sucht, sondern Potenziale und Ressourcen ebenso
            wie Beeinträchtigungen und Verletzungen sieht. V. a. aber benötigt ein i. d. S. ganzheitlich
            denkender ASD verstehende Zugänge zum Eigensinn von Menschen und Systemen (Diagnostik, sozialpädagogische und Fallverstehen).
         

         d) Fachkräfte und Institutionen einer Region müssen in verbindliche und belastbare
            Kooperationen eingebettet sein.
         

         Zuverlässige Sozialleistungen lassen sich nicht losgelöst von den Lebensräumen und
            Lebensvorstellungen der Menschen betrachten, so die Erkenntnis der ersten beiden Aspekte.
            Sie lassen sich aber auch nicht in isolierten Arbeitsfeldern und schon gar nicht in
            hierarchischen Anordnungsverhältnissen gestalten. Der Komplexität der skizzierten
            Anforderungen und Arbeitsbezüge werden nur Arbeitsformen gerecht, die fachliche und
            organisatorische Zusammenarbeit unterstützen, dabei berechenbar und verbindlich bleiben
            und v. a. belastbar für die Herausforderungen der Klienten ebenso wie für die Friktionen
            der eigenen Systeme. Der ASD hat für diese Kooperationskultur eine besondere Verantwortung,
            steuert er doch durch seine Einzelfallentscheidungen die Tätigkeiten vieler Einrichtungen
            und Institutionen und hat durch seine exklusiven Kenntnisse der Strukturen und Verhältnisse
            im Bezirk eine besondere Verbindung zu vielen wichtigen Akteuren.
         

         e) Aufgaben und Organisation öffentlicher Sozialleistungen müssen politisch legitimierbar
            sein sowie sorgsam mit öffentlichem Geld umgehen.
         

         Öffentliche Leistungen unterliegen in einem demokratischen Gemeinwesen grundsätzlich
            politischer Kontrolle, nicht nur, aber auch weil sie aus öffentlichen Mitteln bezahlt
            werden. Ebenso wie die Nützlichkeit dieser Hilfeleistungen für den Bürger im Einzelfall
            erkennbar werden muss, hat das Gemeinwesen einen Anspruch zu erfahren, in welcher
            Weise diese Leistungen dazu beitragen, den Erwartungen nach Sicherung der öffentlichen
            Ordnung auf der einen und den Ansprüchen einer zivilen Gesellschaft z. B. dem Schutz
            von Bürgerrechten, insbes. auch Kinderrechten (Maywald 2016) auf der anderen Seite
            gerecht werden zu können. Dem ASD kommt dabei die besondere Verantwortung zu, eine
            öffentliche Verantwortung für private Lebensschicksale immer wieder in beide Richtungen
            zu vermitteln.
         

         Christian Schrapper
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         Altenhilfe
         

         Begriffliche Bestimmungen

         Die sogenannte Altenhilfe (AH) beinhaltet Infrastrukturen, Angebote und Leistungen
            zur Förderung, Begleitung und Unterstützung von Menschen im Alter sowie ihrer Angehörigen.
            Die Verwendung des Begriffs erfolgt jedoch unterschiedlich. So wird AH etwa mit offener
            Altenarbeit gleichgesetzt und damit von der Altenpflege abgegrenzt. Demgegenüber wird
            auch zwischen Altenarbeit und AH unterschieden, indem Altenarbeit primär alte Menschen
            ohne schwerwiegende gesundheitliche Einschränkungen adressiert, während die AH – die
            ambulante, teilstationäre sowie stationäre AH – an alte Menschen mit Pflegebedarf
            gerichtet ist. Darüber hinaus wird ein breites Begriffsverständnis angeführt, bei
            dem AH die offene, ambulante, teilstationäre und stationäre AH umfasst (vgl. Bleck/Thiele 2020).
         

         Das folgende Verständnis von AH geht im engeren Sinne von § 71 SGB XII aus, der den
            Titel „Altenhilfe“ trägt und sich insbesondere auf Angebote und Leistungen der offenen
            Altenhilfe bzw. -arbeit bezieht, aber nicht jene der ambulanten und (teil-)stationären Pflege impliziert, die über die Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) finanziert
            sind. Der Begriff wird hier also aufgrund der vorhandenen sozialrechtlichen Bezeichnung
            gemäß § 71 SGB XII verwendet, auch wenn der implizierte Hilfe-Terminus kritisch zu
            betrachten ist, da das Alter normativ nicht auf Hilfebedarf und die AH konzeptionell
            nicht auf Hilfe zu reduzieren sind.
         

         Rechtliche Hintergründe und ihre aktuelle Diskussion

         Die AH hat ihren historischen Ursprung in der Armenfürsorge, rechtlich wurde sie aber
            erst 1962 im Bereich der Sozialhilfe als eigenständiger Paragraf – zuerst in § 75
            BSHG und seit 2005 in § 71 SGB XII – verankert (Aner 2020, S. 23). § 71 Abs. 1 SGB XII
            hält als Ziele fest, dass die AH dazu beitragen soll, Schwierigkeiten, die durch das
            Alter entstehen, zu verhüten, zu überwinden oder zu mildern. Dabei sollen die alten
            Menschen die Möglichkeit erhalten, selbstbestimmt am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen
            und ihre Fähigkeit zur Selbsthilfe zu stärken. § 71 Abs. 2 SGB XII führt Leistungen
            der AH auf. Diese beziehen sich etwa auf Leistungen zu einer Betätigung und zum gesellschaftlichen
            Engagement, Leistungen bei der Beschaffung und zur Erhaltung einer Wohnung, auf Beratung
            und Unterstützung im Vor- und Umfeld von Pflege sowie der Inanspruchnahme altersgerechter
            Dienste, auf Leistungen zum Besuch von der Geselligkeit, Unterhaltung, Bildung oder
            den kulturellen Bedürfnissen dienenden Veranstaltungen sowie auf Leistungen, die alten
            Menschen die Verbindung mit nahe stehenden Personen ermöglichen. Diese Leistungen
            sollen nach Abs. 3 auch erbracht werden, wenn sie der Vorbereitung auf das Alter dienen.
            § 71 SGB XII benennt keine Altersgrenzen. Die auf das Alter vorbereitende Perspektive
            deutet jedoch auf eine flexible Handhabung in der kalendarischen Adressierung hin
            (vgl. Hellermann 2022, S. 9).
         

         AH nach § 71 SGB XII ist als eine Aufgabe im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge
            einzuordnen, die durch die Kommunen zu gewährleisten ist. Die Fassung des § 71 SGB XII
            als sogenannte Soll-Bestimmung sowie die vage Formulierung von Zielen und Leistungen
            der AH lässt den Kommunen jedoch viel Ermessensspielraum. In der Konsequenz führt
            dies zu sehr heterogenen Altenhilfestrukturen, -angeboten und -leistungen in den Kommunen.
            So konnte eine vergleichende Untersuchung zur kommunalen Altenarbeit zeigen, dass
            der Aufwand von Kommunen für Menschen ab 60 Jahren pro Person zwischen 0 und 34,30
            EUR pro Jahr liegt (vgl. Stratmann 2021, S. 5).
         

         Die schwache rechtliche Regulierung der AH steht seit Langem in der Kritik. In den
            letzten Jahren werden die Forderungen nach einer strukturellen und konzeptionellen
            Weiterentwicklung der AH aber wieder lauter (z. B. Pohlmann 2022; DV 2024). Untermauert
            werden diese sowohl mit dem demografischen und sozialen Wandel sowie der Zunahme sozialer
            Ungleichheit im Alter als auch mit neuen Einordnungen der Rolle und Verantwortung
            von Kommunen und Bundesländern in Bezug auf den § 71 SGB XII. So wurde in einem Rechtsgutachten
            unlängst die Verpflichtung der Kommunen herausgestellt, dass sie für Vorkehrungen
            und Einrichtungen zu sorgen haben, „die nötig sind, damit die rechtlichen Leistungen
            jedenfalls auf einem Mindeststandard wirksam erbracht werden können“ (Hellermann 2022,
            S. 19). Ferner wird gefordert, „die Ausgestaltung und Umsetzung einer Altenhilfeinfrastruktur
            in speziellen landesrechtlichen Regelungen zu konkretisieren“ (DV 2024, S. 8). Die
            Handlungsebenen der Kommunen und Länder sind jedoch auch deswegen näher auszuloten,
            weil Empfehlungen für ein umfassendes Altenhilfestrukturgesetz auf Bundesebene langjährig
            politisch ignoriert werden – und damit ebenso der Umstand, dass die Trennung von Altenhilfe
            (§ 71 SGB XII) und Pflege (SGB XI) zu einer kontraproduktiven Versäulung ihrer Angebote
            geführt hat.
         

         Organisation und Umsetzung

         Die Organisation und Umsetzung von AH nach § 71 SGB XII kann in die Bereiche der 1)
            Planung, 2) Beratung, 3) Teilhabe- und Engagementförderung sowie 4) Geld- und Sachleistungen
            unterteilt werden, auch wenn hierzu verschiedene Sortierungen vorgenommen werden (z. B.
            BAGSO 2023; DV 2024).
         

         Planung: Ausgehend von der Infrastrukturverantwortung der Kommunen für die AH ist die kommunale
            Planung von zentraler Bedeutung, um vor Ort soziale Infrastrukturen für alte Menschen
            bedarfs- und bedürfnisgerecht zu eruieren und entwickeln (vgl. DV 2024, S. 8). Die
            Planung – in ihrer Entwicklung von der Alten(hilfe)planung zur integrierten Sozialplanung –
            sollte auf empirischer Basis erfolgen und sowohl kommunale Strukturdaten (z. B. über
            statistische Analysen soziodemografischer und infrastruktureller Variablen) als auch
            partizipativ Bedürfnisse alter Menschen in ihrem Nahraum (z. B. über Stadtteilbegehungen,
            Zukunftswerkstätten) erfassen.
         

         Beratung: Beratungsangebote der AH vermitteln Zugänge zu Angeboten und Leistungen in Bezug
            auf Gestaltungs- und Bewältigungsaufgaben sowie individuelle Lebenslagen im Alter.
            Dabei handelt es sich um Anlaufstellen, die eine grundlegende Beratung alter Menschen
            und ihrer Angehörigen bereitstellen (z. B. kommunale Seniorenberatung) und an themenspezifische
            Beratungsstellen (z. B. Wohnberatung, Pflegestützpunkt) weitervermitteln (vgl. BAGSO
            2023, S. 33). Neben einem Präsenzangebot in der Beratungsstelle sowie Telefon- und
            Onlineberatung sind Konzepte der aufsuchenden Seniorenberatung (wie z. B. Mobile Beratungsbusse
            oder Präventive Hausbesuche) von Bedeutung. Die Beratung sollte sich an dem in der Beratungssituation ermittelten
            Bedarf der Ratsuchenden orientieren und kann von der einmaligen Informationsvermittlung
            bis hin zum Case Management reichen (vgl. Kricheldorff/Bleck/Engler 2024, S. 218).
         

         Teilhabe- und Engagementförderung: Angebote der Teilhabe- und Engagementförderung beziehen sich auf eine Vielzahl von
            Aktivitäten, welche unterschiedliche Bedürfnisse und Bedarfe alter Menschen adressieren.
            Ein zentrales Angebot sind Orte der Beratung, Begegnung und Aktion (z. B. Begegnungsstätten,
            Alten- und Servicezentren), an denen offen sowie partizipativ und emanzipatorisch
            mit alten Menschen verschiedene Angebote geplant und durchgeführt werden (z. B. sport-
            und gesundheitsorientierte Angebote, kultur- und bildungsbezogene Angebote sowie Informations-, Beratungs- und Vernetzungsangebote). An Relevanz gewinnen generationenübergreifende
            Orte (z. B. Mehrgenerationenhäuser, Nachbarschaftsinitiativen) und Aktivitäten (z. B.
            generationengerechte Quartiersentwicklung).
         

         Geld- und Sachleistungen: Während Angebote der Beratung sowie Teilhabe- und Engagementförderung allen alten
            Menschen zur Verfügung stehen, sind Geld- und Sachleistungen nach § 71 SGB XII einkommens-
            und vermögensabhängig. Gemäß den Zielsetzungen des § 71 SGB XII sollen diesen alten
            Menschen in entsprechender Bedarfslage Handlungsspielräume zur Förderung der Selbstbestimmung,
            Teilhabe und Selbsthilfe eröffnet werden (DV 2024, S. 12). Die nach § 71 Abs. 2 SGB XII
            insbesondere in Betracht kommenden Leistungen der AH bieten eine inhaltliche Orientierung
            für mögliche Geld- und Sachleistungen (wie z. B. Kostenzuschüsse für Wohnraumanpassungen,
            Kommunikationstechnik, Fahrtkosten und Veranstaltungen). Über ihre Gewährung entscheidet
            der örtliche Sozialhilfeträger im Einzelfall.
         

         Relevanz Sozialer Arbeit

         Fachkräfte der SozArb sind vielfach in der AH – insbesondere in der Beratung sowie
            Teilhabe- und Engagementförderung – tätig und ausgehend von den in § 71 SGB XII aufgeführten
            Zielen sowie Leistungen auch prädestiniert dafür. Denn um Menschen bei An- und Herausforderungen
            in höheren Lebensaltern sowie in ihrer Autonomie und selbstbestimmten Teilhabe individuell und strukturell zu stärken und stützen,
            bedarf es der Zugänge Sozialer Arbeit, die mehrperspektivisch, subjekt- und ressourcenorientiert
            auf Aufgaben der Alltags- und Lebensbewältigung sowie Befähigungen für die Lebensführung
            fokussieren. Zugleich bedarf es hierfür auch in der AH des originären Methodenrepertoires
            Sozialer Arbeit, das etwa Soziale Beratung, Soziale Diagnostik, Case Management, Soziale
            Gruppenarbeit, Soziale Netzwerkarbeit, Hausbesuche und Sozialraumorientierung umfasst
            (Kricheldorff/Bleck/Engler 2024, S. 219). Angesichts der zunehmenden Vielfalt sowie
            sozialen Ungleichheit im Alter ist SozArb in der AH mehr denn je dazu aufgefordert,
            die sogenannte AH mit niedrigschwelligen, diversitätssensiblen Konzepten weiterzuentwickeln.
         

         Christian Bleck
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         Alter
         

         Neben der Kindheit/Jugend und dem Erwachsenenalter bildet die Lebensphase Alter (A.)
            das sogenannte dritte Lebensalter. Dabei kann die Lebensphase A., wie wir sie heute
            kennen, als eigenen erwerbsarbeitsfreien Lebensabschnitt, als eine Hervorbringung
            der Moderne und insbesondere als eine Folge der erwerbszentrierten Institutionalisierung
            des dreigeteilten Lebenslaufs (Kohli 2017) und damit als soziale Konstruktion (vgl.
            Schroeter/Künemund 2020) betrachtet werden.
         

         Gerontologie

         Die Gerontologie als die Wissenschaft vom Alter(n) begreift das A. als das Ergebnis
            eines multidimensionalen und multidirektionalen Prozesses, der biologische, psychologische
            und soziale Aspekte umfasst, die wiederum miteinander interagieren. Damit ist die
            Gerontologie interdisziplinär ausgerichtet (vgl. Brandenburg 2015). Sie untersucht
            die Veränderungen, die Menschen im Laufe ihres Lebens erfahren, sowie die Auswirkungen
            des Alterns auf den Einzelnen und die Gesellschaft. Biologisch zeigen sich Alterungsprozesse
            in physiologischen Veränderungen, wie nachlassender Muskelkraft, reduzierter kognitiver
            Flexibilität und einem erhöhten Risiko für chronische Erkrankungen. Psychologisch
            spielt die Anpassung an Verluste, etwa von sozialen Rollen oder körperlicher Leistungsfähigkeit,
            eine zentrale Rolle. Gleichzeitig bietet das A. Potenziale für persönliches Wachstum
            und das Entwickeln neuer Perspektiven. Sozial werden Alternsprozesse insbesondere
            durch den Austritt aus dem Erwerbsleben, sozialen Ungleichheitsstrukturen sowie mit
            dem A. verknüpfte Rollenerwartungen und Altersbilder strukturiert (Wahl/Heyl 2015).
            Im Selbstverständnis als Interventionswissenschaft verfolgt die Gerontologie das Ziel,
            ein besseres Verständnis für die Herausforderungen und Potenziale des Alterns zu schaffen
            und so zur Förderung eines aktiven und würdevollen Alterns und damit zur Lebensqualität
            beizutragen (Gellert/Wahl 2024).
         

         Altersgrenzen

         Die Frage, ab wann ein Mensch in unserer Gesellschaft als alt gilt, kann nicht eindeutig
            beantwortet werden und ist u. a. vom A. der Befragten abhängig. Unterschiedliche Studien
            haben jedoch gezeigt, dass Menschen ab etwa ihrem sechzigsten bis siebzigsten Lebensjahr
            zur Gruppe der Älteren gezählt werden und damit etwa ab dem üblichen Ausscheiden aus
            dem Erwerbsleben. Auch in der gerontologischen Forschung wird zumeist (implizit) diese
            Altersgrenze zugrunde gelegt und aufgrund der Ausdehnung der Lebensphase A. darüber
            hinaus zwischen einem dritten (ab etwa 65 Jahre) und einem vierten Lebensalter (ab
            etwa 85 Jahre) unterschieden. Hiermit soll der Heterogenität dieser Altersgruppe Rechnung
            getragen werden. Das dritte Lebensalter ist demnach geprägt von guter Gesundheit,
            Mobilität und Aktivität, während sich für das vierte Lebensalter zunehmend Verlusterfahrungen
            in den Bereichen Gesundheit, Kompetenz, Autonomie und soziale Beziehungen zeigen (vgl. Wahl/Heyl 2015).
         

         Gesellschaftliche Alterung und Altersbilder

         Insbesondere aufgrund demografischer Veränderungsprozesse (demografische Entwicklung)
            und der daraus folgenden gesellschaftlichen Alterung hat das Thema A. im politischen
            und öffentlichen Diskurs an Bedeutung gewonnen – ebenso in der SozArb. So lebten in
            Deutschland 2022 18,7 Mio. Menschen über 65 Jahre (1991: 12 Mio.), was einem Anteil
            von 22 % an der Gesamtbevölkerung (1991: 15 %) und damit einer Steigerung um knapp
            56 % entspricht. Besonders deutlich fällt die Steigerung bei den sogenannten hochbetagten
            Menschen aus. Zu den Hochbetagten ab 85 Jahren zählten 1991 knapp 1,2 Mio. Menschen.
            Ihre Zahl stieg bis 2022 auf 2,7 Mio. und hat sich damit mehr als verdoppelt. Diskutiert
            werden in diesem Zusammenhang zumeist die Herausforderungen der demografischen Alterung
            für die Arbeitsmarkt-, die Renten- und die Gesundheitspolitik, wobei die öffentliche wie politische Diskussion
            stark von gesellschaftlichen Altersbildern beeinflusst wird bzw. diese mitprägt. Altersbilder
            sind gesellschaftliche Vorstellungen und Stereotype über das A., den Alternsprozess
            sowie über die Gruppe älterer Menschen. Sie können sowohl positiv als auch negativ
            geprägt sein. Positive Altersbilder betonen z. B. Weisheit, Erfahrung und soziale
            Verantwortung, während negative Altersbilder häufig mit Gebrechlichkeit, Hilfs- und
            Pflegebedürftigkeit sowie mit sozialem Rückzug assoziiert werden. Solche Stereotype
            beeinflussen nicht nur die gesellschaftliche Wahrnehmung, sondern auch das Selbstbild
            älterer Menschen, was sich auf das Verhalten, die Lebensqualität, die Gesundheit und
            sogar die Lebenserwartung auswirken kann (vgl. Ehmer 2023). Auch wenn sich Altersbilder
            heute differenzierter als noch vor einigen Jahrzehnten darstellen, so überwiegen nach
            wie vor negative Altersstereotype, die zu Stigmatisierungen und Diskriminierungen
            aufgrund des Alters führen können (Ageism) (vgl. Kessler/Warner 2020). Positive Altersbilder
            finden sich vor allem in Bezug auf die Gruppe der „jungen Alten“, in denen vielfach
            die „Potenziale des Alters“ gesehen werden. In der fachlichen Diskussion wird diese
            „Aufwertung des Alters“ kritisch gesehen, da diese Aufwertungsprozesse gleichzeitig
            mit Abwertungsprozessen jener Gruppen einhergehen, die diese Potenziale nicht vorhalten
            (können) (vgl. van Dyk 2020).
         

         Altersassoziierte Problemlagen und Potenziale

         Die Lebensphase A. ist nicht per se mit individuellen und sozialen Problemlagen verknüpft,
            jedoch nehmen Verlusterfahrungen mit dem A. zu und es lassen sich spezifische altersassoziierte
            Risiken erkennen, die die Lebensqualität älterer Menschen in erheblichem Maße einschränken
            können. So sind ältere Menschen häufig mit gesundheitlichen Einschränkungen konfrontiert,
            wie chronischen Erkrankungen, nachlassender Mobilität oder kognitiven Beeinträchtigungen.
            Diese körperlichen Veränderungen können zu Pflegebedürftigkeit führen, was sowohl
            die Betroffenen als auch ihre Angehörigen stark belastet. Gleichzeitig steigt mit
            zunehmendem A. das Risiko sozialer Isolation, bedingt durch den Verlust von sozialen
            Kontakten bzw. Bezugspersonen oder den Rückzug aus beruflichen Kontexten. Einsamkeit
            kann dabei nicht nur die Lebenszufriedenheit beeinträchtigen, sondern auch negative
            Auswirkungen auf die körperliche und psychische Gesundheit haben. Ein weiteres zentrales
            Problemfeld ist die finanzielle Absicherung im Alter. Insbesondere Frauen, Menschen
            mit unterbrochenen Erwerbsbiografien und Selbstständige sind im A. häufig von Armut
            bedroht, was den Zugang zu medizinischer Versorgung, adäquatem Wohnraum und gesellschaftlicher
            Teilhabe einschränken kann. Gleichzeitig zeigt sich, dass unterschiedliche Gruppen
            von älteren Menschen unterschiedlich stark von diesen Risiken betroffen sind. Einen
            starken Einfluss haben hierbei Geschlecht, Einkommen, Bildung und Migrationshintergrund.
            Erstaunlich ist, dass ältere Menschen, trotz dieser objektiv schlechteren Lebenslage
            eine im Vergleich zu jüngeren Menschen höhere Lebenszufriedenheit aufweisen (Paradox
            des Wohlbefindens).
         

         Neben diesen Herausforderungen werden im A. auch Potenziale gesehen, die sich jedoch
            vorrangig auf die jüngeren, ressourcenstarken Älteren beziehen. Insbesondere im Bereich
            des freiwilligen Engagements leisten viele ältere Menschen einen wertvollen Beitrag
            zur Gesellschaft, wobei das Engagement mit einer gesellschaftlichen und individuellen
            Nutzenstiftung einhergeht (vgl. für einen Überblick Hank/Wagner/Zank 2023).
         

         Soziale Arbeit mit älteren Menschen

         Die SozArb mit älteren Menschen hat sich zwar als eigenes Handlungsfeld in der Sozialen
            Arbeit herausgebildet und mittlerweile etabliert. Gleichzeitig bleibt sie im Vergleich
            zu anderen Handlungsfeldern unscharf, fachlich und methodisch wenig differenziert
            und insgesamt nur quasi-professionalisiert, was sich nicht zuletzt in der uneinheitlichen
            Bezeichnung zeigt (z. B. Altenhilfe, Altenarbeit, Soziale Altenarbeit, Soziale Arbeit mit älteren Menschen). Die Gründe
            hierfür sind vielfältig. Die Altenhilfe ist in § 71 SGB nur sehr lose rechtlich reguliert,
            sodass sich hieraus keine unmittelbaren Zuständigkeiten für die SozArb ergeben – anders
            als z. B. in der Jugendhilfe. Zudem ist die Soziale Altenarbeit in Studiengängen der
            SozArb eher randständig, sodass eine Qualifizierung, wenn überhaupt, vor allem in
            entsprechenden Weiterbildungen geschieht. Trotz dieser Hemmnisse ist es der Sozialen
            Altenarbeit in den letzten Jahren gelungen, ein eigenes, wenn auch noch unscharfes
            Profil auszubilden und jüngste Veröffentlichungen zeigen eine zunehmende Differenzierung
            in Gegenständen, Theorien und Methoden. Betrachtet man die Themen der sozialen Altenarbeit,
            so schließen diese zum einen an die oben genannten altersassoziierten Probleme an,
            weisen aber auch darüber hinaus. Kulturelle Bildungsarbeit, soziale Teilhabe, sozialraumorientierte
            Arbeit, freiwilliges Engagement, Sucht, Sexualität, Sterben und Tod sowie Gewalt gegen
            ältere Menschen sind nur einige der Themen, mit denen sich die soziale Altenarbeit
            auseinandersetzt. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels wird angenommen,
            dass diese Themen in Zukunft an Relevanz für die SozArb insgesamt gewinnen werden
            und deshalb eine weitere Professionalisierung der Altenarbeit notwendig sei (vgl.
            Bleck/van Rießen 2022).
         

         Mirko Sporket
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         Alterssicherung
         

         Die A. in der Bundesrepublik Deutschland wird traditionell in drei Säulen oder Schichten
            gegliedert. Der ersten Säule werden die gesetzlichen Regelsysteme, der zweiten die
            betriebliche Altersversorgung und der dritten die freiwillige Privatvorsorge zugerechnet
            (Schmähl 2018, S. 6 ff. mit einer Übersicht auf S. 9). Wichtigstes Auffangnetz für
            diejenigen Ruheständler*innen, die sich trotz dieser drei Säulen in einer existenziellen
            Notlage befinden, ist die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Sie gehört
            zur Sozialhilfe und wird wegen ihrer jüngst gestiegenen Bedeutung teilweise als „nullte
            Schicht“ (ebd., S. 8) bezeichnet. Während einerseits mehr Menschen A. beanspruchen,
            nimmt andererseits in den letzten Jahren die Erwerbstätigkeit im Alter ebenfalls zu
            (Bundesregierung 2025, S. 81).
         

         Die gesetzliche Rentenversicherung als erste Säule

         Die im Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) geregelte gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist das wichtigste
            von allen obligatorischen Regelsystemen in Deutschland. Bei den über 64-Jährigen verfügen
            90 % in den alten und nahezu alle in den neuen Bundesländern über eine gesetzliche
            Rente (Bundesregierung 2024, S. 71). Der Grundstein der GRV wurde mit der Invaliditäts-
            und Alterssicherung für Arbeiter von 1889 gelegt, dem dritten und letzten Projekt
            der Bismarck’schen Sozialgesetzgebung (ausführlich Kaltenstein 2015, S. 43 ff.). Seit
            ihren Anfängen fußt die GRV auf einer Versicherungspflicht, die heute grundsätzlich
            alle abhängig Beschäftigten trifft (§ 1 SGB VI). Ausnahmsweise versicherungsfrei sind
            u. a. Beamt*innen, Richter*innen und Berufssoldat*innen (§ 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI),
            für die besondere Sicherungssysteme bestehen. Selbstständige sind, von Ausnahmen abgesehen
            (vgl. § 2 SGB VI), nicht rentenversicherungspflichtig.
         

         Die GRV sieht vor allem Renten und Rehabilitationsleistungen vor. Bei den Renten wird
            zwischen Versichertenrenten (Alters- und Erwerbsminderungsrenten) und Hinterbliebenenrenten
            unterschieden. Sicherungsziel der Versichertenrenten ist es, das im Ruhestand wegfallende
            Erwerbseinkommen zu ersetzen (Einkommensersatzfunktion). Die von den Versichertenrenten
            abgeleiteten Hinterbliebenenrenten sollen den wegfallenden Unterhalt durch Tod des
            bzw. der Bezugsberechtigten sichern (Unterhaltssicherungsfunktion). Nach der Rentenreform 1957
            sollten die Versichertenrenten so bemessen sein, dass sie den gewohnten Lebensstandard
            nach einem erfüllten Erwerbsleben sicherstellen (Lebensstandardsicherungsfunktion).
            Mit der Rentenreform 2001 wurde die Lebensstandardsicherung als alleiniges Ziel der
            GRV aufgegeben. Politisches Leitbild ist seither die „Lebensstandardsicherung aus
            drei Säulen“ (vgl. zum Sicherungsziel der GRV Hoenig 2020, S. 34 ff.). Aufgrund des
            veränderten Sicherungsziels wird das Rentenniveau, also das Verhältnis der Renten
            zu den Löhnen, schrittweise gesenkt, indem die jährlichen Rentenanpassungen (s. u.)
            gegenüber der Lohnentwicklung gedämpft werden. In der Zeit von 2000 bis 2018 ist das
            Rentenniveau bereits um fast 10 % gesunken, nämlich von ca. 53 % auf heute ca. 48 %
            netto vor Abzug der Steuern (DRV Bund 2024, S. 256). Bis zum Jahr 2025 darf es jedoch
            48 % nicht unterschreiten (§ 154 Abs. 3 S. 1, § 255 e SGB VI). Diese sog. Haltelinie
            beim Rentenniveau wurde wegen des Bruchs der Ampelkoalition im Jahr 2024 nicht verlängert.
         

         Voraussetzung für eine Rente ist, dass eine bestimmte Mindestversicherungszeit (Wartezeit)
            und die jeweiligen persönlichen (z. B. Alter, Erwerbsminderung) und besonderen versicherungsrechtlichen
            Voraussetzungen erfüllt sind (§ 34 Abs. 1 SGB VI). So setzt die Regelaltersrente eine
            Wartezeit von fünf Jahren und das Erreichen der Regelaltersgrenze voraus, die für
            die Geburtenjahrgänge vor 1964 schrittweise von 65 Jahren auf 67 Jahre steigt (vgl.
            Waldhorst-Kahnau in GK-SRB 2023, § 35 ff. SGB VI Rn. 5). Das Rentenrecht kennt weitere
            Altersrenten, die einen früheren, in der Regel allerdings abschlagsbehafteten Renteneintritt
            ermöglichen. Hinzuverdienst ist seit dem Jahr 2023 nur noch bei Erwerbsminderungs-
            und Hinterbliebenenrenten zu berücksichtigen. Die Erwerbsminderungsrenten werden abhängig
            vom Restleistungsvermögen am allgemeinen Arbeitsmarkt (Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit) als volle oder teilweise Erwerbsminderungsrenten geleistet (vgl. Hoenig in GK-SRB
            2023, § 43 SGB VI). Bei den Hinterbliebenenrenten ist insbesondere zwischen der kleinen
            und großen Witwen- oder Witwerrente sowie Halb- und Vollwaisenrenten zu unterscheiden
            (vgl. Waldhorst-Kahnau in GK-SRB 2023, §§ 46 ff. SGB VI).
         

         Die Rentenhöhe richtet sich vor allem nach der Höhe des Einkommens, das während des
            Versicherungslebens durch Beiträge versichert war (§ 63 SGB VI). Feste Mindestrenten
            kennt das Rentenrecht seit der Rentenreform 1957 nicht mehr. Dies gilt auch für die
            sog. Grundrente, die einen vorleistungsabhängigen Zuschlag für Versicherte mit langjährigen
            Beitragszahlungen, Kindererziehung oder Pflege darstellt (vgl. Brall/Hoenig/Kerschbaumer 2021,
            S. 39). Dass es für die Höhe der Rente keine Mindestrente gibt, sondern auf die geleisteten
            Beiträge ankommt, wird mit dem Versicherungscharakter der GRV begründet und als Äquivalenzprinzip
            bezeichnet. Rententechnisch umgesetzt wird dies, indem das individuelle Jahreseinkommen
            der versicherten Person ins Verhältnis zum jeweiligen Durchschnittsverdienst gesetzt
            und auf diese Weise in sog. Entgeltpunkte umgerechnet wird. Dabei ergibt ein individuelles
            Jahreseinkommen in Höhe des Durchschnittsverdienstes (2025: 50.493 Euro) einen vollen
            Entgeltpunkt. Aus einem niedrigeren oder höheren individuellen Jahreseinkommen errechnen
            sich somit entsprechend niedrigere bzw. höhere Entgeltpunkte. Der Wert eines vollen
            Entgeltpunktes wird durch den aktuellen Rentenwert ausgewiesen, der sich bis zum 30.06.2025
            auf 39,32 Euro beläuft. Somit beträgt eine (abschlagsfreie) Regelaltersrente mit 45
            Entgeltpunkten (sog. Standard- oder Eckrente) aktuell rund 1.769 Euro brutto (45 Entgeltpunkte
            x 39,32 Euro). Der aktuelle Rentenwert wird jeweils zum 1. Juli auf Basis der Lohnentwicklung
            des Vorjahres angepasst („Rentenerhöhung“). Mit Hilfe des sog. Zugangsfaktors werden
            die Entgeltpunkte bei einem vorzeitigen Rentenbeginn um Abschläge reduziert und bei
            einem hinausgezögerten Rentenbeginn um Zuschläge erhöht.
         

         Die Finanzierung der GRV erfolgt seit 1969 im Umlageverfahren, d. h. die laufenden
            Ausgaben werden aus den laufenden Einnahmen finanziert (vgl. § 153 Abs. 1 SGB VI).
            Die Einnahmen bestehen im Wesentlichen aus Beiträgen und aus Steuerzuschüssen des
            Bundes, wobei die Beiträge mit einem Anteil von 76 % der Einnahmen überwiegen (Bundesregierung 2024,
            S. 26). Der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung liegt aktuell bei 18,6 %
            und darf bis 2025 20 % nicht überschreiten (§ 287 Abs. 1 SGB VI).
         

         Die betriebliche Altersversorgung als zweite Säule

         Zur zweiten Säule gehören die Systeme, die an eine Beschäftigung anknüpfen. Das Betriebsrentengesetz,
            das den Rahmen für eine Reihe von arbeits- und steuerrechtlichen Vorteilen bildet,
            definiert den Begriff der „betrieblichen Altersversorgung“ in § 1 Abs. 1 S. 1 als
            Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung, die aus Anlass des Arbeitsverhältnisses
            zugesagt werden. Finanziert werden Betriebsrenten vom Arbeitgeber, von den Arbeitnehmer*innen
            (z. B. im Wege der Entgeltumwandlung) oder von beiden gemeinsam (vgl. Bundesregierung 2024,
            S. 122). Betriebsrenten sind beitragspflichtig in der gesetzlichen Krankenversicherung,
            wobei für sie seit dem 01.01.2020 ein dynamischer Freibetrag gilt. Betriebsrentensysteme
            können so ausgestaltet werden, dass die Beiträge in der Ansparphase sozialabgabenfrei
            sind (vgl. Hoenig 2019, S. 291 f.), was zu Einnahmeausfällen der Sozialversicherung
            führt. Nachteile der betrieblichen Altersversorgung sind ihre Komplexität (Bundesregierung 2024,
            S. 160) und ihre schwierige Übertragbarkeit bei einem Arbeitgeberwechsel.
         

         Die Privatvorsorge als dritte Säule

         Zur dritten Säule gehören alle Formen der freiwilligen, individuellen Altersvorsorge.
            Dabei spielt die 2002 eingeführte Riester-Rente eine besondere Rolle, weil sie eine
            Zertifizierung voraussetzt und finanziell gefördert wird. Zum unmittelbar förderberechtigten
            Personenkreis gehören u. a. die Pflichtversicherten in der GRV. Für die volle Förderung
            müssen Riester-Sparende einen bestimmten Mindesteigenbeitrag leisten. Die Förderung
            umfasst eine Altersvorsorgezulage, bestehend aus einer Grund- und einer Kinderzulage,
            und einen einkommensteuerlichen Sonderausgabenabzug (vgl. §§ 82 ff. EStG). Der Zuwachs
            bei den Riester-Verträgen hat sich seit 2011 verlangsamt (vgl. Bundesregierung 2024,
            S. 135 f.).
         

         Die Grundsicherung als unterstes Auffangnetz

         Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist seit 2005 Teil der Sozialhilfe und im Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) geregelt. Sie soll Personen, die bereits die Regelaltersgrenze
            (s. o.) erreicht haben, die jedoch unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage
            dauerhaft voll erwerbsgemindert sind, oder volljährige Personen, die im Eingangs-
            oder Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen beschäftigt
            sind, ein menschenwürdiges Existenzminimum garantieren, sofern sie ihren gewöhnlichen
            Aufenthalt im Inland haben, hilfebedürftig sind – d. h., ihren notwendigen Lebensunterhalt
            nicht oder nicht vollständig aus dem vorhandenen Einkommen und Vermögen decken können –
            und sofern sie keinem Leistungsausschluss unterliegen (vgl. §§ 41 f. SGB XII). Der
            notwendige Lebensunterhalt umfasst vor allem den Regelsatz, zusätzliche Bedarfe (z. B. Mehrbedarf
            wegen einer Gehbehinderung) und die angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung.
            Seit Einführung der Grundsicherung hat sich die Zahl der Beziehenden mehr als verdoppelt
            (Bundesregierung 2025, S. 65).
         

         Ragnar Hoenig
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         Ambulante Jugendhilfe
         

         Unter dem Stichwort Ambulante Jugendhilfe wird die Teilgruppe der ambulanten Hilfen zur Erziehung verstanden, deren Fokus nicht vorrangig familienorientiert (siehe Sozialpädagogische Familienhilfe) ist. Ambulante Jugendhilfe fasst unterschiedliche Hilfen zur Erziehung zusammen,
            die folgende gemeinsame Merkmale haben:
         

         1) Sie richten sich an Jugendliche. In juristischen Kontexten sind damit Minderjährige
            im Alter ab 14 Jahren bis zu Volljährigkeit gemeint. In der Sozialpädagogik wird der
            Begriff aber weiter gefasst. Da klare Abgrenzungen von Lebensphasen und Statusübergänge,
            die sich auf eindeutige Altersangaben beziehen, nicht (mehr) so eindeutig sind (Entgrenzung
            und Entstrukturierung der Jugendphase), werden auch ältere Kinder und junge Volljährige
            hier subsumiert, wenn sie sich in ihrem Selbstverständnis als Jugendliche verstehen
            (ausführlich: BMFSFJ 2017, S. 100 ff.).
         

         2) Ambulant beschreibt ein Strukturmerkmal der Betreuung: Die Fachkraft sucht die Jugendlichen
            in ihrem Lebensfeld auf, sie erwartet sie nicht (primär) in ihrem Büro, sondern sie
            bewegt sich aufsuchend zu ihnen. Das führt zu einer Milieunähe der Orte und kann zu
            einer umfassenden Konzeption milieunaher Betreuung ausgebaut werden.
         

         3) Sie ist als Hilfe zur Erziehung also von auf den einzelnen Jugendlichen oder die einzelne
            Jugendliche bezogene, auf Antrag der Personensorgeberechtigten oder der Volljährigen
            selbst als Sozialleistung gewährte Hilfe rechtlich formiert. Das unterscheidet sie
            von anderen ambulanten Angeboten für Jugendliche, z. B. vom Streetwork.
         

         Auf die „Erziehungsbeistandschaft“ EB (§ 30 SGB VIII) treffen diese Merkmale offensichtlich
            zu. Aber auch innerhalb der „Intensiven Sozialpädagogischen Einzelbetreuung“ ISE (§ 35
            SGB VIII) gibt es – neben stationären Settings z. B. auch in Auslandsprojekten – ambulante,
            aufsuchende und milieunahe Betreuungsformen, wie die Flexible Betreuung. Diese unterscheiden
            sich durch die größere Intensität von der Erziehungsbeistandschaft, die überwiegend
            mit einer sehr niedrigen Stundenzahl pro Woche praktiziert wird.
         

         Außerdem gibt es in vielen Kommunen Angebote, die als flexible, integrierte oder auf
            den Sozialraum bezogene Erziehungshilfen nach § 27 Abs. 2 SGB VIII als für jeden Einzelfall
            maßgeschneidertes sozialpädagogisches Betreuungssetting konzipiert werden. Diese können
            sich auch an Jugendliche in einem aufsuchenden, milieunahen Zugang richten.
         

         Die soziale Gruppenarbeit (Gruppenarbeit, soziale) (§ 29 SGB VIII) erfüllt das Merkmal einer ambulant aufsuchenden Arbeit im Lebensfeld
            nicht, sondern hält ein gruppenbezogenes Programm und Räume vor, zu denen die Jugendlichen
            kommen sollen. Hierbei können, wie bei spezifischen Beratungsstellen, auch Elemente
            der ambulanten Jugendhilfe einfließen, zum bestimmenden Strukturmerkmal werden sie
            aber nicht. Auch in einigen stationären Settings, in denen ein Bett organisiert wird,
            können Elemente ambulanter Jugendhilfe bedeutsam sein, etwa in der Betreuung in „Buden“,
            bei der eine schlichte Wohnung vorgehalten wird, aber in der Beratung, der sozialräumlichen
            Verortung und der Rolle der Fachkräfte milieunahe Zugänge zentral sind.
         

         Die Statistik (vgl. Fendrich et al. 2023) weist für das Jahr 2021 insgesamt 68.591
            Leistungen als EB nach § 30 SGB VIII aus. Sie erreicht überwiegend männliche Jugendliche,
            allerdings mit einer überproportionalen Zunahme bei Mädchen und jungen Frauen. Die
            durchschnittliche Dauer liegt bei 12,5 Monaten.
         

         Profil

         Jugendliche und insbesondere Kinder werden oft primär oder ausschließlich als Familienmitglieder
            gesehen. Diese familienzentrische Engführung kann die ambulante Jugendhilfe überwinden
            und die Jugendlichen in ihren weiteren sozialisationsrelevanten Netzwerken wahrnehmen.
            Die Beziehungen zu den anderen Mitgliedern der Kernfamilie, mit denen sie oft noch
            in einem Haushalt zusammenwohnen, gehören zwar auch zum Feld der möglichen Themen,
            aber auch Beziehungen zu Peers, wichtigen Freunden und Freundinnen oder die Kontakte
            in der Clique sind häufig ein wichtiges Thema. Ebenso werden oft Fragen zur Schule
            oder Ausbildung besprochen. Insbesondere bei der ISE können auch Beziehungen zu anderen
            wichtigen Bezugspersonen in der weiteren Verwandtschaft zur Ressource außerhalb der
            Szene, in der sie sich bewegen, werden und den Jugendlichen das Leben und die Entwicklung
            auch unter extrem ungünstigen Bedingungen erleichtern. So ist die Familie nicht ausgeblendet,
            die Adressaten sind aber die einzelnen Jugendlichen und nicht primär die Familie als
            Bezugssystem.
         

         Ambulante Jugendhilfe kann Übergänge begleiten und neue Lebensorte zugänglich machen.
            Ggf. kann sie den Wechsel in andere Hilfen zur Erziehung einschließlich stationärer
            Settings vorbereiten und begleiten und allgemein „die Verselbständigung fördern“ (§ 30
            SGB VIII) und eine „eigenverantwortliche Lebensführung“ (§ 35 SGB VIII) anregen. Sie
            wird verstärkt für junge Volljährige auf deren Antrag hin gewährt (Verdoppelung zwischen
            2010 und 2021).
         

         Konzeptionelle Orientierungen

         Die Ziele der ambulanten Jugendhilfe können sich nicht primär auf eine Verhaltensmodifikation
            der Jugendlichen beziehen, sondern in einer sozialpädagogischen Diagnose (Diagnostik, sozialpädagogische und Fallverstehen) bisher nicht gelöste Entwicklungsaufgaben – z. B. bei der Verselbständigung – identifizieren
            und die Probleme und Belastungen aus der Perspektive und im Erleben der Jugendlichen
            verstehen und daraus Impulse für neue Entwicklungen setzen. Gerade bei der ambulanten
            ISE haben die Jugendlichen oft zuvor mit verhaltenskorrigierenden Interventionen abschreckende
            Erfahrungen gemacht. Um einen Zugang zu ihnen zu entwickeln, ist es daher notwendig,
            auch auf unkonventionellen Wegen zunächst unmittelbar an ihren aktuellen Aufgaben
            und Belastungen anzusetzen und gemeinsame Lösungen oder Erleichterungen zu finden.
            Die Bewältigung der aktuellen Probleme eröffnet erst die Option zur Bewältigung von
            Entwicklungsproblemen, von denen § 30 SGB VIII spricht. Dadurch entstehen dann neue
            Chancen für eine Sozialintegration – manchmal auch primär in den Milieus, in denen
            sie zurechtkommen können und akzeptiert werden.
         

         Bei der rechtlichen Konstruktion der Hilfen nach § 30 SGB VIII werden – wie auch bei
            der Sozialen Gruppenarbeit – manchmal sanktionierende Interventionselemente in die
            eigentlich als Hilfe zur Erziehung konzipierten Zugänge eingeführt. Die jugendrichterliche
            Anordnung (nach den §§ 10 und 12 JGG) als „Betreuungshilfen“ – laut Statistik immerhin
            ca. 18 % der Hilfen nach § 30 SGB VIII – können zu einer ganz anderen pädagogischen
            Struktur führen: Eine sanktionsbewährte Mitwirkungspflicht und die Verhängung im Strafverfahren
            verschiebt das Verhältnis von Kontrolle und Hilfe deutlich in Richtung Kontrolle und
            Sanktion. Eine Hoffnung der Jugendlichen, dass sie durch die Betreuung eine Unterstützung
            in schwierigen Lebenssituationen und eine Reduzierung von Belastungen erfahren, wird
            dann unwahrscheinlicher.
         

         Die Fachkräfte stehen vor der Herausforderung, auch dann eine Beziehung zu den Jugendlichen
            zu entwickeln, wenn die Jugendlichen diese Beziehung und manchmal auch die Betreuung
            insgesamt nicht wollen, d. h. zunächst auch keine Hoffnung damit verbinden, dass sich
            ihre Situation durch die Betreuung positiv ändern könnte. Die Jugendlichen sehen dann
            eher ein Risiko darin, gegen ihre bisherige Lebenserfahrung noch einmal eine Vertrauensbeziehung
            zu einem Erwachsenen zu wagen und den Einfluss eines zunächst Fremden auf ihr Leben
            zuzulassen. Hagen Gneuß (2001) hat dies in einer eindrucksvollen Falldarstellung beschrieben.
            Darin wird u. a. deutlich, wie vorsichtig die Anforderungen an den Jugendlichen dosiert
            werden müssen und wie er das Tempo bestimmen kann. Dies setzt voraus, dass die Fachkraft
            nicht mit Aufträgen in seiner Gestaltungsfreiheit (z. B. der Jugendliche muss bald
            wieder zu Schule gehen, die Probleme mit Polizei und Justiz müssen sofort aufhören,
            deutliche Fortschritte müssen schnell nachgewiesen werden) stark eingeschränkt sein
            darf, sondern offen bleibt für die aktuellen Probleme und Nöte der Jugendlichen. Dann
            kann sie den Bewegungen der Jugendlichen folgen (vgl. mit vielen Anregungen: Langhanky 2017)
            auch in einem riskanten und immer wieder instabilen Betreuungsprozess jeweils neue
            Balancen herstellen und an den, oft verdeckten, Bedürfnissen des Jugendlichen z. B.
            nach Identifikation mit einer kompetenten Bezugsperson und seiner Sehnsucht nach Anerkennung
            andocken. Nicht die Bekämpfung der – oft problematischen und die Sozialintegration
            gefährdenden – Beziehungen steht dann im Mittelpunkt, sondern die Suche nach Wegen,
            wie die bisher dort befriedigten Bedürfnisse auf weniger riskante Weise beantwortet
            werden können (funktionale Äquivalente für das deviante Verhalten).
         

         Der Erziehungsbeistand soll das Kind oder den Jugendlichen „möglichst unter Einbeziehung
            des sozialen Umfelds unterstützen“ (§ 30 SGB VIII). Dies kann und sollte in der Praxis
            zu einer umfassenderen Netzwerkarbeit (Netzwerke) im Sozialraum (Sozialraumorientierung) führen. Damit steht nicht nur die Zweierbeziehung zwischen Fachkraft und Jugendlichem
            bzw. Jugendlicher im Mittelpunkt der professionellen Arbeit, sondern Entwicklungen
            und Veränderungen sind auch in weiteren familialen und außerfamilialen Netzwerken
            relevant. Wenn die Jugendlichen wieder Zugang zu inzwischen verschütteten Beziehungen
            zu wichtigen Menschen außerhalb des bisherigen Lebensfeldes oder neue Zugänge zu Ressourcen
            und stabilisierenden Kontakten im Lebensfeld z. B. seiner Szene finden, kann dies
            ihre Lebens- und Entwicklungsbedingungen verbessern und somit ein Ziel der Betreuung
            sein. Die Fachkraft kann dann die Bildung sozialisatorischer Netzwerke (Wolf 2015)
            anregen, neue Verknüpfungen schaffen und Zugänge eröffnen, weil sie auch mit anderen
            Organisationen und Personen kommunizieren. Eine stärkere Kultursensibilität der Fachkräfte
            und eine systematische Berücksichtigung der Rechte und Partizipation der Adressat*innen
            sind weiterhin wichtige Aufgaben bei der Weiterentwicklung der a. J. (Schultz 2009).
         

         Klaus Wolf
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         Anthropologie
         

         Die Anthropologie (AL) als Wissenschaft vom Menschen fragt nach der Bestimmung des
            Menschen, also was der Mensch sei. Man sollte denken, diese Frage wird angesichts
            ihrer Bedeutung seit den Anfängen des wissenschaftlichen Fragens gestellt und entsprechend
            fundiert beantwortet. Dem ist jedoch nicht so. Die Antike kennt Untersuchungen über
            den bios und die psyche oder die Vernünftigkeit des Menschen und erforscht, was es
            mit dem Handeln auf sich hat, aber eine AL im eigentlichen Sinne gibt es dort nicht.
            Das ist insbesondere bei Aristoteles auffällig und muss als wichtiger Befund beachtet
            werden. Die AL ist neuzeitlicher Herkunft und kennt zwei verschiedene Richtungen eines
            Vergleichs. Zunächst wird der Mensch mit dem Tier im Allgemeinen verglichen. Bekannt
            ist die Definition des Menschen als animal rationale, sodass es die Rationalität ist,
            die ihn von allen anderen Lebewesen wesentlich unterscheidet und damit abhebt. Doch
            diese Bestimmung ist nicht unproblematisch im Kontext der Sozialen Arbeit, weil damit
            in der Vergangenheit solchen Menschen, deren Denkfähigkeit eine Behinderung erfahren
            hat, das Menschsein abgesprochen wurde, bis dahin, sie zu „Monstren“ zu erklären (Catel 1964),
            die der Vernichtung im industriellen Maßstab zugeführt wurden. Die Moderne kommt aber
            auch in diesem Vergleich mit anderen Lebewesen zu einem umgekehrten Ergebnis und erklärt
            den Menschen nicht zum überlegenen, sondern im Gegenteil zum Mängelwesen (Gehlen 1950),
            dem die Instinktsicherheit fehlt und diese mühsam durch kulturelle Praktiken ersetzen
            muss. Nicht vergessen werden darf auch die klassische rassistische Einteilung verschiedener
            Menschenrassen in der biologischen AL in Europiden, Mongoliden und Negriden. Diese
            Rassendifferenz mündet regelmäßig in eine Abwertung von Menschen nichtweißer Hautfarbe.
            Dazu bilden nicht zuletzt die Vorlesungen von Immanuel Kant zur physischen Geographie
            ein eindrückliches Beispiel (Kant 1923, S. 316). Spätestens seit der „Jenaer Erklärung“
            der Deutschen Zoologischen Gesellschaft von 2019 muss diese These als überwunden gelten
            (Deutsche Zoologische Gesellschaft 2019). Für die Soziale Arbeit sind gegenwärtig
            insbesondere die Forschungen von Michael Tomasello Richtung weisend, der in seinen
            vergleichenden Studien an Schimpansen und Menschenkindern die menschliche Besonderheit
            darin erblickt, dass Menschen ab der von ihm sogenannten „Neunmonatsrevolution“ (Tomasello 2020,
            S. 438) sich in ihrer psychischen Entwicklung deutlich von Schimpansen unterscheiden
            durch eine geteilte Intentionalität, die nicht nur einfach Gefühle mit anderen teilt,
            sondern Ziele, Aufmerksamkeit und Wissen, eine „Zweitpersonalität“ (Tomasello 2020,
            S. 304), entwickelt und damit die Fähigkeit zur Multiperspektivität und zur Kooperation.
            In der Sozialen Arbeit wird dieser Zusammenhang vor allem als Empathiefähigkeit interpretiert,
            aber meist nicht als allgemeinmenschliche Fähigkeit, sondern als professionelle Haltung.
         

         Daneben gibt es Versuche, das Wesentliche des Menschen im Vergleich zum göttlichen
            Wesen zu klären. Im Vergleich zu rein intelligiblen Wesen wie Engel oder Gott selbst
            ist der Mensch und sein Wille, so Kant „auf einem Scheidewege“ zwischen Triebfedern
            der Sinnlichkeit und vernünftiger, selbstbestimmter Gesetzmäßigkeit (Kant 1786/1974,
            S. B 14). Hier artikuliert sich auf problematische Weise ein konflikthaft gedachtes
            Verhältnis von Vernunft und Sinnlichkeit als diametrale Entgegensetzung, die sich
            erst mit dem Tod bzw. dem ewigen Leben als dem Ablegen der Sinnlichkeit auflöst.
         

         In der Sozialen Arbeit wird verbreitet von der biopsychosozialen Einheit des Menschen
            (Staub-Bernasconi 2007, S. 171 f.) gesprochen, ohne zu sehen, dass dabei implizit
            von der Vernunftfähigkeit abstrahiert wird. Populär ist es in der Sozialen Arbeit,
            das Wesen des Menschen von seiner Bedürftigkeit her zu erfassen und diese mit den
            Menschenrechten in Bezug zu setzen (Staub-Bernasconi 2007, S. 171). Doch diese Bestimmung
            muss sich der Kritik stellen, dass Bedürfnisse gerade nicht ontologisch stabil verstanden
            werden können. Bedürfnisse, wie die daraus sich entwickelnden Wünsche (Präferenzen)
            unterliegen der Formung durch die Verhältnisse, in denen sie sich entwickeln, sie
            sind, so Martha Nussbaum, adaptiv (Nussbaum 1999, S. 40). Wer sich in seinem Handeln
            an konkreten Bedürfnissen orientiert, agiert damit folgerichtig konservativ, weil
            die Bedingtheit dieser Bedürfnisse nicht in den Blick kommt.
         

         Von besonderer Bedeutung ist die existenzialontologische Fassung des Menschen als
            Dasein, das sich dadurch auszeichnet, dass es nicht einfach ist, was es ist, wie andere
            Gegenstände, sondern existiert, also aus dem Sein heraussteht, indem es nach seinem
            Sein fragt (Heidegger 1927/1986, S. 12). Als solches ist es immer schon sich vorweg,
            also auf Zukunft hin. Als letzte Zukunft erwartet den Menschen jedoch der Tod, sodass
            sich der Mensch als Sein zum Tode fassen lässt (ebd., S. 235). Der Mensch lässt sich
            jedoch auch umgekehrt von seinem Anfang, der Geburt aus denken (Ahrendt 1967/1999;
            S. 215). Diese Anfänglichkeit (Initiativität) schlägt sich in seinem Handeln nieder.
            Menschen sind dazu fähig, initiativ zu sein (ebd., S. 217). Für die Soziale Arbeit
            impliziert dies, dass die Reduktion menschlichen Tätigseins auf Verhaltensgesetzmäßigkeiten
            an der Menschlichkeit von Menschen vorbeigeht. Menschen sind offensichtlich keine
            Reiz-Reaktions-Bündel, und eine Pädagogik, die einseitig auf den Einsatz von Verstärkern
            setzt, greift letztlich auf nicht-menschliche Dressurtechniken zurück. Das gilt auch
            dann, wenn solche Mechanismen in der Praxis gewünschte Effekte zeigen.
         

         Vor allem jedoch ist dann die Frage der AL, was der Mensch sei, schlicht falsch gestellt.
            Der Mensch zeichnet sich nicht durch ein Was aus, durch objektive Eigenschaften, sondern
            zeigt sich als Wer, der oder die initiativ mit solchen Eigenschaften umgeht. Nach
            Friedrich Nietzsche ist der Mensch ein Seil, das gespannt ist zwischen Tier und Übermensch
            (Nietzsche 1883/1988, S. 16), durchsetzt von triebhafter Lebendigkeit, aus der jedoch
            etwas werden kann, was noch niemand absehen kann, so Nietzsches Verständnis vom Übermenschen.
            Der Mensch kann über sich hinauswachsen. Insofern ist er Subjekt (Winkler 1988/2021,
            S. 139 ff.), zur Selbstbestimmung fähig. Ihm kommt nicht ein relativer Wert zu, der
            getauscht werden kann mit anderen Werten, hat also keinen Preis, sondern einen unvergleichlicher
            Wert, eine Würde (Kant 1786/1974, B 76 ff). Er selbst setzt erst Werte. In ähnlicher
            Weise ist auch die Bestimmung von Paulo Freire zu verstehen, dass der Mensch unvollendet
            ist, sich aber gleichzeitig dieser Unabgeschlossenheit bewusst ist, die uns Menschen
            in eine permanente Suche einfügt (Freire 2007, S. 88). Erst die damit verbundene Neugier
            macht uns zu Menschen. Diesem Streben stellt sich nach Freire aber „das Phänomen der
            Enthumanisierung“ entgegen, dass eben diese Neugier tötet und Bildung auf die Funktion
            reduziert, Menschen zu domestizieren und zu narkotisieren (ebd., S. 71, 75), sodass
            sie sich möglichst fraglos in die gegebenen Herrschaftsverhältnisse einpassen. Aufgabe
            einer „Bildung als Praxis der Freiheit“, so der Untertitel zu seinem Hauptwerk „Pädagogik
            der Unterdrückten“, ist demgegenüber eine Bewusstwerdung (conscientizaçao), die Menschen
            zu einem „Kampf um Humanisierung“ (Freire 1971, S. 31) antreibt. Dann zeigt sich die
            Emanzipation von solchen inhumanen Herrschaftsprozessen als vorrangige Aufgabe Sozialer
            Arbeit.
         

         Die Antwort auf die Frage nach dem Wesen des Menschen verrät insofern mehr über den
            Standort des Sprechenden als über den Menschen in seiner Menschlichkeit. Während die
            Philosophie die geistige Rationalität in das Zentrum ihres Denkens vom Menschen stellt,
            spricht die Theologie vom homo religiosus, die Ökonomie vom homo oeconomicus und die
            Pädagogik von der Erziehbarkeit des Kindes (Bernfeld 1925/1973, S. 143). Für die Soziale
            Arbeit ist dagegen die soziale Dimension des Menschen von herausragender Bedeutung.
            Die Frage nach dem Wesen des Menschen ist insofern noch in eine ganz andere Richtung
            falsch gestellt. Denn der Mensch im Singular ist eine Abstraktion, es gibt ihn nur
            im Plural – als die Menschen in der ganzen Vielfalt, in der sie sich untereinander
            zu erkennen geben. Berühmt ist die aristotelische Definition des Menschen als zoon
            politikon, weil er ein zoon logon echon ist, also ein Wesen, das über Vernunft und
            Sprache verfügt. Der Einzelne, der sich von seinesgleichen isoliert, ist – so Aristoteles –
            kein Mensch mehr, sondern entweder ein Tier oder ein Gott (Aristoteles, Politika 1253
            a 3). Damit ist keine zutreffende Beschreibung der Tierwelt gegeben, die sich vielmehr
            oftmals als höchst gesellige Arten zeigen, sondern die Inhumanität des Individualismus
            angesprochen. Die bereits genannten Forschungen von Tomasello bestätigen in jüngster
            Zeit die aristotelische These. In einer zunehmend sich individualisierenden Welt zeigt
            sich hier eine besondere Aufgabe der Sozialen Arbeit, diese Sozialität zur Entfaltung
            zu bringen, während eine individualistische Soziale Arbeit, die sich in der Einzelfallarbeit allein auf die individuelle Hilfe zur Selbsthilfe konzentriert, nicht nur ihren Auftrag
            verfehlt, sondern die individualistische Tendenz okzidentaler Gesellschaft auch noch
            verdoppelt. Das Soziale als Verbundenheit ist, so Hans Falck, vorgängig (Falck 1997,
            S. 23), jeder Mensch ist Member – Mitglied sichtbarer und unsichtbarer Gruppen. Soziale
            Arbeit bedeutet dann Arbeit am Membership (ebd., S. 50). Verbundenheit jedoch ist
            nicht kollektivistisch gedacht, denn jeder gestaltet die sozialen Impulse höchst eigensinnig
            (Kunstreich 2022, S. 83 ff.). Der Member ist durch eine unverfügbare Membran ausgezeichnet,
            sodass er auf seine je eigensinnige Weise die Verbundenheit gestaltet und Erfahrungen
            verarbeitet. Menschliche Sozialität zeigt sich damit als eine spezifische, die ein
            dialektisches Verhältnis von Sozialität und Individualität aufzeigt oder mit anderen
            Worten: sie zeigt sich als Pluralität (Arendt 1993, S. 9). Ein großer Teil des Diskurses
            um die Soziale Arbeit ringt bis heute darum, die Sozialität als Wesentliches des Menschlichen
            in den Blick zu nehmen und daraus entsprechende Konsequenzen für Theorie und Praxis
            Sozialer Arbeit zu ziehen.
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         Anwaltschaftliches Handeln
         

         Anwaltschaftliches Handeln (aH), Anwaltschaft, Fürsprache (engl. advocacy) gehört
            zu den Handlungsformen Sozialer Arbeit. Folgt man Lüssi (1992, S. 392 ff.) steht es
            gleichberichtigt neben den anderen übergreifenden „Handlungsarten“ des Beratens, Beschaffens,
            Betreuens und Intervenierens und unterscheidet sich doch systematisch von allen anderen.
         

         AH ist als ein Handeln in Stellvertreterfunktion charakterisiert, durch seine Zielsetzung
            zu unterscheiden und im „Recht auf Unterstützung“ (Ansen 2022) begründet. Eine Person
            oder Organisation nimmt sich der Interessen einer anderen Person (oder Organisation)
            an und hilft ihr dabei, ihre Interessen durchzusetzen. Allerdings ist „stellvertretendes
            Deuten“ (Oevermann) und Handeln ein in der asymmetrischen Beziehung zwischen Professionellen
            und Klientel angelegter, aus relativer Ohnmacht und Abhängigkeit der Klientel resultierender
            Grundzug unterschiedlichster sozialarbeiterischer Handlungsformen. Jeweils spezifische
            Problemlagen und Defizite der Klient*in geben Anlass zu Beratung, Beschaffung, Betreuung
            und Intervention. AH dagegen ist gefordert, weil Dritte (die Gesellschaft; die Politik,
            die Organisation, das Amt, die Mitarbeiter*in) nicht angemessen auf die Bedürfnisse
            der Klientel reagieren, weil Klient*innen weiterhin diskriminiert, ausgegrenzt und
            benachteiligt werden. AH zielt auf die Veränderung nicht-responsiver gesellschaftlicher
            und sozialadministrativer Rahmenbedingungen, Menschenrechtsverletzungen, Ungerechtigkeit
            oder das missbräuchliche, fehlerhafte oder ignorante Verhalten von Einzelnen oder
            Institutionen. Im Fokus der Veränderungsbemühungen stehen nicht in erster Linie die
            spezifischen persönlichen, ökonomischen oder sozialen Schwächen der Klient*in, sondern
            die mangelhafte Praxis von Institutionen und unzureichende politische Rahmenbedingungen.
         

         Politische vs. fallorientierte Anwaltschaft

         In der Praxis Sozialer Arbeit sind zwei Ausrichtungen von aH zu unterscheiden: (a)
            die fallorientierte Anwaltschaft (case oder personal advocacy) und (b) die politische
            Anwaltschaft (class/cause/policy/political/structural oder systems advocacy):
         

         a) Fallorientierte Anwaltschaft konzentriert sich auf den Einzelfall (Individuum,
            Familie oder Gruppe). Sozialarbeiter*innen setzen sich „in direktem Kontakt … für
            die Durchsetzung der Rechte von Menschen in Notlagen ein (individuelle Anwaltsfunktion)“
            (Gillich 2016, S. 266). Es gilt, die Rechte einzelner Klient*innen oder einer Gruppe
            von Betroffenen und ihre jeweiligen Interessen zu vertreten, zu sichern oder durchzusetzen.
            Es muss verhindert werden, dass berechtigte Ansprüche übersehen oder übergangen werden.
            Es geht um die Ermächtigung und den Schutz von Personen, die verletzlich sind und
            die sich gegenüber einer anonymen und übermächtigen Bürokratie oft ohnmächtig fühlen.
            Sozialarbeiter*innen, wie ihre Einrichtungen und Organisationen, sind hier dazu aufgefordert,
            die übersehenen, nicht berücksichtigten, unterdrückten Anliegen ihrer Klient*innen
            gegenüber Dritten stark zu machen, sie mit ihren Anliegen in Gesprächen und Stellungnahmen
            kooperativ oder konfrontativ zu vertreten, sowie sie über ihre Rechte zu informieren
            (Rechtsberatung) und sie ggf. bei der Rechtsdurchsetzung auf dem Beschwerde- und Klagewege
            zu unterstützen. Den grundsätzlichen Bedarf an anwaltschaftlicher Interessenvertretung
            erkennt die Politik zunehmend an, wenn ein institutionalisiertes Beschwerdemanagement
            zur Qualitätssicherung gefordert wird, Möglichkeiten der Verbandsklage eröffnet (SGB IX
            § 63) und Ombudsstellen eingerichtet werden (vgl. Urban-Stahl 2018, S. 84 f.). Grundsätzlich
            zielt fallorientierte Anwaltschaft dabei zunächst nur darauf, konkrete Diskriminierungen
            oder Benachteiligungen im jeweiligen Einzelfall zu beseitigen. Die Veränderung dahinterliegender
            ungerechter Praktiken und Verhältnisse wird nicht unbedingt mitbezweckt.
         

         b) Politische Anwaltschaft dagegen zielt auf Strukturveränderung. AH wirkt hier darauf
            hin, politische und institutionelle Reformen zugunsten bestimmter Gruppen von Klient*innen
            in ähnlichen Problemlagen anzustoßen bzw. durchzusetzen. Politische Anwaltschaft nimmt
            ihren Ausgang zwar oftmals in der fallorientierten Anwaltschaft, weil Sozialarbeiter*innen
            im parteilichen Einsatz für ihre Klient*innen erkennen, dass deren Notlagen strukturelle
            Ursachen haben und es deshalb jenseits der im Einzelfall zu erreichenden Verbesserungen
            grundlegender institutioneller bzw. politischer Reformen bedarf, um den Missstand
            für alle (potenziell) Betroffenen zu beseitigen. Die Praktiken von Einrichtungen,
            die formellen wie informellen Regelungen von Behörden oder die politischen Rahmenbedingungen
            insgesamt wird man aber nur ändern, wenn man sich organisiert. Für politische Anwaltschaft
            gilt es, sich zu vernetzen, ähnliche Fälle zu sammeln und Umfang und Grad der Problematik
            herauszuarbeiten, um dann über Gespräche, Verhandlungen, Klageverfahren, Öffentlichkeits-
            und Lobbyarbeit (Rieger 2024) Einfluss zu nehmen.
         

         Im korporatistischen Mehrebensystem deutscher Sozialpolitik sind die Wohlfahrtsverbände
            mit ihren Gliederungen (Einrichtungen, Träger, Fachverbände usw.) und Zusammenschlüssen
            (LIGA; BAGFW) dominante Akteure politischer Anwaltschaft. Im Rahmen ihrer politischen
            Anwaltsfunktion setzen sie sich mittels anwaltschaftlicher Lobbyarbeit auf Kommunal-, Landes-, Bundes- und Europaebene für verbesserte politische Rahmenbedingungen mit Blick auf
            das Leistungssystem und die Lebenslage der Betroffenen ein (Papst 1996; kritisch Beck 2007).
            Sie praktizieren „Hilfe unter Protest“ (Benz 2014). In ihren Leitbildern traditionell
            als Anwälte der Benachteiligten ausgewiesen, gerät ihre anwaltliche Lobbyarbeit aber
            regelmäßig in Zielkonflikte mit ihren Funktionen als Dienstleister und Solidaritätsstifter. Wirtschaftliche und mitgliederbezogene Eigeninteressen überlagern oder hindern
            die advokatorische Interessenvertretung. Es bedarf einer an stärkerer partizipativer
            Einbindung der „schwache[n] Interessen“ (Toens/Benz 2019) ausgerichteten, „neue[n]
            Anwaltschaft“ (Messan 2019, S. 58)
         

         Dilemmata und professionelle Standards

         Als Handlungsform Sozialer Arbeit ist aH mit den gleichen Widersprüchen und Dilemmata
            konfrontiert wie SozArb allgemein. Aufgrund des doppelten bzw. dreifachen Mandats
            Sozialer Arbeit steht parteiliche Anwaltschaft in einem schwer auflösbaren Spannungsverhältnis
            zum öffentlichen Auftrag und den jeweils geltenden fachlichen Standards. AH gerät
            damit leicht in Loyalitätskonflikte zwischen gesetzlichen Vorgaben und Einrichtungs-;
            Professions- oder Klient*inneninteressen. Fachlich problematisch wird es dort, wo
            das Spannungsverhältnis einseitig aufgelöst wird. Dann übergeht SozArb die Interessen
            von Klient*innen oder wird in einseitiger Parteilichkeit blind für die berechtigten
            Anliegen Dritter und verliert professionelle Standards aus den Augen. Schließlich
            hat AH ein Legitimitätsproblem. Denn in der Sozialen Arbeit haben wir es „vielfach
            mit Menschen zu tun, die ganz oder wenigstens in bestimmter Hinsicht entweder nicht
            in der Lage oder nicht willens sind, selbst einen Interessenvertreter auszuwählen
            oder zu beauftragen“ (Hilpert 2001, S. 92). Insbesondere im Bereich politischer Anwaltschaft
            kann sich SozArb eher selten darauf berufen, direkt von den Betroffenen zu AH beauftragt
            worden zu sein. Dort wo SozArb sich dann (notgedrungen) selbst mandatiert (Selbstmandatierung)
            oder durch Dritte (Gesetzgeber, Familiengericht usw.) beauftragt (Fremdmandatierung)
            wird, besteht stets die Gefahr, die Interessen der Betroffenen zu verfehlen und sie
            zu entmündigen (Paternalismusvorwurf; ebd., S. 92 f.).
         

         Als Intervention Sozialer Arbeit muss sich aH deshalb an professionellen Standards
            orientieren und sich als methodisches Handeln ausweisen. Einigkeit besteht darin,
            dass auch aH sich am Prinzip der „Hilfe zur Selbsthilfe“ auszurichten hat (Ziel: Selbstvertretung
            (self-advocacy)), nur vor dem Hintergrund möglichst weitreichender Partizipation legitimierbar
            ist und im Rahmen „advokatorischer Ethik“ (Brumlik 2017) reflexiv werden muss. AH
            weist insofern vielfältige Bezüge zu Konzepten der Parteilichkeit, des Empowerments und der Einmischungsstrategie auf (vgl. Urban-Stahl 2018, S. 82 f.). Harald Ansen hat mit „Das Recht auf Unterstützung“
            ein praxisorientiertes Lehrbuch zu „Sozialanwaltschaft als Auftrag Sozialer Arbeit“
            (2022) vorgelegt. Der Bereich politischer Anwaltschaft wird mit den Konzepten „policy
            practice“ (Burzlaff 2022) und „Sozialarbeitspolitik“ (Rieger 2021) diskutiert. Umfassende
            methodisch orientierte Lehrbücher zu Advocacy findet man im angelsächsischen Sprachraum
            (vgl. Dalrymple, J./Boylan, J. 2013; Schneider, R. L./Lester, L. 2001; Scourfield 2021;
            Wilks 2012).
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         Arbeit
         

         Wenn von A. gesprochen wird, ist in modernen Gesellschaften zumeist Erwerbsarbeit
            gemeint: eine mit der Industriegesellschaft entstandene Erscheinungsform. Ihr sind
            Ambivalenzen eigen: Karl Marx hat unter Bezug auf Georg Friedrich Wilhelm Hegel die
            Menschwerdung durch A. betont. In der Analyse der A. im Kapitalismus stellte er hingegen
            die Entfremdung der Arbeitenden von dem Prozess der A. und der von ihnen erstellten
            Produkte als zentrales Merkmal heraus (Voß 2018). A. ist eine zentrale Sphäre sowohl
            der individuellen Lebensführung als auch gesellschaftlich. Dies drückt sich u. a.
            in rechtlichen Normierungen (Arbeitsrecht), in Sozialleistungssystemen (Sozialgesetzbuch), im Bezug zu sozialen Problemlagen (Armut) oder eigenen Berufsfeldern der SozArb (Betriebliche Sozialarbeit) aus.
         

         Entfremdung und Integration

         A. ist Mühsal und Anstrengung (labour, travail), etwas Notwendiges, dessen Zweck nicht
            in der A. selbst liegt. Der Soziologe Max Weber (2007) hat auf die lutherische Ehrung
            der A. verwiesen, wonach die innerweltliche Askese eine religiöse Aufgabe des Menschen,
            weil zentraler Ausweis gottgefälligen Lebens sei – im Deutschen schimmert dies in
            der engen Verwandtschaft von Beruf und Berufung durch. In diesem protestantischen
            Arbeitsethos und seiner Abtrennung der A. von anderen Sphären menschlichen Daseins
            (Konsum, Muße, Reproduktion) hat Weber eine entscheidende Triebfeder des Kapitalismus
            gesehen. In diesem gehört das Produkt der A., das Werk (work, opus), dem Arbeitgeber
            und wird zum Tausch auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten erstellt. Auch die Erwerbsarbeit
            ist eine Ware: A. wird gegen Lohn getauscht. Der Zweck der A. liegt wie beim erstellten
            Gut nicht darin selbst, sondern in dem Tauschprodukt, dem Lohn (moderner: Gehalt)
            bzw. dem erzielten Preis der Ware. Der Prozess der Erwerbsarbeit und das Produkt sind
            ein veräußerter Teil der Arbeitenden. Sie müssen ihre Arbeitskraft verkaufen (Tauschwert,
            Arbeitsmarkt), die von ihnen hergestellten Produkte gehören ihnen nicht und werden nicht produziert,
            um damit eigene Bedürfnisse zu befriedigen bzw. sie zu gebrauchen (Gebrauchswert).
         

         A. ist ist zugleich schöpferisch und kreativ, gibt der arbeitenden Person eine Aufgabe
            und vermittelt Sinn (Bedeutung des eigenen Handelns). Erwerbsarbeit vermittelt Status
            und bindet die Arbeitenden in gesellschaftliche Zusammenhänge außerhalb des engen
            Familien- oder Wohnumfeldes ein, wodurch übergreifende Werte und Normalvorstellungen
            vermittelt sowie soziale Kontakte aufgebaut werden. Allein die Befreiung von der Mühsal
            der A. ist also nicht erstrebenswert. Ein Beleg hierfür sind die Folgen der Arbeitslosigkeit.

         Selbsterzeugung durch A. und Arbeitsteilung als Treibfeder der Gesellschaftsentwicklung

         Voß (2018) verweist auf Marx, der A. unabhängig von ihrer gesellschaftlichen Ausformung
            definiert. Danach ist A. „zunächst ein Prozess zwischen Mensch und Natur“ und, „indem
            er [der Mensch] durch diese Bewegung auf die Natur außer ihm wirkt und sie verändert,
            verändert er zugleich seine eigne Natur“ (Marx 1969, S. 192). A. formt also nicht
            nur Natur um und macht sie für den Menschen nutzbar. A. verändert darüber hinaus den
            Menschen, seine Fähigkeiten und sein Denken, und treibt zugleich Gesellschaft voran,
            weil z. B. die Nahrungsproduktion Sprache, Organisation, Regeln und Arbeitsteilung
            erfordern. Nur die organisierte und wiederholte A. Anderer ermöglicht Leben und Überleben.
            Diese Verwiesenheit auf Arbeitsteilung hält, wie der Soziologe Emil Durkheim 1893
            herausarbeitete, moderne Gesellschaften zusammen.
         

         Wertewandel: Steigende Ansprüche an Arbeit

         Werte wie Selbstentfaltung in der Erwerbsarbeit haben in den letzten Jahren an Bedeutung
            gewonnen – ohne allerdings bestehende Einstellungen wie Loyalität, Motivation oder
            Pflichtgefühl zu verdrängen, weshalb man von einer Wertesynthese spricht. Die Menschen
            wollen nicht einfach nur „arbeiten um zu leben“, sondern zusehends ein (gutes) Leben
            auch in der A. verwirklichen. Die wachsenden Ansprüche von Beschäftigten an gute Arbeitsbedingungen,
            an die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, an Vorgesetze, die einem Anerkennung entgegenbringen
            und Karriere ermöglichen, und die Sinnhaftigkeit der eigenen Tätigkeiten wird mit
            dem Begriff „normative Subjektivierung“ gefasst. Viele Unternehmen gehen darauf ein,
            jedoch wird deutlich, dass eher nur mittel- bis hochqualifizierte Beschäftigte Chancen
            haben, solche Ansprüche einzulösen. Inwiefern zunehmende Fachkräfteknappheiten und
            die der Generation Z zugeschriebenen Werte nach Sinnhaftigkeit und einer ausgewogenen
            Work-Life-Balance den Arbeitsmarkt tatsächlich verändern, ist ebenso offen, wie Generationen-
            und Wertezuschreibungen umstritten sind (Boór/Kittel 2023).
         

         Arbeit und Geschlecht

         A., zumal Erwerbsarbeit, verstärkt Ungleichheiten. Erwerbsarbeit ist segmentiert und
            zumeist auch geschlechtersegregiert (Geschlechterpolitik). Ein wesentliches Merkmal der Erwerbsarbeit ist der Beruf. Dieses Bündel an zertifizierten,
            spezifischen Fähigkeiten und Fertigkeiten ist verbunden mit unterschiedlichen Zugangswegen.
            Der Beruf eröffnet ganz unterschiedliche Chancen, ein gutes Einkommen zu erzielen,
            sich beruflich zu entwickeln, eine herausgehobene Stellung zu erreichen (Status) und
            sich selbst zu verwirklichen. Der Verlauf dieses Weges hängt von der Schulbildung,
            der Ausbildung, dem gewählten Berufsfeld u. a. m. ab. Viele Berufsfelder lassen sich nach wie vor
            nach der Zuschreibung typisch männlich (produktiv) und typisch weiblich (reproduktiv)
            unterscheiden. Ersteren entspricht eine technisch-wirtschaftliche Orientierung und
            auf mittlerer Qualifikationsebene die duale Ausbildung in Betrieb und Berufsschule
            einschließlich einer Ausbildungsvergütung. Letztere sind hingegen eher auf Menschen
            orientiert, und die Ausbildung erfolgt oftmals vollzeitschulisch und unbezahlt.
         

         Lange Zeit konnte die geschlechtersegregierte Institutionalisierung der Erwerbsarbeit
            in Westdeutschland am Nebeneinander von dauerhafter Erwerbsarbeit im Normalarbeitsverhältnis
            der Männer und langen Erwerbsunterbrechungen und (unterqualifizierter) Teilzeitbeschäftigung
            von Frauen abgelesen werden, sobald sie Mutter wurden. Das Normalarbeitsverhältnis als Norm
            und empirische Realität entspricht der dauerhaften, vollzeitigen, arbeits- und sozialrechtlich
            geschützten Beschäftigung idealerweise im Großbetrieb unter Erzielung eines Familienlohns
            (Mückenberger 1985). Dieser ermöglichte es dem Mann, dem Familienernährer, für die gesamte Familie zu sorgen, während die Frau die Kinder
            erzog und den Haushalt organisierte. Sie leistete also unbezahlte, auf andere Menschen
            gerichtete, reproduktive Tätigkeiten, für die in den letzten Jahrzehnten zusehends
            der Arbeitsbegriff (Haus-, Sorgearbeit, Care) reklamiert wurde. Betont wird damit die doppelte Vergesellschaftung der Frau, durch
            Erwerbsarbeit (Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit) und durch reproduktive Sorgearbeit (Gottschall 2018).
         

         Arbeit und Digitalisierung

         A. erzeugt und nutzt technische Hilfsmittel. Technik steigert die Arbeitsproduktivität
            und ersetzt menschliche Arbeit. Die Befürchtung, dass durch Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI) viele Arbeitsplätze wegfallen, wird in Studien (Grienberger et al. 2024) differenziert
            gesehen, zudem wird sich die Fachkräfteknappheit mit dem demografischen Wandel verschärfen.
            Dennoch, die Mensch-Technik-Interaktion verändert sich in vielen Tätigkeiten. Roboter
            in der Pflege versprechen etwa eine Entlastung des Personals und KI kann exaktere
            Diagnosen in Kliniken ermöglichen (OECD 2024). Die Technik kann die Qualität von A.
            anheben, zugleich aber auch Routine- und Fachtätigkeiten ersetzen oder die Arbeitsbedingungen
            verschlechtern (z. B. Clickworking).
         

         Perspektiven

         Der Anspruch auf Erweiterung des Arbeitsbegriffs beinhaltet – wenn nicht eine Aufhebung,
            so doch – eine Rücknahme der Trennung von (produktiver) Erwerbsarbeit und unbezahlter
            (reproduktiver) A., mithin geschlechtersegregierter Arbeitssphären und entfremdeter
            A.
         

         Eine weitere Verkürzung der Erwerbsarbeitszeiten – aktuell wird die 4-Tage-Woche von
            New Work-Aktivisten (Autonomy 2023), aber auch von Gewerkschaften gefordert – soll Vorteile für Arbeitgeber und Arbeitnehmer bieten, u. a. die Vereinbarkeit
            beider Arbeitssphären für beide Geschlechter erleichtern. Weiter gehen Vorschläge
            zu einem erweiterten, nachhaltigen Arbeitsbegriff (Jochum et al. 2020). Dieser soll
            nicht nur die unbezahlten Arbeitsformen sichtbar machen, sondern die Ergänzungsfunktionen
            und Konfliktlinien der Arbeitsformen, ihre sozialen und ökologischen, individuellen
            wie gesellschaftlichen Wirkungen offenlegen. Andere hingegen fordern die Abkopplung
            der Reproduktionssicherung von Erwerbsarbeit durch ein bedingungsloses Grundeinkommen,
            um Selbstbestimmung zu ermöglichen. Insb. in der Covid-19-Pandemie wurde diese Forderung
            erneut laut.
         

         Ob solche Ansätze zu weniger Entfremdung und zu mehr Geschlechtergerechtigkeit führen,
            lässt sich nicht sicher beantworten. Die fortschreitende Subjektivierung der A. –
            auch die Ansprüche der Generation Z setzen am (erhöhten) Tauschwert an – dürfte hingegen
            zu einer Vertiefung der Entfremdung führen, da sie das unternehmerische Selbst stärkt.
            Demgegenüber ist offen, was an die Stelle der Sinn- und Integrationsfunktion der Erwerbsarbeit
            in modernen Gesellschaften treten könnte, wenn die Existenzsicherung von ihr entkoppelt
            wird.
         

         Sebastian Brandl
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         Arbeitsförderung
         

         Die A. ist ein zentraler Bestandteil der bundesdeutschen Sozialpolitik und bezeichnet
            eine Vielzahl von Instrumenten, die darauf abzielen, die Beschäftigungsfähigkeit von
            Menschen zu fördern, Arbeitslosigkeit zu vermeiden bzw. zu verkürzen sowie die Integration
            in den Arbeitsmarkt zu erleichtern und den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf
            dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu unterstützen (vgl. § 1 SGB III; Beckmann/Spohr 2022,
            S. 90 ff.). Das Angebot der (aktiven) A. erstreckt sich von Beratung (Berufs- und
            Arbeitsmarktberatung) und Vermittlung (Arbeits- und Ausbildungsvermittlung) über Leistungen
            zur Aktivierung (z. B. Vermittlungsbudget), beruflichen Eingliederung (z. B. Eingliederungszuschüsse
            an Arbeitgeber) und Qualifizierung (z. B. Förderung der beruflichen Weiterbildung)
            bis hin zur Sicherung von Beschäftigungsverhältnissen (vgl. § 19 SGB I sowie §§ 3
            und 29 ff. SGB III). Diese Leistungen können Großteils auch für Bezieher/innen von
            Bürger- bzw. Grundsicherungsgeld (SGB II) eingesetzt werden (§ 16 SGB II). Im SGB II
            stehen darüber hinaus noch weitere Angebote (Eingliederungsleistungen) zur Verfügung
            (§ 3, §§ 14 ff. SGB II). Hier geht es u. a. um öffentlich geförderte Beschäftigung
            (z. B. §§ 16 e, 16 i SGB II). Neben der A. leistet die Ausbildungsförderung unter
            bestimmten Voraussetzungen finanzielle Hilfen für Personen in schulischer oder beruflicher
            Ausbildung, um Chancengleichheit im Bildungszugang zu gewährleisten. Hierzu zählen
            zum Beispiel das BAföG und verschiedene Leistungen des SGB III, wie die Berufsausbildungsbeihilfe
            (BAB; die Auszubildende in betrieblichen oder außerbetrieblichen Ausbildungen unterstützt),
            Einstiegsqualifizierungen (EQ; die als Brücke in eine Ausbildung dienen) oder Berufsvorbereitende
            Bildungsmaßnahmen (BVB; um die Aufnahme einer Berufsausbildung vorzubereiten). Passive
            Leistungen (z. B. Arbeitslosengeld) zielen darauf ab, Arbeitslosigkeit finanziell
            zu überbrücken und soziale Sicherheit zu gewährleisten.
         

         Geschichte der Arbeitsförderung

         A. hat eine lange Tradition in Deutschland. Schon im Gesetz über Arbeitsvermittlung
            und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) aus dem Jahr 1927 finden sich Ansätze. Einen
            deutlichen Schwerpunkt auf Qualifizierung legte ab 1969 dann das Arbeitsförderungsgesetz
            (AFG). Dieses wurde 1998 als SGB III in den Kanon der Sozialgesetzbücher überführt
            und fokussierte sich nun mehr auf kurzfristige, aktivierende Elemente sowie auf den
            Vorrang der Vermittlung in Arbeit. Die darauffolgende Einführung des als „Hartz IV“
            bekannten Arbeitslosengeldes II (ALG II) im Jahr 2005 zählt nicht nur zu den weitreichendsten
            Reformschritten der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in Deutschland, sondern auch zu
            den umstrittensten. Der Begriff des Forderns überlagerte dabei meist den Begriff des
            Förderns. Die vielfältige Kritik an diesem Ungleichgewicht, wie z. B. an der Sanktionspraxis,
            mündete 2023 in das sog. Bürgergeld, das zwar wesentliche Elemente der Grundsicherung
            beibehält, jedoch wieder vermehrt auf Beratung und Qualifizierung setzt. Nach der
            vorgezogenen Bundestagswahl 2025 wurde das 13. SGB-II-Änderungsgesetz auf den Weg
            gebracht, nach dem das Bürgergeld in „Grundsicherungsgeld“ umbenannt werden soll (vgl.
            BT-Drucks. 21/3541, S. 66).
         

         Umsetzung und Wirkung

         Im Jahr 2022 wurden in Deutschland ca. 14 Mrd. Euro für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
            ausgegeben. Die Umsetzung der A. erfolgt in der Regel durch die Zusammenarbeit verschiedener
            Akteure, darunter staatliche Institutionen (insbesondere Arbeitsagenturen und Jobcenter),
            Bildungseinrichtungen, Unternehmen und gemeinnützige Organisationen. Eine effektive
            A. unterstützt nicht nur die individuelle Entwicklung der Arbeitsuchenden, sondern
            stärkt die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und trägt zur sozialen Stabilität bei.
            Untersuchungen konnten zeigen, dass eine finanziell gut ausgestattete aktive A. positive
            Effekte auf die Arbeitslosigkeit eines Landes wie die Wirksamkeit der arbeitsmarktpolitischen
            Programme hat (vgl. Fredriksson 2021). Zudem konnten Zusammenhänge zwischen der Höhe
            von aktiven (z. B. Förderungen) wie passiven (z. B. Arbeitslosengeld) Leistungen und
            Auswirkungen auf Gesundheit und Lebensqualität festgestellt werden (z. B. Puig-Barrachina
            et al. 2020). Die Zahl der Teilnehmer/innen an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in
            den Rechtskreisen SGB III und SGB II ist in den letzten Jahren spürbar zurückgegangen.
            So reduzierte sich die Zahl von über 1,6 Mio. Teilnehmenden im Jahr 2009 auf 715.000
            im Jahr 2022. Die Gründe dafür sind vielfältig und reichen von sinkenden Arbeitslosenzahlen
            über verminderte Budgets und veränderte gesetzliche wie geschäfts-/förderpolitische
            Ausrichtungen bis zu verschiedenen Sondereffekten (z. B. COVID-19-Pandemie, konjunkturelle
            Rahmenbedingungen). Gerade langzeitarbeitslose Menschen sind jedoch auf die Unterstützung
            durch die A. angewiesen. Dies gilt angesichts der Transformation der Arbeitswelt,
            die neue Anforderungen an die Qualifikationen und Kompetenzen der Beschäftigten stellt,
            mehr denn je.
         

         Bezüge zur Sozialen Arbeit

         In der Sozialen Arbeit nimmt die A. eine bedeutende Stellung ein, da sie unmittelbar
            mit der Förderung der sozialen Teilhabe von Menschen verbunden ist. Sozialarbeiter/innen
            spielen eine wichtige Rolle, vor allem bei der Unterstützung von Personen, die aufgrund
            verschiedener persönlicher, gesundheitlicher oder struktureller Barrieren Schwierigkeiten
            haben, eine adäquate Beschäftigung zu finden oder zu halten (vgl. Freier 2020; Truschkat/Peters 2018).
            Hierzu zählen u. a. Langzeitarbeitslose, Menschen mit Behinderungen, Jugendliche ohne
            Ausbildung, Geflüchtete oder Menschen in schwierigen Lebenssituationen.
         

         Der aktuelle Forschungsstand zur A. legt einen zunehmenden Schwerpunkt auf ganzheitliche
            Ansätze, die individuelle Bedürfnisse und Potenziale berücksichtigen (z. B. Freier 2020).
            Eine erfolgreiche A. setzt dabei weniger auf kurzfristige Interventionen, sondern
            erfordert langfristige Unterstützung. Dabei gewinnen praxisnahe Maßnahmen an Bedeutung.
            Zudem rückt die Bedeutung von Digitalisierung, Flexibilisierung der Arbeit und lebenslangem Lernen immer stärker in den Fokus (vgl.
            Beckmann/Spohr 2022, S. 285 ff.; Bäcker/Naegele/Bispinck 2020, S. 505 f.). Neue Entwicklungen
            umfassen innovative Beschäftigungsprojekte sowie sozialraumorientierte Programme,
            Coaching der Bedarfsgemeinschaft oder aufsuchende Beratungsarbeit (z. B. § 16 k SGB II).
            Auch die Förderung von Digitalisierungskompetenzen und die Nutzung von Online-Plattformen
            zur Vermittlung gewinnen an Bedeutung. Darüber hinaus wird vermehrt auf Leistungen
            mit sozialpädagogischen Unterstützungsleistungen gesetzt, um individuelle Hürden besser
            zu überwinden und nachhaltige Erfolge zu erzielen. Trotz dieser Entwicklung steht
            die Soziale Arbeit noch immer in einem Strukturdilemma zwischen Hilfe und Kontrolle,
            zwischen einer aktivierenden, zielorientierten Sozialpolitik und vertrauensschaffenden,
            unterstützenden, ergebnisoffenen Ansätzen (z. B. Freier 2020; Truschkat/Peters 2018).
            Hier können z. B. die Lebensweltorientierung, der Capability-Ansatz oder Aspekte des Tripelmandats (Doppeltes Mandat, Tripelmandat) Orientierung geben (vgl. Freier 2020, S. 247 ff.).
         

      
   
      Internationale Arbeitsförderung

         A. ist auch auf internationaler Ebene von großer Bedeutung. Verschiedene Länder verfolgen
            dabei unterschiedliche Strategien. Schweden beispielsweise legt einen starken Fokus
            auf aktive Arbeitsmarktpolitik und investiert beträchtliche Mittel in Qualifizierungsmaßnahmen,
            Weiterbildung und Unterstützung bei der Arbeitssuche. In letzter Zeit ist in Schweden
            jedoch ein Rückzug des Staates aus verschiedenen Bereichen der sozialen Sicherheit
            festzustellen (vgl. Hort/Kings/Kravchenko 2020). Dahingegen setzt das Vereinigte Königreich
            einen eher marktorientierten Ansatz in der A. um. Hier liegt der Schwerpunkt auf der
            Deregulierung des Arbeitsmarktes, der Förderung von Unternehmertum und der Flexibilisierung
            von Arbeitsverhältnissen. Im Vergleich dazu zeichnet sich die deutsche A. durch eine
            Mischung aus staatlicher Regulierung und sozialpartnerschaftlicher Zusammenarbeit
            aus. Deutschland investiert in Qualifizierungsmaßnahmen und Weiterbildung, legt jedoch
            auch Wert auf arbeitsrechtliche Standards sowie auf die Aktivierung von arbeitslosen
            Menschen (vgl. Beckmann/Spohr 2022; Bäcker/Naegele/Bispinck 2020).
         

         Perspektiven

         Insgesamt ist die A. ein dynamisches und vielschichtiges Feld, das eng mit sozialen,
            wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen verbunden und auf verschiedenen staatlichen
            Ebenen verortet ist. Daher gibt es bei deren Ausgestaltung keine einheitliche, „richtige“
            Lösung. Zudem erschweren verschiedene strukturelle Probleme, teils diametral entgegenstehende
            arbeitsmarktpolitische Ansichten sowie sich verändernde Rahmenbedingungen eine A.,
            die mehr strategisch agiert, statt überwiegend zu reagieren (vgl. Beckmann/Spohr 2022,
            S. 355 ff.; Bäcker/Naegele/Bispinck 2020, S. 503 ff.). Bei aller Kritik geht es bei
            der A. aus Sicht der Betroffenen um sehr wichtige Leistungen und aus gesellschaftlicher
            Perspektive um soziale wie ökonomische Stabilisierung. So kann die A. zumindest dazu
            beitragen, Probleme am Arbeitsmarkt nicht noch zu vertiefen, sondern – bestenfalls –
            zielgerichtet anzugehen, wenn auch künftig vermehrt auf gestaltende statt reaktive
            sowie nachhaltige statt kurzfristige Interventionen Wert gelegt werden sollte (vgl.
            Beckmann/Spohr 2022, S. 357 ff.; Bäcker/Naegele/Bispinck 2020, S. 507). Insofern stellt
            die A. auch ein bedeutendes Feld für die Sozialen Arbeit dar und erfordert eine ganzheitliche
            sowie aktiv gestaltende Herangehensweise, die individuelle Bedürfnisse berücksichtigt
            und zugleich auch gesamtgesellschaftliche Aspekte miteinbezieht.
         

         Frank Unger
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         Arbeitsgemeinschaften
         

         Ziele und Beteiligte: A. sind freiwillige Zusammenschlüsse, die ein Forum bieten,
            verschiedenste sozialrechtliche Angebote fachlich aufeinander abzustimmen, zu koordinieren,
            zu ergänzen und die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Trägern
            fördern. Sie dienen der Meinungsbildung, dem Erfahrungs- und Informationsaustausch
            und ermöglichen darüber hinaus den Akteurinnen und Akteuren der SozArb Prozesse zu gestalten und damit die Lebenslagen von Klientinnen und Klienten zu verbessern.
            Träger der SozArb, also Sozialleistungsträger und Leistungserbringer, können bei der Bildung von A.
            beteiligt sein. Sozialleistungsträger gemäß § 12 SGB I sind die in den §§ 18 – 29
            SGB I genannten mitgliedschaftlich organisierten Körperschaften (z. B. Krankenkassen
            oder Gebietskörperschaften wie Landkreise, s. Organisationsrecht), auf ein Benutzungsverhältnis gerichtete Anstalten (z. B. Studierendenwerke) und
            Behörden, also Verwaltungseinheiten, die Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch übernehmen (z. B. Wohngeldbehörden). Zu den Leistungserbringern gehören öffentliche Träger und privatrechtlich
            organisierte freie Träger, die gemeinnützig (Jugend- und Wohlfahrtsverbände, aber auch Selbsthilfegruppen, s. Gemeinnützigkeit) oder gewerbsmäßig orientiert sind.
         

         Rechtliche Grundlagen: § 17 Abs. 3 SGB I normiert eine allgemeine Pflicht der Leistungsträger, auf eine
            Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Trägern hinzuwirken. Die allgemeine sozialverwaltungsverfahrensrechtliche
            Befugnis zur Bildung von A. für die Träger der Sozialversicherungen findet sich in
            § 94 SGB X. Daneben sind weitere Vorschriften zur Bildung von A. in den besonderen
            Teilen des SGB zu finden, so etwa in § 4 Abs. 2 SGB XII oder § 78 SGB VIII. Die letztgenannte
            Vorschrift statuiert für die Träger der öffentlichen KJH eine öffentlich-rechtliche Hinwirkungspflicht A. zu bilden, gewährt den freien Trägern
            aber keinen subjektiv einklagbaren Anspruch auf Beteiligung (Schön in Wiesner/Wapler 2022,
            § 78 Rn. 2). Allerdings können bei fachlichem Bedarf auch A. gebildet werden, ohne
            dass es einer konkreten gesetzlichen Vorgabe bedürfte (z. B. BAG LJÄ). A. in der KJH
            sollen im Sinn der Lebensweltorientierung ganzheitliche Modelle (Leben, Wohnen, Arbeit) andenken (RegBegr zum KJHG, BT-Drs. 11/5948, S. 100).
         

         A. in der Kinder- und Jugendhilfe und deren Kompetenzen: Natürliche und/oder juristische Personen in den verschiedenen Organisationsformen
            (s. Organisationsrecht) sind als Teil einer A. denkbar. Privat-gewerbliche Träger können über den Wortlaut
            von § 78 SGB VIII an einer A. mitwirken, weil die Vereinbarungsregelungen der §§ 78 a ff.
            SGB VIII alle Trägergruppen zulassen. Die A. selbst sind als juristische Personen
            (z. B. BAG der freien Wohlfahrtspflege e. V.) oder sonstigen Rechtsformen des Privatrechts
            (GbR) organisiert. A. können eine vertikale Struktur über Kommune, Länder und Bund
            aufweisen (z. B. JA; LJA/OLJB; BMBFSFJ für den Bereich der öffentlichen Träger der
            KJH). Denkbar ist aber auch eine horizontale Vernetzung (Schäfer/Weitzmann in Münder
            et al. 2022, Vor §§ 69 – 71). Seit der Reform durch das KJSG sollen nach § 78 S. 3
            SGB VIII auch selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach § 4 a SGB VIII beteiligt werden.
            Um die Arbeitsfähigkeit der A. zu gewährleisten, kann es geboten sein, eine repräsentative
            Zusammensetzung anzustreben, themenkreisbezogen (Kindertageseinrichtungen, Netzwerke im Kinderschutz) oder sozialräumlich zu arbeiten (Winkler in BeckOK SozR § 78 SGB VIII, Rn. 9). Ein
            dauerhafter oder projektbezogener Zusammenschluss ist je nach Ziel ebenso denkbar.
            Es gibt fachgebietsbezogen arbeitende A. (bspw. AFET e. V., IGfH e. V.) und fachgebietsübergreifend
            tätige A. (z. B. DV e. V., AGJ e. V.).
         

         A. in der Gesetzlichen Krankenversicherung: Krankenkassen und ihre Verbände können insb. mit der Kassenärztlichen Vereinigung
            und anderen Leistungserbringern und dem öffentlichen Gesundheitsdienst A. zur Förderung
            der Gesundheit, Prävention, Versorgung chronisch Kranker und Rehabilitation bilden,
            § 219 SGB V. Krankenkassen können kassenintern oder kassenübergreifend A. bilden.
            Als Organisationsformen kommen ohne besondere gesetzliche Grundlage nur privatrechtliche
            Formen in Betracht. A. haben deshalb in der Regel keine hoheitlichen Befugnisse und
            können keine Verwaltungsakte anstelle der Krankenkassen erlassen. Neben diesen allgemeinen
            A. gibt es auch solche, die vom Gesetzgeber mit besonderen und teilweise auch hoheitlichen
            Befugnissen ausgestattet sind, wie der Medizinische Dienst (MD), § 278 SGB V. Die
            Kenntnis der vielfältigen vertikalen und horizontalen Vernetzung der handelnden Akteurinnen
            und Akteure ist wichtig, um Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse in der SozArb nachvollziehen zu können.
         

         Beate Naake
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         Zum Weiterlesen

         Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen: https://igfh.de/

         Netzwerk Frühe Hilfen: https://www.fruehehilfen.de/grundlagen-und-fachthemen/netzwerke-fruehe-hilfen/

         Medizinischer Dienst: https://www.medizinischerdienst.de/

         Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe: https://www.agj.de/

         Bundesverband für Erziehungshilfe: https://afet-ev.de/

         Arbeitshilfen für methodisches Handeln
         

         Wer von den Methoden der SozArb spricht, bezieht sich meist auf die sog. klassischen amerikanischen Methoden (Einzelfallarbeit, Gruppenarbeit, soziale, Gemeinwesenarbeit) oder auf andere „Methoden-Konzepte“ wie sie von Geißler/Hege (2007) oder von Galuske (2013)
            gesammelt wurden.
         

         Der Begriff des methodischen Handelns beschreibt demgegenüber eine besondere Art und
            Weise der Analyse, der Planung und der Auswertung des beruflichen Handelns, die sich
            vom laienhaften Alltagshandeln unterscheidet. Im Unterschied zum Handlungs- und Interventionswissen –
            als Set von Methoden oder Techniken, die im engen Zusammenhang der o. g. Methodenkonzepte
            entwickelt worden sind – bezieht sich das methodische Handeln auf den gesamten Prozess
            des beruflichen Arbeitens. Das berufliche Handeln in der SozArb (Soziale Arbeit als Beruf) realisiert sich im Einsatz der eigenen „Person als Werkzeug“. Methodisch zu handeln
            heißt, die spezifischen Aufgaben und Probleme der Sozialen Arbeit situativ und kontextbezogen, eklektisch und strukturiert, vorläufig und kriteriengeleitet
            zu bearbeiten, wobei man sich an Charakteristika des beruflichen Handlungsfeldes sowie
            am wissenschaftlichen Vorgehen orientieren sollte.
         

         Professionelle müssen ihre Situations- und Problemanalysen, die Entwicklung von Zielen
            und die Planung ihrer Interventionen verständigungsorientiert, mehrperspektivisch
            und revidierbar gestalten. Es wird von ihnen erwartet, dass sie ihre Handlungen transparent
            und intersubjektiv überprüfbar machen, dass sie diese berufsethisch rechtfertigen,
            unter Zuhilfenahme wissenschaftlicher und erfahrungsbezogener Wissensbestände (Beobachtungs-
            und Beschreibungswissen, Erklärungs- und Begründungswissen, Wertwissen, Handlungs-
            und Interventionswissen) erklären und begründen und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit
            bilanzieren können (Amthor 2014) (Diagnostik, sozialpädagogische).
         

         Die Aufgaben stellen sich auf den verschiedenen Handlungsebenen der SozArb, nämlich
            der Fallebene, der Managementebene sowie auch der kommunalen Planungsebene. Für die
            direkte Arbeit mit den Adressaten:innen, für konzeptionelle Arbeit, Leitung, Organisation,
            Management sowie Sozialplanung u. a. werden sehr verschiedene Methoden und Interventionen gebraucht. Eine Fachkraft
            muss erkennen können, was in welchem strukturellen und situativen Kontext zu tun ist
            und wie und mit welchen möglichen Folgen sie es tun kann (oder doch tun sollte) (Handlungskompetenz, Handlungskonzepte, Planung, Professionalisierung, Sozialmanagement).
         

         Zum Entstehungskontext des vorliegenden Konzeptes

         Erfahrungen der letzten 30 Jahre zeigen, dass Praktiker:innen beruflichen überwiegend
            situativ handeln und sich hauptsächlich an ihren Erfahrungen und an institutionellen
            Routinen orientieren. Sie lösen Methoden, Verfahren und Techniken aus ihren konzeptuellen
            Kontexten heraus und „mixen“ sie pragmatisch, nach Kenntnis, Gutdünken, Kompetenz
            und Erfahrung. Sie transformieren also fachliche Konzepte, kontextuelle Bedingungen
            und biografisch erworbene Haltungen in situatives Handeln. Die Begründung dieses Handelns
            entnehmen sie dem Reservoir ihres persönlich verfügbaren wissenschaftlichen und erfahrungsabhängigen
            Erklärungswissens.
         

         Seit Beginn der Hochschulausbildung für die SozArb wurde dieses pragmatische Vorgehen
            als unwissenschaftlich kritisiert. Man versuchte auf verschiedenen Wegen, den Beruf
            wissenschaftlich zu qualifizieren, um z. B. einen Theorie-Praxis-Transfer über die
            Konstruktion von Technologien (z. B. van Beugen 1972) oder handlungsanleitenden Theorien
            (z. B. Staub-Bernasconi 1986) zu gewährleisten (Soziale Arbeit als Beruf). Nach einigen Irrläufen wurde deutlich, dass die Konstruktion des systematischen,
            reflektierten und institutionell gestützten Einsatzes der eigenen „Person als Werkzeug“
            (Gildemeister 1983), wie sie schon von den Gründerinnen des Berufes (z. B. Alice Salomon)
            zu Beginn des letzten Jh. angelegt wurde, die sinnvollste ist. Zusammengefasst besteht
            die „professionelle Kunst“ nach dem derzeitigen Diskussionsstand darin, die verschiedenen
            Wissensbestände, die für die Praxis der SozArb Geltung beanspruchen, fallbezogen und
            mit Blick auf die Anforderungen der Praxis „auszunutzen“ bzw. zu kontrastieren und
            zu „relationieren“ (Dewe u. a. 1992). Fachkräfte sollten also ihre „berufliche Persönlichkeit“
            so qualifizieren, dass sie i. S. der o. g. Definition handlungsfähig sind.
         

         Grundlagen für methodisches Handeln

         Das hier vorgestellte Konzept fußt auf Erkenntnissen und Gemeinsamkeiten vergleichbarer
            Konzepte für methodisches Handeln der letzten 30 Jahre (u. a. van Beugen 1971; Pincus/Minahan 1980;
            Heiner/Meinhold u. a. 1998) und bezieht neuere Einsichten über die Charakteristika
            des Handlungsfeldes und die Orientierung an der wissenschaftlichen Vorgehensweise
            ein (von Spiegel 2021). Charakteristika der beruflichen Handlungsstruktur sind z. B.:
         

         
            	
               Doppeltes Mandat: SozArb ist gesellschaftlich definierte Hilfe, die in Institutionen organisiert wird.
                  Daraus folgt, dass die sie niemals nur im „parteilichen“ Sinne ihrer Adressaten:innen
                  agieren und oder gar mit dem Kundenbegriff operieren kann. Fachkräfte sind auf beide
                  Seiten – Institution und Lebenswelt – verwiesen und sollten dieses in ihr Berufsverständnis
                  integrieren. Obwohl der Staat durch seine Institutionen Ziele und Zwecke der SozArb
                  weitgehend festlegt, sind die Fachkräfte in der Ausgestaltung ihres konkreten Umganges
                  mit ihren Adressaten:innen weitgehend autonom, was ihnen Handlungsspielräume für die
                  fachliche Ausgestaltung ihrer Arbeit gewährt (Doppeltes Mandat, Tripelmandat).
               

            

            	
               Subjektive Wirklichkeitskonstruktion: Was Menschen bei der Aufgabe ihrer Alltagsgestaltung und -bewältigung als gelingend
                  und was sie als problematisch empfinden, wie sie es erklären und wie sie damit umgehen,
                  das ist das Ergebnis ihrer individuellen Deutungsmuster und ihrer Konstruktion der
                  Wirklichkeit. Da Wirklichkeit niemals unabhängig von der Wahrnehmung, Beschreibung
                  oder Erklärung einer Beobachterin dargestellt werden kann, müssen alle Sichtweisen
                  prinzipiell als gleichwertig behandelt werden.
               

            

            	
               Strukturelles Technologiedefizit: Die SozArb verfügt über ein „Technologiedefizit“, das strukturell durch die Komplexität
                  und Unvorhersehbarkeit sozialer Prozesse begründet ist. Daher ist es auch nicht möglich,
                  pädagogische Prozesse in Gänze zu steuern, zu kontrollieren und Wirkungen exakt vorherzusagen.
                  Notwendig ist eine relativierte und revidierbare Form der pädagogischen Planung, die
                  sich auf Hypothesenbildungen stützt.
               

            

            	
               Koproduktion und dialogische Verständigung: SozArb erfolgt – wie alle personenbezogenen sozialen Dienstleistungen – „uno actu“:
                  Prozesse und Ergebnisse werden gleichzeitig „produziert“ und „konsumiert“; sie können
                  daher nicht auf der Grundlage einseitiger Planung oder Intervention entstehen, sondern
                  in einen dialogischen Verständigungsprozess mit den Partnern:innen. Fachkräfte sind
                  zuständig und verantwortlich für ihren Teil der Koproduktion, ohne dass sie sich von
                  der Verantwortung für den Part der Adressaten:innen entledigen können. Sie müssen
                  über den Willen zur Partizipation und die Fähigkeit des dialogischen Aushandelns sowie eine berufliche Haltung verfügen,
                  die tendenziell die Nachfrage und den Gebrauchswert der Angebote für die „Nutzer“
                  in den Mittelpunkt stellt (Adressat_in, Klient_in, Nutzer_in). Dazu sollten auch die Institutionen der SozArb demokratisch strukturiert werden
                  (vgl. Sturzenhecker/Peters 2023).
               

            

         

         Regeln: Aus den Charakteristika lassen sich u. a. folgende Regeln für methodisches Handeln
            ableiten:
         

         
            	
               Sorgfältige Analyse der spezifischen Arbeitsaufträge und der eigenen Rolle im Bewusstsein
                  der doppelten Verwiesenheit auf die Institution und die Lebenswelt der Adressaten:innen
                  (Lebensweltorientierung) sowie gesellschaftliche Definitionsprozesse von Hilfebedürftigkeit und gesellschaftsstrukturelle
                  Hintergründe individueller Problemlagen;
               

            

            	
               mehrperspektivische und dialogische Deutung der Situation, der Motive und Sinnkonstruktionen
                  der Adressaten:innen;
               

            

            	
               revidierbarer Entwurf begründeter Hypothesen über die Beschaffenheit und die Erklärung
                  der Situation bzw. des Problems im Prozess der Verständigung mit den Beteiligten;
               

            

            	
               dialogische Konstruktion von revidierbaren Wirkungszusammenhängen als hypothetische
                  Kombination der (ausgehandelten) Problemdefinition und ihrer Erklärung, des angestrebten
                  Zustandes (Zielsetzung) sowie der denkbaren Interventionen (inkl. Alternativen) und
                  ihrer möglichen Folgewirkungen;
               

            

            	
               verantwortliche und professionelle Gestaltung der Aktivitäten in den verschiedenen
                  Handlungsbereichen bei gleichzeitiger Achtung der Autonomie der Adressaten:innen und deren Nutzenerwartungen im Prozess der Koproduktion.
               

            

         

         Wissenschaftliches und berufliches Handeln

         Zur Orientierung an der wissenschaftlichen Vorgehensweise ist festzuhalten, dass sich
            berufliches Handeln nicht nach dem Muster wissenschaftlichen Handelns ordnen lässt
            (Empirische Sozialforschung, Wissenschaft Soziale Arbeit, Erziehungswissenschaft, Wissenschaftstheorie). Es ist aber möglich, dessen Prinzipien für das methodische Handeln zu übersetzten.
            Ein Beispiel ist der Umgang mit individuellen Deutungsmustern und der selektiven Wahrnehmung.
            Beide dienen der Ökonomie des menschlichen Handelns, denn durch Selektionen reduziert
            man Komplexität und erhält sich somit seine Handlungsfähigkeit. Wissenschaftlich Arbeitende
            haben Verfahren zur Kontrolle dieser Mechanismen entwickelt, weil sie dazu führen
            können, die eigene Wahrnehmung absolut zu setzen und die Perspektiven und Deutungsmuster
            der Adressaten;innen zu ignorieren.
         

         Empfehlenswerte Prinzipien der wissenschaftlichen Vorgehensweise für die Qualifizierung
            des methodischen Handelns sind u. a.:
         

         
            	
               explizite Offenlegung des Vorverständnisses und Erkenntnisinteressen (z. B. durch
                  Hypothesenbildung zu „Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen“);
               

            

            	
               kriteriengeleitete Erfassung von Wirklichkeit mithilfe konzeptioneller Raster;

            

            	
               Reflexion der individuellen Wertestandards durch Relationierung mit beruflichen Wertestandards
                  und anderen Sichtweisen;
               

            

            	
               berufsethische Rechtfertigung der ausgehandelten Ziele und Interventionen;

            

            	
               fachliche Begründung der konstruierten Interventionen;

            

            	
               Dokumentation der Hypothesen und Interventionen als Grundlage für fachöffentliche
                  Nachprüfbarkeit, Evaluation und ggf. Revision.
               

            

         

         Kompetenzen für das methodische Handeln

         Ein Nachweis für die Professionalisierung der SozArb ist, dass die Zuständigkeiten der Profession für die Bearbeitung bestimmter
            Inhalte deutlich umrissen, und dass die Kompetenzen für die verantwortliche Bearbeitung
            dieser Inhalte beschreibbar sind. Dazu gehören u. a. Kenntnisse der berufs- und arbeitsfeldspezifischen
            Wissensbestände, die Beherrschung anerkannter methodischer Vorgehensweisen, ein berufsethischer
            Code und die Verwendung einer spezifischen Fachsprache. All das legitimiert professionelle
            Kompetenz (i. S. von Zuständigkeit und Können) und vermittelt berufliche Identität
            (Soziale Arbeit als Beruf, Berufsverbände, Ethik, Menschenrechte und Soziale Arbeit).
         

         Methodisches Handeln berücksichtigt den Umstand, dass Professionelle der SozArb mit
            ihren Adressaten:innen hauptsächlich in deren Alltag (ihrer Lebenswelt) interagieren
            und hier im Wesentlichen auf den Einsatz ihrer eigenen „Person als Werkzeug“ verwiesen
            sind. Sie verfügen prinzipiell über das gleiche kommunikative Instrumentarium wie
            die Menschen, mit denen sie arbeiten. Wenn sie dieses als „Werkzeug“ einsetzen wollen,
            müssen sie ihre Interventionen zielgerichtet und fachlich begründet und auf eine Weise
            konstruieren, die mit der Alltagskommunikation der Adressaten:innen kompatibel ist.
         

         Fachkräfte müssen für den beruflichen Einsatz ihre „mitgebrachten“ Alltagskompetenzen
            weiter qualifizieren. Man kann diese nach der auch im Alltag geläufigen Unterscheidung
            zwischen „Kopf“ (Kognition/Wissen), „Herz“ (Emotion/berufliche Haltungen) und „Hand“
            (praktische Tätigkeiten/Können) unterteilen:
         

         
            	
               Können: Die Dimension des Könnens beschreibt Bündel methodischer Fähigkeiten zur „handwerklichen“
                  Umsetzung beruflicher Aufgaben. Die Kompetenzen dieser Dimension kann man im Wesentlichen
                  erlernen und einüben. Sie satteln auf (mitzubringende) Schlüsselkompetenzen – v. a. Kommunikationsfähigkeit
                  und Flexibilität – auf, ohne die methodisches Handeln und der Einsatz der „Person
                  als Werkzeug“ nicht denkbar ist. Hierbei geht es neben Grundoperationen des methodischen
                  Handelns auch um Fähigkeiten und Arbeitstechniken zur effektiven und effizienten Gestaltung
                  der Arbeitsprozesse (Methoden der SozArb).
               

            

            	
               Wissen: Bei der „professionellen“ Ausgestaltung ihrer beruflichen Handlungen greifen Fachkräfte
                  auf strukturell verschiedene Wissensbestände zurück (s. o.). Sie brauchen einen gewissen
                  (stehts zu erneuernden) Fundus solcher arbeitsfeldspezifischer und arbeitsfeldunabhängiger
                  Wissensbestände (Theorien und Konzepte), um ihre praktische Arbeit und ihre Erfahrungen
                  mit wissenschaftlichem Wissen relationieren, konfrontieren, anreichern und/oder auch
                  überprüfen zu können (Theorien der Sozialen Arbeit, Handlungskonzepte).
               

            

            	
               Haltungen: Die Dimension der beruflichen Haltungen thematisiert den Umstand, dass berufliches Handeln in der SozArb wertgeleitetes Handeln
                  ist. Sie enthält Hinweise auf reflexive Kompetenzen sowie den Willen, die eigenen
                  Werte und Einstellungen mit dem Fundus des beruflichen Wertewissens zu konfrontieren
                  und eine reflektierte berufliche Haltung zu entwickeln.
               

            

         

         Eine differenziertere Darstellung der diesen Kompetenzdimensionen zugeordneten Einzelkompetenzen
            findet sich in von Spiegel (2021).
         

         Arbeitshilfen für methodisches Handeln

         Es scheint unmöglich, alle äußeren und die persönlichkeitsbedingten Faktoren des beruflichen
            Handelns in eine Gesamtschau zu bringen, die orientierende methodische Zugänge zu
            diesem Beruf vermitteln könnte. Es ist müßig, Meta-Modelle für die Integration von
            Konzepten und Methoden zu entwickeln, in denen sich mosaikartig Baustein um Baustein
            zu einem nach den Regeln der professionellen Kunst entworfenen „Gesamtkunstwerk“ zusammenfügt.
            Denn eine optimale und verallgemeinerbare methodische Vorgehensweise gibt es nicht.
            Die Orientierung an den Aufgaben, Situationen und Problemen der Praxis fordert, dass
            Fachkräfte Teilstücke aus Theorien und Konzepten zu „methodischen Collagen“ zusammenstellen.
            Es muss nicht alles theoretisch zusammen „passen“; aber es ist notwendig, beliebige
            oder „persönliche“ Collagen in „professionell gestaltete“ Collagen zu wandeln.
         

         Ein Weg, das methodische Handeln zu qualifizieren, sind Arbeitshilfen, denen „Regeln
            für das methodische Handeln“ schon innewohnen und die als Planungs- und Reflexionswerkzeug
            für die professionell gestaltete Collage eingesetzt werden können. Es sind arbeitsfeldübergreifend
            konzipierte „Analyse und Planungshilfen“ für die Strukturierung der Arbeitsschritte
            in den verschiedenen Handlungsbereichen (vgl. die Übersichten in Kap. 5 in von Spiegel 2021).
         

         Die Form der Arbeitshilfen als systematisierte Checklisten soll gewährleisten, dass
            die skizzierten Anforderungen an methodisches Handeln systematisch berücksichtigt
            werden. Sie können helfen, die Komplexität einer Aufgabe, einer Situation oder eines
            Problems zu reduzieren und Theorien und Konzepte der verschiedenen Wissensbestände
            situations- und problembezogen heranzuziehen und auszunutzen. Die Arbeitshilfen bilden
            somit kein neues Methodenset, sondern es sind Beobachtungs-, Such- und Reflexionsstrategien. Um mit diesem Werkzeug arbeiten zu können, muss man
            über Praxiserfahrungen und auch über Wissen aus allen vier Wissensbeständen verfügen,
            denn die Arbeitshilfen selbst sind Gerüste oder Platzhalter, die „leer“ sind. Sie
            sollen lediglich gewährleisten, dass die wesentlichen Strukturelemente, die das berufliche
            Handeln konstituieren, zusammengebracht werden, und dass nichts „vergessen“ wird.
            Die Inhalte, die jemand mit Blick auf spezielle Aufgaben/Probleme in diese Gerüste
            einfügt, werden nicht vorgegeben. Hier sind nach wie vor die Kenntnisse und die Verantwortung
            jeder individuellen Fachkraft für die Güte und Angemessenheit der Auswahl gefragt.
         

         Die Arbeitshilfen sind so konzipiert, dass man sie als „Bausteine“ immer anders zusammensetzen
            kann: Sie beziehen sich auf alle Schritte des methodischen Handelns und nicht nur
            auf die „Diagnose“ oder das Fallverstehen (Diagnostik, sozialpädagogische). Sie sind untereinander kombinierbar und ergänzen sich. Sie legen Schrittfolgen
            nahe (ohne darauf festzulegen) und strukturieren auf diese Weise Arbeitsprozesse.
            Die systematisierte Fassung hilft, immer wieder vergleichbare Daten zu sammeln und
            so die Vorbedingungen für eine Evaluation zu schaffen. Die Form (Checkfragen, einfaches
            Tabellenprinzip) ist leicht selbst herstellbar (Word-Tabellen) und zügig zu bearbeiten
            (keine „Aufsätze“, sondern Stichworte). Der „Zwang“ zur Vollständigkeit der Bearbeitung
            schränkt die Selektion und die Beliebigkeit im Umgang mit Deutungen, Wissensbeständen
            und Verfahrensweisen ein. Weitere Beispiele und theoretische Fundierungen dieser Art
            von Arbeitshilfen finden sich u. a. in den Entwürfen zum methodischen Handeln von
            Heiner et al. (1998) sowie in von Spiegel (2000a, 2000b, ausführlich und aktuell 2021).
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                        • Fähigkeit zum kommunikativen, dialogischen Handeln

                        • Fähigkeit zum Einsatz der „Person als Werkzeug“

                        • Beherrschung von Grundoperationen des methodischen Handelns
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                        • Fähigkeit zur organisationsinternen Zusammenarbeit
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                        • Kategorien und Inhalte wie nebenstehend

                     
                  

               
            

            
               Tab. 1: Kompetenzbündel für die Soziale Arbeit

            
         
         Ausblick

         In der Methodenliteratur für die SozArb findet man unterschiedliche Vorschläge zur
            Methodisierung beruflichen Handelns: Zu den klassischen Methoden der SozArb kamen
            im Laufe der letzten 30 Jahre viele mehr oder weniger arbeitsfeldspezifische Konzepte,
            wie etwa die systemische Beratung, die klientenzentrierte Gesprächsführung (Personzentrierter Ansatz) oder die multiperspektivische Fallarbeit (Geißler/Hege 2007; Kreft/Müller 2010/2017;
            Galuske 2013; Amthor et al. 2023). Sie stiften einen sinnhaft begründeten Zusammenhang
            von Zielen, Inhalten und Verfahren/Techniken. Daneben wurden immer schon Phasenmodelle
            entwickelt (z. B. van Beugen 1972 oder Pincus/Minahan 1980). Die „neue“ Generation
            von Konzepten methodischen Handelns besteht aus Arbeitshilfen, die stärker an den
            Erfordernissen des beruflichen Alltagshandelns orientiert sind und die als eigenständige
            Module dort einsetzbar sind, wo sie gebraucht werden, ohne dass ihre theoretische
            Fundierung dadurch verloren ginge. Es bleibt zu hoffen, dass die Kombination von „Methodenkonzepten“
            und methodischem Handeln die Professionalität der beruflich Handelnden nachhaltig
            befördert.
         

         Hiltrud von Spiegel (†), aktualisiert von Benedikt Sturzenhecker
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         Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit
         

         Erwerbsarbeit wird am Arbeitsmarkt (AM) getauscht. Allerdings wird nicht die Arbeit als definiertes Gut getauscht, sondern es finden Anbietende von Arbeitskraft (Arbeitnehmer:in)
            und Nachfragende (Arbeitgeber:in) zusammen, um ein Arbeitsverhältnis zu begründen.
            Dabei handelt es sich um einen unvollständigen Tausch, weil zwar ein zeitliches und
            inhaltliches Verfügungsrecht (Direktionsrecht) gegen den Lohn als Kompensation eingetauscht
            wird, nicht aber die konkrete Arbeitsleistung selbst. Für die Arbeitgebenden resultiert
            daraus die Unsicherheit, ob die potenzielle Arbeitsfähigkeit wie erwartet in Arbeitsleistung
            transformiert wird.
         

         Die Arbeitskraft ist an die Person gebunden. Daraus resultiert die Abhängigkeit der
            materiellen Existenz der Arbeitenden (ca. 90 % aller Erwerbstätigen sind abhängig
            beschäftigt) von Arbeitgebenden und ein Machtungleichgewicht zugunsten Letzterer,
            das u. a. in der prinzipiellen Austauschbarkeit der Arbeitskräfte gründet. Gesetzliche
            Regelungen dienen dem Ausgleich des Machtgefälles und reduzieren bspw. durch die Existenz
            einer Arbeitslosenversicherung (Soziale Sicherung) den Zwang, sich am AM so schnell wie möglich verkaufen zu müssen.
         

         Teilarbeitsmärkte

         Der AM besteht aus Teilarbeitsmärkten, etwa weil kein Friseur mit einer Schlosserin
            konkurriert. Berufe mit ihren spezifischen Bündeln an Fähigkeiten führen dazu, dass
            zugleich ein Mangel an Fachkräften, bspw. aktuell in der Altenpflege, bei allgemein
            hoher Arbeitslosigkeit (AL) möglich ist – ein schneller Übergang von dem einen in
            den anderen Bereich ist aufgrund notwendiger Qualifikationen nicht ohne weiteres machbar.
            Der AM ist weiterhin geschlechtersegregiert (Arbeit, Geschlechterpolitik), trotz verbesserter Arbeitsmarktintegration von Frauen, bestehen vielfältige „geschlechtsspezifische Verteilungen auf Berufe und betriebliche
            Hierarchien“ fort (Gottschall 2018; Bächmann et al. 2024). Auch bei vergleichbaren
            Tätigkeiten werden Frauen in der Regel schlechter entlohnt als Männer (Gender Pay Gap). Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal ist die Qualifikation: Menschen
            ohne Berufsausbildung weisen ein hohes Arbeitslosigkeitsrisiko auf. Deren Arbeitslosenquote
            lag im Jahr 2023 bei 20,8 %, während bei Hochqualifizierten mit einer Arbeitslosenquote
            von 2,5 % sog. Vollbeschäftigung herrschte. Weitere Unterscheidungsmerkmale sind Alter und Herkunft. Menschen über 55 Jahre sowie Menschen mit Migrationshintergrund (Migrationsgesellschaft) finden seltener eine neue Anstellung und sind meist länger arbeitslos. Während erstere
            als weniger leistungsfähig angesehen werden, verfügen letztere nach deutschen Maßstäben
            zumeist nur über eine geringe formale Qualifikation. Menschen mit psychischen und/oder
            physischen Einschränkungen (Behindertenhilfe) haben außerhalb der öffentlichen Verwaltung ebenfalls Probleme in ein Arbeitsverhältnis übernommen zu werden – begünstigt u. a.
            durch Kompensationsregelungen für die Betriebe. AM sind zudem mehr oder weniger regional
            begrenzt und Arbeitskräfte nur bedingt mobil.
         

         Gesellschaftliche Einbettung

         AM sind wie andere Märkte gesellschaftlich eingebettet. Dazu gehören das Arbeitsrecht (z. B. Kündigungsschutz, Mindestlohn), die Sozialgesetzgebung (Sozialgesetzbuch, Soziale Sicherung), die zwischen Arbeitgebenden und Gewerkschaften ausgehandelten Verkaufsbedingungen der Arbeit in Tarifverträgen (Lohnhöhe, Arbeitszeit)
            oder Berufsordnungen. Hinzu kommen Gleichbehandlungsregeln (AGG) oder Zugangsbeschränkungen
            (Kinderarbeitsverbot, Arbeitserlaubnis für Nicht-EU-Bürger). Daraus resultierende
            Markteinschränkungen dienen dem Ausgleich des ungleichen Tauschs am AM und dem Schutz
            der Arbeitenden. Es geht aber auch darum, das Marktgeschehen überhaupt erst zu ermöglichen.
         

         Empirische Entwicklungen

         Lange Zeit war das gesellschaftlich anzustrebende Modell das männlich konnotierte
            Normalarbeitsverhältnis (Arbeit). Es verband Beschäftigungssicherheit und ein Familieneinkommen mit dem konservativen
            Familienmodell Westdeutschlands, gestützt durch die beitragsfreie Mitversicherung der Frau
            oder das sog. Ehegattensplitting. Die Emanzipation der Frau, Tertiarisierung und Globalisierung
            führten zur Deregulierung des AM. Damit verlor das Normalarbeitsverhältnis an Bedeutung.
            Hingegen nahmen sog. atypische Arbeitsverhältnisse, also befristete und geringfügige
            Beschäftigung, Teilzeitarbeit und Leiharbeit enorm zu. Zwar sind die sozialversicherungspflichtigen
            Vollzeitarbeitsverhältnisse bis zum Jahr 2023 wieder auf 24,4 Millionen angestiegen,
            zugleich legten die Zahlen der atypisch Beschäftigten gemäß der (im Detail abweichenden)
            Kernerwerbskriterien des Stat. BA zufolge von 7,7 (2020) auf knapp 12 (2023) Millionen
            zu. Mit dieser Entwicklung hat der Niedriglohnsektor in den westlichen BL deutlich
            zugenommen, in den östlichen BL lag er seit der Wende bei 40 %. Durch die zuletzt
            deutliche Erhöhung des Mindestlohns ist der Anteil auf 16 % in Gesamtdeutschland (April 2023,
            ein Jahr zuvor 19 %) gesunken. Nur kurz unterbrochen durch die Covid-19-Pandemie ist
            die Zahl der Erwerbstätigen in D. kontinuierlich von 42,35 im Jahr 2013 auf 45,93
            Millionen im Jahr 2023 angestiegen (www.destatis.de (16.08.2024)).
         

         Neben den Arbeitsverhältnissen verändert sich die demografische und ethnische Zusammensetzung
            (Demografische Entwicklung) des AM. Mit den geburtenstarken Nachkriegsjahrgängen scheiden bis zur Mitte des
            nächsten Jahrzehnts viele Beschäftigte aus. Ihnen stehen nur schwach besetzte jüngere
            Jahrgänge gegenüber (Fachkräftemangel). Die entstehende Lücke kann durch eine Kombination einer Vielzahl an Strategien geschlossen
            werden. Hierzu gehört die Zuwanderung in den AM.
         

         Arbeitslosigkeit

         Seit Anfang der 1970er Jahre ist Deutschland wie viele andere Industrieländer von
            Massenarbeitslosigkeit geprägt. Der Zusammenbruch der DDR-Wirtschaft nach 1989 erhöhte
            die Arbeitslosigkeit (AL) drastisch. Sie war für die Menschen in Ostdeutschland eine
            neue Erfahrung, für Deutschland insgesamt kann von (vorübergehender) AL als weit verbreitete
            Normalerfahrung gesprochen werden. Ihren Höchststand erreichte die AL im Februar 2005
            mit knapp unter 5,3 Millionen, u. a. auch weil seit den sog. Hartz-Reformen (Sozialgesetzbuch) die Betreuung und Arbeitsvermittlung eines Großteils der ehemaligen (arbeitsfähigen)
            Sozialhilfeempfänger:innen sowie der (Langzeit-)Arbeitslosen ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld in den Jobcentern stattfindet. Im Jahr 2023
            wurde die von den Jobcentern ausgezahlte Grundsicherungsleistung Arbeitslosengeld II
            vom Bürgergeld abgelöst (Grundsicherung für Arbeitslose). Nach der vorgezogenen Bundestagswahl 2025 wurde das 13. SGB-II-Änderungsgesetz
            auf den Weg gebracht, nach dem das Bürgergeld in „Grundsicherungsgeld“ umbenannt werden
            soll (vgl. BT-Drucks. 21/3541, S. 66).
         

         Die Betreuung von Arbeitsuchenden und Arbeitslosen mit Versicherungsanspruch erfolgt
            durch die Agenturen für Arbeit. Die Zahl der Arbeitslosen hat sich seit dem Höchststand 2005
            halbiert (auf 2,6 Millionen im Jahresdurchschnitt 2023, im Juli 2024 lagen der Monatswerte
            bei 2,8 Millionen Arbeitslosen). Der niedrigste Wert der AL lag im Jahr 2019 bei 2,26 Millionen.
            Seither ist die AL durch die Pandemie, aber auch durch vor dem Angriffskrieg Russlands
            gegen die Ukraine nach Deutschland geflüchtete Menschen wieder angestiegen. Geflüchtete
            aus der Ukraine werden aufgrund des ihnen zuerkannten Rechtstatus von den Jobcentern
            betreut; nach Spracherwerb lieg das Ziel darin, diese Menschen in Arbeit zu integrieren.
         

         Wer in einer Erwerbsgesellschaft nicht arbeitet, „widerspricht der Normalitätsannahme“
            (Bonß 2018), und mitunter wird unterstellt, dass die Betroffenen nicht arbeiten wollen
            (siehe die Kritik am Bürgergeld im Jahr 2024). Dafür gibt es – abgesehen von Ausnahmen
            im Einzelfall – nur wenige Belege. Zahlreicher sind dagegen Hinweise auf die Lebensführung
            erschwerende Umstände: AL ist unter anderem verbunden mit erheblichen Einkommenseinbußen
            (Armut). Sie hat erhebliche Auswirkungen auf die psychische und physische Gesundheit der
            Betroffenen einschließlich ihrer Familien. Bei AL entfallen die strukturierenden und integrierenden, identitätsstiftenden Funktionen
            der Arbeit. (Langzeit-)Arbeitslose weisen einen schlechteren Gesundheitszustand auf als Arbeitende, sie ziehen
            sich aus außerfamiliären Zusammenhängen zurück, Sucht- und Gewaltprobleme steigen
            an. Die psychosozialen Effekte der AL sind seit der Marienthalstudie aus dem Jahr 1933
            (Jahoda u. a. 1982) bekannt und wurden im Kern immer wieder bestätigt. AL führt zu
            Resignation und Apathie und dem Gefühl, an der Gesellschaft nur begrenzt teilzuhaben
            (Exklusion).
         

         AL ist weder statisch noch homogen. Im Jahr 2023 gab es 6,55 Millionen Zugänge in
            und 6,36 Millionen Abgänge aus AL bei jahresdurchschnittlich 2,6 Millionen Arbeitslosen.
            Problematisch ist der Langzeitverbleib in AL. Mehr als die Hälfte der 906.277 jahresdurchschnittlich
            Langzeitarbeitslosen war im Jahr 2023 länger als zwei Jahre arbeitslos, ein knappes
            Viertel über vier Jahre. Es gibt verschiedene Typen von AL. Friktionelle oder Sucharbeitslosigkeit
            entsteht beim Einstieg in den AM und bei Jobwechsel, bis der passende Arbeitsplatz
            gefunden ist. Saisonelle AL ist aus dem Baugewerbe und im Touristikbereich bekannt.
            Konjunkturelle AL entsteht, wenn die Produktivität stärker steigt als das Wirtschaftswachstum,
            weil dann weniger Personen die gleiche Menge an Gütern und Dienstleistungen produzieren,
            oder wenn die Nachfrage zurückgeht. Strukturelle AL tritt auf, wenn durch einen Wirtschaftswandel
            Qualifikationen der Arbeitskräfte nicht mehr benötigt werden, und wenn es regional
            zu wenige Ersatzarbeitsplätze gibt wie in weiten Teilen Ostdeutschlands oder des Ruhrgebiets.
            Man spricht dabei auch von Mismatch-Arbeitslosigkeit, weil Nachfrage und Angebot am
            AM nicht zusammenpassen.
         

         Seit den Hartz-Reformen mit ihrem aktivierenden Paradigma (Fördern und Fordern) stehen
            Beratung und Vermittlung in Arbeit durch die Arbeitsagenturen und Jobcenter, Eigenaktivitäten
            der Arbeitslosen (§ 2 SGB II) und eher kurzzeitige Anpassungsqualifizierungen im Fokus.
            Letzteres wurde durch die Bürgergeldreform 2023 insofern abgeändert, als nunmehr Weiterbildung
            und der Erwerb eines Berufsabschlusses vor schneller Vermittlung möglich sind. Weiterhin
            gibt es geförderte Arbeit (z. B. sog. 1- Euro-Jobs), auch als zweiter AM bezeichnet.
            Diese zielt auf eine befristete Hinführung zum ersten AM, seit 2019 (Teilhabechancengesetz)
            auch mittels (mehrjähriger) geförderter Arbeit in regulären Unternehmen. Die Hinführung
            zum AM gelingt nicht immer und die Instrumente sind nicht für alle Langzeitarbeitslosen
            passend, weshalb die Einrichtung eines dritten AM dauerhaft geförderter Arbeitsverhältnisse
            eines der langjährigen Streitthemen der Arbeitsmarktpolitik ist. Mitunter wird für
            geförderter Arbeit der Begriff sozialer Arbeitsmarkt verwendet.
         

         AL erschließt sich nicht allein durch die Zahl der registrierten Arbeitslosen. Kurzfristig
            erkrankte Personen im Arbeitslosengeld und Personen in Integrationskursen oder in
            Maßnahmen werden nicht mitgezählt. Die BA weist die Zahl der Arbeitslosen und Unterbeschäftigten
            im Juli 2024 mit 3.583.000 Personen aus. Hinzu kommen weitere unterbeschäftigte Personen:
            Bei den einen handelt es sich um Arbeitende, die wegen Teilzeit, geringer Löhne (Working
            Poor) oder Familienverpflichtungen weiterhin Sozialleistungen wegen Bedürftigkeit
            erhalten, die sog. Aufstocker. Weitere gehören zur sog. Stillen Reserve, Personen
            also, die bspw. wegen Leistungsentfall nicht mehr arbeitssuchend gemeldet sind oder
            nicht mehr aktiv nach Arbeit suchen.
         

         Sebastian Brandl
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         Arbeitsrecht
         

         Begriffsabgrenzung

         Das A. ist das Sonderrecht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschäftigten) und dient deren Schutz. Das deutsche
            A. ist in zahlreichen Gesetzen und in Tarifverträgen geregelt. Rechtsstreitigkeiten
            aus dem A. sind der Arbeitsgerichtsbarkeit zugewiesen. Üblich ist die Unterscheidung nach Individual-A. und Kollektivem A. Das
            Individual-A. betrifft die Rechtsbeziehungen zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern
            (Arbeitsvertragsrecht). Das Kollektive A. betrifft das Einwirken von Kollektiven auf
            das A. einerseits durch Tarifverträge (Tarifvertragsrecht), andererseits durch das
            Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht sowie das Unternehmensmitbestimmungsrecht
            (Mitbestimmung im Arbeitsrecht).
         

         In der SozArb sind die Beschäftigten überwiegend als Arbeitnehmer/-innen tätig, in einem geringen
            Umfang als Selbstständige (freie Mitarbeiter/-innen). Im öffentlichen Dienst werden
            in der SozArb (z. B. im ASD) ebenfalls überwiegend Arbeitnehmer/-innen beschäftigt; in einem geringen Umfang
            erfolgt eine Berufung in das Beamtenverhältnis, faktisch – wenn überhaupt – allenfalls
            in Führungspositionen (z. B. Leiter/-in des Jugendamtes) sowie in den Arbeitsbereichen der Strafjustiz (Strafvollzug, Bewährungshilfe). Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist nur zulässig zur Wahrnehmung von Hoheitsaufgaben
            oder solcher Aufgaben, die aus Gründen der Sicherheit des Staates oder des öffentlichen
            Lebens nicht ausschließlich Personen übertragen werden dürfen, die in einem privatrechtlichen
            Arbeitsverhältnis stehen (sog. Beamtenvorbehalt).
         

         Anwendungsbereich des Arbeitsrechts

         Das A. schützt „Arbeitnehmer/-innen“. Das sind solche Personen, die in einem privatrechtlichen
            Arbeitsverhältnis stehen und von Arbeitgebern persönlich abhängig weisungsgebundene,
            also persönlich unselbständige Arbeit leisten. Seit dem 01.04.2017 gibt es eine Legaldefinition
            in § 611 a BGB: Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienst eines anderen
            zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit
            verpflichtet. Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit
            betreffen. Weisungsgebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten
            und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Der Grad der persönlichen Abhängigkeit hängt
            dabei auch von der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit ab. Für die Feststellung, ob
            ein Arbeitsvertrag vorliegt, ist eine Gesamtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen.
            Zeigt die tatsächliche Durchführung des Vertragsverhältnisses, dass es sich um ein
            Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag nicht an.
         

         Selbstständige fallen nicht unter den Schutzbereich des A. Es besteht jedoch kein
            Wahlrecht zwischen einer Tätigkeit als Arbeitnehmer/-in oder Selbstständige. Wer weisungsgebunden
            in persönlicher Abhängigkeit Tätigkeiten für einen anderen erbringt, ist – unabhängig
            von der Vertragsbezeichnung – Arbeitnehmer/-in und nicht Selbstständige. Die betreffende
            Person muss das allerdings ggf. gerichtlich geltend machen und durchsetzen. In der
            SozArb werden nur in einem geringen Umfang die Tätigkeiten als Selbstständige (freie Mitarbeiter/-innen,
            Honorarkräfte, ggf. auch Berufsvormünder/-innen, -betreuer/-innen) erbracht (vgl.
            Reinecke 2014). Es gibt jedoch Bereiche, in denen eine Tätigkeit als Selbstständige
            die Regel ist, so etwa die Tätigkeit von Tagesmüttern und Tagesvätern in der Kindertagespflege
            (SGB VIII).
         

         Rückgang der Tarifbindung

         Von besonderer Bedeutung für die Regulierung der Arbeitsbedingungen sind die Tarifverträge, die von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden
            ohne Einflussnahme des Staates abgeschlossen werden. Durch das GG wird diese Tarifautonomie
            geschützt (Art. 9 Abs. 3 GG). Das Tarifvertragssystem ist – so das BVerfG – darauf
            angelegt, die strukturelle Unterlegenheit der einzelnen Arbeitnehmer/-innen beim Abschluss
            von Arbeitsverträgen durch kollektives Handeln auszugleichen und damit ein annähernd
            gleichgewichtiges Aushandeln der Löhne und Arbeitsbedingungen zu ermöglichen (BVerfGE
            92, 365, 395). Zu unterscheiden sind die rechtliche und die faktische Tarifbindung.
            Tarifgebunden im Sinne einer „normativen“ (gleichsam gesetzlichen) Bindung sind die
            Mitglieder der Tarifvertragsparteien (sog. Flächen- oder Verbandstarifverträge) und
            die Unternehmen, die selbst Partei eines Tarifvertrags sind (sog. Firmentarifverträge).
            Tarifverträge gelten auch dann unmittelbar und zwingend, wenn ein Tarifvertrag vom
            zuständigen Bundes- oder Landesministerium für allgemeinverbindlich erklärt wird (§ 5
            TVG). Anwendbar können Tarifverträge auch aufgrund einzelvertraglicher Bezugnahme
            im Arbeitsvertrag sein. Das ist in der Praxis häufig der Fall (Formulierung im Arbeitsvertrag:
            „Für das Arbeitsverhältnis finden die jeweils geltenden Tarifverträge Anwendung.“).
            Faktisch lässt sich seit Jahren ein Rückgang der Tarifbindung feststellen, nur noch
            für gut die Hälfte der Beschäftigten gelten Tarifverträge (vgl. Hohendanner/Kohaut 2024).
            Im öffentlichen Dienst gelten die Tarifverträge, jedenfalls aufgrund Vereinbarung
            im Arbeitsvertrag, quasi flächendeckend.
         

         Kirchenarbeitsrecht und Tendenzschutz

         Der Begriff „Tendenzschutz“ wird häufig missverstanden. Unmittelbare Bedeutung hat
            dieser nicht im allgemeinen A., sondern über § 118 BetrVG lediglich im Bereich der
            Mitbestimmung (Mitbestimmung im Arbeitsrecht). Für die Arbeitnehmer/-innen, die bei den Kirchen und deren Wohlfahrtsverbänden (Caritas, Diakonisches Werk) beschäftigt sind, gilt im Grundsatz das allgemeine A.,
            soweit sich nicht aus der verfassungsrechtlichen Sonderstellung der Kirchen etwas
            anderes ergibt. Grundlage des Sonderstatus ist Art. 137 Weimarer Reichsverfassung
            (WRV), der über Art. 140 GG Bestandteil des GG ist. Danach ordnet und verwaltet jede
            Religionsgemeinschaft ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der Schranken der
            für alle geltenden Gesetze. Abgesehen von den Geistlichen werden bei den Kirchen die
            Beschäftigten überwiegend als Arbeitnehmer/-innen tätig. In diesem Fällen findet das
            staatliche A. auf die Beschäftigungsverhältnisse Anwendung, jedoch ist das kirchliche
            Selbstbestimmungsrecht zu beachten. Das bedeutet, dass die Kirchen der Gestaltung
            des kirchlichen Dienstes auch dann, wenn sie ihn auf der Grundlage von Arbeitsverträgen
            regeln, das besondere Leitbild einer christlichen Dienstgemeinschaft zugrunde legen
            können. Auf dieser Grundlage haben die großen Kirchen die Anforderungen an ihre Mitarbeiter/-innen
            in den für sie maßgeblichen Rechtsordnungen festgelegt und Einstellungskriterien und
            Loyalitätspflichten festgeschrieben. Der Abschluss eines Arbeitsvertrags wird vielfach
            von der Kirchenzugehörigkeit abhängig gemacht.
         

         Allerdings unterliegen die kirchlichen Arbeitgeber nicht nur den kirchengesetzlich
            festgelegten Vorgaben, sondern auch den im staatlichen Gesetzesrecht enthaltenen Beschäftigungs-
            und Diskriminierungsverboten. Nach der Rechtsprechung des EuGH stehen die arbeitsrechtlichen
            Beziehungen in kirchlichen Einrichtungen nicht außerhalb der Rechtsordnung, sondern
            müssen einer wirksamen Kontrolle durch die nationalen Gerichte zugänglich sein. Die
            Anforderungen der kirchlichen Arbeitgeber für die Ausübung der Tätigkeit müssten nach
            dem europarechtlichen Antidiskriminierungsrecht „wesentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt“
            sein. Eine Ungleichbehandlung wegen der Religion ist nur zulässig, wenn objektiv ein
            direkter Zusammenhang zwischen den religiös bestimmten Anforderungen und der konkreten
            Tätigkeit besteht (EuGH 17.04.​2018 – C-414/16). Somit wird künftig eine Kirchenzugehörigkeit
            nur noch gefordert werden können, wenn die konkrete Tätigkeit mit der Verkündung ihres
            Ethos in engem Zusammenhang steht (vgl. BAG 25.10.​2018 – 8 AZR 501/14).
         

         Bei der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wegen eines angeblichen Loyalitätsverstoßes (z. B. Kündigung wegen
            Wiederverheiratung) sind die Grundrechtspositionen der Arbeitnehmer/-innen zu beachten.
            Die katholische Kirche hat mit der Reform ihrer Grundordnung eine Angleichung an das
            staatliche A. vorgenommen, einen Katalog konkreter Kündigungsgründe aufgestellt und
            die bisherige Rechtslage erheblich zugunsten ihrer Beschäftigten geändert. Selbst
            bei aus Sicht der Kirche schwerwiegenden Loyalitätsverstößen ist ausdrücklich eine
            Interessenabwägung im Einzelfall erforderlich. Hiernach haben selbst die Wiederverheiratung
            oder homosexuelle Lebenspartnerschaft nur noch dann Kündigungsrelevanz, wenn weitere
            besondere Umstände, nämlich die Erregung eines erheblichen Ärgernisses und die Beeinträchtigung
            der Glaubwürdigkeit der Kirche, hinzutreten. Bei der evangelischen Kirche gelten vergleichbare
            Regeln. Unabhängig davon haben die staatlichen Gerichte eine Kontrolle vorzunehmen,
            ob ein wirksamer Kündigungsgrund vorliegt. Das BAG hat die Kündigung des Chefarztes
            eines katholischen Krankenhauses wegen Wiederverheiratung für unwirksam erklärt (BAG
            20.02.2019 – 2 AZR 746/14; vgl. auch EuGH 11.09.​2018 – C-68/17). Im Jahr 2013 hatte
            das BAG noch die Kündigung eines Sozialpädagogen in einer Einrichtung des Caritasverbandes
            für wirksam gehalten, der aus der Kirche ausgetreten war (BAG 25.04.​2013 – 2 AZR
            579/12). Ob eine Kündigung wegen Kirchenaustritts zulässig ist, ist Gegenstand eines
            Verfahrens beim EuGH (BAG 01.02.2024 – 2 AZR 196/22 (A), Aktenzeichen beim EuGH: C-258/24).
         

         Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis

         Die Pflicht zur Arbeitsleistung ist die Hauptleistungspflicht der Beschäftigten, die mit der Vergütungspflicht
            als arbeitgeberseitige Hauptleistungspflicht korrespondiert. Im Arbeitsvertrag wird
            die zu erbringende Arbeitsleistung regelmäßig nur schlagwortartig festgelegt (z. B. Beschäftigung
            als Sozialarbeiterin). Die Einhaltung beruflicher Standards hat für Klienten der SozArb großes Gewicht. Die Beschäftigten in der SozArb sind verpflichtet, ihre Arbeit entspr.
            der erworbenen Sachkunde, den anerkannten beruflichen Regeln sowie den Zielen und
            Aufgaben der Einrichtung zu verrichten. Die Arbeitgeber haben das Recht, die Arbeitspflichten
            der Beschäftigten durch allgemeine Richtlinien oder Einzelweisungen auszugestalten
            (Weisungsrecht). Die Beschäftigten schulden nicht die Erbringung eines bestimmten
            Arbeitserfolges. Sie sind lediglich verpflichtet, die Arbeitskraft nach Weisungen
            der Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen. Daraus folgt, dass bei der Arbeitsintensität
            von einem individuellen Leistungsmaßstab auszugehen ist. Maßgeblich für die Beurteilung
            der Arbeitsleistung ist nicht eine arbeitswissenschaftlich ermittelte Normal- oder
            Durchschnittsleistung an einem bestimmten Arbeitsplatz, sondern allein das persönliche
            Leistungsvermögen der Beschäftigten. Gleiches gilt in Bezug auf die Arbeitsqualität.
            Auch insoweit ist ein individueller Maßstab anzulegen, wobei jedoch von den Beschäftigten
            verlangt wird, dass sie die übertragenen Arbeitsaufgaben sorgfältig und konzentriert
            unter Anspannung der möglichen Fertigkeiten verrichten. Schlechtleistungen der Beschäftigten
            berechtigen die Arbeitgeber je nach Lage des Einzelfalles zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen
            (wenn Vermögensschäden eingetreten sind), zu Abmahnungen oder der Kündigung des Arbeitsverhältnisses.
         

         Die wichtigste Pflicht der Arbeitgeber ist die Pflicht zur Zahlung der Arbeitsvergütung
            (Arbeitsentgelt). Der Anspruch auf die Zahlung der Vergütung ergibt sich aus dem Arbeitsvertrag
            oder einem anwendbaren Tarifvertrag. Der Arbeitsentgeltanspruch kann sich ausnahmsweise
            auch aus einer Betriebsvereinbarung ergeben, allerdings nur, wenn nicht die Arbeitsvergütung
            durch Tarifvertrag geregelt ist oder üblicherweise durch Tarifvertrag geregelt wird
            (§ 77 Abs. 3 BetrVG). Mindestens besteht der Anspruch auf den allgemeinen Mindestlohn
            nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG; ab 2025 12,82 Euro brutto pro Stunde; die Gewerkschaften
            fordern einen höheren Mindestlohn). Für einzelne Branchen gibt es allgemeingültige
            Branchen-Mindestlöhne (z. B. für die Pflegebranche und Weiterbildungsdienstleistungen), die oberhalb des allgemeinen Mindestlohns
            liegen.
         

         Im öffentlichen Dienst gibt es nach dem TVöD bzw. TV-L für den „Sozial- und Erziehungsdienst“
            spezielle Eingruppierungsvorschriften (Bezahlung nach Entgeltgruppen). Diese finden
            häufig auch Anwendung für Arbeitsverhältnisse außerhalb des öffentlichen Dienstes,
            z. B. bei solchen Arbeitgebern, die als freie Träger Entgeltvereinbarungen mit öffentlichen
            Trägern vereinbaren (Träger der SozArb), oder bei Zuwendungsempfängern. Ähnliche Eingruppierungsregelungen gelten auch bei
            den Kirchen oder den Wohlfahrtsverbänden der Kirchen (Caritasverband, Diakonisches Werk). Dort gelten allerdings häufig keine Tarifverträge,
            sondern – von den Arbeitgebern aufgestellte – Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR), weil
            sich diese überwiegend weigern, mit den Gewerkschaften Tarifverträge abzuschließen.
         

         Aus sozialpolitischen Gründen besteht in bestimmten Fällen die Pflicht der Arbeitgeber, die Arbeitsvergütung auch dann zu zahlen, wenn nicht gearbeitet wird. Die häufigsten
            Fälle sind die Entgeltfortzahlung an Feiertagen und die Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit
            infolge Erkrankung. Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit
            an ihrer Arbeitsleistung verhindert, ohne dass diese ein Verschulden trifft, so haben
            sie Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch die Arbeitgeber für die
            Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen (§ 3 Entgeltfortzahlungsgesetz –
            EFZG). Danach haben die Beschäftigten einen Anspruch auf Zahlung von Krankengeld durch
            die Krankenkasse.
         

         Zudem besteht ein Anspruch der Beschäftigten auf bezahlten Erholungsurlaub. Die Dauer
            des Urlaubs richtet sich nach tariflichen Bestimmungen, wenn sie Anwendung finden,
            und kann ansonsten nur im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorgaben vertraglich
            vereinbart werden. Der gesetzliche Mindesturlaub beträgt 24 Werktage (§ 3 BUrlG) bei
            einer 6-Tage-Woche, bei einer 5-Tage-Woche 20 Arbeitstage. Für die Dauer des Urlaubs
            ist die Arbeitsvergütung als Urlaubsentgelt fortzuzahlen. Das Urlaubsentgelt bemisst
            sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das die Beschäftigten in den letzten
            dreizehn Wochen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten haben, mit Ausnahme des zusätzlich
            für Überstunden gezahlten Arbeitsverdienstes (§ 11 BUrlG).
         

         Daneben besteht ein Anspruch auf Bildungsurlaub nach den entsprechenden Regelungen
            in den Bundesländern. Bundesgesetzlich ist ein Anspruch auf Elternzeit im Bundeselterngeld-
            und Elternzeitgesetz (BEEG) geregelt (Familienbezogene Leistungen). Während der Elternzeit ruht das Arbeitsverhältnis. Allerdings ist während der Elternzeit
            auch eine Teilzeitarbeit beim bisherigen Arbeitgeber (mit maximal 30 Wochenstunden)
            möglich, mit Zustimmung der bisherigen Arbeitgeber auch eine Teilzeitarbeit bei anderen
            Arbeitgebern oder eine selbstständige Tätigkeit.
         

         Haftung im Arbeitsverhältnis

         Über die Haftung im Arbeitsverhältnis, vor allem in der SozArb, bestehen häufig Fehlvorstellungen. Eine Haftung der Beschäftigten kommt nur in Betracht
            bei einer unerlaubten Handlung gemäß § 823 BGB (Verletzung von Körper, Gesundheit,
            Freiheit, Eigentum oder eines sonstigen Rechts) oder bei einer vertraglichen Pflichtverletzung
            (§ 280 BGB), wenn durch ein schuldhaftes (vorsätzliches oder fahrlässiges) und pflichtwidriges
            Verhalten der Beschäftigten beim Unternehmen oder einer anderen Person ein Vermögensschaden
            eintritt. Dabei ist anerkannt, dass zu Gunsten der Beschäftigten Haftungsprivilegierungen
            gelten. Danach haben diese für alle Arbeiten, die durch den Betrieb veranlasst sind
            und aufgrund eines Arbeitsverhältnisses geleistet werden, nur eingeschränkt zu haften.
            Die Haftung richtet sich nach dem Verschuldensgrad. Bei Arbeitsunfällen gilt zudem
            ein weitgehender Ausschluss privatrechtlicher Schadensersatzansprüche des durch einen
            Arbeitsunfall Verletzten gegen die Unternehmen (§ 104 SGB VII) oder gegenüber anderen
            Beschäftigten (§ 105 SGB VII). Die Geschädigten bleibt in diesen Fällen zumeist auf
            die Ansprüche im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung verwiesen; das gilt bei
            Personen-, nicht bei Sachschäden.
         

         Geht es um einen Schaden beim Unternehmen, ist beim Umfang der Haftung zu unterscheiden,
            ob die Beschäftigten vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt haben, zudem ist je nach
            dem Grad der Fahrlässigkeit zu unterscheiden: Bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit
            haben die Beschäftigten in der Regel den Schaden in vollem Umfang zu tragen. Von dem
            Grundsatz der vollen Schadenstragung bei grober Fahrlässigkeit sind Ausnahmen möglich,
            vor allem, wenn der Verdienst der Beschäftigten in einem deutlichen Missverhältnis
            zum verwirklichten Schadensrisiko steht. Bei normaler Fahrlässigkeit haben die Beschäftigten
            den Schaden anteilig zu tragen. Das ist nicht zwingend eine 50:50-Teilung. Ob und
            ggf. in welchem Umfang die Beschäftigten zum Schadensersatz verpflichtet sind, richtet
            sich im Rahmen einer Abwägung der Gesamtumstände nach Billigkeits- und Zumutbarkeitsgesichtspunkten.
            Bei leichtester Fahrlässigkeit haften die Beschäftigten gar nicht.
         

         Für Schäden, die durch das Verhalten von Beschäftigten bei anderen Beschäftigten des
            Betriebs verursacht werden, haften diese wie bei jedem anderen Dritten. Einen Schaden
            aufgrund schuldhaften Handelns können nicht nur die Unternehmen oder andere Beschäftigte
            erleiden, sondern auch Dritte, die nicht zum Betrieb gehören. Das gilt etwa für die
            Klienten der SozArb. Schadensersatzansprüche solcher Dritten gegenüber Beschäftigten
            bleiben von den Grundsätzen der Haftungsbegrenzung bei betrieblich veranlassten Tätigkeiten
            im Arbeitsverhältnis unberührt (Grundsatz der unbeschränkten Außenhaftung). Die Haftungsmilderungen
            gelten nur im Innenverhältnis von Beschäftigten zum Unternehmen. Allerdings haben
            die schadensersatzpflichtigen Beschäftigten gegen das Unternehmen einen sog. Freistellungsanspruch,
            wenn es sich um eine betriebliche Tätigkeit gehandelt hat, die im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses
            ausgeübt worden ist. Insoweit gelten die allgemeinen Grundsätze des innerbetrieblichen
            Schadensausgleichs, d. h. der Beschränkung der Haftung. Aufgrund des Freistellungsanspruchs
            haben die Arbeitgeber die Beschäftigten von deren Haftung gegenüber Dritten insoweit
            durch eigene Leistung freizustellen, wie die Beschäftigten den Schaden aufgrund der
            eingeschränkten Haftung nicht zu tragen hätten, falls der Schaden bei den Arbeitgebern
            eingetreten wäre. Der Freistellungsanspruch ist zugunsten der Geschädigten abtretbar
            und pfändbar und verwandelt sich hierdurch in einen direkten Zahlungsanspruch der
            geschädigten Dritten gegen die Arbeitgeber. Im Ergebnis können die Beschäftigten also
            von geschädigten Dritten zwar in Anspruch genommen werden. Die Beschäftigten haben
            jedoch im Innenverhältnis einen Freistellungsanspruch gegen die Arbeitgeber, wenn
            der Schaden in Ausübung einer betrieblichen Tätigkeit entstanden ist.
         

         Im öffentlichen Dienst haften die öffentlichen Arbeitgeber für die Bediensteten (Amtshaftung,
            § 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG) und dürfen bei diesen nur Rückgriff nehmen, wenn der
            Schaden grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht worden ist. Das gilt z. B. bei
            Kindeswohlgefährdungen, die durch vermeintliches Fehlverhalten des Jugendamtes verursacht worden sein sollen. Hierfür haben, wenn überhaupt, die Anstellungsbehörden
            einzustehen, nicht die Beschäftigten (anders im Strafrecht, wo einzelne Beschäftigte verfolgt werden können, s. Haftung). Zudem kommen Schadensersatzansprüche überhaupt nur in Betracht, wenn konkrete Vermögensschäden
            eingetreten sind.
         

         Beendigung des Arbeitsverhältnisses

         Das Arbeitsverhältnis endet durch Kündigung, Aufhebungsvertrag (Auflösungsvertrag) oder Zeitablauf
            (befristete Arbeitsverträge). Die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses durch Kündigung
            oder Auflösungsvertrag bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform (§ 623 BGB). Das
            Arbeitsverhältnis endet nicht durch einen Betriebsübergang (Betriebsübernahme) auf
            ein anderes Unternehmen; in dem Fall geht das Arbeitsverhältnis auf die neuen Betriebsinhaber
            über (§ 613 a BGB).
         

         Befristete Arbeitsverhältnisse sind durch das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete
            Arbeitsverträge (Teilzeit- und Befristungsgesetz – TzBfG) und spezielle Gesetze geregelt.
            Die Befristung eines Arbeitsverhältnisses ist zulässig, wenn sie durch einen sachlichen
            Grund gerechtfertigt ist. Ein sachlicher Grund liegt z. B. vor, wenn der betriebliche
            Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht, im Fall der Vertretung oder
            Erprobung oder im öffentlichen Dienst aus haushaltsrechtlichen Gründen (§ 14 Abs. 1
            TzBfG). Ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist die Befristung bis zur Dauer von
            zwei Jahren zulässig (sachgrundlose Befristung, § 14 Abs. 2 TzBfG). Bis zur Gesamtdauer
            von zwei Jahren ist auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines befristeten Arbeitsverhältnisses
            ohne Sachgrund zulässig. Die Möglichkeit der sachgrundlosen Befristung ist politisch
            umstritten. Es gibt Bestrebungen, die sachgrundlose Befristung gesetzlich zu beschränken.
            Die Befristung eines Arbeitsverhältnisses bedarf in jedem Falle zu ihrer Wirksamkeit
            der Schriftform (§ 14 Abs. 4 TzBfG). Wollen Beschäftigte geltend machen, dass die
            Befristung des Arbeitsverhältnisses unwirksam ist, so müssen sie innerhalb von drei
            Wochen nach dessen vereinbartem Ende Klage erheben (Entfristungsklage, § 17 TzBfG).
            Über die Vorschriften des TzBfG hinaus gelten vor allem Besonderheiten für Zeitverträge
            mit wissenschaftlichem Personal an Universitäten, Hochschulen und Forschungseinrichtungen
            nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG).
         

         Eine Kündigung kann als außerordentliche Kündigung fristlos oder mit sozialer Auslauffrist
            erklärt werden, spätestens zwei Wochen ab Kenntnis der Tatsachen, die die Kündigung
            rechtfertigen sollen (§ 626 BGB). Ein wichtiger Grund ist anzunehmen, wenn den Kündigenden
            unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen
            beider Vertragsteile (und ggf. nach Abmahnung) die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses
            bis zum Ablauf der (ordentlichen) Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann.
         

         Bei der ordentlichen (fristgemäßen) Kündigung ist die Kündigungsfrist einzuhalten.
            Diese ergibt sich aus dem Arbeitsvertrag oder einem anwendbaren Tarifvertrag oder
            aus § 622 BGB. Außerdem bedarf es ggf. eines Kündigungsgrundes nach dem Kündigungsschutzgesetz
            (KSchG). Der allgemeine Kündigungsschutz nach dem KSchG besteht in Betrieben und Verwaltungen
            mit mehr als zehn Arbeitnehmer/-innen (§ 23 Abs. 1 KSchG; Teilzeitkräfte werden entsprechend
            dem Umfang ihrer Tätigkeit berücksichtigt) und wenn das Arbeitsverhältnis seit mindestens
            sechs Monaten ohne Unterbrechung besteht (sog. Wartezeit, § 1 Abs. 1 KSchG). Nach
            dem KSchG ist die ordentliche Kündigung nur wirksam, wenn sie sozial gerechtfertigt
            ist, d. h. durch Gründe in der Person (z. B. Krankheit) oder im Verhalten der Beschäftigten
            (z. B. Vertragsverletzungen, schlechte Arbeitsleistung) oder wegen dringender betrieblicher
            Erfordernisse (z. B. Arbeitsplatzabbau) bedingt ist (§ 1 Abs. 2 KSchG). Bei der betriebsbedingten
            Kündigung müssen bei der Auswahl der zu Kündigenden die Dauer der Betriebszugehörigkeit,
            das Lebensalter, die Unterhaltspflichten und eine Schwerbehinderung ausreichend berücksichtigt
            werden (Sozialauswahl, § 1 Abs. 3 KSchG). Wollen die Beschäftigten gegen eine Kündigung
            vorgehen, müssen sie binnen drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung Klage
            beim Arbeitsgericht erheben (Kündigungsschutzklage, § 4 KSchG).
         

         In Betrieben, in denen ein Betriebsrat besteht, müssen die Arbeitgeber diesen – unter Mitteilung der Gründe – vor jeder Kündigung anhören (das gilt
            nicht für leitende Angestellte). Eine ohne ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrats
            ausgesprochene Kündigung ist unwirksam (§ 102 BetrVG). Im öffentlichen Dienst ist
            der Personalrat vor jeder Kündigung zu beteiligen. Bei den Kirchen und deren Wohlfahrtsverbänden (Caritasverband, Diakonisches Werk) bestehen keine Betriebsräte, sondern Mitarbeitervertretungen
            (MAV), die ebenfalls vor jeder Kündigung zu beteiligen sind (Mitbestimmung im Arbeitsrecht).
         

         Weitergehender Kündigungsschutz (besonderer Kündigungsschutz) besteht für Mitglieder
            des Betriebsrats oder (im öffentlichen Dienst) des Personalrats, für besonders schutzbedürftige
            Personen (s. u.) und für besondere Beauftragte (z. B. Datenschutzbeauftragte). In diesen Fällen ist eine Kündigung in der Regel erst nach Zustimmung
            einer besonderen Behörde zulässig.
         

         Schutz besonders schutzbedürftiger Personen

         Für besonders schutzbedürftige Personen gibt es über das allgemeine A. hinausgehende
            Schutzbestimmungen. Das gilt vor allem für Kinder und Jugendliche (Jugendarbeitsschutzgesetz,
            JArbSchG), Frauen und Männer während der Elternzeit und für Frauen während und nach
            der Schwangerschaft (Mutterschutzgesetz, MuSchG), während der Pflegezeit und der Familienpflegezeit sowie für schwerbehinderte
            Menschen (SGB IX, Behindertenrecht) Für Frauen während der Schwangerschaft gelten nicht nur ein besonderer Kündigungsschutz,
            sondern auch, je nach Tätigkeit, bestimmte Beschäftigungsverbote und ein allgemeines
            Beschäftigungsverbot sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Entbindung. Nach Art. 6 Abs. 4
            GG haben Mütter Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. Auf dieser
            Grundlage gewährleistet das MuSchG während der Schwangerschaft und für einige Zeit
            nach der Entbindung umfassenden Schutz. Dabei verfolgt es mehrere Zwecke. Vorrangig
            ist die Abwehr von arbeitsplatzbedingten Risiken und Gefahren für Leben und Gesundheit
            von Mutter und Kind und damit der Gesundheitsschutz. Dieser wird durch Arbeitsschutzbestimmungen,
            die die Anordnung von Beschäftigungsverboten vorsehen, und die Verpflichtung zur Umgestaltung
            des Arbeitsplatzes und zur Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz erreicht. Dieser
            Schutz wird durch ein Kündigungsverbot während der Schwangerschaft bis zum Ablauf
            von vier Monaten nach der Entbindung flankiert. Die Einhaltung des MuSchG wird durch
            die nach Landesrecht zuständigen Aufsichtsbehörden gesichert, denen umfassend Auskunft
            zu erteilen und Zutritt zum Betrieb zu gewähren ist. Verstöße hiergegen werden als
            Ordnungswidrigkeit und Straftat verfolgt. Geldnöte sollen für die Frau bei der Verwirklichung
            des Gesundheitsschutzes keine Rolle spielen. Während der Dauer der Beschäftigungsverbote
            einschließlich der Schutzfristen vor und nach der Entbindung wird sie deshalb vor
            finanziellen Nachteilen geschützt. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, das Gehalt während
            der Beschäftigungsverbote weiterzuzahlen. Während der Schutzfristen vor und nach der
            Entbindung zahlen die Krankenkassen Mutterschaftsgeld und ggf., je nach Höhe der monatlichen
            Arbeitsvergütung, die Arbeitgeber einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld. Die Aufwendungen
            der Arbeitgeber für die Entgeltfortzahlung und für den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
            werden durch die Krankenkassen in voller Höhe erstattet, sodass die Arbeitgeber im
            Ergebnis von den finanziellen Belastungen für den Mutterschutz entlastet werden.
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         Arbeitsschutz
         

         Begriffliches

         Unter A. wird die Gesamtheit der Rechtsnormen verstanden, die öffentlich-rechtliche
            Pflichten des Arbeitgebers begründen, um den Arbeitnehmenden vor von der Arbeit ausgehenden drohenden Gefahren zu schützen. Dieser Definition ist zu entnehmen, dass
            der A. in der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung ein öffentlich-rechtliches Institut
            ist. Er hat das Verhältnis von Staat und Bürgerschaft zum Gegenstand, nicht das Verhältnis
            der Bürgerinnen und Bürger untereinander.
         

         Im historischen Entstehungsprozess wurde A. als „Arbeiterschutz“ gefordert und verstanden
            (Lederer/Marschak 1927, S. 260 ff.). Heute ist nicht mehr von Arbeiterschutz, sondern
            von A. die Rede. Darin kommt zum Ausdruck, dass der Schutzbereich von Arbeitsschutznormen
            und -institutionen gezielt der Arbeitskraft gilt, bisweilen sogar diese Arbeitskraft
            gegen die Person des Arbeitenden selbst in Schutz nimmt.
         

         Üblicherweise wird zwischen sozialem und technischem A. (auch Betriebsschutz genannt)
            unterschieden. Unter sozialem A. wird jener Bereich verstanden, der sich auf die Person
            des Arbeitenden selbst sowie seine Lebensbedingungen richtet (z. B. Arbeitszeitrecht,
            Urlaubsrecht, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall usw.). Demgegenüber wird mit technischem
            A. jener Bereich bezeichnet, der sich auf die vergegenständlichten betrieblichen Arbeitsbedingungen –
            Produktionsanlagen, Gerätesicherheit, Schutzvorrichtungen usw. – bezieht.
         

         Technischer Arbeitsschutz

         Der sog. technische A. wird durch das Nebeneinander zweier verschiedenartiger Organisationsformen
            und Regelungsbereiche geprägt. Auf der einen Seite steht der staatliche A., der von
            der Gewerbeaufsicht (GA) ausgeübt wird und schwerpunktmäßig in der Gewerbeordnung
            (GewO) geregelt ist. Auf der anderen Seite steht der A. durch die Berufsgenossenschaften
            (BG), der in der Reichsversicherungsordnung (RVO) geregelt war und seit 01.01.​1997
            im Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) geregelt ist. Dieses Nebeneinander ist eine Quelle der allgemein
            bekannten Ineffizienz des A.
         

         
            	
               Der staatliche A.: Historisch gesehen ist der staatliche, auf der GewO ruhende A.
                  die früheste Form staatlichen Eingreifens zur Abwehr übermäßigen Verschleißes der
                  Arbeitskraft (1869). Das heutige System des staatlichen A. hat seine Rechtsgrundlage
                  nach wie vor in den Bestimmungen der GewO sowie – seit 1996 – des ArbSchG. Die materiell-rechtlichen
                  Grundnormen für den technischen A. sind im ArbSchG sowie der GewO geregelt.
               

            

            	
               Der berufsgenossenschaftliche A.: Der A. durch BG ist seit 1997 im SGB VII geregelt,
                  dessen Ursprünge in der bismarckschen Sozialversicherungsgesetzgebung – v. a. dem
                  Unfallversicherungsgesetz von 1884 – liegen. Diese zweite Säule des A. hat sich also
                  zu einer Zeit entwickelt, als der Ausbau des staatlichen A. stagnierte. Die BG sind
                  die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 114 SGB VII und damit einer
                  der Sozialversicherungsträger. Sie sind Zwangszusammenschlüsse von Unternehmen eines
                  bestimmten Wirtschaftsbereichs; Mitglied sind nicht die Beschäftigten, sondern nur
                  Unternehmen, die gemäß § 150 SGB VII auch allein die Versicherungsbeiträge entrichten.
                  Das Unfallversicherungsgesetz von 1884 führte die Zwangsversicherung der Unternehmen
                  in BG ein und leitete die Schadenersatzverpflichtung für Arbeitsunfälle von den Unternehmen
                  auf die BG über (vgl. Stolleis 1976, S. 126). Mit diesem Verpflichtungsübergang war
                  die Vorstufe des Haftungsausschlusses des Unternehmens bei Arbeitsunfällen nach § 104
                  SGB VII geschaffen. Nicht nur das Unternehmen, sondern auch andere Beschäftigte, die
                  einen Arbeitsunfall verursacht haben, stellt das SGB VII von der Haftung für nicht
                  vorsätzliches Schädigungshandeln frei (§ 105 SGB VII).
               

            

         

         Sozialer Arbeitsschutz

         Die Arbeitszeit – AZ – war lange in der Arbeitszeitordnung – AZO – (RGBI. I 1938 S. 447) und ist
            seit 1994 im Arbeitszeitgesetz – ArbZG – geregelt. Dies gilt für erwachsene Arbeitnehmende
            in fast allen Wirtschaftszweigen sowie in der öffentlichen Verwaltung. Das ArbZG begrenzt
            die AZ an Werktagen auf acht Stunden (§ 3). Da es den Samstag noch als Werktag versteht,
            besteht somit gesetzlich die 48-Stunden-Woche. Jedoch gilt heute für über 95 % aller
            Arbeitnehmenden eine tarifliche Wochenarbeitszeit unter 40 Stunden. Nicht nur dieser
            quantitative Zeitrahmen macht das ArbZG wieder reformierungsbedürftig, sondern v. a.,
            dass es noch weitgehende und unübersichtliche Ausnahmen vom Acht-Stunden-Tag – einem
            der wichtigsten Resultate der Revolution von 1918 – vorsieht. § 3 ArbZG verlangt lediglich,
            dass sich die Arbeitszeit innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten auf acht Stunden
            pro Werktag (oder 48 Stunden pro Arbeitswoche) ausgeglichen haben muss. Darüber hinaus
            kann die Höchstdauer von acht Stunden in einer Reihe von Fällen überschritten werden,
            z. B. aufgrund eines Tarifvertrages oder – bei dringendem Bedürfnis – mit Genehmigung
            der Aufsichtsbehörde. I. d. R. ist dann aber die Zehn-Stunden-Grenze einzuhalten;
            man kann somit sagen, dass das ArbZG aufgrund der zahlreichen Durchbrechungen des
            Prinzips des Acht-Stunden-Tags über weite Zeiträume die 60-Stunden-Woche erlaubt –
            ein humanisierungs- wie arbeitsmarktpolitisch skandalöser Umstand. Die Ruhezeit zwischen
            dem Ende der täglichen AZ und dem Wiederbeginn muss elf Std. betragen. Arbeitnehmenden
            muss bei einer AZ von mehr als sechs Stunden eine Pause gewährt werden. Die Pausenzeit
            muss mindestens 30 Minuten, bei Arbeit über neun Stunden 45 Minuten betragen. Das
            durch zahlreiche Ausnahmen durchlöcherte Verbot der Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen
            ist heute gleichfalls im ArbZG (§§ 9 ff.) geregelt. Weitergehende Schutzvorschriften
            zugunsten bestimmter Personengruppen enthalten das MSchG (Mutterschutz), das JArbSchG (Jugendarbeitsschutz) und das SchwbG (Behindertenrecht).
         

         Es zeigt sich gegenwärtig jener paradoxe Zusammenhang zwischen Ökonomie und Sozialpolitik, der kapitalistische Gesellschaften immer schon prägte: Die ökonomische Krise, die
            eine sozialstaatliche Intervention gerade notwendig macht, erschwert zugleich die
            sozialen und politischen Möglichkeiten der Durchsetzung einer solchen Intervention.
            So wäre auf dem Gebiet des A. gerade heute nötig, verstärkte Sicherungsvorkehrungen
            gegen die sinnlose Vernutzung menschlicher Arbeitsfähigkeit zu schaffen, die Arbeitszeit
            zur Beseitigung von Massenarbeitslosigkeit und zur Behebung der Care-Krise radikal
            zu humanisieren, Arbeits- und Umweltschutz derart miteinander zu verbinden, dass A.
            zur „Ökologie im Betrieb“ würde, die Kompetenz der Betroffenen zum Schutz ihrer eigenen
            Gesundheit zu verstärken (Stichwort: Arbeitermedizin) – insgesamt: Erwerbsarbeit mehr
            als je zuvor in den Dienst von Lebensbedürfnissen zu stellen (Mückenberger 2015),
            nicht umgekehrt.
         

         Ulrich Mückenberger, überarbeitet von Benjamin Landes
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         Definitionen von Armut

         A. ist – unabhängig von verschiedenen Definitionen und Messkonzepten – immer durch
            eine Mangellage begründet, die sich auf verschiedene Ressourcen, Güter oder Möglichkeiten
            bezieht. Dabei lässt sich grundsätzlich zwischen absoluter und relativer A. unterscheiden.
         

         Absolute A. definiert das Unterschreiten eines physischen Existenzminimums. Die Weltbank
            legt hier unregelmäßig eine international gültige Armutsgrenze fest, die derzeit 2,15
            Dollar pro Tag beträgt. Die zentrale Herausforderung dieser Definition ist die Verallgemeinerbarkeit
            eines festgelegten Geldbetrags als Grenze des physischen Überlebens, da sich Rahmenbedingungen
            in verschiedenen geografischen Kontexten unterscheiden. In Deutschland und anderen
            Industrienationen gilt v. a. Wohnungs- und Obdachlosigkeit (Obdach- und Wohnungslosenhilfe) als Form absoluter oder extremer A.
         

         Relative A. bezieht sich auf einen Mangel im Verhältnis zu dem, was in einer Gesellschaft
            als durchschnittlich oder normal gilt. Relative A. ist als eine extreme Ausprägung
            sozialer Ungleichheit in einer Gesellschaft zu verstehen. Nach dem Beschluss des Ministerrats der EG aus dem Jahr 1984, gelten
            Personen als arm, „die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel
            verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat,
            in dem sie leben, als Minimum hinnehmbar ist“ (vgl. Groh-Samberg/Voges 2013, S. 61).
            Diese Definition umfasst sowohl eine direkte – d. h. die Beobachtung des Ausschlusses
            von der als Minimum hinnehmbaren Lebensweise – als auch eine indirekte Komponente –
            d. h. dem Verfügen über materielle, kulturelle und soziale Ressourcen.
         

         Das gängigste und international am weitesten verbreitete Konzept der relativen Armutsmessung
            ist die relative Einkommensarmut. Seit 2001 besteht die EU-weite Konvention, die Grenze
            für Einkommensarmut bzw. die Armutsrisikoquote bei 60 % des nationalen Medians der
            Haushaltsnettoeinkommen zu ziehen. Für diesen Indikator werden verschiedene Bezeichnungen
            verwendet, von Armut bzw. Einkommensarmut, über Armutsrisiko bzw. Armutsgefährdung
            bis zum Niedrigeinkommen (für eine kritische Einordnung dieser Begriffe vgl. Spannagel/Brülle 2024;
            Arbeitskreis Armutsforschung 2017): Die Einkommen werden dabei mit der OECD-Äquivalenzskala
            gewichtet, um den unterschiedlichen Bedarf verschiedener Haushaltstypen abzubilden.
            Im Jahr 2023 lag der Schwellenwert für zwei Erwachsene mit zwei Kindern unter 14 Jahren
            bei 2 620 Euro im Monat (Stat. Ämter 2024a). Die Armutsrisikoquote berechnet sich
            aus dem Anteil der Personen in Haushalten, die unterhalb der Armutsgrenze liegen.
         

         Weiterhin ist die sozialstaatliche Definition von A. (z. T. als „bekämpfte A.“ bezeichnet)
            ein gängiges Konzept, gekennzeichnet durch den Bezug von staatlichen Mindestsicherungsleistungen
            nach dem SGB II, dem SGB XII (Sozialgesetzbuch; Sozialhilfe; Soziale Sicherung) oder nach dem AsylbLG (Ausländer- und Asylrecht). Die Höhe der einzelnen Leistungen basiert auf durchschnittlichen Konsumausgaben
            in Deutschland (Mischung aus Warenkorb- und Statistikmodell), wobei die Berechnung
            aufgrund des (nicht) Einbezugs bestimmter Komponenten sowie Gruppen umstritten ist.
            Außerdem ist zu berücksichtigen, dass nicht alle Personen, die Anspruch auf Grundsicherungsleistungen
            haben, diese auch in Anspruch nehmen.
         

         Ein weiteres verbreitetes Konzept ist das der materiellen Deprivation. Es geht auf
            den sog. Lebensstandardansatz (vgl. Townsend 1979) zurück. A. wird hier als Fehlen
            von als allgemein gängig geltenden materiellen Gütern oder Dienstleistungen gemessen,
            z. B. regelmäßige fleisch- oder eiweißhaltigen Mahlzeiten, Urlaubsreisen oder Telefon.
         

         Neben den genannten finden zunehmend mehrdimensionale Ansätze der Armutsmessung Verwendung.
            Ein Beispiel ist der Lebenslagenansatz, der über das materielle Einkommen hinaus v. a. Bildung, Arbeit, Wohnsituation (Wohnen), Gesundheit und die Verfügbarkeit infrastruktureller Dienstleistungen einbezieht. Weitere zentrale
            mehrdimensionale Ansätze sind der Ansatz der Verwirklichungschancen (Capabilities)
            sowie der Ansatz Sozialer Exklusion, der häufig stark mit arbeitsmarktbezogenen Phänomenen
            (prekäre Arbeit, Arbeitslosigkeit) verbunden wird. Im Zentrum der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes steht im Anschluss an den Capability-Ansatz ein mehrdimensionales Verständnis sozialer
            Teilhabechancen.
         

         In der SozArb gilt häufig ein mehrdimensionales Armutsverständnis, etwa auf Basis
            des Lebenslagenansatzes und/oder des Capability Approach, um bei der Prävention und Bekämpfung von A. neben der materiellen Situation auch individuelle Lagen, Biografien
            und sozialräumliche Rahmenbedingungen mit einzubeziehen.
         

         Zur Geschichte der Armut

         Da A. als gesellschaftlich definierter Status gilt, wird ihre Geschichte in der Regel
            anhand des gesellschaftlichen Umgangs mit A. nachgezeichnet. So war A. im europäischen
            Mittelalter von einem kirchlichen Verständnis des Gebens und Empfangens von Almosen
            geprägt. Die sich später im Rahmen der Industrialisierung ausbildende staatliche Armutspolitik
            hatte einen stark diskriminierenden Charakter (Diskriminierung) und war häufig mit einer Arbeitspflicht und der Idee einer moralischen Umerziehung
            verbunden, bspw. im sog. Elberfelder Modell. In modernen Wohlfahrtsstaaten gilt eine staatliche Mindestsicherung dagegen in der Regel als Bürgerrecht. In
            Deutschland wird das Recht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum durch das Bundesverfassungsgericht
            direkt aus dem Primat der Menschenwürde abgeleitet (BVerfG 2010; Menschenrechte und Soziale Arbeit).
         

         Seit etwa 1960 lassen sich sowohl die Entwicklung sozialstaatlich definierter A. (also
            der Empfang von Mindestsicherungsleistungen) als auch Einkommensarmut statistisch
            nachvollziehen (Groh-Samberg/Voges 2013). Dabei zeigt sich, dass A. nach diesen Konzepten
            in Deutschland in den späten 1960er und frühen 1970er Jahren einen Tiefpunkt erreichte
            und seitdem ansteigt.
         

         Entsprechend spielt Armutsbekämpfung in Deutschland und Europa v. a. seit Mitte der
            1970er Jahre eine Rolle: Nach einer längeren Phase der Prosperität und des Wohlstands,
            in der in Deutschland das Bild einer „nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ (Schelsky 1954)
            dominierte, erhöhten sich in Folge der damaligen Wirtschaftskrise die Arbeitslosenzahlen
            drastisch. Die dadurch entstandene „Neue Armut“ hatte sowohl die Begründung einer
            systematischen Armutsforschung und Armutsberichterstattung zur Folge als auch darauf
            basierende Bemühungen der Regierung, einen Beitrag zur Vermeidung und Bekämpfung von
            Armut zu leisten.
         

         Statistische Quellen und aktuelle Befunde

         Einkommensarmut oder Armutsrisikoquoten werden in Deutschland in der Regel aus Daten
            großangelegter Surveys berechnet. Das EU-SILC wird insbesondere für den europaweiten
            Vergleich und die Berechnung der offiziellen Armutsindikatoren der EU verwendet. Für
            Deutschland liefert zudem das SOEP, der Mikrozensus und die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
            statistische Daten. Die Datensätze kommen häufig zu unterschiedlichen Schätzungen
            zum genauen Ausmaß der A., allerdings stimmen sie in der Regel in den langfristigen
            Trends und den Unterschieden im Ausmaß der Armutsbetroffenheit zwischen Bevölkerungsgruppen
            überein. So zeigt sich beispielsweise über alle Datenquellen hinweg ein deutlicher
            Anstieg der Einkommensarmut seit spätestens Anfang der 2000er Jahre (Grabka 2024).
            Nach neueren Berechnungen betrug die Armutsgefährdungsquote in Deutschland 2023 nach
            dem Mikrozensus durchschnittlich 16,6 %, das entspricht etwa 14,1 Millionen Menschen
            oder: jeder sechste Deutsche ist als arm zu bezeichnen (Stat. Ämter 2024a). Der Anteil
            an Personen, die nach der EU-Definition von A. und sozialer Ausgrenzung in Deutschland
            bedroht sind, betrug im Jahr 2023 21 % (Stat. Ämter 2024a).
         

         Daten zu sozialstaatlich definierter A. im Sinne des Bezugs von Mindestsicherungsleistungen
            finden sich in der amtlichen Sozialberichterstattung und den Statistiken der BA. Am
            Ende des Jahres 2023 waren 8,6 % der Gesamtbevölkerung Empfänger von Grundsicherungsleistungen
            nach dem SGB II, SGB XII oder dem AsylbLG (Stat. Ämter 2024b). Dagegen gibt es in
            Deutschland keine gesicherten Zahlen zu Wohnungs- und Obdachlosigkeit. Nach Schätzungen
            der BAGW waren im Verlauf des Jahres 2022 607.000 Menschen wohnungslos; davon lebten
            etwa 50.000 auf der Straße (BAGW 2023). Mit dem Wohnungslosenberichterstattungsgesetz
            (WoBerichtsG) vom 4. März 2020 wurde die Einführung einer Statistik untergebrachter
            wohnungsloser Personen beschlossen. Zum Stichtag 31. Januar 2024 waren rund 439.500
            Personen nach Meldungen von Kommunen und Einrichtungen wegen Wohnungslosigkeit untergebracht
            (Destatis 2024).
         

         Nach dem im Rahmen des jüngsten Armuts- und Reichtumsberichts 2021 entwickelten mehrdimensionalen
            Indikator sozialer Lagen, der neben der Einkommenssituation auch das Vermögen sowie
            die Wohn- und Erwerbssituation über einen Zeitraum von fünf Jahren berücksichtigt,
            lebten in jüngeren Jahren mehr als 10 % in der Lage der verfestigten Armut (Groh-Samberg/Büchler/Gerlitz 2020).
            Dieser Anteil hat sich demnach seit den 1990er Jahren mehr als verdoppelt, was sich
            insbesondere durch die Abnahme der Aufwärtsmobilität aus Armut erklärt (Böhnke et al.
            2023).
         

         Ursachen von Armut und betroffene Personengruppen

         Die unmittelbaren Ursachen für A. lassen sich in den zentralen Verteilungslogiken
            der Gesellschaft verorten: Insbesondere finanzielle Ressourcen werden überwiegend durch Erwerbsarbeit erworben. Daneben werden Ressourcen und Güter innerhalb von Haushalten und Familien geteilt und weitergegeben. Die staatliche Sozialpolitik reguliert dabei nicht nur die Rahmenbedingungen für die anderen Verteilungssysteme,
            sondern greift auch direkt in die Verteilung ein, insbesondere durch staatliche Geldtransfers,
            aber auch durch das Bereitstellen von Infrastrukturen und Dienstleistungen. Haushalte
            und Individuen unterscheiden sich überdies nicht nur im Zugang zu Ressourcen und Gütern,
            sondern auch in ihrem Bedarf. Zum einen hängt der Bedarf eines Haushalts von den Familienstrukturen
            ab, z. B. von der Zahl der Kinder. Zum anderen haben etwa Kranke und Menschen mit
            Behinderungen (Behindertenhilfe) häufig zusätzliche Bedarfe und ein besonders hohes Risiko vom gesellschaftlichen
            Leben ausgeschlossen zu sein.
         

         Eine höhere Armutsbetroffenheit von Personengruppen erklärt sich häufig aus ihrer
            Stellung im Arbeitsmarkt oder ihren besonderen Bedarfslagen. Innerhalb Deutschlands sind Armutsrisiken in
            den östlichen Bundesländern nach wie vor deutlich höher als in westlichen. A. konzentriert
            sich zudem in den Ballungszentren und ist am höchsten in Städten mit mehr als 100.000
            Einwohnerinnen und Einwohnern (Destatis et al. 2024).
         

         
            	
               Die Armutsgefährdungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund lag 2023 bei 28 %
                  (Stat. Ämter 2024a); Geflüchtete sind mit 68 % sehr deutlich von Armutsrisiken betroffen
                  (Daten für 2021 unter Destatis et al. 2024). Die Aufenthaltsdauer in Deutschland ist
                  dabei ein bedeutender Faktor: Je länger eine Person in Deutschland lebt, desto niedriger
                  ist das Armutsrisiko.
               

            

            	
               A. von Familien ist immer auch Kinderarmut. Sie gilt als besonderes sozialpolitisches
                  Problem, weil A. die Entwicklung von Kindern nachhaltig beeinträchtigen kann und mit
                  Nachteilen im weiteren Lebensverlauf einhergeht (vgl. AWO-ISS-Langzeitstudien). Von
                  Einkommensarmut waren im Jahr 2023 deutlich mehr als 20 % der unter 18-Jährigen betroffen
                  (Stat. Ämter 2024a).
               

            

            	
               Nach dem Auszug aus dem elterlichen Haushalt erzielen Jugendliche und junge Erwachsene
                  häufig kein ausreichendes Einkommen, da entweder ihre Ausbildung noch nicht abgeschlossen
                  ist oder sie am Übergang zwischen Ausbildung und Arbeitsmarkt stehen. 25 % der jungen Menschen zwischen 18 und 24 Jahren waren 2023 armutsgefährdet
                  (Stat. Ämter 2024a). Damit sind junge Erwachsene in Deutschland die am stärksten von
                  A. betroffene Altersgruppe.
               

            

            	
               Personen im Ruhestand sind aufgrund des fehlenden Erwerbseinkommens in besonderem
                  Maße von staatlichen Transfersystemen abhängig (Alterssicherung). Im Vergleich zu Kindern und jungen Erwachsenen haben alte Menschen jedoch kein
                  besonders hohes Armutsrisiko. Die Armutsrisikoquote lag für Personen über 64 Jahren
                  bei 18 % (Stat. Ämter 2024a). Allerdings besteht für alte Menschen ein besonders hohes
                  Risiko der „verdeckten A.“ und die Nichtinanspruchnahme von Mindestsicherungsleistungen
                  ist besonders hoch. Für die Zukunft wird ein Anstieg der Altersarmut vorhergesagt:
                  Zum einen aufgrund einer Absenkung des Rentenniveaus, zum anderen aufgrund zunehmender
                  instabiler und brüchiger Erwerbsbiografien. Schon jetzt sind von Altersarmut insbesondere
                  alleinstehende Frauen betroffen, die aufgrund ihrer geringeren Einbindung in den Arbeitsmarkt geringere Ansprüche an die Rentenversicherung haben als Männer.
               

            

            	
               Der Verlust oder das Fehlen des Erwerbseinkommens von einer oder mehrerer Personen
                  im Haushalt ist eine der zentralen unmittelbaren Ursachen für Einkommensarmut. So
                  waren im Jahr 2023 51 % der erwerbslosen Personen einkommensarm, aber nur 8 % der
                  erwerbstätigen Personen (Stat. Ämter 2024a).
               

            

            	
               Die Trennung oder Scheidung von Paaren mit Kindern erhöht ebenfalls das Armutsrisiko. V. a. die Person, die anschließend
                  überwiegend für die Betreuung der Kinder verantwortlich ist, ist in besonderer Weise
                  von Problemen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf betroffen. 41 % der Alleinerziehenden waren 2023 armutsgefährdet (Stat. Ämter 2024a). In der Regel wird dieses Risiko in
                  Deutschland von Frauen getragen.
               

            

         

         Armutsprävention und Armutsbekämpfung

         Armutsprävention und Armutsbekämpfung findet sowohl auf internationaler Ebene als
            auch auf Ebene des Bundes, der Länder und Kommunen statt, wobei jeweils unterschiedliche
            Handlungsspielräume und Schwerpunkte bestehen.
         

         In der EU sollen Zielvereinbarungen und eine vergleichende europäische Berichterstattung,
            die gemeinsame Indikatoren umfasst und auf Basis derer sich die Mitgliedstaaten verpflichten,
            Nationale Aktionspläne zur Bekämpfung von A. und sozialer Ausgrenzung vorzulegen,
            eine Basis zur Armutsbekämpfung auf nationaler Ebene bilden. Unter der Bezeichnung
            „Europa Strategie 2020“ wurde etwa das Ziel gesetzt, die Zahl der in A. lebenden Menschen
            in Europa zwischen 2010 und 2020 um 20 Millionen zu reduzieren. Im Aktionsplan zur
            europäischen Säule sozialer Rechte wurde das Ziel einer Reduktion der A. um 15 Millionen
            Menschen bis 2030 als eines von drei Zielvorgaben formuliert. Die Mitgliedsländer
            werden dabei durch Europäische Fonds, wie EFRE, ESF oder den Kohäsionsfonds finanziell
            unterstützt.
         

         Auf nationaler Ebene wird der Großteil der rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verteilung
            von Ressourcen und Chancen gelegt. Die staatliche Umverteilung in Deutschland beeinflusst
            direkt die verfügbaren Einkommen der Haushalte und damit auch Armutsrisiken: Gegenüber
            einer hypothetischen Situation ohne staatliche Umverteilung durch Leistungen der Arbeitslosenversicherung,
            der Grundsicherung etc. (aber mit Rentenzahlungen) wird die Armutsquote durch Transfers
            um knapp 30 % reduziert (Zahlen für 2017). Seit den 1990er Jahren hat sich die Effektivität
            staatlicher Umverteilung in diesem Sinne allerdings deutlich reduziert (Bundesregierung 2021).
            Der Arbeitsmarkt wird durch gesetzliche Vorgaben wie den Arbeits- oder Kündigungsschutz stark reguliert.
            Unter dem Stichwort der Aktivierung wurden zu Beginn bis Mitte der 2000er Jahre umfangreiche
            Reformen verabschiedet, die u. a. das Ziel hatten, A. zu bekämpfen, indem Anreize
            für eine Erwerbstätigkeit gestärkt werden sollten. Der direkte Effekt der Reformen
            ist umstritten, klar ist aber, dass trotz einer positiven Entwicklung der Arbeitslosigkeit
            seit 2005 die A. in Deutschland nicht gesunken ist, dagegen aber Niedriglohnbeschäftigung
            und atypische Beschäftigungsverhältnisse stärkere Verbreitung gefunden haben. Neben
            den Transferleistungen der Arbeitslosenversicherung regelt das SGB III auch Leistungen,
            welche die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitslosen und damit ihre Integration in
            den Arbeitsmarkt verbessern sollen, also etwa Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen. Die Armutsbekämpfung ist in der Regel nicht das zentrale Ziel familienpolitischer
            Leistungen; so wird das Kindergeld bspw. vollständig auf Leistungen des SGB II (Bürger-
            bzw. Grundsicherungsgeld) angerechnet. Von Leistungen, wie dem Ehegattensplitting
            und dem Elterngeld, profitieren in erster Linie Gutverdiener. Das Konzept einer Kindergrundsicherung
            würde dagegen bestehende familienpolitische Transfers zusammenführen; es hat dabei
            auch explizit die Bekämpfung von Armut von Familien zum Ziel. Im Bereich staatlicher
            Transfers sind derzeit die Regelleistungen für Kinder und Jugendliche im Rahmen des
            SGB II somit die zentrale Größe einer Armutsbekämpfung für Familien. Als Reaktion
            auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das die damalige Berechnung der Regelleistungen
            als verfassungswidrig einstufte, wurden Leistungen für Bildung und Teilhabe eingeführt,
            die nicht mehr als Pauschalbetrag an die Bedarfsgemeinschaften gezahlt werden, sondern
            als einzelne Sachleistungen beantragt werden müssen. Zudem wurde mit dem Arbeitslosengeld II
            auch ein Kinderzuschlag eingeführt, den Familien mit niedrigen Einkommen beantragen
            können, um den Bezug von Leistungen des SGB II zu vermeiden. Für Alleinerziehende
            sieht das SGB II Mehrbedarfe vor. Zudem ist für sie der Unterhaltsvorschuss eine zentrale
            sozialpolitische Leistung, die allerdings ebenso wie das Kindergeld vollständig auf
            die Grundsicherung angerechnet wird.
         

         Wenngleich die Kommune kaum Entscheidungsspielraum im Hinblick auf rechtliche Rahmenbedingungen
            und monetäre Leistungen hat, ist sie zentraler Ort zur Vermeidung von Armutsfolgen.
            Sie kann einerseits zur Armutsbekämpfung und -vermeidung beitragen, bspw. im Rahmen
            der (sozialen) Infrastruktur, die es Risikogruppen ermöglichen am Arbeitsmarkt, aber auch an Bildungs- und Freizeitangeboten teilzuhaben (z. B. durch den Ausbau der Kinderbetreuung, kostenfreie Angebote
            der Mobilität). Um A. auf der Verhaltensebene zu bekämpfen, kann sie andererseits
            pädagogische Angebote und Maßnahmen zur Stärkung und Förderung individueller Ressourcen
            (z. B. Selbstwirksamkeit) gestalten. Als wichtige Basis gilt die kommunale Sozialberichterstattung,
            die es ermöglicht, sozialplanerisch und verteilungspolitisch (z. B. mit Blick auf
            die Ressourcenausstattung von pädagogischen Einrichtungen) auf kleinräumig und zielgruppenspezifisch
            unterschiedliche Bedarfslagen zu reagieren sowie den öffentlichen Diskurs zur Armutsbekämpfung
            zu befördern (Sozialplanung, integrierte). In den letzten Jahren steht der Aufbau sog. Präventionsketten (vgl. Holz et al.
            2011) mit dem Ziel der Begrenzung bzw. Vermeidung kindspezifischer Armutsfolgen zunehmend
            auf der Agenda von Kommunen. Ob und inwieweit das Thema bearbeitet wird, ist regional
            und länderspezifisch ungleich verteilt und hängt u. a. von der kommunalen Ressourcenausstattung
            ab. Ein bekanntes Beispiel ist die Stadt Monheim am Rhein („Projekt Mo.Ki“), die als
            ein Vorreiter für die kommunale kindbezogene Armutsprävention gilt. Kennzeichen einer
            Präventionskette ist die institutionen- und biografieübergreifende Vernetzung unterschiedlicher
            Akteure auf verschiedenen Ebenen, sodass Kinder und ihre Eltern bereits vor der Geburt
            des Kindes über den gesamten Weg bis zur Berufsausbildung informiert, begleitet und
            unterstützt werden. Über ein institutionenübergreifendes Netzwerk soll den Kindern auch unter Armutsbedingungen ein Aufwachsen im Wohlergehen ermöglicht
            werden. Insgesamt gewinnen auf kommunaler Ebene die Vernetzung und Kooperation verschiedener
            Akteure an Bedeutung und bietet das Potenzial, A. und ihre Folgen gezielt zu bearbeiten.
            In dem Konzept haben sich sog. Netzwerkkoordinator*innen bewährt, die den Prozess
            kommunaler Netzwerkarbeit moderieren.
         

         Die SozArb hat sich ursprünglich aus dem Ziel der Armenfürsorge heraus entwickelt
            und setzt traditionell dort ein, wo wohlfahrtsstaatliche Transferleistungen allein
            nicht mehr greifen (Geschichte der Sozialen Arbeit; Sozialamt). Im Zuge der in den letzten Jahrzehnten vollzogenen Transformationsprozesse des
            wohlfahrtsstaatlichen Regimes (Stichworte: Ökonomisierung, Subjektivierung, Aktivierung),
            kommt der SozArb, insbesondere in Verbindung mit dem Ziel der Armutsbekämpfung, eine
            zunehmend ambivalente Funktion zu. Diese speist sich etwa aus dem Zielkonflikt zwischen
            den Wünschen und Anforderungen der Klient*innen einerseits und engen Zielvorgaben
            sowie zum Teil von Kostendruck geprägten Anforderungen der Auftraggebenden und Fördernden
            anderseits (Doppeltes Mandat). Häufig ist A. und Armutsbekämpfung eine wichtige Randbedingung
            SozArb, während die konkrete Arbeit andere (zum Teil mit Armut in Zusammenhang stehende)
            Phänomene umfasst.
         

         Evelyn Sthamer, Jan Brülle
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         Ausbildung sozialer Berufe
         

         Bis in die frühen 1960er-Jahre hinein galt das Sozialwesen als ein Arbeitsmarkt mit
            eher geringen fachlichen Anforderungen, einem hohen Anteil unausgebildeter oder fachfremd
            qualifizierter Personen sowie einer überschaubaren Anzahl an sozialpädagogischen Fachkräften.
            Soziale, pflegende, fürsorgerische oder erziehende Tätigkeiten wurden meist als haushalts-
            und hausarbeitsnahe Sorgearbeit („care“) dem Erfahrungs- und Kompetenzbereich der
            Frauen zugeschrieben. „Mütterlichkeit als Beruf“ (Sachße 1986) wurde erst nach und
            nach im Zuge der Industrialisierung, Modernisierung und Professionalisierung der Gesellschaft zu einem eigenständigen und selbstverständlichen Ausbildungsmarkt.
         

         Idee und Konzept der Ausbildung

         Als A. wird ein formalisiertes, öffentlich organisiertes, zeitlich begrenztes, gesetzlich
            geregeltes Curriculum in staatlicher Regie oder in Form staatlicher Anerkennung bezeichnet.
            Davon zu unterscheiden sind Schulungen, Zertifikatskurse oder eine Vielzahl meist
            kürzerer Fortbildungsangebote, die nicht Teil des staatlich regulierten Ausbildungsmarktes
            für berufliche Ausbildungen oder Hochschulstudiengänge sind. Bei den beruflichen und
            akademischen A. geht es um die Vermittlung und den Erwerb von thematisch abgegrenzten,
            arbeitsfeldspezifischen Wissensbeständen, Fertigkeiten und Fähigkeiten an eigens dafür
            vorgesehenen Ausbildungsstätten, an berufsbildenden Schulen oder Hochschulen. In Ausbildungskonzepten
            (Lehrplan, Bildungs- und Erziehungsplan, Studienordnung, Modul-Handbuch) und Prüfungsordnungen
            werden die Themenbereiche und Anforderungen geregelt, wird eine vergleichbare Stoffmenge
            festgelegt und in einen Ausbildungsplan umgesetzt. Mit dem erfolgreichen Abschluss
            einer A., der i. d. R. durch schriftliche und mündliche Prüfungen erreicht werden
            kann (evtl. ergänzt durch praktische Prüfungsanteile), erhalten Auszubildende und
            Studierende ein Zeugnis, das nicht nur die erworbenen Kenntnisse dokumentiert, sondern
            zugleich auch Zugänge zu spezifischen beruflichen Tätigkeiten und Arbeitsfeldern eröffnet.
            Mit dem erfolgreichen Abschluss wird oft auch die Berechtigung erworben, eine weitere,
            höherwertige A. aufzunehmen. Die Ausbildungsdauer erstreckt sich – je nach Ausbildung –
            zwischen einem und vier Jahren.
         

         In der SozArb lassen sich A. danach unterscheiden,
         

         a) ob es sich um eine berufliche A. im Rahmen einer fachlich und tariflich anerkannten
            Erstausbildung (im sozialen Sektor an Berufsfachschulen) oder einer Zweitausbildung
            (Fachschule) handelt, oder
         

         b) ob es um ein Hochschulstudium geht, etwa ein Studiengang an einer Fachhochschule/Hochschule
            für angewandte Wissenschaften (HAW), einer Dualen Hochschule oder einer Universität
            in Form eines akademischen Erstabschlusses (Bachelor) oder eines darauf aufbauenden
            Zweitstudiums (Master).
         

         Daneben gibt es eine unüberschaubare Vielzahl träger-, einrichtungs- bzw. arbeitsfeldspezifischer Schulungen, Kurse, Lehrgänge und Fortbildungsangebote,
            die nur wenige Tage dauern oder sich über viele Monate erstrecken können. Diese zusätzlichen
            Qualifizierungsangebote sind meist nicht tarifrelevant und werden oft nur von einzelnen
            Ländern oder Trägern angeboten bzw. anerkannt. Länderübergreifend hatte sich in der
            KJH diesbezüglich z. B. vor zwei Jahrzehnten als Standard-Curriculum im Umfang von
            160 Unterrichtseinheiten als Lehrgang für das angehende Personal in der Kindertagespflege
            etabliert, das zwischenzeitlich auf 300 Unterrichtseinheiten angehoben worden ist
            (Schuhegger et al. 2015).
         

         Schule, Unterricht, Berufsausbildung, Studium und andere systematisierte Formen der
            Qualifizierung gehören längst zum selbstverständlichen kulturellen Inventar moderner
            Gesellschaften. Vereinfacht und idealtypisch lassen sich dabei allgemeinbildende,
            berufsqualifizierende und akademische Ausbildungsformate unterscheiden. Während die
            schulisch-allgemeinbildende A. vorrangig auf die Vermittlung von generalistischen,
            arbeitsplatzübergreifenden Fähigkeiten und Fertigkeiten zielt, ist eine berufliche
            A. sehr viel gezielter auf die Herausbildung und Einübung von eingrenzbaren beruflichen
            Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie ein Set routinisierbarer Handlungsmuster ausgerichtet,
            mit dem Ziel, eine möglichst konkrete Berufstauglichkeit zu erreichen. Im Unterschied
            dazu strebt das wissenschaftliche Studium weniger das Erlernen typisierbarer, routinisierter
            Handlungsmuster an, als vielmehr eine umfassende, handlungsentlastete Auseinandersetzung
            mit den komplexen Bestandteilen und Zusammenhängen, die auf die einzelnen Handlungsabläufe
            einwirken. Dies soll den so Qualifizierten die Möglichkeit eröffnen, als „Ko-Produzent:innen“
            selbst an der Entwicklung erweiterter Handlungsfähigkeiten, neuer Lösungen und Vorgehensweisen,
            an der Verbesserung der Fachlichkeit mitzuwirken. Als übergreifende Basiskompetenzen
            sind dabei Kommunikations-, Reflexions- und Problemlösefähigkeiten von Bedeutung, die dazu befähigen sollen,
            nach Abschluss eines Studiums durch erfahrungsgeneriertes Professionswissen oder durch
            gezielte Weiterbildung die professionellen Fähigkeiten und Fertigkeiten, die berufliche
            Praxis mitzugestalten und das fachliche Wissen und Können beständig weiterzuentwickeln
            (Fuchs-Rechlin/Rauschenbach 2019a).
         

         Struktur der Ausbildung

         Vor dem Hintergrund dieser vereinfachten Dreiteilung findet sich Elemente einer SozPäd/SozArb
            im Rahmen des schulisch-allgemeinbildenden, schulartübergreifenden Unterrichts i. S.
            einer allgemeinen, arbeitsplatzunspezifischen Vermittlung basaler sozialer Wissensbestände
            bis heute nur punktuell, etwa in den Fächern wie Sozial- und/oder Gemeinschaftskunde,
            wenngleich es kein obligatorisches Unterrichtsfach „Soziales“ in Analogie zu Deutsch,
            Mathematik, Englisch, Geschichte oder Physik gibt. Zwar gehören soziale Fragen, Fragen
            des Aufwachsens, der Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen
            ebenso zu den Grundfragen des allgemeinen Lebens wie Fragen der sozialen Ungleichheit,
            der Unterstützung von Benachteiligten und Hilfebedürftigen sowie dem Schutz von Kindern
            oder Minderheiten. Auch engagiert sich eine erhebliche Anzahl an Menschen freiwillig,
            ehrenamtlich oder in Selbsthilfegruppen für soziale Belange (Bürgerschaftliches Engagement, Selbsthilfe). Aber dennoch existiert bis heute keine dementsprechend allgemeinbildende Vermittlung
            derartiger Themenstellungen als integraler Bestandteil des allgemeinbildenden Schulwesens.
         

         Im Unterschied dazu gibt es seit langem berufliche A. in SozPäd/SozArb, sei es im
            Bereich der Kindertagesbetreuung (Kindestageseinrichtungen), in der Jugendpflege (heute: Kinder- und Jugendarbeit), in der Armen- und Jugendfürsorge (Jugendsozialarbeit) oder in der traditionellen Fürsorgeerziehung (Hilfen zur Erziehung), aber auch in der Behindertenhilfe oder in der Altenpflege. Bis heute werden sozialpädagogische Berufsausbildungen vorrangig an (vollzeitschulischen)
            Fachschulen und Berufsfachschulen angeboten. Die sozialpädagogischen Fachschulen bieten –
            jeweils staatlich anerkannt – Ausbildungen für Erzieher:innen, für Heilpädagog:innen,
            in Heilerziehungspflege oder Altenpflege an, während die kürzeren A. zur Kinderpflege,
            zur Sozialassistenz, zur sozialpädagogischen Assistenz oder zu anderen Assistenz-
            und Helferberufen (soziale Berufe) an den vorgelagerten Berufsfachschulen angesiedelt sind.
         

         Erst Anfang der 1970er-Jahre haben sich in Deutschland einschlägige akademische A.
            in Form von Diplomstudiengängen an FHs, den damaligen Gesamthochschulen und Pädagogischen
            Hochschulen sowie an den Universitäten etabliert. An den FHs, die inzwischen vielfach
            unter dem Titel „Hochschulen für angewandte Wissenschaften“ (HAW) firmieren, wurden
            ab 1970 Abschlüsse in SozPäd und/oder SozArb mit staatlicher Anerkennung angeboten. Seit den 1990er-Jahren erweiterten sich die Studienmöglichkeiten auch
            im Bereich Pflege sowie ab 2005 in der frühen Bildung („Kindheitspädagogik“). Bis zum Jahr 2010 wurden die einstigen Diplomstudiengänge deutschlandweit an allen
            Hochschulen auf einen Erstabschluss „Bachelor“ sowie auf einen konsekutiven Zweitabschluss
            „Master“ umgestellt.
         

         An den Universitäten dominierte ab den späten 1960er-Jahren rund 40 Jahre lang ein
            erziehungswissenschaftlicher Diplomstudiengang mit der am stärksten nachgefragten
            Studienrichtung Sozialpädagogik (Erziehungswissenschaftliche Sozialpädagogik) sowie weiteren Studienrichtungen (Schul- und Sonderpädagogik, Erwachsenenbildung oder Pädagogik der Frühen Kindheit). Große Teile der gesamten universitären Studiengänge – allerdings ohne Medizin, Jura
            und Teile des Lehramts – wurden inzwischen auf Bachelor- und Masterabschlüsse umgestellt.
            In der Summe stellt die heutige Ausbildungs- und Hochschullandschaft in SozPäd/SozArb
            ein unübersichtliches und zerklüftetes Gebilde dar, sowohl aufgrund seiner Trägervielfalt –
            mit staatlichen, freigemeinnützigen und privaten Ausbildungsanbietern – sowie einer
            föderalen Länderzuständigkeit als auch aufgrund standortspezifischer Ausbildungsprofile.
            Ein aufeinander abgestimmtes, in sich schlüssiges und die berufliche und akademische
            A. übergreifendes Qualifikationskonzept ist infolgedessen nicht zu erkennen.
         

         Geschichte der Ausbildungen

         Die Wurzeln der heutigen A. im Feld der SozArb reichen bis das frühe 19. Jh. zurück
            (Amthor 2003) (Geschichte der Sozialen Arbeit). Als Vorläufer der heutigen Kindertageseinrichtungen wurden im Zuge der Industrialisierung Kinderbewahranstalten, Kleinkindschulen und
            schließlich Kindergärten eingerichtet. Mit diesen ersten privaten, oft christlich
            ausgerichteten Angeboten werden Namen wie Fölsing, Fliedner und Fröbel verbunden.
            So eröffnete Theodor Fliedner 1836 das erste Seminar für Kleinkindlehrerinnen, während
            Friedrich Fröbel 1849 seine erste Ausbildungsstätte gründete, die zum entscheidenden
            Vorläufer der späteren Erzieher:innenausbildung werden sollte (Erning et al. 1987).
            Die Ausbildung zur Kindergärtnerin dauerte damals ein Jahr und umfasste theoretische
            wie praxisbezogene Fächer, etwa Pädagogik, Menschenkunde, Religion, Geschichte, Fremdsprachen,
            Zeichnen und Singen (Gary 1995). Es zog sich allerdings noch bis in die Anfänge des
            20. Jahrhunderts hin, bis sich diese Qualifikationsprofil – vor allem über den 1873
            gegründeten Pestalozzi-Fröbel-Verband und das Wirken von Henriette Schrader-Breymann –
            so stabilisierte und verbreitete, dass sich der Staat dieser Ausbildung annahm und
            entsprechende Ausbildungsverordnungen erließ (Rauschenbach/Züchner 2011).
         

         Nur geringfügig später gründete Johann Hinrich Wichern in Hamburg das „Rauhe Haus“,
            in dem Erzieher bzw. Diakone auf die Arbeit mit schwierigen Jugendlichen vorbereitet
            wurden. In diese Tradition der konfessionellen Aktivitäten im Rahmen der Anstaltsarbeit
            kann der Beginn der Heimerzieherausbildung und des Engagements der frei-gemeinnützigen,
            vor allem der konfessionellen Träger für die A. im Sozialwesen eingeordnet werden
            (Heimerziehung).
         

         Gegen Ende des 19. Jh., in Anlehnung an die Weiterentwicklung der Kindergartenausbildung
            im Rahmen des Pestalozzi-Fröbel-Hauses und auf Basis der Kritik an dem „gefährlichen
            Dilettantismus“ in der Armenfürsorge sowie der „freitätigen Hilfe“ für andere Menschen,
            entstanden ab 1899 einjährige Kurse, in denen junge Frauen gezielt auf soziale Aufgaben
            vorbereitet wurden (Sachße 1986). Aus den Erfahrungen mit diesen Kursen entwickelten
            sich wenig später eine eigenständige A. an sozialen Frauenschulen, den Vorläufern
            der späteren A. in SozPäd/SozArb. So gründete schließlich Alice Salomon im Jahre 1908
            die erste staatliche soziale Frauenschule in Berlin, in der junge Frauen in einer
            zweijährigen A. für den Bereich Fürsorge und Wohlfahrtspflege qualifiziert wurden.
         

         Salomon selbst beschrieb die Gründungschronologie sozialer Ausbildungsstätten so,
            dass „zuerst innerhalb der Mädchen- und Frauengruppen für soziale Hilfsarbeit in Berlin
            aus den Unterweisungskursen für ehrenamtliche Arbeitskräfte im Jahre 1899 ein Jahreskursus
            zur Ausbildung von Berufsarbeiterinnen für die Wohlfahrtspflege herauswuchs, der 1908
            mit der Unterstützung des Pestalozzi-Fröbel-Hauses zu einer zweiklassigen sozialen
            Frauenschule umgestaltet wurde. Es folgt die Gründung von drei ähnlichen Anstalten
            auf konfessioneller Grundlage: der christlich-sozialen Frauenschule (später Seminar
            genannt) des Deutsch-Evangelischen Frauenbundes in Hannover (1905), der Frauenschule
            der Inneren Mission in Berlin (1909), des Evangelisch-sozialen Frauenseminars in Elberfeld (1910).
            Später entstanden weitere interkonfessionelle Anstalten: das Frauenseminar für soziale
            Berufsarbeit in Frankfurt/M. (1913), die Wohlfahrtsschule der Stadt Köln (1915)“ (Salomon 1917).
         

         Einen Abschluss findet diese Aufbauphase von sozialen Ausbildungen, v. a. für Frauen,
            im Bereich der SozPäd/SozArb in dem Preußischen Ministerialerlass von 1911 und der
            dort geregelten staatlichen Abschlussprüfung für Kindergärtnerinnen und für Jugendleiterinnen
            (der Vorläuferausbildung im Bereich Sozialpädagogik), in der staatlichen Anerkennung
            der Prüfungsordnung für Hortnerinnen in Preußen 1915, in der Gründung der „Konferenz
            Sozialer Frauenschulen Deutschlands“ im Jahre 1917 (dem heutigen Fachbereichstag Soziale
            Arbeit) sowie in den 1918 und 1920 nochmals neu geregelten Bestimmungen über die staatliche
            Prüfung von „Fürsorgerinnen“ bzw., wie sie ab 1920 hießen, „Wohlfahrtspflegerinnen“
            (Mayer-Kulenkampff 1928).
         

         Durch diese Prüfungsordnung wurden die Ausbildungsaktivitäten im Bereich der Fürsorge
            und der SozPäd/SozArb neu geordnet und entscheidend stabilisiert: Nach einer zweijährigen
            A. und bestandener Prüfung an einer Wohlfahrtsschule sowie nach Bewährung in einem
            anschließenden Berufsjahr wurde die staatliche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin
            ausgesprochen (Salomon 1927). Das damit implementierte Ausbildungsmuster sollte die
            spätere Entwicklung in der SozPäd/SozArb dauerhaft prägen: eine fachlich ambitionierte
            A. außerhalb der Universitäten, zunächst nur für Frauen angeboten und bis heute überwiegend
            von Frauen nachgefragt, mit einem formalisierten Berufsübergang – dem Berufsanerkennungsjahr –,
            an dessen Ende die „staatliche Anerkennung“ steht. Ab 1931 wurde dieses Muster einer
            nichtakademischen, zweijährigen A. mit einem sich daran anschließenden berufspraktischen
            Jahr im sozialen Bereich zur reichseinheitlichen Ausbildungsform.
         

         Nach dieser Phase des Aufbaus mit einer damit einhergehenden Stabilisierung und Konsolidierung
            der Wohlfahrtsschulen, die in der Weimarer Republik unterstützt wurde durch das Inkrafttreten
            des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes (RJWG) und dem damit einhergehenden partiellen
            Aufbau von kommunalen Jugendämtern ab Mitte der 1920er-Jahre (vereinzelt gab es diese
            schon vorher), erlitt das Ausbildungswesen für soziale Berufe ab 1933 einen herben Rückschlag und wurde in seiner Entwicklung massiv zurückgeworfen.
            Durch die Auflösung einzelner Wohlfahrtsschulen oder deren Umbenennung in „Nationalsozialistische
            Frauenschulen zur Volkspflege“ sowie durch die Entlassung mehr oder minder großer
            Teile des (jüdischen) Lehrkörpers wurde vor allem die gewachsene Identität der sozialen
            Frauenschulen zerstört und durch eine „nationalsozialistische Geisteserhaltung“ ersetzt
            (Soziale Arbeit im Nationalsozialismus). Sozialpolitik, Soziologie und Psychologie verschwanden aus den Lehrplänen ebenso wie allgemeinbildende, theoretische und historische
            Anteile. Pflegende Tätigkeiten und eine ideologisierte Familienorientierung wurden
            zu neuen Maßstäben einer nationalsozialistischen Volkspflege; die Anbindung des Jugendamts an die Gesundheitsämter und die Unterordnung der „Volkspflege“ unter ärztliche Regie verstärkten den Prozess
            einer sozialpädagogischen Entfachlichung und einer größeren Distanz zu den theoretisch-wissenschaftlichen
            Ausbildungsanteilen der ehemaligen Wohlfahrtsschulen. Diese Akzentverlagerungen sollten
            Auswirkungen bis weit in die 1950er-Jahre hinein haben (Sachße/Tennstedt 1992).
         

         Nach dem Zusammenbruch der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft kam es im
            Bereich der SozPäd/SozArb in Teilen der ehemaligen Bundesrepublik nach und nach zu
            einer Reorganisation der A., wobei ab den frühen 1950er-Jahren auch Einflüsse der
            amerikanischen SozArb zum Tragen kamen. Nach einer anhaltenden Diskussion um die Aufwertung
            der bundesdeutschen SozArb im Horizont der internationalen Entwicklungen wurde 1958
            eine Weiterentwicklung und Vereinheitlichung der A. beschlossen und zwischen 1959
            und 1964 – mit Auftakt in NRW – in allen Bundesländern außer in Baden-Württemberg
            eingeführt. Das modifizierte Konzept sah nunmehr eine dreijährige vollzeitschulische,
            also um ein Jahr verlängerte A. an den neu eingeführten „Höheren Fachschulen“ sowie
            ein viertes berufspraktisches Jahr vor, ebenfalls in Regie der Ausbildungsstätten.
            Aus den ehemaligen Wohlfahrtsschulen wurden Höhere Fachschulen für Sozialarbeit, aus
            den Wohlfahrtspflegern und -pflegerinnen der Nachkriegsjahre wurden „graduierte Sozialarbeiter/innen“.
            Mit dieser modernisierten Grundstruktur waren die Weichen für einen weiteren Aufstieg
            und ein verbessertes Image der A. für SozArb gestellt.
         

         Einen ähnlichen Verlauf nahm die Entwicklung der einstigen Jugendleiter-Ausbildung
            zur späteren SozPäd. Lange Zeit handelte es sich bei dieser ab 1911 staatlich geregelten
            Ausbildung um einen einjährigen Weiterbildungskursus für examinierte Kindergärtnerinnen
            im Anschluss an eine mindestens ein-, ab 1929 dann zweijährige Berufstätigkeit. Ziel war die Befähigung, einen Kindergarten,
            einen Hort, ein Kinderheim o. ä. zu leiten. Ende der 1940er-Jahre wurde diese Ausbildung
            auf 1,5 Jahre und ab Mitte der 1950er-Jahre dann auf 2 Jahre verlängert. In dieser
            Zeit wurden zudem die Weichen für eine grundsätzliche Neukonzipierung der Ausbildung
            gestellt – jenseits einer Zusatzqualifikation für Kindergärtnerinnen im Anschluss
            an ihre A. und einer zwischenzeitlichen Berufstätigkeit. In Verknüpfung mit der damals
            noch eigenständigen und nichtstaatlich geregelten Heimerzieherausbildung, die seit
            Wichern eine vor allem innerkirchliche Entwicklung hinter sich hatte, wurde ab Mitte
            der 1960er-Jahre in einzelnen Bundesländern die Ausbildung für Jugendleiter/innen
            schrittweise ebenfalls zu einer vierjährigen Ausbildung angehoben (3 Jahre Schule
            plus einjährigem Berufsanerkennungsjahr) an den – wie sie inzwischen analog zur Sozialarbeit
            hießen – „Höheren Fachschulen für Sozialpädagogik“ mit dem Abschluss „Sozialpädagoge
            (grad.)“.
         

         Doch damit war das Ende der Entwicklung noch nicht erreicht. Nur wenige Jahre später,
            zu Beginn der 1970er-Jahre, wurden in der Bundesrepublik mit der Gründung von Fachhochschulen
            und der Überführung der erst kurz zuvor aufgewerteten Ausbildungen für Sozialarbeit
            und Sozialpädagogik die damals noch getrennten Fachgebiete SozPäd/SozArb in diesem
            Zuge in das tertiäre Bildungssystem überführt und damit deren Attraktivität nochmals
            deutlich gesteigert sowie eine nunmehr akademische Ära eingeleitet. Mit der Überführung
            der A. an Höheren Fachschulen in neu aufgebaute Fachbereiche für Sozialwesen an den
            FHs ab 1971 erreichten diese A. ihren vorläufigen Abschluss, wobei sich SozPäd und
            SozArb organisatorisch und statusmäßig wie nie zuvor annäherten. In den Folgejahren
            kam es zu einem starken institutionellen Ausbau und zu vielen Neugründungen von Fachhochschulen
            mit eigenen Fachbereichen und Studiengängen in SozPäd und SozArb, die im Laufe der
            1990er-Jahre vielerorts zu gemeinsamen Fachbereichen zusammengelegt wurden.
         

         Fast zeitgleich mit der Errichtung der Fachhochschulen kam – nach einer längeren akademischen
            Vorgeschichte (Gängler 1994) – eine weitere akademische sozialpädagogische Studiengangsvariante
            an Universitäten, Gesamthochschulen und Pädagogischen Hochschulen, damals zusammengefasst
            als Wissenschaftliche Hochschulen, hinzu: Im Rahmen des neu eingeführten Diplomstudiengangs
            Erziehungswissenschaft wurde ab Anfang der 1970er-Jahre eine eigene Studienrichtung
            Sozialpädagogik angeboten, um die Arbeitsfelder und das Aufgabengebiet der SozPÄd/SozArb
            mit hochqualifizierten Fachkräften des höheren Dienstes auf universitärer Ebene abzudecken
            (Rauschenbach 2002; Otto/Rauschenbach 2002).
         

         Damit waren die Koordinaten der Reform im Grunde genommen abgesteckt. Doch mit der
            Bologna-Reform wurde nach der Jahrhundertwende allerdings eine weitere und vorerst
            letzte Ära eingeleitet. Als eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende Voraussetzung
            erwies sich diese Reform als Beginn eines weichenstellenden Transformationsprozesses
            der europäischen Hochschullandschaft. Im Zuge der Angleichung des europäischen Hochschulraums
            wurde Ende der 1990er-Jahre dahingehend politisches Einvernehmen erzielt, dass die
            bisherigen Hochschulabschlüsse (Diplom und Magister, zum Teil auch Staatsexamina)
            hierzulande auf ein neues, zweistufiges Studienmodell mit Bachelor- und Masterabschlüssen
            umgestellt werden sollten.
         

         Mit dieser Neuerung eines zweistufigen Studienkonzeptes, das hierzulande schrittweise
            vor allem in den 2000er-Jahren als neues Studienmodell vollzogen wurde – sowie durch
            die nachgelagerte Einführung von Akkreditierungsagenturen als neue, ministeriumsferne
            Genehmigungsinstanz von Studiengängen, die im Dezember 1998 durch die KMK beschlossen
            wurden –, erhöhten sich unverkennbar die Optionen, im Zuge der generellen Umstellung
            der Studienabschlüsse und ihrer Zulassungsverfahren auch neue und andere Studiengangsprofile
            zu implementieren. Deutlich beflügelt hat diesen Prozess auch der Wissenschaftsrat
            mit seinen wegweisenden Empfehlungen zur künftigen Entwicklung der Fachhochschulen
            (Wissenschaftsrat 2002). Alle drei Maßnahmen trugen wesentlich dazu bei, dass es deutlich
            einfacher wurde, neue Studiengänge zu beantragen und die Hochschullandschaft neu zu
            justieren und auszubauen. Mit der Einführung ranggleicher BA-/MA-Studiengänge an HAWs
            und Universitäten wurde auch der Prozess einer stärkeren Angleichung dieser beiden
            Hochschultypen befördert.
         

         Aktuelle Ausbildungslandschaft

         Heutzutage stellt sich die Ausbildungslandschaft in der SozPäd/SozArb so dar, dass
            an Berufsfachschulen und Fachschulen weiterhin einschlägige Berufsausbildungen angeboten
            werden, während es im Hochschulbereich verschiedene Studiengänge an Fachhochschulen/HAWs,
            Dualen Hochschulen und Universitäten gibt.
         

         Erzieher:innen: An 693 sozialpädagogischen Fachschulen (53 % in frei-gemeinnütziger und privatgewerblicher,
            47 % in öffentlicher Trägerschaft) wurden im Schuljahr 2021/22 rund 33.500 Erzieher:innen
            erfolgreich ausgebildet, ganz überwiegend Frauen (Rauschenbach/Hartwich 2024). Erzieher:innen
            bilden bis heute die mit Abstand größte Berufsgruppe – und dies nach ihrem starken
            Wachstum im letzten Jahrzehnt mehr denn je. Diese werden auf der Basis eines mittleren
            Schulabschlusses an Fachschulen für Sozialpädagogik (in Bayern: Fachakademien) in
            einer i. d. R. zweijährigen vollzeitschulischen Phase sowie einem anschließenden berufspraktischen
            Anerkennungsjahr qualifiziert (Additive 2+1-Ausbildung) (Janssen 2011). In einer modifizierten
            Ausbildungsvariante wird die berufspraktische Phase bereits in die Ausbildung integriert,
            wodurch das zusätzliche Anerkennungsjahr entfällt (Integrierte zweijährige Ausbildung).
         

         Neuere Ausbildungsmodelle verbinden seit einigen Jahren zudem Berufspraxis und schulische
            Ausbildungsanteile auch vertraglich und vergüten diese in sog. praxisintegrierten
            Ausbildungen (PiA) (König/Kratz/Stadler 2018). Da es sich bei Erzieher:innen berufssystematisch
            dem Grunde nach um eine Zweitausbildung handelt, der eine erste Ausbildung oder anderweitige
            anrechenbare Leistungen vorausgehen, kann die gesamte Ausbildungsphase, je nach schulischer
            Vorbildung und landesspezifischer Regelung, bis zu vier oder fünf Jahre dauern (Gessler/Hanssen/Uihlein 2018).
            Grundlage der Erzieher:innenausbildung ist nach wie vor die 2002 in Kraft getretene
            Rahmenvereinbarung der Kultusministerkonferenz (KMK), die im Anschluss an eine stärkere
            Kompetenzorientierung ab den 2010er-Jahren im Jahr 2020 in einem Rahmenlehrplan neu
            geordnet wurde.
         

         Kinderpfleger:innen/Sozialassistent:innen: Zuletzt konnten im Schuljahr 2021/22 knapp 5.500 Abschlüsse für Kinderpflege an
            234 Berufsfachschulen in acht Bundesländern erfolgreich gezählt werden; Männer sind
            hierbei so gut wie nicht zu finden (Autorengruppe Fachkräftebarometer 2023). Zugangsberechtigt
            zu dieser zweijährigen A. sind junge Menschen mit einem Hauptschulabschluss. Bei relativ
            vergleichbaren Rahmenbedingungen wird seit gut einem Jahrzehnt zudem eine A. zur Sozialassistenz
            bzw. zur sozialpädagogischen Assistenz an 467 Berufsfachschulen in 13 Bundesländern
            angeboten (Autorengruppe Fachkräftebarometer 2023). 2021/22 schlossen diese A. etwa
            16.600 Personen ab (Rauschenbach/Hartwich 2024). Allerdings wird von diesen ein Großteil
            entweder außerhalb des Sozialwesens tätig (z. B. in der Pflege) oder durchläuft die
            A. zur Sozialassistenz lediglich als erste Phase für eine anschließende, verkürzte
            Erzieher:innenausbildung. Bis heute ist umstritten, inwieweit Kinderpflege und Sozialassistenz
            unter fachlichen Gesichtspunkten als ein ausreichend qualifizierende A. betrachtet
            werden können. Zu großen Teilen werden jedoch vor allem Kinderpfleger:innen in den
            entsprechenden Bundesländern in den Kitas als Zweit- bzw. Ergänzungskräfte eingesetzt.
         

         Altenpfleger:innen: Nach einer Entscheidung des BVerfG vom Oktober 2002 trat am 01.08.​2003 erstmals
            eine bundeseinheitlich geregelte Altenpflegeausbildung in Kraft (Altenpflegegesetz).
            Diese A. an Fachschulen dauerte vom Grundsatz her drei Jahre, konnte ohne Mindestalterbegrenzung
            begonnen werden und war als Erstausbildung möglich. Während der gesamten Ausbildungszeit
            bestand ein Anspruch auf Ausbildungsvergütung. Inhaltlich ließ sich bei dieser A.
            bereits eine stärkere Hinwendung zu medizinisch-pflegerischen Aufgaben erkennen (Altenhilfe, Altenarbeit), was u. a. auch darin zum Ausdruck kam, dass die Altenpflege in der reformierten
            Klassifikation der Berufe inzwischen nicht mehr den sozialen Berufen, sondern den Gesundheits- und Pflegeberufen zugerechnet wird.
         

         Die zuvor im Altenpflege- und im Krankenpflegegesetz getrennt geregelten Pflegeausbildungen
            wurden seither in einem Gesetz für Pflegeberufe zusammengeführt. Das Pflegeberufereformgesetz
            hat zum 01.01.2020 das Altenpflegegesetz und das Krankenpflegegesetz abgelöst. In
            diesem Gesetz wird u. a. eine dreijährige berufliche A. in Vollzeitform mit dem Abschluss
            „Pflegefachfrau/Pflegefachmann“ geregelt. Alle Auszubildenden erhalten zwei Jahre
            lang eine gemeinsame, generalistisch-ausgerichtete A., in der sie einen Vertiefungsbereich
            in der praktischen A. wählen. Auszubildende, die als Vertiefung den Bereich Altenpflege
            wählen, haben ein Wahlrecht: Sie können im dritten Ausbildungsjahr die generalistische
            A. mit dem Abschluss „Pflegefachfrau/-mann“ fortsetzen oder eine Spezialisierung mit
            dem Abschluss „Altenpfleger/in“ oder „Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in“ wählen
            (www.bmbfsfj.de (12.12.2025)). Voraussetzung für den Zugang zur A. ist i. d. R. ein mittlerer Schulabschluss
            oder aber ein Hauptschulabschluss in Verbindung mit einer zuvor erfolgreich abgeschlossenen
            zweijährigen Berufsausbildung. Neben der beruflichen Pflege wird im Pflegeberufegesetz
            zugleich auch ein hochschulisches Pflegestudium geregelt.
         

         Sozialpädagog:innen, Sozialarbeiter:innen: In den 1980er-Jahren schlossen an den damals knapp 60 Fachhochschulen
            und Gesamthochschulen (mit FH-Studiengängen) etwa 7.000 Diplom-Sozialpädagoginnen/Sozialarbeiterinnen
            (FH) pro Jahr, mehrheitlich ebenfalls Frauen, ihr 6- bis 7-semestriges Studium ab,
            das entweder mit einem Berufsanerkennungsjahr abschloss oder zwei integrierte halbjährige
            Praktika enthielt (ein- oder zweiphasiges Studium). Bis zur zweiten Hälfte der 1990er-Jahre
            stiegen diese Zahlen bis auf ca. 8.500 Abschlüsse. Ab Anfang des neuen Jahrhunderts
            wurden im Rahmen des Bologna-Prozesses die Diplomstudiengänge in SozArb sukzessive
            durch eine Bachelor-Master-Struktur ersetzt. Nach einem ersten Anstieg ab 2008 auf
            10.000 bis 11.000 Abschlüsse erreichte die Bachelor-Studiengänge in SozArb an den
            HAWs zuletzt im Jahr 2021/22 eine Größenordnung von mehr als 15.500 Absolvent:innen
            (Rauschenbach/Hartwich 2024). Das sind erheblich mehr als im Diplom-Zeitalter. Dafür
            sind vor allem zwei Gründe verantwortlich: Zum einen fällt auf, dass sich die Anzahl
            der HAWs, die Studiengänge in SozArb anbieten, nach der Umstellung auf Akkreditierungsagenturen
            mit rund 120 Standorten nahezu verdoppelt haben. Zum anderen zeigt sich, dass zuletzt
            vor allem die Anzahl der erfolgreichen Studienabschlüsse bei den privaten HAWs bzw.
            in berufsbegleitenden, dualen oder Fernstudiengängen ungewöhnlich stark zugenommen
            hat.
         

         Darüber hinaus bieten die HAWs inzwischen auch eine Vielzahl an Master-Studiengängen
            rund um die Soziale Arbeit an. Hierbei sind konsekutive Masterstudiengänge von sogenannten
            weiterbildenden Masterstudiengängen zu unterscheiden, die meist als (kostenpflichtige)
            Zusatz-, Ergänzungs- oder Aufbaustudiengänge in Zertifikatsform angeboten werden. Die Hochschulrektorenkonferenz
            weist in ihrem „Hochschulkompass“ für das Wintersemester 2024/25 weit mehr als 100
            Masterstudiengänge im weiteren Bereich der SozArb aus, davon die Mehrzahl in konsekutiver
            Form, die auf einem BA-Abschluss aufbauen. Darunter befinden sich inzwischen auch
            spezialisierte Masterabschlüsse, etwa im Bereich der Therapie und Beratung, der Gerontologie
            oder des Managements (Psychotherapie, Beratung und Gesprächsführung, Geriatrie, Sozialmanagement). Mit knapp 2.200 Abschlüssen im Jahr 2021/22 ist die Zahl der Masterabschlüsse zuletzt
            zwar deutlich gestiegen, wobei die Übergangsquote in einen Masterstudiengang an den
            HAWs bei einem Anteil von unter 20 % lag.
         

         Kindheitspädagog:innen: Seit nunmehr 20 Jahren werden darüber hinaus auch Hochschulstudiengänge der Kindheitspädagogik
            angeboten (Pädagogik der frühen Kindheit). An rund 60 Hochschulstandorten werden – je nachdem, was dazugerechnet wird – 76
            kindheitspädagogische Bachelor-Studiengänge angeboten, davon 10 an den Pädagogischen
            bzw. Dualen Hochschulen in Baden-Württemberg sowie einigen Universitäten; inzu kommen
            noch 14 Master-Studiengänge. Der anfänglich sprunghafte Ausbau der Studiengänge ist
            mittlerweile in eine Phase der Konsolidierung übergegangen, bei der keine große Dynamik
            mehr erkennbar ist. Bei den Bachelor-Studiengängen gibt es unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen:
            Rund 20 % der Studiengänge setzen eine abgeschlossene Erzieher:innenausbildung und
            ggf. einschlägige Berufserfahrung voraus, alle anderen Studiengänge können auch ohne
            vorhergehenden Berufsabschluss mit einer fachgebundenen Hochschulreife studiert werden.
         

         Die ersten Absolvent:innen eines kindheitspädagogischen Studiengangs schlossen ihr
            Studium im Sommer 2007 ab. Verglichen mit den Abschlüssen bei den Erzieher:innen und
            der Sozialen Arbeit handelt es sich hierbei bis heute um eine geringe Anzahl an Fachkräften,
            die in diesen Studiengängen ausgebildet werden. 2021/22 schlossen der Hochschulstatistik
            zufolge knapp 1.800 Studierende dieses Studium erfolgreich ab. Neben den neu geschaffenen
            kindheitspädagogischen Studiengängen werden an einzelnen Universitäten auch Studiengänge
            zur Pädagogik der frühen Kindheit angeboten, die u. a. auch den Zugang zum Lehramt
            an berufsbildenden Schulen, vor allem an den sozialpädagogischen (Berufs-)Fachschulen eröffnen.
         

         Erziehungswissenschaftler:innen: An den Universitäten beendeten Anfang der 1990er-Jahre jährlich ca. 1.700 Diplom-Pädagog:innen
            ihr achtsemestriges Studium, davon die Mehrheit in der Studienrichtung Sozialpädagogik
            (Erziehungswissenschaftliche Sozialpädagogik). Diese Größenordnung verdoppelte sich ab der Jahrhundertwende auf über 3.500 Diplom-Abschlüsse,
            zu denen noch einmal rund 700 Absolvent:innen im Magisterstudiengang Erziehungswissenschaft
            hinzukamen (Krüger/Rauschenbach 2004). Nach der Umstellung auf eine BA/MA-Studienstruktur
            wurden an den Universitäten – im Zusammenspiel mit den auslaufenden Diplom- und Magisterstudiengängen –
            ab Anfang der 2010er-Jahre neue Höchstwerte jährlich zwischen 8.000 und 9.500 Abschlüssen
            insgesamt erreicht. Nach 2017 hat sich diese Größenordnung – mit dem Auslaufen der
            Diplomabschlüsse – bis 2021/22 wieder auf knapp 5.300 BA- und 2.400 Master-Abschlüsse
            verringert (Autorengruppe Fachkräftebarometer 2023).
         

         Dies macht deutlich, dass auch an den Universitäten die neueren, kürzeren BA-Studienformate
            inzwischen ein deutliches Übergewicht gegenüber den Master-Abschlüssen gewonnen haben:
            Die Übergangsquote in das Masterstudium lag hier zuletzt bei rund 40 %. Zugleich deuten
            die jüngsten Anfänger:innenzahlen aber auf einen zu erwartenden weiteren Rückgang
            bei den universitären Studiengängen hin. Das aber hieße, dass die Umstellung auf ein
            BA/MA-Studiengangskonzept dazu geführt hat, dass die erziehungswissenschaftlichen
            Studiengänge an den Universitäten ebenso wie in der SozArb an den HAWs vor allem in
            Bachelor-Studiengängen nachgefragt werden. Insofern streben die jungen Menschen gegenwärtig
            eher ein professionsbezogenes Qualifizierungskonzept an, das die stärker wissenschaftlich
            und forschungsbezogen ausgerichteten Master-Studiengänge für sie offenkundig weniger
            attraktiv macht.
         

         Perspektiven

         Seit Beginn der 1990er-Jahre hat sich – nicht zuletzt durch die Ausweitung der Ausbildungslandschaft
            in Ostdeutschland – das Spektrum und der Stellenwert der A. in SozPäd/SozArb auf den
            verschiedenen Ausbildungsstufen merklich verändert. Vor allem lässt die Entwicklung
            der aufaddierten Gesamtausbildungszahlen in den letzten zwei Jahrzehnten aufhorchen:
            Haben im Jahr 2010 noch etwa 55.000 junge Menschen eine berufliche oder akademische
            sozialpädagogische A. abgeschlossen, so erhöhte sich dieser Wert bis zum Jahr 2016
            auf rund 70.000, um dann bis 2021/22 auf einen vorläufigen Höchstwert von 78.000 erfolgreichen
            Abschlüssen zu steigen (Rauschenbach/Hartwich 2024). Auch wenn mit dieser Größenordnung
            das unmittelbar verfügbare Potenzial für den Arbeitsmarkt für soziale Berufe deutlich
            überschätzt wird, da ein Teil dieser jungen Menschen im Laufe der Jahre zwei (oder
            mehr) Abschlüsse vorweisen kann – z. B. Kinderpfleger:in und Erzieher:in, Erzieher:in
            und Kindheitspädagog:in –, so belegt diese Entwicklung nichtsdestotrotz den gewachsenen
            Stellenwert des sozialpädagogischen Ausbildungsmarkts: Im Schnitt, so lässt sich bilanzieren,
            kann inzwischen fast jeder zehnte junge Mensch eines Jahrgangs und damit ein erstaunlich
            hoher Anteil einen sozialpädagogischen Abschluss vorweisen.
         

         Durch die stark gewachsene Branche der sozialen Berufe hat sich auch die Akzeptanz und die Bedeutung dieser Ausbildungsberufe verändert.
            Heutzutage gehören sie für junge Frauen zu den am stärksten nachgefragten Qualifizierungsangeboten
            in ihren beruflichen und akademischen Varianten. Da der Arbeitsmarkt für Sozial- und
            Erziehungsberufe bis in die jüngste Zeit permanent expandiert ist, haben seit einigen
            Jahren die Schwierigkeiten zugenommen, dieser steigenden Nachfrage nach Fachkräften
            der SozPäd/SozArb gerecht zu werden. Der Preis des Erfolgs ist gegenwärtig ein struktureller
            Fachkräftemangel in Westdeutschland (Rauschenbach/Hartwich 2024).
         

         Dieser seit Jahren prekärer werdende soziale Arbeitsmarkt hat auch erwartbare Rückwirkungen
            auf die sozialpädagogische Ausbildungslandschaft nach sich gezogen. So lassen sich
            unterschiedliche Reformvorhaben und Bestrebungen beobachten, die das Ziel verfolgen,
            eine Absenkung der Ausbildungszahlen zu verhindern oder sogar einen weiteren Anstieg
            zu erreichen. Zu diesen Bemühungen gehören im letzten Jahrzehnt die Ausweitung der
            Ausbildungskapazitäten (Zuwachs an Ausbildungsstätten) ebenso wie die Flexibilisierung
            der vollzeitschulischen Fachschulausbildungen für Erzieher:innen auf vergütete und
            stärker praxisintegrierte PiA-Varianten. Dazu gehört aber auch die Diversifizierung
            der Hochschulstudiengänge, sei es als Fernstudiengang, in berufsbegleitender, Teilzeit-
            oder in dualer Form, was vor allem den privaten Hochschulen zugutekam und dort zu
            starken Zuwächsen geführt hat. Und dazu gehören schließlich auch die wiederholten
            Versuche, die Ausbildungslandschaft „nach unten“ im Bereich der beruflichen Erstausbildung
            für neue Qualifizierungswillige auf der Ebene der dualen, beruflichen Ausbildung (nach
            BBiG), also ohne obligatorischen Schulabschluss, für Quereinsteigende – Berufswechselnde
            wie schulisch gering qualifizierte Personen – zu öffnen (Fuchs-Rechlin/Rauschenbach 2019b).
         

         Unter dem immensen Druck des Fachkräftemangels und des fehlenden Personals auf dem
            Arbeitsmarkt sehen sich politisch Verantwortliche immer stärker veranlasst, derartige
            Seiten- und Auswege im Qualifizierungssystem zu initiieren, die jedoch von Seiten
            der Fachwelt als fachlich unzulänglich und für die gesellschaftliche Akzeptanz des
            Sozialwesens geradezu kontraproduktiv kritisiert werden, da sie eher zu einer Abwertung
            der sozialen Berufe und der sozialen A. und zu einer Deprofessionalisierung des gesamten
            Sozialwesens beitragen. Im Rahmen der Hochschulstudiengänge zeichnet sich ebenfalls
            eine deutliche Akzentsetzung ab, da dort vor allem BA-Studiengänge nachgefragt werden,
            während Master-Abschlüsse, die den traditionellen Universitätsstudiengängen entsprechen,
            nur von einer Minderheit angestrebt werden. Demzufolge dominiert auch in den Hochschulstudiengängen
            vor allem eine starke Berufsorientierung gegenüber der wissenschaftlichen Ausrichtung
            („employability“). (Professionalisierung)
         

         Aufgrund dieser unterschiedlichen Entwicklungen erodieren die Grenzen und formalen
            Hierarchien zwischen Fachhochschulen/HAWs und Universitäten einerseits und zwischen
            Fachschulen und Hochschulen im Lichte des Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) andererseits
            (Berth et al. 2013). Es bleibt im Lichte dieser Entwicklungen abzuwarten, wie sich
            das Verhältnis der beruflichen zur akademischen Ausbildungslandschaft möglicherweise
            neu justiert und welche hochschulpolitischen Konsequenzen die Angleichungsprozesse
            von HAWs und Universtäten noch nach sich ziehen werden.
         

         Solange die Ausbildungslandschaft den Druck fehlender, gut ausgebildeter sozialer
            Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt zu spüren bekommt und die Auszubildenden stark nachgefragt
            werden, wird die Anpassungsbereitschaft an die bestehende Fachpraxis hoch sein. Die A.
            in den sozialen Berufen haben im letzten Jh. den langen Weg eines mühsamen Aufstiegs, einer internen Ausdifferenzierung
            und einer qualitativen Reform hinter sich gebracht. Dabei haben sie in der Ausbildungslandschaft
            erheblich an Bedeutung und aufgrund ihres deutlichen zahlenmäßigen Anstiegs auch an
            politischem Gewicht gewonnen. Die damit einhergehende Fachlichkeit und Professionalität
            sowie die Reform- und Innovationsfähigkeit auch in Zukunft zu gewährleisten, ohne
            sich in ungeprüften und vorschnellen Modifikationen und Modernisierungen der Ausbildungslandschaft
            zu verlieren, ohne das erreichte fachliche Niveau der A. abzusenken, wird eine zentrale
            Herausforderung der nächsten Jahre und Jahrzehnte sein.
         

         Thomas Rauschenbach
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         Ausländer_innen, Migrant_innen
         

         A. sind Personen, die nicht die inländische Staatsangehörigkeit besitzen. Darunter
            fallen auch Personen, die gar keine Staatsangehörigkeit besitzen und somit als staatenlos
            gelten. Ausländer_innen haben in der Regel nicht die gleichen Rechte wie Inländer_innen.
            Am deutlichsten wird dies am Fall politischer Rechte, insbesondere des Wahlrechts,
            von dem A. größtenteils ausgeschlossen sind. Ausnahmen bestehen in einigen Bundesländern
            auf kommunaler und regionaler Ebene, insbesondere bei sog. EU-Ausländer_innen. In
            einigen Bereichen sind A. Inländer_innen rechtlich aber auch gleichgestellt. Dies
            gilt z. B. hinsichtlich verschiedener sozialer und ziviler Rechte. In der Migrationsforschung
            hat sich hierfür der englische Begriff der denizens etabliert, der Zugewanderte beschreibt,
            die nicht von allen Rechten ausgeschlossen sind, aber auch nicht dieselben Rechte
            besitzen wie Inländer_innen. Zugewanderte, die seit einer gewissen Zeit in dem Einwanderungsland
            leben, haben unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit sich einbürgern zu lassen
            und somit zu Staatsbürger_innen ihres neuen Landes zu werden.
         

         In Verwaltungen wurden Eingewanderte ursprünglich ausschließlich anhand des Merkmals Inländer_in
            vs. Ausländer_in erfasst. Durch die Einbürgerung wechselten die Eingebürgerten von
            der Gruppe der Ausländer_innen in die Gruppe der Inländer_innen (in Deutschland in
            die Gruppe der Deutschen). Damit verschwand statistisch gesehen die Tatsache, dass
            diese Menschen eine Migrationserfahrung in ihrer Biografie aufweisen, und sie waren
            von Menschen, die selbst oder deren Eltern niemals migriert waren, nicht mehr zu unterscheiden.
            Diesbezüglich ist insbesondere die Gruppe der sog. Aussiedler_innen zu nennen, die
            unmittelbar nach ihrer Einreise nach Deutschland die deutsche Staatsangehörigkeit
            erhielten. Damit wurden sie statistisch nicht mehr als Migrant_innen identifiziert,
            obschon sie soziologisch betrachtet eher dieser Gruppe zugeordnet werden können, da
            sie ähnliche Voraussetzungen und Herausforderungen aufwiesen. Um die Gruppe derjenigen,
            die nach Deutschland eingewandert sind, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit beschreiben
            zu können, spricht man allgemein von Migrant_innen, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit.
         

         Migrationshintergrund

         Für statistische und wissenschaftliche Zwecke wurde 2005 (im Rahmen der jährlichen
            Mikrozensus-Erhebung) der Begriff des Migrationshintergrundes eingeführt (Will 2016).
            Heute wird der Begriff folgendermaßen definiert: „Eine Person hat einen Migrationshintergrund,
            wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit
            geboren wurde.“ (Stat. BA 2024)
         

         Die Definition umfasst folgende Personen:

         
            	
               zugewanderte und nicht zugewanderte A.;

            

            	
               zugewanderte und nicht zugewanderte Eingebürgerte;

            

            	
               (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler;
               

            

            	
               mit deutscher Staatsangehörigkeit geborene Nachkommen der drei zuvor genannten Gruppen.

            

         

         Dieser ursprünglich für statistische Zwecke entstandene Begriff, hat sich auch im
            alltäglichen Sprachgebrauch durchgesetzt. Er ist umstritten, weil er häufig von Betroffenen
            als stigmatisierend wahrgenommen wird und im Gegensatz zum statistischen Gebrauch
            im alltäglichen Umgang keine zeitliche bzw. generationelle Begrenzung hat. Im Gegensatz
            zu der statistischen Definition, die M.-Enkelkinder-Generation nicht mehr als Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund erfasst, hat sich
            der Begriff im Sprachgebrauch abgekoppelt. Es werden also auch noch Enkel- oder gar
            Urenkelkinder von M. als Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund beschrieben,
            wobei sich die Frage aufdrängt, ab wann Personen vorbehaltslos als Deutsche anerkannt
            werden, ob dieser Begriff dieser Anerkennung gar im Weg steht. Insbesondere für die
            Diskriminierungs- und Rassismusforschung bedarf es anderer Konzepte (El-Mafaalani 2023).
         

         Staatsangehörigkeit und Rechte

         Mit dem Zuwanderungsgesetz aus dem Jahr 2005 wurde auch die Migrationspolitik und Integrationspolitik insgesamt neu geordnet, was weithin als Paradigmenwechsel beschrieben wurde
            (Bendel/Borkowsi 2016). Eine Vielzahl von gesetzlichen Regelungen und Verordnungen
            beeinflussen heute die Position von M. in Abhängigkeit ihrer Staatsangehörigkeit und
            ihres Aufenthaltszwecks. Wichtige Gesetze sind das AufenthG, die Beschäftigungsverordnung,
            das AsylbLG (Ausländer- und Asylrecht), das Staatsangehörigkeitsgesetz, aber auch viele andere Regelungen wie z. B. die
            verschiedenen Teile des Sozialgesetzbuchs sind relevant. Ansprüche auf Sozialleistungen, Integrationskurse, Einreisevoraussetzungen
            etc. werden in den verschiedenen Gesetzen geregelt. Die Gesetze und deren Umsetzungen
            sind teilweise historisch gewachsen und für Außenstehende nicht immer einfach nachzuvollziehen.
            Dazu kommt, dass regelmäßig Änderungen und Anpassungen beschlossen werden. Verschiedene
            Organisationen haben übersichtliche Handreichungen für die Praxis herausgegeben, damit
            die teilweise komplexen, gegenseitig auf sich verweisenden Gesetzestexte nicht in
            jedem Einzelfall bis ins Detail nachvollzogen werden müssen (s. z. B. GGUA Flüchtlingshilfe
            oder der Paritätische Gesamtverband). Dazu kommt die Relevanz von Gerichtsurteilen
            für die Anwendung der Regelungen in der Praxis. Eine der wichtigsten Unterscheidungen
            ist die Unterscheidung zwischen EU-Staatsangehörigen und sog. Drittstaatsangehörigen,
            die auch die Einwanderungsmöglichkeiten bestimmen.
         

         Einwanderung aus der EU

         Schon im Vertrag zur Gründung der EWG wurde mit der freien Arbeitsplatzwahl der Grundstein
            für die Freizügigkeit gelegt und Bürger_innen der Mitgliedsstaaten durften zur Arbeitsaufnahme
            innerhalb der EWG/EU mit ihren Familien unbeschränkt umziehen. Für einen Aufenthalt
            von bis zu drei Monaten benötigen EU-Bürgerinnen und -Bürger sowie ihre Familienangehörige
            nur ein gültiges Ausweisdokument. Wenn ein Aufenthalt über drei Monate hinaus geht,
            besteht die Freizügigkeitsberechtigung weiter, wenn sich die Personen für die Arbeitssuche
            oder eine Ausbildung aufhalten, erwerbstätig sind oder einer selbstständigen Tätigkeit
            nachgehen, wenn sie erwerbslos sind, aber über ausreichende finanzielle Mittel und
            einen Krankenversicherungsschutz verfügen, wenn sie sich bereits fünf Jahre hier aufhalten
            und/oder Familienangehörige von anderen freizügigkeitsberechtigten Unionsbürgerinnen
            oder Bürgern sind (BAMF 2024). Die Freizügigkeit gilt neben den Mitgliedsländern der
            EU auch für Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz. In der Regel sind M.
            aus Mitgliedsstaaten der EU die größte Einwanderungsgruppe in Deutschland. Das Jahr 2022
            war aufgrund der Fluchtmigration aus der Ukraine eine Ausnahme: Es kamen etwas weniger
            als die Hälfte der Eingewanderten aus Staaten der EU, obwohl die absolute Zahl erneut
            gestiegen ist (BMI/BAMF (2024).
         

         Einwanderung aus Drittstaaten

         Alle Staatsangehörigen aus Ländern außerhalb der EU werden als Drittstaatsangehörige
            bezeichnet. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Fluchtmigration aus Krisengebieten
            und totalitären Regimen, die auch mit dem Begriff Gewaltmigration zusammengefasst
            wird (Flucht). Hierbei handelt es sich also um eine Migration, die alternativlos in Folge einer
            Nötigung zur Auswanderung erfolgt (vgl. Oltmer 2017). Neben dem Schutz aufgrund von
            individuellen Faktoren, wurde seit 2015 und 2016 vermehrt auch ein subsidiärer Schutzstatus
            erteilt, der geringere Rechte z. B. in Bezug auf den Familiennachzug beinhaltet. Wenn
            ein Asylantrag abgelehnt wird, wird häufig eine sogenannte Duldung ausgestellt, wobei
            es sich um keinen offiziellen Aufenthaltstitel handelt, es ist eine Art „Zwischenstatus“.
            Weitere wichtige Einwanderungsformen sind die Erwerbsmigration, Familienzusammenführung
            und die Migration zu Ausbildungszwecken (Sprachkurse, Berufsausbildung, Studium).
         

         In der Realität können mehrere Einwanderungsgründe parallel existieren, so kann ein
            Mensch zum Ehepartner bzw. zur Ehepartnerin nach Deutschland nachziehen, dort eine
            Ausbildung oder ein Studium aufnehmen und aus einem Krisengebet stammen. Für die Einwanderung
            ist allerdings der sog. primäre Einwanderungszweck ausschlaggebend, dafür wird ein
            Visumsantrag in den deutschen Auslandsvertretungen in den Herkunftsländern gestellt
            und nach der Einreise in Deutschland von den Ausländerbehörden ein Aufenthaltstitel
            erteilt. Dies gilt für alle Einwanderungswege außer der Fluchtmigration, da ein Asylantrag
            nur gestellt werden kann, wenn sich die Betroffenen bereits in Deutschland aufhalten.
            In Deutschland und der EU gilt in der Regel ein zwei- bzw. dreistufiges System: In
            einem ersten Schritt wird eine zeitlich befristete Aufenthaltserlaubnis ausgestellt,
            nach der Erreichung gewisser Fristen und weiterer Voraussetzungen kann ein unbefristeter
            Aufenthaltstitel ausgestellt werden (Niederlassungserlaubnis oder ein Daueraufenthalt EU),
            der bis auf das Wahlrecht eine weitreichende Gleichstellung mit deutschen Staatsangehörigen
            bedeutet. Nach der Erreichung von weiteren zeitlichen Fristen und anderen Voraussetzungen
            kann ein Antrag auf Einbürgerung gestellt und somit die deutsche Staatsangehörigkeit
            angenommen werden.
         

         Einbürgerung

         Über das Prinzip der Einbürgerung besteht die Möglichkeit die Staatsangehörigkeit
            des Einwanderungslandes anzunehmen. Hierzu gibt es unterschiedliche Verfahren und
            Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen. Das deutsche Einbürgerungsrecht war lange
            ausschließlich von dem sog. Ius-Sanguinis-Prinzip geprägt, das davon ausgeht, dass
            die deutsche Staatsangehörigkeit vor allem von den Eltern auf die Kinder „vererbt“
            wird. Aus dieser Auffassung ging auch die besondere Regelung für die oben genannten
            Aussiedler_innen hervor, die bei ihrer Einreise die deutsche Staatsangehörigkeit erhielten,
            weil sie deutscher Abstammung waren (für Details siehe Haug/Sauer 2007). Sie waren
            damit gegenüber anderen Einwanderergruppen, insb. Drittstaatsangehörigen, privilegiert,
            auch weil sie für die Einreise kein bestehendes Arbeitsplatzangebot vorweisen mussten.
            Insgesamt sind seit 1950 rund 4,5 Millionen (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler nach Deutschland eingereist (Panagiotidis 2018). Inzwischen wurde diese
            Regelung um das sog. Ius-Soli-Prinzip, einem Bodenprinzip, ergänzt, nach dem die Staatsbürgerschaft
            auch an Menschen vergeben wird, die auf dem Staatsboden geboren wurden oder schon
            lange darauf leben. Dieses Prinzip ist vor allem in den USA weit verbreitet.
         

         Mehrfache Staatsangehörigkeiten

         Eine weitere Diskussion bezieht sich auf die Akzeptanz von sog. Mehrfachstaatsangehörigkeiten.
            Hier wird deutlich, dass die Auffassung, man könne nur eine Staatsangehörigkeit besitzen
            und eine doppelte oder mehrfache Staatsangehörigkeit stehe der Identifizierung mit
            einem Land im Wege, in einer globalisierten Welt immer weniger haltbar ist. Dies hat
            in der Praxis zu einer Aufweichung der bisherigen Ius-Sanguinis-Regelungen und der
            Einführung einer Doppelstaatsangehörigkeit von Kindern geführt. Hiernach konnten in
            Deutschland geborene Kinder von ausländischen Eltern bis zum 21. Lebensjahr zwei Staatsangehörigkeiten
            besitzen, mussten sich jedoch bis zum Alter von 21 Jahren für eine Zugehörigkeit entscheiden.
            Im Juni 2024 ist diese Optionspflicht entfallen, die doppelte Staatsangehörigkeit
            wurde ermöglicht und die benötigte vorherige Aufenthaltsdauer zur Beantragung der
            deutschen Staatsangehörigkeit wurde verkürzt (BMI 2024).
         

         Abb. 1: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands seit 2010
         

         [image: Das Saldo von Zu- und Fortzügen ist zwischen 2010 und 2022 positiv, wobei in 2015 und 2022 mit 1,1 Mio. bzw. 1,4 Mio. Peaks zu beobachten sind.]
               Quelle: BMI/BAMF 2024, S. 18

               Abb. 2: Zuzüge von Drittstaatsangehörigen im Jahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr nach Aufenthaltstiteln,
                  Aufenthaltsgestattung und Duldung
               

            
         
         [image: Bei den Zuzügen von Drittstaatsangehörigen dominieren in 2022 humanitäre Gründe und Sonstige Gründe.]
               Quelle: BMI/BAMF 2024, S. 33

            
         
         Differenz und Offenheit

         Migration ist ein alltägliches und gleichzeitig vielgestaltiges Phänomen, das sehr
            unterschiedliche Menschen aus diversen Gründen betrifft und zu differenzierten Lebenslagen
            führt. Im Umgang mit M. ist es wichtig, sich bewusst zu machen, dass gewisse Gruppierungen
            oder Zuschreibungen auch immer mit einem politischen Interesse verbunden sind. Auch
            wenn Kategorien helfen, einen ersten Eindruck von der Situation einer Person zu bekommen
            und die rechtlichen Rahmenbedingungen zu erfassen, ist es wichtig, offen für die jeweils
            individuellen Umstände zu bleiben. M. sind von ganz eigenen Lebenswegen geprägt und
            für Herausforderungen müssen in der SozArb individuelle Lösungen und Unterstützung
            gefunden werden.
         

         Marlene Neumann, Uwe Hunger
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         Autonomie
         

         Begriff und Bedeutung für die Soziale Arbeit

         Autonomie ist ein Schlüsselbegriff heutiger Sozialer Arbeit und Ethik. Sie repräsentiert
            den Kern des Selbstverständnisses jedes Menschen, selbständige Entscheidungen über
            die eigene Lebensführung treffen zu können, sich darin in seinem Selbst zu bestimmen
            und so als Subjekt seiner Lebensgeschichte sein Menschsein zu verwirklichen. A. ist
            die Fundamentalnorm SozArb überhaupt. Deshalb findet sie sich in nationalen und internationalen
            Leitbildern SozArb (vgl. IFSW 2014) ebenso wie in den für Soziale Professionen einschlägigen
            Menschenrechtskonventionen (vgl. prominent UN-BRK Art. 3: „Achtung […] seiner individuellen
            A., einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen.“) SozArb steht
            deshalb unter dem normativen Anspruch, in ausnahmslos allen ihren Handlungsfeldern
            und professionellen Interventionen die A. ihrer adressierten Personen zu respektieren,
            zu schützen sowie aktiv zu deren Verwirklichung beizutragen und überhaupt erst zur
            A. zu befähigen.
         

         Allerdings weist der Begriff der A. eine beträchtliche semantische Spannweite auf.
            Mit A. verbinden sich seit der Antike die Eigenständigkeit einer Person sowie deren
            Wille zur Selbstbehauptung, notfalls sogar zur lebensbedrohlichen Widerständigkeit:
            Antigone, über die der Dichter Sophokles urteilt, dass sie „die einzige ist, die autonom
            lebt“ (Sophokles 442 v. Chr./2016, V 821), trotzt dem kategorischen Verbot König Kreons,
            ihren Bruder zu bestatten, nimmt sich dessen Leichnams an und stellt damit die schwesterliche
            Pflichtvorstellung über die kategorisch gebotene Staatsräson. Eine besonders wirkmächtige
            Pointierung erfährt A. in der Moralphilosophie Immanuel Kants: A. steht für die „Selbstgesetzlichkeit“
            des Menschen, die die Selbstzwecklichkeit seines Daseins als vernunftbegabtes Wesen
            schützt. Nur wenn der Mensch selbst („autos“) sich jenes Gesetz („nomos“) gibt, dem
            er sich in seinem Handeln bedingungslos unterstellen soll, wird er nicht zum bloßen
            Erfüllungsgehilfen eines ihm auferlegten Gesetzes, sondern wahrt seine Würde als eines
            Wesens der Freiheit. (vgl. Kant 1978)
         

         Von dieser transzendentalphilosophischen Bedeutung bei Kant unterscheidet sich das
            Verständnis von A., das heute in der angewandten Ethik (z. B. Medizinethik) wie in
            der Sozialen Arbeit vorherrscht. Hier steht A. für eine empirisch fassbare Kompetenz
            des einzelnen Menschen, über seine Handlungen und seine Lebensführung insgesamt selbst
            bestimmen zu können. Beides hängt zusammen: Die empirisch fassbare Fähigkeit zur Selbstbestimmung
            ist die notwendige Konsequenz menschlicher Selbstzwecklichkeit („Würde“). Wäre ein
            Mensch durch einen anderen fremdbestimmt, würde er zum bloßen Erfüllungsgehilfen („Mittel“)
            dieses ihn bestimmenden Willens eines Anderen reduziert und verlöre das Um-seiner-selbst-willen-Dasein,
            wie Selbstzwecklichkeit auf eine griffigere Formel gebracht werden könnte. Beides
            muss aber auch unterschieden werden: A. als Selbstbestimmung variiert über die ganze
            Lebensspanne des Menschen hinweg. Sie ist mal mehr, mal weniger vorhanden. A. als
            Selbstgesetzlichkeit (Kant) hingegen kommt jedem Menschen als moralischer Anspruch
            aus sich heraus zu – und zwar unabhängig davon, ob und in welchem Maße er aktuell
            in der Lage ist, Selbstbestimmung lebensgeschichtlich zu praktizieren (vgl. Lob-Hüdepohl 2019).
         

         Dimensionen und Konzepte

         A. als Selbstbestimmung kann weiterhin sehr unterschiedlich dimensioniert und konzipiert
            sein. Sie kann schon darin ausgemacht werden, dass ein Mensch in einer Situation einfach
            frei für sich entscheidet (vgl. Mill 1969). Diese minimalistische Konzeption ist von
            Harry Frankfurt durch ein zweistufiges Modell erweitert worden: Autonom handelt eine
            Person erst dann, wenn sie ihre aktuellen Handlungsoptionen im Lichte ihrer grundsätzlichen
            Lebensoptionen reflektiert und entweder bejaht oder verwirft (vgl. Frankfurt 2001).
            Diese Konzeption ist von Gerald Dworkin ausgestaltet worden: „Autonomy is conceived
            of as a second-order capacity of persons to reflect critically upon their first-order
            preferences, desires, wishes, and so forth and the capacity to accept or attempt to
            change these in light of higher-order preferences and values. By exercising such capacity,
            persons define their nature, give meaning and coherence to their lives, and take responsibility
            for the kind of person they are.“ (Dworkin 1988, S. 20) Die Selbstbestimmung wird
            nicht auf einen Akt punktueller Entscheidung reduziert. Sie steht vielmehr für eine
            Prozessfigur eines sich selbst vergewissernden Menschen, die grundsätzlich die ganze
            Spanne seines Lebens umfasst und in deren Verlauf er sich selbst in seiner personalen
            Identität etablieren und fortentwickeln kann.
         

         Freilich vollzieht kein Mensch diese Prozessfigur abgeschieden und allein. A. ist
            nie solipsistisch, sondern immer relational: im beziehungsreichen Austausch mit anderen
            Menschen wie auch in der Auseinandersetzung mit soziokulturellen Deutungs- und Handlungsmustern,
            gesellschaftlichen Erwartungshaltungen, Normalitätsvorstellungen usw. Alle diese Beziehungen
            können das persönliche Spektrum der Deutungs-, Entscheidungs- und Handlungsoptionen erweitern helfen oder aber unbotmäßig einengen.
            In jedem Fall wirken sie auf die sich selbst bestimmende Person ein; sie muss sich
            ihnen gegenüber verhalten – affirmativ oder abwehrend. Und sie wird ihre höchstpersönlichen
            Entscheidungen immer dann vor anderen verantworten und rechtfertigen müssen, wenn
            sie sich auf diese anderen auswirken und deren selbstbestimmte Lebensführungen mitbetreffen.
            Darin zeigt sich die Selbstbestimmung einer jeden Person moralisch anspruchsvoll.
         

         Gefährdungen und Herausforderungen

         Die Konzeption prozedural-relationaler A. ist gerade für die SozArb aufschlussreich:
            A. als Prozessfigur umfasst auch Einbrüche, Unzulänglichkeiten und Widersprüche, die
            sich im Verlauf der Lebensführung einstellen mögen. Damit markiert sie Ansatzpunkte,
            an denen sozialprofessionelle Interventionen beratend, nachfragend, abstützend oder
            auch erweiternd die A. eines Menschen begleiten kann – jedenfalls dann, wenn sie sich
            im Verlauf der persönlichen Entwicklung als Grundkompetenz erst ausbilden muss oder
            wenn sich deren Insuffizienz nicht ohne professionelle Assistenz abgewendet bzw. überwunden
            werden kann. Darin zeigen sich sozialprofessionelle Interventionen lebensweltorientiert:
            Sie ersetzen (substituieren) nicht die Selbstbestimmung der adressierten Person und
            kolonisieren sie so mit expertokratischer Expertise. Sondern sie üben sich in einem
            fachlich geschulten Support der sich selbst bestimmenden Person und belassen sie damit
            in der höchstpersönlichen Autorinnenschaft für ihr Leben (Thiersch/Lob-Hüdepohl 2018).
         

         Oftmals sehen sich Sozialprofessionelle vor die Entscheidung gestellt, die Selbstbestimmung
            der adressierten Person in einer konkreten Situation aus fachlichen Gründen zu übergehen –
            regelmäßig etwa dann, wenn die Entscheidungen der adressierten Person entweder andere
            oder aber sich selbst schwer zu schädigen drohen. In Fällen fremdschädigenden Verhaltens
            sind Einschränkungen der Selbstbestimmung grundsätzlich unproblematisch, insofern
            sie für den Schutz vitaler Interessen Dritter unerlässlich und darüber hinaus verhältnismäßig
            sind. Bei selbstschädigenden Verhalten hängt die Legitimität einschränkender oder
            sogar übergehender Intervention davon ab, welchen Standard die selbstbestimmte Entscheidung
            der adressierten Person erfüllt: Ist sie freiverantwortlich, also ausreichend entscheidungs-, urteils- und handlungsfähig getroffen, so verbietet sich kategorisch jedes Übergehen
            einer solchen Selbstbestimmung. Sie würde den Kern menschlicher Würde (Stichwort)
            beschädigen. Wenn aber die freiverantwortliche Selbstbestimmung der adressierten Person
            durch eine Erkrankung oder durch einen (noch) nicht ausreichenden Entwicklungsstand
            substantiell eingeschränkt ist, dann können in Ausnahmefällen ihre Willensentscheidungen
            übergangen werden. Voraussetzung ist: Es wird ein schwerer Schaden abgewendet, und
            es gibt sehr gute Gründe für die Annahme, dass die adressierte Person dem zustimmen
            würde, wenn sie es aktuell (schon, überhaupt oder noch) freiverantwortlich könnte
            (vgl. Lob-Hüdepohl 2024).
         

         Aber auch eingeschränkte Selbstbestimmungen sind zu achten. Zum einen kann die Erfahrung,
            in seinem Willen immer wieder übergangen zu werden, die Selbstachtung eines Menschen
            schwer schädigen („sekundäre Vulnerabilität“). Zum anderen wäre es falsch, Selbstbestimmung
            allein an den kognitiven Fähigkeiten einer Person festzumachen. Das Selbst eines Menschen
            besteht neben dem erkennenden und bewusst steuernden auch aus dem fühlenden und empfindenden
            Zentrum. „Es ist also nicht auf Kognitionen oder Denkvorgänge […] beschränkt, sondern
            umfasst grundlegende emotionale und verhaltensbezogene Orientierungen und Grundstimmungen.“
            (Deutscher Ethikrat 2012, S. 48) Infolgedessen sind auch die dezidierten Äußerungen
            von Wünschen und Befindlichkeiten Akte eines sich in seinem Selbst bestimmenden Menschen,
            auch wenn dies von einer (sozialprofessionellen) Außensicht kaum auf nachvollziehbare
            Gründe und Überlegungen zurückführbar erscheinen mag. Für die SozArb gehören solche
            Formen sich selbstbestimmender Lebensführung zum Alltag. Insofern gehört es zu ihrer
            Fundamentalnorm, auch in dieser Hinsicht besonders A.-sensibel zu agieren.
         

         Autonomiesensibilität Sozialer Arbeit geht freilich über den Respekt, den Schutz und
            die Förderung von Selbstbestimmungen einzelner Personen hinaus und umfasst nicht zuletzt
            solche soziale Netzwerke, in denen beziehungsreiche A.n im Handgemenge des Alltags
            gleichsam leibhaft erlebt und gelebt werden können. Sie fokussiert diese Gelegenheitsmuster
            mit dem Ziel, gerade fragilen Dispositionen persönlicher Selbstbestimmung und Selbstwirksamkeit
            entgegenkommende Erfahrungen zuzuspielen. Damit erstreckt sich A.sensibilität Sozialer
            Arbeit über die ganze Spanne des Lebens – von der kindlichen Frühförderung bis zum
            „Pianissimo höchsten Alters“ (M. Weber) – wie über die ganze Breite alltäglichen Lebens:
            von der Einzelfallbegleitung über Gruppenzusammenhänge bis zu den strukturellen Gesellschaftsformationen,
            die persönliche A. ermöglichen oder aber verhindern können.
         

         Andreas Lob-Hüdepohl
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         Behindertenhilfe
         

         Zentrale Begriffe und ihre Reichweite

         Als behindert gelten Menschen, die körperliche, geistige, seelische oder Sinnes-Beeinträchtigungen
            haben, die sie zusammen mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigen
            Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate
            hindern können. Eine Beeinträchtigung liegt vor, wenn der Körper- und/oder Gesundheitszustand
            von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht (SGB IX, § 2). Ursprünglich
            war das Verständnis von Behinderung allein bezogen auf das Individuum und seine Leistungsdefizite;
            soziale, gesellschaftliche und räumliche Barrieren rückten erst in den 1990er Jahren
            ins Blickfeld der Definition. In Deutschland wird – im Unterschied zu einigen anderen
            Ländern – nach wie vor kategorisiert nach körperlich, geistig, sprach- und lernbehinderten
            sowie zwischen blinden/sehbehinderten und gehörlosen/schwerhörigen Menschen; gelegentlich
            werden chronisch kranke Menschen subsumiert. In neueren Erörterungen gilt Behinderung
            weder als Form noch als Folge von Krankheit. Die Klassifikation der WHO nach ICF etwa
            versteht sich als Instrument funktionsbezogener Bedarfsermittlung und bezieht psychosoziale
            Aspekte von Krankheitsfolgen und Kontextfaktoren ein. Leistungsrundlage der deutschen
            Rehabilitation ist die Terminologie „Schwerbehinderung“ des SGB IX, Teil 3, die nach Behinderungsgraden
            klassifiziert. So sinnvoll Kategorisierungen für Leistungsanspruch und Transparenz
            sein mögen, so ist ihre Aussagekraft doch begrenzt hinsichtlich Mehrfachbehinderung,
            Auswirkungen der Beeinträchtigungen auf gesellschaftliche Teilhabe und auf fachübergreifende
            Fragen der Unterstützung und Betreuung.
         

         Nach Angaben von rehadat-statistik lebten Ende 2023 in Deutschland 7,9 Mio. Menschen
            mit einem amtlich anerkannten Behinderungsgrad von 50 und mehr, also „Schwerbehinderte“;
            das sind 9,3 % der Bevölkerung. Im Verlauf des Jahres 2022 erhielten ca. 980.000 Menschen
            mit Behinderungen Leistungen zur Teilhabe; mehr als zwei Drittel dieser Leistungen
            wurden bewilligt für die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.
         

         Immer mehr Kinder werden aufgrund einer festgestellten Beeinträchtigung in allgemeinen
            Bildungseinrichtungen speziell gefördert. Die Sonderschul- bzw. Förderschulbesuchsquote nimmt
            demgegenüber nur geringfügig ab. Auskunft über die sonderpädagogische Förderung differenziert
            nach Schultypen geben die Datensammlungen der KMK sowohl über sonderpädagogische Förderung
            und Inklusion als auch über Migration und Integration. Auskünfte zur Gesundheit und Behinderung der Kinder und Jugendlichen in Deutschland
            gibt die KiGGS-Studie des Robert Koch-Instituts. Auf europäischer Ebene weichen die
            Zahlen behinderter Menschen aufgrund unterschiedlicher Definitionen stark voneinander
            ab. Statistische Angaben sind also mit großer Vorsicht zu interpretieren.
         

         B. ist die Gesamtheit der gesellschaftlich bereitgestellten sozialen Leistungen und
            Dienste für Menschen mit besonderem Unterstützungsbedarf. B. ist Oberbegriff für alle
            staatlichen, öffentlich oder privat organisierten Strategien, Maßnahmen und Leistungen
            der Teilhabe, der Rehabilitation, der Eingliederung und der Behindertenarbeit, die
            geeignet sind, behinderungsbedingte Nachteile zu mindern bzw. zu kompensieren, sowie
            Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen am Leben in der
            Gesellschaft zu ermöglichen (SGB I § 10, SBG IX, SGB XII, AGG §  2), inkl. Förderung,
            Beratung, Betreuung, Assistenz, Pflege und Entlastung bei Alltagsbewältigung, im Beruf und in der Freizeit. B. ist das gesellschaftspolitische
            Zugeständnis sozialer Leistungen (Hilfeangebot) als Antwort auf die individuellen,
            persönlichen Bedarfe.
         

         Zur Geschichte

         Die Geschichte der B. i. S. v. Hilfe und Beratung für Menschen mit Behinderungen ist
            keineswegs die einer linearen Entwicklung zu mehr Menschlichkeit und selbstverständlicher
            Gleichbehandlung. Der Beginn systematisierter B. wurde mit der Schaffung spezieller
            Anstalten im 19. Jh. eingeleitet, um diese Menschen erstmals von privater Mildtätigkeit
            unabhängig zu machen. Im Dritten Reich wurden die Anstalten z. T. geschlossen, für
            Kriegszwecke umgenutzt bzw. v. a. für Euthanasieverbrechen missbraucht. Die Bilanz
            von zigtausend ermordeten bzw. durch wissenschaftliche Experimente und medizinische
            Eingriffe wie Sterilisation verstümmelten Menschen hat die Herausbildung eines auf
            Schutz und Besonderung ausgerichteten, separierenden Systems der B. nach 1945 befördert.
         

         Theorien von Behinderung

         Unterschiedliche theoretische Annahmen über die Natur des Menschen, über Verhinderung,
            Therapierbarkeit von Schädigungen und Beeinträchtigungen, über den Umgang mit Andersartigkeit
            sowie politische Ordnungsvorstellungen prägen die Handlungskonzepte der B. In den
            Fachdisziplinen, v. a. Medizin, Psychiatrie und Sonderpädagogik wurden und werden unterschiedliche Begriffe und Konzepte vorgeschlagen
            und angewendet. Vorherrschende sozialwissenschaftliche Erkenntnis ist, dass Behinderung
            relativ und relational sei: relativ hinsichtlich der subjektiven Erfahrung der Auswirkungen
            einer Funktionseinschränkung durch die Einzelnen; relational hinsichtlich der situativen
            Reaktionen der Umwelt auf die Nichterfüllung gesellschaftlicher Erwartungen durch
            den Menschen mit Beeinträchtigung. Behinderung entstehe, wenn Merkmale eines Menschen
            als unerwünscht diskreditiert (Stigmatisierung), aus Schädigungen und Funktionsbeeinträchtigungen resultierendes Verhalten als abweichend
            von der Norm (Abweichendes Verhalten) etikettiert und Lebenschancen entsprechend der Norm-(Nicht-)Erfüllung verteilt würden (Diskriminierung). Die Sozialwissenschaften unterscheiden fünf Theorieansätze zur Erklärungvon Behinderung:
            das personenorientierte, das interaktionistische, das systemtheoretische, das ökologische
            und das gesellschaftstheoretische Paradigma. Die alle Ansätze verbindenden Merkmale
            von Behinderung sind: Dauerhaftigkeit einer Schädigung oder Störung, Auffälligkeit/Sichtbarkeit,
            soziale Negativbewertung und Auswirkungen auf alle Lebensbereiche wie Familie, Schule,
            Beruf, Freizeit.
         

         Neuere Entwicklungen

         Die internationale Debatte unter sonder- und heilpädagogischen Fachkräften über Paradigmata
            und Zielsetzungen dauert an. Waren die Konzepte der B. nach dem Zweiten Weltkrieg
            zunächst noch orientiert an den (mutmaßlichen) Ursachen einer Behinderung (Kausalitätsprinzip),
            so hat sich mittlerweile die sozialpolitische Ausrichtung der B. an Ziel und Zweck
            der Unterstützung (Finalitätsprinzip) durchgesetzt.
         

         Eine weitere konzeptionelle Veränderung geht ab vom „medical model“ und orientiert
            in den 1960er Jahren auf ein „social model“ von Behinderung. Handlungsorientierung
            der sich als fortschrittlich verstehenden Sonderpädagogik seit Mitte der 1960er Jahre
            war zunächst das Normalisierungsprinzip, gefolgt vom Integrationsprinzip (d. h. Einbeziehung,
            Eingliederung, Integration): ein strategisches Konzept, mit dem die – häufig ausgegrenzten – Menschen mit Beeinträchtigungen
            in die Gesellschaft einbezogen werden sollten.
         

         Die WHO hatte 1995 eine aktualisierte Fassung der dreistufigen Klassifikation von
            Behinderung (International Classification of Impairment, Disability, Handicap – ICIDH)
            formuliert, die weggeht von individueller Defizitzuschreibung und die soziale, ökonomische,
            ökologische und räumliche Kontextabhängigkeit von Behinderung berücksichtigt (bio-psycho-soziales
            Modell): Impairment (Schädigung) – Activity (Fähigkeits-/Aktivitätsmöglichkeiten) –
            Participation (Teilhabe). Seit 2005 wird die internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
            Behinderung und Gesundheit der WHO verwendet (International Classification of Functioning,
            Disability and Health, ICF) als Grundlage für die Messung von Gesundheit und Behinderung,
            zur Feststellung des Behinderungsgrads, letztlich zur Bedarfsermittlung.
         

         Neue Leitbegriffe tauchen auf in behinderungspolitischen Verlautbarungen und rechtlichen
            Dokumenten. Wichtig zu erwähnen, dass dieser Prozess maßgeblich und nachdrücklich
            durch die Behindertenbewegung, durch Menschen mit Behinderungen und ihre Initiativen
            angestoßen wurde und nachhaltig politische Umsetzung verlangte und verlangt. Die etablierte
            B. sah sich zunehmend konfrontiert mit neuen Konzept- und Handlungsanforderungen von
            Menschen mit Behinderungen wie Selbst- statt Fremdbestimmung, eigenständige Lebensführung,
            Eigenverantwortung und Teilhabe, Gleichwertigkeit der Hilfeangebote, selbstverständliche
            Verfügbarkeit und Zugänglichkeit der Hilfen, Individualisierung, nicht Typisierung
            der Angebote, Entwicklung vor Struktur und, quasi normativ, seit der UN-BRK von 2006
            (UN-Convention on the Rights of Persons with Disabilites – CRPD) das Leitprinzip Inklusion. Dabei geht es nicht nur um Integration, sondern um die selbstverständliche Offenheit aller gesellschaftlichen Bereiche für
            die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung unter Wahrung ihrer Selbstständigkeit
            und Unabhängigkeit: Inklusion als Menschenrecht, als Chancengleichheit für alle, als Normalität der (Dazu-)Zugehörigkeit; keine individuelle Bittstellerrolle, sondern Anspruchsberechtigung.
         

         Rechtlicher Rahmen

         Erste allgemeine Rechtsgrundlage der B. in Deutschland (Behindertenrecht) war das Benachteiligungsverbot in Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG, eingefügt im Jahr 1994.
            Anstoß auf internationaler Ebene haben die UN-Rahmenbestimmungen für die Herstellung
            der Chancengleichheit für Behinderte (Standard Rules on the Equalization of Opportunities
            for Persons with Disabilities) von 1993 gegeben. Maßgebliche Regelungen auf europäischer
            Ebene sind die Europäische Sozialcharta von 1961, die Gemeinschaftscharta der sozialen
            Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 und die Nichtdiskriminierungsregelung im Vertrag
            von Amsterdam 1997.
         

         Mit der BRK der Vereinten Nationen (UN) von 2006, von Deutschland 2009 ratifiziert,
            wächst der Druck, offensiv-aktiv Politik für und mit Menschen mit Behinderungen einzuleiten.
            Eine Reihe von Absichtserklärungen, Appellen und Regelungen werden auf Bundesebene
            beschlossen, die die B. voranbringen sollen.
         

         Konkrete zentrale nationale Rechtsgrundlagen der B. sind das Behindertengleichstellungsgesetz,
            BGG, von 2002, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das AGG, von 2006, das Bundesteilhabegesetz,
            BTHG, von 2016 und das Angehörigenentlastungsgesetz von 2020.
         

         Die unmittelbaren sozialen Leistungen der B. sind insbes. im SGB IX, Rehabilitation
            und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, Stand 22.12.2023, geregelt.
         

         Soziale Dienste

         Die sozialen Dienste der B. werden von Öffentlichen Trägern oder von Freien Trägern
            der Wohlfahrtspflege, von Selbsthilfeorganisationen und -initiativen und von privaten
            freien Anbietern erbracht (Verwaltung, Wohlfahrtsverbände; Träger der Sozialen Arbeit). Fast zwei Drittel aller Dienste und Einrichtungen der B. werden von Wohlfahrtsverbänden
            betrieben. Diese sind i. d. R. Leistungsanbieter und Einrichtungsträger und verstehen
            sich zugleich – quasi selbst ernannt – als (sozial-)politische Interessenvertretung von Menschen mit Beeinträchtigungen. Vor dem Hintergrund
            der Tradition der Freien Wohlfahrt in Deutschland stellen sie in Deutschland nach
            wie vor einen mächtigen sozialpolitischen Machtfaktor dar. Aus der Behindertenbewegung
            kommen Skepsis und Distanz gegenüber dieser machtvollen Allzuständigkeit. Nicht wenige
            sprechen den Verbänden das selbst definierte advokatorische Mandat ab und reklamieren
            Selbstbestimmung und uneingeschränkten Selbstvertretungsanspruch für alle Menschen
            mit Behinderung – auch für solche mit umfassenden Beeinträchtigungen und Kommunikationsschwierigkeiten.
            Die Aushandlung von Selbstbestimmungsspielräumen gestaltet sich als mühsames Ringen
            um „Gebietsanteile“. In einigen „Großeinrichtungen“ hat eine Öffnung hin zu Konzepten
            wie „Orte zum Leben“ mit differenzierten Wohnformen und Außenwohngruppen begonnen –
            u. a. eine Herausforderung nicht nur für besorgte Eltern, sondern auch für veränderte
            Qualifikationsanforderungen von Fachkräften in diesen Einrichtungen. In Wohneinrichtungen
            und WfbM sind Mitwirkungsorgane – Heimbeiräte bzw. Werkstatträte – für Menschen mit
            Behinderungen auf den Weg gebracht worden (Heimrecht).
         

         Selbstbestimmung vs. Behindertenpädagogik?

         Die Selbstbestimmung behinderter Menschen ist nach wie vor – in Relation zu den rechtlichen
            Vorgaben – nicht sichergestellt infolge der eigenen Beeinträchtigungen, unzureichender
            Kommunikationsunterstützung, aufgrund der Hilflosigkeit und des Unwissens Dritter,
            des Missbrauchs von Abhängigkeitsverhältnissen oder materieller und institutioneller
            Barrieren. Zwei Entwicklungslinien lassen sich unterscheiden: Auf der einen Seite
            die menschenrechtlichen Konzepte der Behindertenbewegung (wie z. B. „Krüppel“-Bewegung,
            Autonom leben, Interessenvertretung Selbstbestimmt leben (ISL), Ergänzende unabhängige
            Teilhabe (EUTB), Netzwerk Teilhabeberatung e. V. (NTB), Weibernetz), die Selbstkompetenz
            der politischen Interessenvertretung und der persönlichen Lebensführung). Auf der
            anderen Seite stehen die Bemühungen pädagogischer und sozialrechtlicher Art. Sozialwissenschaftlich
            wird Teilhabe in Selbstbestimmung als „realisierte Unabhängigkeit“, als unabdingbare
            Voraussetzung für menschliches Wohlbefinden begriffen und eingefordert.
         

         Frühe Förderung und Bildung

         Entsprechend einem ganzheitlichen Verständnis erfassen die Praxisfelder der B. alle
            Lebensphasen, alle Lebensbereiche und Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung. Angebote
            und Dienstleistungen reichen von der Früherkennung und Frühförderung über vorschulische
            Betreuung, schulische und berufliche Bildung, Arbeit und Beschäftigung, Wohnen bis zu Lebensberatung und medizinischer Versorgung. Frühförderung, frühzeitige Förderung
            und Betreuung von Kindern mit Beeinträchtigungen (Frühe Hilfen) sind angezeigt, um Folgewirkungen zu begrenzen.
         

         Teilhabe am Arbeitsleben

         In den Anfängen steckt nach wie vor das Angebot an Aus- und Weiterbildung, insbesondere
            für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen, obwohl personenbezogen ein Anspruch
            darauf durch die Eingliederungshilfe gesetzlich festgelegt ist. Die Beschäftigungssituation
            von Menschen mit Beeinträchtigungen ist deutlich schlechter als die nicht Beeinträchtigter.
            Mädchen und Frauen mit Behinderung sind nachweislich stärker betroffen als Jungen und Männer, relativ ähnlich dem Verhältnis zwischen nichtbeeinträchtigten Frauen und Männern.
            Weniger als die Hälfte der Arbeitgeber*innen kommen ihrer Beschäftigungspflicht für
            Menschen mit Beeinträchtigungen (vollumfänglich bzw. weitgehend) nach; der Anteil
            ging von 40,1 % im Jahr 2015 auf 38,5 % im Jahr 2022 zurück. Beschäftigungshindernisse
            wie mangelnde Qualifikation, Langzeitarbeitslosigkeit, fortgeschrittenes Alter und geringe Mobilität, aber auch Informationsmangel und Vorurteile bei Arbeitgeber*innen
            verschlechtern die Beschäftigungschancen von Menschen mit Beeinträchtigungen zusätzlich.
            Eine Möglichkeit, die Benachteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen am Arbeitsmarkt zu mindern, bietet eine wachsende Zahl von Inklusionsunternehmen, die in den verschiedensten
            Branchen tätig sind. Aufgrund der besonderen Förderung haben die Beschäftigten in
            Inklusionsbetrieben durchaus bessere Chancen auf dem Weg zum allgemeinen Arbeitsmarkt.
            Menschen mit Behinderung haben einen Rechtsanspruch auf Aufnahme in die WfbM, unabhängig
            von Ursache, Art, Schwere und besonderem Förder- und Pflegebedarf. Bestehende WfbM
            in Deutschland bieten sich an, nicht zuletzt im Eigeninteresse. Dort waren Anfang 2023
            rund 310.000 Menschen beschäftigt. Die UN-BRK hatte bereits 2008 (Inkrafttreten; 2009
            Ratifizierung durch Deutschland) den Faktor Arbeit und Beschäftigung als zentral für
            die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen akzentuiert. Dem gegenüber
            vertraten (und vertreten z. T. immer noch) einige Behinderten-Politik-Vertreter*innen,
            WfbM-Leitungen und Elternvereine ein enges Schutzkonzept – eine letztlich separierende, wenig kreative und entwicklungsfördernde Konzeption
            der Beschäftigung von Menschen mit (schweren) Behinderungen. Die WfbM steht seit über
            30 Jahren in der Kritik von Behinderten-Selbsthilfeverbänden und -gruppen. Erst 2018
            wurde in das damalige BTHG ein „Budget für Arbeit“ mit Beschäftigungsangeboten „anderer
            Leistungsanbieter“ als Alternative zur Beschäftigung in einer WfbM aufgenommen, ohne
            das System Werkstatt als solches in Frage zu stellen. Der Übergang zum allgemeinen
            Arbeitsmarkt ist für Menschen mit Behinderungen, die in WfbM arbeiten, nach wie vor
            mühsam; von dort erhalten sie wenig Unterstützung für diesen Weg.
         

         Wohnbedingungen, Wohnverhältnisse und -perspektiven

         Art und Grad der Teilhabe und der sozialen Integration behinderter Menschen werden
            wesentlich bestimmt durch die Gestaltung des Wohnens, da gemeinschaftliche Wohneinrichtungen für die Mehrzahl von ihnen über lange Jahre
            den Lebensmittelpunkt darstellen. Das derzeitige Wohn-Angebot ist oft noch versorgungsorientiert,
            kollektiv strukturiert) in gruppengegliedertes Wohnen, Gruppenwohnungen, Einzel- und
            Paar-Wohnungen und Eltern-Kind-Wohnungen, überwiegend gekoppelt an Einrichtungen zur
            Arbeit und Beschäftigung – analog zu Werkswohnungen – und i. d. R. ohne Einfluss von
            Betroffenen zustande gekommen und gestaltet. Unbekannt ist die Zahl der Menschen mit
            intellektuellen und psychischen Einschränkungen, die trotz „Enthospitalisierung“ in
            mehreren Bundesländern immer noch in Krankenhäusern, Altenheimen, psychiatrischen
            und neurologischen Einrichtungen untergebracht sind.
         

         Ambulante Hilfen, Dienste, Beratung

         Seit Ende der 1980er Jahre wurden über das Angebot von Einrichtungen der B. hinaus
            eine Reihe von ambulanten Hilfen, familienentlastenden und -unterstützenden Diensten,
            Assistenzgenossenschaften und Mobilitätshilfediensten etabliert. Einige, v. a. in
            körperlichen Funktionen beeinträchtigte Menschen, lehnen die ambulante Sachleistung
            von Trägerverbänden oder Agenturen ab. Sie wollen selbstbestimmt ihre Lebensbewältigung
            managen. Beim sog. Arbeitgebermodell ist der Mensch mit Behinderung die arbeitgebende
            Person, die eine oder mehrere Personen beschäftigt, die sie oder ihn bei der Alltagsbewältigung,
            bei sozialer Interaktion und ggf. bei der Arbeit unterstützen. Für Menschen mit Unterstützungsbedarf
            in mehreren Bereichen des alltäglichen Lebens und der Lebensplanung wird die persönliche
            Assistenz von sog. Unterstützungspersonen erbracht. Die Sicherstellung kompetenter
            Beratung über die sozialen Leistungsansprüche ist Aufgabe der Sozialleistungsträger.
            Zur Durchführung sollen sie bestehende Strukturen nutzen und an freie Träger und Selbsthilfeorganisationen
            und -gruppen delegieren. Beratungsstellen der B. haben fachlich kompetent über Rechtsansprüche,
            über den Umgang mit Ermessensspielräumen und die Nutzung von Kann-Leistungen der Rehabilitation aktiv zu informieren und aufzuklären. Ärzt*innen, Krankenhäuser, Gesundheitsämter,
            Sozial- und Jugendämter haben besondere Beratungsverpflichtungen. Die Beratungspflichten der Sozialleistungsträger
            wurden im Zusammenhang mit dem BTHG konkretisiert (u. a. §§ 32 – 35 SGB IX, für die
            Eingliederungshilfe insbesondere § 106 SGB IX). Mit der aus Bundesmitteln subventionierten
            „Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung“ (EUTB, § 32 SGB IX) steht erstmals ein
            flächendeckendes Netz von Beratungsstellen für alle Menschen mit Behinderungen, für
            von Behinderung bedrohte Menschen und deren Angehörige kostenlos bundesweit für alle
            Fragen zur Rehabilitation und Teilhabe zur Verfügung.
         

         Bedürfnisorientierte Beratung ist eine wichtige Grundlage personenzentrierter Leistungsgestaltung,
            aber auch im Zusammenhang mit der persönlichen Betreuung in rechtlich bedeutsamen
            Angelegenheiten (z. B. Personensorge, ärztliche Maßnahmen, Unterbringung, Sterilisation)
            gemäß BtG. Dem liegt der grundrechtsbasierte Ansatz zugrunde, freie Entscheidung und Einwilligung
            zu respektieren und die stellvertretende Wahrnehmung von Interessen nur in den Lebensbereichen
            und in dem Maße zuzulassen, wie es für den betroffenen Menschen erforderlich ist.
         

         Frauen mit Behinderungen

         Die Beseitigung von Benachteiligungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und die Durchsetzung von Gleichberechtigung und Gleichbehandlung
            sind prominent in der BRK platziert. Im deutschen Recht waren es Art 3 Abs. 3 GG,
            § 2 BGG (bis 2018), § 1 Satz 2 SGB IX (seit 2016) geregelt – offenbar, weil es regulativer
            Flankierung bedarf. Die Lebenslage vieler Frauen mit Behinderung ist nach neueren
            Untersuchungen des BMBFSFJ nach wie vor gekennzeichnet durch schlechte berufliche
            Qualifikation, durch fehlende persönliche und berufliche Assistenz, durch gesundheitliche
            Risiken, hohe Quote an Teilzeitarbeit, Arbeitslosigkeit, unzureichende finanzielle
            Absicherung und häufiges Single-Dasein (www.aktion-mensch.de/inklusion/arbeit/frauen-mit-behinderung-auf-dem-arbeitsmarkt (13.01.2026)). Hinzu kommen Verletzungen und Diskriminierungen wie (sexuelle) Gewalt,
            unfreiwillige Sterilisation, Verweigerung von Mutterschaft und sozialer Druck infolge
            der diagnostischen und therapeutischen Verheißungen der modernen Biomedizin.
         

         Menschen mit Behinderungen im Alter

         Das Altwerden von Menschen mit Behinderung hat die B. jahrzehntelang nicht zur Kenntnis
            genommen. Inzwischen werden mehr als die Hälfte der Menschen mit Behinderung 65 Jahre
            und älter. Quasi „überraschend“ wurden sehr viele professionelle Beschäftigte konfrontiert
            mit Bedürfnissen nach Ruhestand im vertrauten Sozialraum, nach Teilzeitarbeit, nach
            Betätigungsmöglichkeiten in der vermehrten Freizeit und mit erhöhtem Bedarf an Pflege und gesundheitlicher Versorgung (Alter). Die Suche nach Lebensräumen und Unterstützungskonzepten, entsprechend den Wünschen
            und Bedürfnissen der alt werdenden Menschen mit Behinderung, erfordert ein Umdenken
            der professionellen B. in Einrichtungen und ambulanter Tätigkeit.
         

         Migrant*innen mit Behinderungen

         Migrant*innen spielen bisher in der B. konzeptionell eine geringe Rolle, weder in
            Bereich der (Sonder-)Pädagogik noch im Bereich der Rehabilitation. Nicht einmal ein Überblick besteht über
            das Ausmaß der Bedürfnisse. Wie selbstverständlich wird auf die Selbsthilfekraft von
            Familie und engen sozialen Beziehungen gesetzt. Vorrangige Aufgaben einer inklusiven
            B. sind die Information über bestehende Angebote, das Kennenlernen von Gewohnheiten,
            kulturellen Bedürfnissen, die Beseitigung von Sprachbarrieren insbes. für Migrant*innen,
            die auf Kommunikationshilfen angewiesen sind, sowie die Erarbeitung von Konzepten
            zur soziokulturellen Inklusion.
         

         Anforderungen an die Professionalität in der B.

         Während die Tätigkeiten zur Vorbereitung der beruflichen Rehabilitation und die medizinische
            Rehabilitation i. d. R. von medizinischen Berufsgruppen ausgeführt werden, sind die
            vielfältigen Aktivitäten sozialer und persönlicher Betreuung und Förderung, also die
            alltägliche Arbeit mit Menschen mit Behinderung, das Feld der SozArb. Verstärkt gefragt
            ist die unmittelbare Gestaltung des Beratungs- und Vermittlungsprozesses gemeinsam
            mit den Menschen mit Behinderungen, die Begleitung durch psychosoziale Leistungen
            i. S. v. Angebot und Assistenz zur Wahrnehmung der eigenen Belange unter Veränderung
            traditioneller Auffassungen von Professionalität (Haltung). Die Rolle der SozArb im Verständnis der UN-BRK ist die fachliche und methodische
            Unterstützung zur Lebensbewältigung und Teilhabe. Zudem hat sie Lobbyfunktion zum
            Abbau von Barrieren ideologischer, sozialer, rechtlicher, finanzieller und baulich-räumlicher
            Art – soweit und solange dies von Menschen mit Behinderungen gewünscht wird. Im Idealfall
            von Teilhabe wird B. der Pool an gesellschaftlich bereitgestellten sozialen Diensten
            der Art sein, wie sie von Menschen nachgefragt werden, die infolge einer Schädigung
            oder Beeinträchtigung speziellen Unterstützungsbedarf und -bedürfnisse haben, um am
            gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu können: person-, nicht system-orientiert. Ein so akzentuiertes fachliches Verständnis von B. ist zugleich
            Programm und Ziel einer sich solidarisch und gerecht verstehenden Gesellschaft.
         

         Insbesondere Organisationen und Selbsthilfegruppen von Menschen mit Beeinträchtigungen
            fordern schon lange nicht nur die Berücksichtigung ihrer Bedarfe bei politischen und
            gesellschaftlichen Entscheidungen, sondern unmittelbare, gleichrangige Beteiligung
            an Konzeption und Umsetzung von Eingliederungsmaßnahmen und Teilhabe in allen Lebensbereichen.
         

         Dementsprechend ist eine Aktualisierung des Konzepts der B. von Nöten. Paradigmenwechsel
            in der B., Verwirklichung der allgemeinen Menschenrechte für alle, Integration und Inklusion, uneingeschränkte Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen am Leben in der Gesellschaft –
            das sind zunächst programmatische Schlagworte, deren Umsetzung jedoch weder kostenneutral
            noch ohne Konzept- und Bewusstseinsveränderung zu machen ist. Menschen mit Behinderung
            sind Protagonistinnen und Protagonisten der Gestaltung einer Gesellschaft, die gleiche
            Lebenschancen für alle zulässt: Das kann nur gelingen, wenn die B. sich als Agentur
            begreift, die persönlichen, finanziellen und sozialen Ressourcen dafür zu organisieren
            und neu zu strukturieren – nicht allein/einzelkämpferisch und unpolitisch, sondern
            mit gleichgesinnten fachlich und politisch kompetenten Organisationen, insbesondere
            in enger Kooperation mit Selbsthilfeorganisationen, v. a. aber diesen fachlichen Paradigmenwechsel
            grundlegend in die Aus- und Fortbildung für Berufe der Sozialen Arbeit einzubringen
            und politisch durchzusetzen.
         

         Konkret zum Schluss

         Das Selbstverständnis der BRK sollte de facto Leitlinie sein/werden für eine konsequent
            menschenrechtliche Ausrichtung der deutschen Gesellschaftspolitik.
         

         Die Antwort des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf den
            2./3. Staatenbericht Deutschlands von August 2023 (CRPD) bietet die ideale Plattform
            für eine solche Neuausrichtung. Sie verbindet fundamentale, unmissverständliche Kritik
            mit klaren Anforderungen, konstruktiven Empfehlungen, Vorschlägen und Forderungen
            zur Umsetzung einer konsequent menschenrechtlichen Ausrichtung der deutschen „Behindertenpolitik“.
            Zentrale Punkte sind: die umfassende Mitwirkung von Organisationen der Menschen mit
            Beeinträchtigungen („nichts über uns ohne uns“) an allen, sie betreffenden Planungen
            und Entscheidungen, Verbandsklagerecht, Thema „Behinderung“ als Querschnittsaufgabe
            aller Ressorts, verbindliche Einbeziehung der Länder- und Kommunal-Ebene in die Umsetzung
            von Maßnahmen, inklusive Bildung, weg von separaten Beschäftigungseinrichtungen, Bekämpfung
            des Armutsrisikos, Frauenförderung, unterstützte Entscheidungsfindung anstelle von
            ersetzender, stellvertretender Entscheidungen, Verbot von Sterilisation ohne Einwilligung
            der Betroffenen, Recht auf Ehe und Elternschaft, unterstützte Entscheidungsfindung
            in Privat- und Familienleben, Datenschutz in Familie und Privatbereich, Qualifizierung
            von Lehrkräften und Fachpersonal für inklusive Bildung, Betreuung und Beratung, Barrierefreiheit.
         

         Die Umsetzung einer inklusiven Gesellschaft wird trotz „Weichenstellungen“ durch die
            BRK sowie wohlmeinende nationale und europäische Neuregelungen in den 2000er Jahren
            eine Herausforderung bleiben in Auseinandersetzung mit lobby-starken gesellschaftlichen
            Interessengruppen.
         

         Therese Neuer-Miebach
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         Behindertenrecht
         

         Das B. wird oft zu Unrecht auf den Bereich des Rehabilitationsrechts reduziert. Dabei
            finden sich Vorschriften, die speziell behinderte Menschen adressieren, in vielen
            verschiedenen Sachgebieten unserer Rechtsordnung, wie etwa dem Baurecht, dem IT-Recht,
            dem Antidiskriminierungsrecht, dem Zivilrecht oder dem Strafrecht. B. lässt sich mithin genauso wenig auf das Sozialrecht (und dort speziell auf das
            Rehabilitationsrecht) reduzieren, wie die Behindertenarbeit (Behindertenhilfe) als Tätigkeitsfeld der Sozialen Arbeit ausgeblendet werden kann.
         

         Da dieser Beitrag aus Disability-Studies-Perspektive geschrieben ist, wird folgend
            die Bezeichnung „behinderte Menschen“ statt „Menschen mit Behinderung“ verwendet.
            Erstere Variante verdeutlicht besser, dass Behinderung ein Diskriminierungsphänomen
            ist, dem beeinträchtigte Menschen ausgesetzt sind. Da in der deutschen Gesetzessprache
            überwiegend die andere Variante gebraucht wird, wird in diesem Beitrag beim Zitieren
            von Gesetzestexten der Begriff „Menschen mit Behinderungen“ benutzt.
         

         Modernes Behindertenrecht

         Mit der – vereinigungsbedingten – Verfassungsreform von 1994 wurden behinderte Menschen
            in den Diskriminierungsschutz des deutschen Grundgesetzes (Art. 3 Abs. 3) aufgenommen
            (Verfassungsrecht). Dieser Zeitpunkt lässt sich als Beginn des modernen B. qualifizieren. Die kurz
            zuvor erfolgte Reform des Entmündigungsrechts (Betreuungsrecht von 1992, vgl. §§ 1814 ff. BGB), die folgende Reform des Rehabilitationsrechts (SGB IX
            im Jahre 2001), die Heimrechtsreformen 2001 und 2009, der Erlass des Behindertengleichstellungsgesetzes
            (BGG 2002) und des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG 2006), die Ratifizierung
            der UN Behindertenrechtskonvention (UN BRK 2006; Inkrafttreten in Deutschland 2009),
            die Novellierung des BGG (2016) und schließlich die Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes
            (BTHG 2016) sowie des Teilhabestärkungsgesetzes (2021) stehen für einen Paradigmenwechsel
            im deutschen B., der sich allgemein als Abkehr vom medizinischen Modell von Behinderung
            (Fürsorgerecht) zum menschenrechtlichen Modell von Behinderung (Gleichstellungs- und
            Teilhaberecht) bezeichnen lässt. Das 2016 verabschiedete BTHG kann als die große sozialpolitische
            Reform der 18. Legislaturperiode angesehen werden, die das B. nicht unwesentlich verändert
            hat. Sie hatte die Umsetzung der UN BRK zum Ziel.
         

         Modernes B. als rechtlicher Rahmen für SozArb ist seither gekennzeichnet durch die Prinzipien der Gleichstellung und Selbstbestimmung
            behinderter Menschen sowie der Freiheit von Zwang und Bevormundung. In der praktischen
            Behindertenarbeit stößt die Umsetzung dieser, an den Menschenrechten in der UN BRK
            orientierten, Ziele oft auf Widersprüche und Barrieren. Auch sind noch nicht alle
            Vorschriften des deutschen B. im Einklang mit der UN-Konvention. Das B. entwickelt
            sich somit fortlaufend weiter, zum Teil auch bedingt durch Vorgaben der EU. Beispielsweise
            verpflichtet das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) Hersteller*innen, Händler*innen
            und Dienstleister*innen ab dem 28.06.2025 zur Barrierefreiheit von bestimmten Produkten
            und Dienstleistungen.
         

         Barrierefreiheit

         Barrierefreiheit wird in § 4 BGG folgendermaßen definiert: „Barrierefrei sind bauliche
            und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der
            Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen
            sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in
            der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde
            Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.“ Im Hinblick auf die Barrierefreiheit
            im Bereich Bau und Verkehr enthält der § 8 BGG konkrete Vorgaben. In § 12 a BGG werden
            öffentliche Stellen zur barrierefreien Gestaltung von Informationstechnik verpflichtet.
            §§ 9–11 BGG enthalten Vorschriften zur kommunikativen Barrierefreiheit, wie das Recht
            auf Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren
            oder Regelungen zur Verwendung von einfacher und verständlicher Sprache. Zu beachten
            ist jedoch, dass sich das BGG in erster Linie an die Träger der öffentlichen Bundesverwaltung
            und zum Teil auch an die Träger der Landesverwaltung, soweit diese Bundesrecht ausführen,
            richtet. Durch neue Regelungen aus dem Jahr 2021 zur Begleitung durch Assistenzhunde
            (§ 12 e BGG) hat das BGG mittlerweile auch einen privatrechtlichen Einschlag erhalten.
            Eine umfassende gesetzliche Verpflichtung zur Barrierefreiheit im privaten Bereich
            gibt es im deutschen Recht bisher nicht.
         

         Teilnahme am Rechtsverkehr und Rechtliche Betreuung

         Behinderte Menschen werden aufgrund ihrer Behinderung mitunter– wie unter 7-jährige
            Kinder – als rechtlich handlungsunfähig angesehen. Dabei knüpft das Recht selbst nicht
            an den Tatbestand der Behinderung, sondern an „einem die freie Willensbestimmung ausschließenden
            Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit“ (§ 104 Nr. 2 BGB) an. In diesen
            Zustand können sowohl Nichtbehinderte als auch Behinderte geraten, im alltäglichen
            Rechtsverkehr sind hiervon allerdings mehrheitlich Menschen mit psycho-sozialen oder
            kognitiven Beeinträchtigungen betroffen. Das Vorliegen einer Krankheit oder Behinderung
            (insbesondere der sog. geistigen Behinderung!) allein reicht jedoch nicht aus, um
            Geschäftsunfähigkeit anzunehmen. Sie muss im Einzelfall bewiesen werden, nicht ausreichend
            ist eine bloße Willensschwäche, leichte Beeinflussbarkeit oder das Unvermögen, die
            Tragweite der Willenserklärung zu begreifen (vgl. Castendiek/Hoffmann 2009, S. 102).
         

         Für eine*n Volljährige*n, die/der ihre/seine Angelegenheiten wegen einer Krankheit
            oder Behinderung ganz oder teilweise rechtlich nicht besorgen kann, bestellt das Betreuungsgericht
            auf Antrag oder von Amts wegen eine*n Betreuer*in. Die Betreuung darf nicht gegen
            den freien Willen der/des Volljährigen bestellt werden (§ 1814 BGB; Betreuungsrecht). Die Betreuungsbestellung ist keine Entmündigung mehr, d. h. die betreute Person
            bleibt voll rechtlich handlungs- und einsichtsfähig. Jedoch sind Beschränkungen der
            rechtlichen Handlungsfähigkeit und auch Zwangsmaßnahmen auf gerichtliche Anordnung
            weiter möglich.
         

         Deliktsfähigkeit

         Ähnlich wie die Geschäftsfähigkeit (s. o.) kann die Deliktsfähigkeit im Zivilrecht
            (§§ 827 ff. BGB) sowie die Schuldfähigkeit im Strafrecht (§§ 19 ff. StGB) aufgrund von Krankheit oder Behinderung eingeschränkt sein. Auch
            hier gilt, dass die Diagnose einer chronischen Krankheit oder Behinderung allein nicht
            genügt, um die Zurechnungsfähigkeit anzuzweifeln. Insbesondere gilt seit der Abschaffung
            der Entmündigung 1992, dass eine rechtliche Betreuung prinzipiell keine Auswirkungen
            auf die Geschäfts- bzw. Deliktsfähigkeit hat.
         

         Wichtig für die SozArb ist allerdings, dass behinderte Menschen in allen Altersstufen unter bestimmten Voraussetzungen
            (z. B. wegen ihres geistigen oder körperlichen Zustands, § 832 BGB) gegebenenfalls
            der Aufsicht bedürfen. In einem solchen Fall können aufsichtspflichtige Personen (z. B. Sozialarbeiter*innen
            in der Behinderteneinrichtung) eventuell zur Haftung für Schäden herangezogen werden, die von der beaufsichtigungsbedürftigen Person verursacht
            werden (§§ 823, 832 BGB). In einem modernen B. dürfen Haftungsfragen im Alltag der
            Behindertenarbeit allerdings nicht dazu führen, dass Menschenrechte unzulässig beschnitten
            oder verweigert werden. Inhalt und Ausmaß der Aufsichtspflicht hängen insofern vom
            Kontext der Situation ab und sind an den Qualitätsstandards moderner Behindertenarbeit
            und den o. g. Grundsätzen zu messen. Das Gleiche gilt für die sich aus der Aufsichtspflicht
            evtl. ergebende strafrechtliche Garantenpflicht (§ 13 StGB) sowie für erhöhte Obhutspflichten in Bezug auf hilflose behinderte Menschen
            (§ 221 StGB).
         

         Sozialrechtliche Leistungen

         Soweit behinderte Menschen Unterstützung oder Assistenz benötigen, gibt es unterschiedliche
            Leistungsansprüche in allen Säulen unseres Sozialen Sicherungssystems, die teilweise als medizinische oder Pflegeleistungen, als heilpädagogische Leistungen (Heil- und Sonderpädagogik), teilweise als Existenzsicherungs- bzw. Unterhaltsleistungen, teilweise als Eingliederungs-
            bzw. Rehabilitationsleistungen ausgestaltet sind. In Bezug auf bestimmte Bedarfe (Blindheit)
            gibt es darüber hinaus pauschale monatliche Geldleistungen, die in den einzelnen Bundesländern
            unterschiedlich ausgestaltet sind (Blindengeld). Je nach Ursache und Art der Behinderung
            bzw. Art des Unterstützungsbedarfs können eine Vielzahl unterschiedlicher Sozialleistungsträger
            (Träger der SozArb) zuständig sein. Einige der Leistungen sind einkommens- und vermögensabhängig. Dieses
            System zu durchschauen, ist für die Betroffenen oft schwer, und qualifizierte Sozialleistungsberatung
            ist seit jeher ein wichtiges Handlungsfeld in der Behindertenarbeit. Seit Inkrafttreten
            der ersten Stufe des BTHG im Jahre 2017 fördert das BMAS bundesweit die Ergänzende
            Unabhängige Teilhabeberatung, eine von Leistungsträgern und -erbringern unabhängige,
            niedrigschwellige Beratung zur Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
            (§ 32 SGB IX). Seit 2021 ist eine Beratung der Leistungsberechtigten auch im § 10 a
            SGB VIII verankert.
         

         Behinderungsbegriff und Schwerbehindertenausweis

         Einen einheitlichen Behinderungsbegriff gibt es in unserer Rechtsordnung nicht, denn
            Behinderung ist eine kontextabhängige Lebenslage, die je nach Situation unterschiedliche
            Auswirkungen bzw. Reaktionen nach sich zieht. In den verschiedenen Rechtsbereichen
            gibt es daher unterschiedliche Definitionen bzw. Anknüpfungspunkte für diese Lebenslage.
            Im Schulrecht ist es der sonderpädagogische Förderbedarf, in der medizinischen Rehabilitation
            die Funktionsstörung, im Arbeitsrecht insbesondere der Schwerbehindertenstatus, im Gleichstellungsrecht ist es die Betroffenheit
            von Diskriminierung, die z. B. auch Angehörige einschließen kann.
         

         Eine rechtliche Definition von Behinderung ist dennoch zentral, da durch den Behinderungsbegriff
            der sachliche und personelle Anwendungsbereich von Rechtsnormen, insbesondere von
            Leistungsansprüchen festgelegt wird. Behinderung wurde rechtshistorisch sehr unterschiedlich
            definiert (Welti in Deinert/Welti et al. 2022, S. 277 ff.). Seit den 1990er Jahren
            orientierte sich der zentrale Behindertenbegriff in § 2 SGB IX an der ICF von 2001
            (International Classification of Functioning, Disability and Health) der WHO, die
            maßgeblich auf die negative Wechselwirkung zwischen gesundheitlicher Beeinträchtigung
            und ihren persönlichen und gesellschaftlichen Kontextfaktoren auf die Funktionsfähigkeit
            und Teilhabe abstellt. Durch das BTHG wurde die Definition noch einmal in Anlehnung
            an die UN BRK verändert. Nach § 2 Abs. 1 SGB IX lautet die legale Definition von Behinderung
            seither: „Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige
            oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und
            umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit
            hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung
            nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter
            typischen Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung
            nach Satz 1 zu erwarten ist.“
         

         Einen Behindertenausweis – mit dem bestimmte Leistungen und Schutzrechte in Anspruch
            genommen werden können – gibt es allerdings erst ab einem bestimmten Grad der Behinderung
            (GdB), der 50 % betragen muss (§ 2 Abs. 2 SGB IX). Je nach Eintrag unterschiedlicher
            Merkzeichen, können mit dem Schwerbehindertenausweis bestimmte Nachteilsausgleiche
            (z. B. Freifahrt im öffentlichen Personenverkehr § 228 SGB IX i. V. m. SchwbAV) in
            Anspruch genommen werden.
         

         Leistungen außerhalb von Bildung und Arbeit

         Behinderte Kinder und Erwachsene haben wie Nichtbehinderte das Recht, die Einrichtungen
            der (kommunalen) Daseinsvorsorge zu nutzen und Sozialleistungen (Kindergeld (s. Familienbezogene Leistungen), Wohngeld, Angebote der SozArb in der Kinder- und Jugendhilfe, Schwimmbäder, Bibliotheken, etc.) in Anspruch zu nehmen. Mit Einführung des SGB VIII
            im Jahre 1990 wurde zwar das Kinder- und Jugendhilferecht modernisiert, die Behindertenhilfe verblieb jedoch – mit Ausnahme der Kinder und Jugendlichen mit seelischer Behinderung
            (§ 35 a SGB VIII) – im Verantwortungsbereich der Sozialämter (Sozialhilfe, SGB XII). Faktisch führte diese Aufteilung der Behindertenhilfe (Kinder mit körperlicher
            und geistiger Behinderung beim Sozialamt und Kinder mit seelischer Behinderung beim Jugendamt) zu einer weitgehenden Exklusion behinderter Kinder aus der KJH. Dieser Missstand
            soll seit mehreren Legislaturperioden durch Gesetzesreformen behoben worden. Seit 10.06.2021
            ist das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) in weiten Teilen in Kraft getreten.
            Ziel des Gesetzes ist es, vor allem Kinder, Jugendliche und junge Volljährige mit
            Behinderungen zu stärken. Zu diesem Zweck wurde der inklusive Leitgedanke an verschiedenen
            Stellen des SGB VIII verankert, es wurden Schnittstellen zu den Rehabilitationsträgern
            bereinigt und mit § 10 a SGB VIII ein umfassender Beratungsanspruch eingeführt. Seit 2024
            sind zudem in allen JÄ die sog. Verfahrenslotsen tätig. Ab 2028 soll dann die Zuständigkeit
            für Eingliederungshilfeleistungen unabhängig von der Behinderungsart beim Jugendhilfeträger
            liegen. Dazu ist jedoch ein Bundesgesetz erforderlich, das Näheres zum leistungsberechtigten
            Personenkreis, Art und Umfang der Leistungen, zur Kostenbeteiligung und zum Verfahren
            regelt. (Bieritz-Harder in Deinert/Welti et al. 2022, S. 836).
         

         Eingliederungshilfe für behinderte Kinder und Erwachsene

         Die Eingliederungshilfe für behinderte Kinder und Erwachsene stellt seit vielen Jahren
            den größten Anteil am Ausgabenbudget der Behindertenhilfe dar. Seit 2001 gilt als Rahmengesetz aller Rehabilitationsleistungen das SGB IX,
            wobei sich die konkreten Leistungsansprüche zusätzlich aus den Spezialgesetzen der
            Rehabilitationsträger ergeben. Für behinderte Kinder und Jugendliche gilt die o. g. Zuständigkeitsaufteilung.
            Für die Eingliederung/Teilhabe behinderter Erwachsener galt bis zum 31.12.2019 das
            SGB XII, ab dem 01.01.2020 wurde die sozialhilferechtliche Eingliederungshilfe in
            das SGB IX (§§ 90 ff.) verlegt. Damit erfolgte eine Abkehr vom Fürsorgeprinzip, d. h.
            die Leistungen werden nicht mehr so stark von vorhandenem Einkommen und Vermögen abhängig
            gemacht. Außerdem erfolgt Eingliederungshilfe nur noch personenzentriert, statt wie
            früher einrichtungszentriert. Stationäre Einrichtungen gibt es in der Sprache des
            B. nicht mehr. Eingliederungshilfe umfasst seither auch Leistungen zur Sozialen Teilhabe:
            für Wohnraum, Assistenzleistungen, heilpädagogische Leistungen, Leistungen zur Betreuung
            in der Pflegefamilie, Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und
            Fähigkeiten, Leistungen zur Förderung der Verständigung, Leistungen zur Mobilität,
            Hilfsmittel und Besuchsbeihilfen (§§ 113 SGB IX).
         

         Daneben sind Leistungen der medizinischen Rehabilitation von Bedeutung, deren Leistungskatalog
            z. B. Heilbehandlung, Frühdiagnostik, Frühförderung, Therapien oder Hilfsmittel, aber
            auch Förderung der Selbsthilfepotenziale und ähnliche Maßnahmen umfasst (§ 109 SGB IX
            i. V. m. §§ 42 ff. SGB IX i. V. m. Spezialgesetzen wie SGB V, SGB VII).
         

         Durch den Fokus auf die Personenzentrierung wurde durch das BTHG auch die Bedarfsfeststellung
            neu geregelt. Das Motto „Reha-Leistungen wie aus einer Hand“ und der Grundsatz des
            Selbstbestimmten Lebens (Art. 19 UN BRK) sollen seither durch ein umfängliches neues
            Gesamtplanverfahren (§§ 117 ff. SGB IX) umgesetzt werden.
         

         Pflege/Persönliche Assistenz ambulant und stationär

         Viele behinderte Menschen benötigen auch Pflegeleistungen. Neben den Leistungen der
            Eingliederungshilfe sind deshalb auch Leistungen der Pflege bzw. der Assistenz nötig. In der deutschen Behindertenhilfe haben sich verschiedene Leistungsmodelle entwickelt, die von der Pflege im Heim über
            betreute Wohngruppen und Ambulante Dienste bis hin zum Arbeitgebermodell in der Pflege
            reichen. Z. T. können diese Bedarfe über die Leistungen der sozialen Pflegeversicherung nach SGB XI finanziert werden. Diese Leistungen setzen jedoch ein Versicherungsverhältnis
            (meist gekoppelt an die gesetzliche Krankenversicherung) voraus, sehen verschiedene
            Pflegegrade vor und sind gedeckelt, d. h. decken insbesondere bei höherem Pflegebedarf
            nicht den gesamten Bedarf ab. Deshalb sind viele behinderte Menschen, die Assistenzbedarf
            haben, zusätzlich auf die einkommensabhängigen Pflegeleistungen der Sozialhilfe (SGB XII) angewiesen.
         

         Auch behinderte (Klein-)Kinder können bereits anspruchsberechtigt für Pflegeleistungen sein. In der Praxis
            ergeben sich hier oft noch häufiger als bei Volljährigen Abgrenzungsfragen zur medizinischer
            Behandlungspflege und Eingliederungshilfe, für die dann wieder andere Leistungsträger
            (Krankenkasse, Sozialamt) zuständig sind.
         

         Pflegeleistungen werden nicht nur von den Pflegekassen erbracht, sondern z. B. auch
            von der Gesetzlichen Unfallversicherung, der Gesetzlichen Krankenversicherung (Gesundheitsrecht), sowie den Versorgungsämtern und Kriegsopferfürsorgestellen. Das führt – wie bei
            den Rehabilitationsleistungen auch – mitunter zur Leistungskonkurrenz, d. h. es muss
            geklärt werden, welcher Leistungsträger vorrangig zuständig ist.
         

         Existenzsicherung

         Existenzsicherungsleistungen in Form von Regelbedarf, Unterkunftskosten und anderen
            Leistungen sind u. a. geregelt im SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und SGB XII (Sozialhilfe). Die Einordnung der Leistungsberechtigten richtet sich u. a. nach der Erwerbsfähigkeit
            und der Frage der Zugehörigkeit zur Bedarfsgemeinschaft. Erwachsene behinderte Personen
            können je nach Erwerbsfähigkeit unter SGB II oder SGB XII bzw. unter das AsylbLG (Migrationsrecht) fallen. Nicht erwerbsfähige Behinderte (dazu zählen auch Beschäftigte in einer Werkstatt
            für behinderte Menschen) haben ab Eintritt der Volljährigkeit Anspruch auf Grundsicherungsleistungen
            nach §§ 41 ff. SGB XII. Für volljährige Behinderte in besonderen Wohneinrichtungen
            (stationären Einrichtungen) gilt seit 01.01.2020 die Unterscheidung zwischen fachlichen
            Eingliederungshilfeleistungen und Existenzsicherungsleistungen. Es reicht daher nicht
            mehr allein, einen Antrag auf Eingliederungshilfe (SGB IX) zu stellen, gleichzeitig
            muss an den Antrag auf Grundsicherung gedacht werden (SGB II oder SGB XII bzw. Asylbewerberleistungsgesetz).
         

         Persönliches Budget

         Das trägerübergreifende Persönliche Budget (PB) (§ 29 SGB IX) ist zwar keine Innovation
            des BTHG, wird mit diesem aber als Leistungsform aufgewertet. Es sieht die Zusammenfassung
            mehrerer Leistungen (nicht nur Eingliederungshilfeleistungen) von verschiedenen Leistungsträgern
            (Träger der SozArb) vor, die dann als pauschaler Geldbetrag ausbezahlt wird. Mit diesem soll sich die
            leistungsberechtigte Person dann selbstbestimmt die notwendigen Leistungen auf dem
            Markt beschaffen können.
         

         Bildungs- und Arbeitsrecht

         Behinderte Kinder im Vorschulalter erhalten behindertenspezifische Leistungen insbesondere
            im Rahmen der Frühdiagnostik und Frühförderung. Neben Ärzt*innen, Krankenhäusern und
            Therapeut*innen, gibt es interdisziplinäre Frühförderstellen und Sozialpädiatrische
            Zentren (Pädiatrie). Ihre Leistungen werden häufig als Komplexleistungen unter Beteiligung unterschiedlicher
            Rehabilitationsträger (u. a. Krankenkasse, Sozialamt, JA s. o.) erbracht.
         

         Kita, Schule, Berufs- oder Hochschulbildung

         Wie alle anderen Kinder haben auch Kinder mit Behinderungen einen Anspruch auf Förderung
            in Tageseinrichtung und in Kindertagespflege (§ 24 SGB VIII). Viele Kindertageseinrichtungen sind inzwischen inklusiv aufgestellt, und nehmen auch behinderte Kinder auf.
         

         Auch die Schulgesetze der Länder haben inzwischen alle die Inklusion von Kindern mit Behinderungen als Zielvorgabe gesetzlich verankert. Gleichwohl gestaltet
            sich die Umsetzung des Rechts auf inklusive Bildung (§ 24 UN BRK) ungleich schwieriger.
            Zwar ist die Inklusionsquote seit Inkrafttreten der UN BRK gestiegen, jedoch hat die
            Exklusionsquote nicht abgenommen, d. h. die Zahl der Kinder mit Behinderungen, die
            Förder- bzw. Sonderschulen besuchen müssen, hat sich nicht verringert (Aichele et al.
            2019, S. 32). Behindertenspezifische Bedarfe im Regelschulbetrieb müssen häufig als
            Eingliederungshilfe (SGB VIII oder SGB IX), als ergänzende Lernförderung nach SGB II
            oder als Hilfsmittel nach SGB V beantragt werden. In immer mehr Bundesländern spielen
            aber auch Förderschulen als Förderzentren bei der Organisation und Bereitstellung
            des sonderpädagogischen Förderbedarfs in der Regelschule eine Rolle. Seit Inkrafttreten
            des BTHG im Jahre 2017 gibt es im Rehabilitationsrecht auch die „Leistungen zur Teilhabe
            an Bildung“ (§§ 5 Nr. 4, 75 SGB IX). Insgesamt gilt jedoch nach wie vor, dass die Abgrenzung
            zwischen den sozialrechtlichen Leistungen und den von den Schulen bereitzustellenden
            Fördermöglichkeiten nicht immer einfach ist (vgl. Reimann in Deinert/Welti et al.
            2022, S. 1230).
         

         Auch die Hochschulgesetze der Länder haben in der Regel Vorgaben zur Berücksichtigung
            der Belange von Studierenden mit Behinderungen. Viele Hochschulen bemühen sich inzwischen
            um Barrierefreiheit, sie bieten auch Umsetzungs- oder Begleitdienste für blinde oder
            gehörlose Studierende und haben eine*n Behindertenbeauftragte*n. In vielen Fällen
            ist jedoch darüber hinaus gehende Assistenz oder eine Versorgung mit Hilfsmitteln
            notwendig, die in der Regel über die Eingliederungshilfe (vgl. oben) finanziert wird.
            Zunehmend werden Nachteilsausgleiche in Prüfungen von Studierenden mit Behinderung
            oder chronischer Erkrankung in Anspruch genommen. Dazu gibt es häufig Vorgaben in
            den Prüfungsordnungen der einzelnen Hochschulen und zunehmend Rechtsprechung. Durch
            die mit dem BTHG erfolgte Einführung einer eigenständigen Rehabilitationsleistung
            Teilhabe an Bildung (§ 75 Abs. 1 Nr. 3 und 4 SGB IX) sollen nun auch Assistenzleistungen für Masterstudiengänge
            und für Promotionen ermöglicht werden.
         

         Teilhabe am Arbeitsleben, Schwerbehindertenrecht inkl. Werkstättenrecht

         Für die Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen ist neben dem allgemeinen Arbeitsrecht das Rehabilitationsrecht, und hier insbesondere das Schwerbehindertenrecht maßgeblich.
            Als Besonderheit gibt es in Deutschland noch das Werkstättenrecht. Als Träger der
            beruflichen Rehabilitation kommt neben der Bundesagentur für Arbeit (SGB III und SGB II)
            eine Vielzahl weiterer Leistungsträger in Betracht (z. B. Träger der Rentenversicherung
            nach SGB VI, Träger der Unfallversicherung nach SGB VII, Träger der öffentlichen JH
            nach SGB VIII, Träger der Eingliederungshilfe nach SGB IX). Entsprechend zahlreich
            sind die gesetzlichen Bestimmungen, die zur Anwendung kommen können. Die Leistungen
            zur Teilhabe am Arbeitsleben sind beispielhaft in § 49 SGB IX aufgezählt. Dazu gehören
            Hilfen zur Erlangung des Arbeitsplatzes, berufliche Bildung und Weiterbildung oder
            betriebliche Qualifizierung. Daneben gibt es gem. § 50 SGB IX Leistungen an Arbeitgeber*innen
            in Form von Ausbildungs- oder Eingliederungszuschüssen. Berufliche Rehabilitation
            kann in besonderen Einrichtungen (z. B. in Berufsförderungs- und Berufsbildungswerken
            nach § 51 SGB IX bzw. in Werkstätten für behinderte Menschen nach § 56 SGB IX) oder
            inklusiv auf dem ersten Ausbildungs- und Erwerbssektor in Form von Unterstützter Beschäftigung
            (§ 55 SGB IX) oder mit Hilfe des Budgets für Arbeit (§ 61 SGB IX) durchgeführt werden.
         

         Das Schwerbehindertenrecht ist im 3. Teil des SGB IX geregelt. Es enthält Vorgaben
            bzgl. Beschäftigungspflichtquoten von Arbeitgeber*innen, Benachteiligungsverbote,
            (Be-)förderungspflichten, besonderen Kündigungsschutz, zusätzlichen Urlaub, Schwerbehindertenvertretung
            im Betrieb und mehr (§§ 154 ff. SGB IX).
         

         Theresia Degener, Karoline Riegel
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         Beistandschaft
         

         Ist einem Kind kein Vater zugeordnet, hat es regelmäßig ein Interesse an der Feststellung
            der Vaterschaft. Hat es Vater und Mutter, lebt aber mit (zumindest) einem von ihnen
            nicht zusammen, stellt sich die Frage nach einer Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen.
            Damit der allein sorgeberechtigte oder betreuende Elternteil mit diesen Fragen nicht
            alleine gelassen wird, hat der Gesetzgeber ihm die Möglichkeit eingeräumt, sich kostenlose
            behördliche Unterstützung im Jugendamt zu holen: die Beistandschaft (B.).
         

         Von der Bevormundung zur Unterstützung

         Die Wurzeln der B. reichen weit zurück. Seit dem ausgehenden 18. Jh. standen „uneheliche“
            oder „verlassene“ Kinder im deutschsprachigen Raum unter Vormundschaft. Der Gesetzgeber
            hat den „gefallenen“ bzw. „unehelichen Müttern“ die Ausübung der elterlichen Sorge
            für ihre Kinder nicht zugetraut. In Deutschland blieb auch noch beim Inkrafttreten
            des Nichtehelichengesetzes (NEG) zum 01.01.1970 ein Rest Skepsis zurück. Zwar war
            den „nichtehelichen Müttern“ grundsätzlich die – damals noch – „elterliche Gewalt“
            über ihre Kinder eingeräumt. Den Kindern war jedoch zumindest ein/e Amtspfleger*in
            zur Seite gestellt, die/der in Bezug auf die Vaterschaftsfeststellung und die Unterhaltsrealisierung
            anstelle der Mutter das alleinige Sorgerecht für das Kind innehatte (Klinkhardt 1990)
            (Familienrecht).
         

         Eine Emanzipation nicht verheirateter Mütter wurde erst durch die Wiedervereinigung möglich. In der
            DDR war die Möglichkeit der Unterstützung bei der Abstammungsklärung und der Regelung
            der Unterhaltsansprüche freiwillig. Der Einigungsvertrag enthielt einen Vorbehalt, wonach dieses Modell in den nBL fortgalt. Nach zähen und
            vehement geführten Auseinandersetzungen hat sich die Freiwilligkeit letztlich durchgesetzt
            und Eingang in das Beistandschaftsgesetz gefunden, das im Zuge der KindRG verabschiedet
            und am 01.07.​1998 in Kraft getreten ist. Die fakultative Unterstützung durch einen
            Beistand/eine Beiständin stand ursprünglich nur allein sorgeberechtigten Müttern (und
            Vätern) zur Verfügung, wurde aber mit dem Kinderrechteverbesserungsgesetz vom 01.02.​2002
            konsequenterweise ausgedehnt als Angebot auch für die Elternteile mit gemeinsamer
            Sorge, bei denen das Kind lebt (Mutke/Tammen 2008). Im Jahr 2023 gab es in Deutschland 423.716 B.,
            ein Rückgang von rund 30 % im Vergleich zum Jahr 2012; Erklärungen gibt es aufgrund
            vollständig fehlender Forschung zur B. keine (Froncek 2024).
         

         Das Rechtsinstitut der Beistandschaft

         Die B. wird begründet durch einen schriftlichen Antrag beim JA (§ 1712 Abs. 1 BGB).
            Bei Vorliegen der Voraussetzungen erfolgt der Eintritt der B. mit dem Antrag automatisch
            und ist nicht von einer Entscheidung des JA abhängig. Zuständig ist das JA, in dessen
            Bezirk antragstellende Eltern ihren gewöhnlichen (oder in Ermangelung eines solchen
            tatsächlichen) Aufenthalt haben (§ 87 c Abs. 5 SGB VIII). Berechtigt, eine B. zu beantragen,
            sind allein sorgeberechtigte Eltern oder gemeinsam sorgeberechtigte Eltern, in deren
            Obhut sich das Kind befindet (§ 1713 Abs. 1 S. 1 BGB). Die B. endet u. a. mit Volljährigkeit, mit der Begründung eines gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes im Ausland (§ 1717 BGB),
            wenn die/der Antragsteller*in dies schriftlich verlangt (§ 1715 Abs. 1 BGB) oder wenn
            sie/er, bspw. weil sie/er mit dem anderen Elternteil wieder zusammenzieht, nicht mehr
            antragsberechtigt wäre.
         

         Aufgaben der Beiständ*innen sind die Feststellung der Vaterschaft – nicht aber deren
            Anfechtung – und die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen (§ 1712 Abs. 1 Nr. 1
            u. 2 BGB). Die Unterstützung bezieht sich sowohl auf den außergerichtlichen Bereich
            als auch das Vorgehen im Klageweg und die Vollstreckung. Die B. kann in ihrem Antrag
            auf einzelne Aufgaben beschränkt werden (§ 1712 Abs. 2 BGB). Stehen die Kinder und
            ihr hauptbetreuender Elternteil im Leistungsbezug nach Unterhaltsvorschussgesetz,
            SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) oder SGB XII (Sozialhilfe), fordern die Behörden zur Geltendmachung der Unterhaltsansprüche auf, was sinnvollerweise
            eine Bündelung der Beratung und Unterstützung in Unterhaltsfragen bei der B. zur Folge
            haben sollte, aber zugleich Fragen der Zusammenarbeit der verschiedenen Stellen aufwirft
            (SFK 2 des DIJuF 2019). Insgesamt bleibt die Aktivierungslast bei den hauptbetreuenden
            Eltern und gelingt es in Deutschland noch nicht, das Armutsrisiko von Kindern in sog.
            Alleinerziehendenfamilien nachhaltig zu reduzieren (Boll/Meysen 2024).
         

         Damit die Beiständ*innen dem antragstellenden Elternteil auch wirkungsvoll zur Seite
            stehen kann, steht ihnen für ihre Aufgabenbereiche die elterliche (Mit-)Sorge zu. Aber auch ohne Übertragung des (Mit-)Sorgerechts durch Einrichtung einer B. erhalten die Eltern, die für ihr Kind tatsächlich
            sorgen, entsprechende Beratung und Unterstützung durch das JA (§ 18 Abs. 1 SGB VIII).
            Nicht verheiratete Mütter werden mit der Geburt vom JA verpflichtend über diese Unterstützungsangebote
            und die rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Elternschaft informiert (§ 52 a
            SGB VIII).
         

         Entscheidet sich eine Mutter oder ein Vater für die Beantragung einer B., verbleibt
            ihr/ihm trotzdem die letztverbindliche Bestimmungsmacht über die Vaterschaftsfeststellung
            und Geltendmachung von Kindesunterhalt. Sie/er kann bei dieser Doppelung der elterlichen
            Sorge neben dem Beistand/der Beiständin einen Anwalt/eine Anwältin beauftragen oder
            selbst initiativ werden. Nur wenn Beiständ*innen klagen, sind diese im Prozess allein
            vertretungsberechtigt (§ 234 FamFG). Aber auch dann bleibt die B. freiwillig, kann
            also stets wieder aufgehoben werden. Damit ist eine Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltsrealisierung
            nicht wie früher (notfalls) gegen den Willen der unverheirateten Mutter möglich. Den
            Beiständ*innen kommt eine Rolle zu, in der sie grundsätzlich die Wertungen des antragstellenden
            Elternteils, was für sein Kind das Beste wäre, zu beachten haben. Die Ausübung der
            elterlichen Sorge durch Beiständ*innen erfolgt nicht anstelle des Elternteils, sondern
            in Abstimmung und zusammen mit diesem (DIJuF 2006).
         

         Für das Gelingen der Unterstützungsleistung ist somit die Tragfähigkeit der Arbeitsbeziehung
            zwischen Beiständ*innen und Mutter/Vater entscheidend. Ist der antragstellende Elternteil
            durch Rückkoppelung konsequent in die Beratung und Unterstützung einbezogen, bekommen
            automatisch auch psycho-soziale Aspekte mehr Gewicht. Dadurch intensivieren sich notwendig
            die Beratungsaufgaben und erweitert sich das Blickfeld auf die gesamte Familiensituation.
            Für diese soll die Beistandschaft in einem Teilbereich zu einer möglichst tragfähigen
            Lösung und nachhaltigen Zufriedenheit ihren Beitrag leisten.
         

         Ausblick

         Rechtliches Handwerkszeug der Beiständ*innen ist das Abstammungs- und Unterhaltsrecht. Letzteres ist in Deutschland komplex. Selbst den Fachleuten fällt es schwer, die
            Rechenvorgänge allgemeinverständlich zu vermitteln. Die betroffenen Eltern können
            vielfach die schwierigen Berechnungen – wie etwa bei der Verrechnung von Unterhalt
            und Kindergeld (Familienbezogene Leistungen) – nicht nachvollziehen. Damit wird nicht nur die Akzeptanz der Beteiligten, sondern
            auch das mit der B. intendierte kooperative Entstehen der Unterstützungsleistung deutlich
            erschwert. Die Änderungen des Unterhaltsrechts haben grundsätzlich Fortschritte gebracht,
            jedoch an der fragwürdigen Verknüpfung von Steuerrecht und Unterhaltsrecht festgehalten. Eine Unterhaltsrechtsreform zur angemessenen Berücksichtigung der Betreuungszeiten
            beim Kindesunterhalt steht aus. Die Rechtsprechung hält an einer alleinigen Berücksichtigung
            des Einkommens des barunterhaltspflichtigen Elternteils fest, operiert mit einer nicht
            realitätskompatiblen Konstruktion eines „echten“ Wechselmodells (Scheidung, Scheidungsfolgen). Im Ausland hat sich die Orientierung an der jeweiligen Zahl der Übernachtungen
            bewährt. Eine Unterstützung der Eltern beim Kindesunterhalt, wenn nicht ein Elternteil
            allein bzw. überwiegend betreut, ist ebenfalls bislang nicht vorgesehen.
         

         In der Wahrnehmung von Eltern sind Fragen des Unterhalts und des Umgangs sowie der
            elterlichen Sorge oft eng miteinander verflochten. Fragen des Unterhalts sind für
            die Betroffenen wichtiger Teilaspekt der Trennungs- und Scheidungsberatung (Scheidung, Scheidungsfolgen). Dies wird bestätigt von repräsentativen Forschungen, nach denen je nach Zufriedenheit
            mit der Umgangs- und Sorgerechtsregelung auch die Zahlungsbereitschaft in Bezug auf
            den Unterhalt zunimmt. Es dürfte sich daher lohnen, die schlummernden Potenziale einer
            Verzahnung und Vernetzung der rechtlichen und sozialpädagogischen Beratungsinhalte
            und Unterstützungsangebote vermehrt zu nutzen, das Umgangsrecht im Rahmen der Beratung
            zum Unterhalt (und umgekehrt) anzusprechen und eine Konfliktvermeidung zu erörtern.
            Ein Weg könnte das Hinterfragen der Stellung der Beiständ*innen als gesetzliche Vertreter*innen
            des Kindes sein. Im Ausland sind die behördlichen Aufgaben in der Beratung und Unterstützung
            bei der Vaterschaftsfeststellung und bei der Geltendmachung und Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen
            allparteilich organisiert, was auch für Deutschland eine Perspektive wäre (Birnstengel/Katzenstein 2015).
         

         Unterhaltsfragen sind für viele Kinder in prekären Lebensverhältnissen relevant, sodass
            Beistände früh Kontakt zu den Familien haben und damit Potenziale als Türöffner für
            weitergehende Frühe Hilfen haben. Erst das Erkennen und Ausschöpfen der Synergien im Interesse der betroffenen
            Familien gibt der B. den Stellenwert, den sie verdient und macht sie zu dem, was sie
            ist: integrativer Bestandteil der Kinder- und Jugendhilfe (Rüting 2018).

         Thomas Meysen
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         Belastete Familien, Multiproblemfamilien
         

         In einer von starker Ungleichheit geprägten Gesellschaft können Familien von sozialen
            und ökonomischen Belastungen betroffen sein, die zu Ausgrenzung und Armut führen. Damit verbundene Benachteiligungen stellen eine Belastung dar und erschweren
            den Familienalltag, da sie die Chancen, vor allem der Kinder, an den Möglichkeiten
            der Gesellschaft zu partizipieren immer mehr einschränken. Diese „(vielfach) belasteten
            Familien“ werden zumeist als „Multiproblemfamilien“ diskutiert. Ihre Probleme zeigen
            sich u. a. in Sucht, häuslicher Gewalt (Gewalt in Familien), Armut, Partnerkonflikten, psychosomatischen Erkrankungen oder Probleme mit den Kindern
            bis hin zur Vernachlässigung (Kindeswohl, Kindeswohlgefährdung).
         

         Mit diesem in der Sozialarbeit etablierten Begriff wird allerdings impliziert, eine
            bestimmte Gruppe von Familien wäre durch die Anzahl diagnostizierter Probleme zu beschreiben:
            da eben besonders viele auftreten, könnte ein spezifischer Familientyp, eben die „Multiproblemfamilie“,
            identifiziert werden. Daran gibt es Kritik: Erstens scheinen Probleme dabei einfach
            für sich zu existieren, als etwas, das unabhängig von sozialstrukturellen Ursachen
            vorhanden ist. Zweitens werden Aspekte wie Sucht, Gewalt oder Armut erst dann zu Problemen, wenn sie als solche betrachtet werden. Drittens mangelt es
            dem Begriff an Respekt vor den Familien, da diese lediglich über Defizite definiert
            werden. In diese Defizite sind zudem, und dies in letzter Zeit wieder stärker, moralische
            Urteile eingelassen: es verdichtet sich ein Bild von Familien, in denen „Probleme“
            aus der Lebensführung resultieren, da diese ihre Probleme möglicherweise nicht angehen
            und sich sogar darin einrichten. Dies kann mit einer gesellschaftlichen Stigmatisierung
            (Stigmatisierung, Etikettierung) verbunden sein, die den Betroffenen unterstellt, sie seien an ihrer Armut „schuld“.
         

         Soziale Probleme, die aus der Sozialstruktur, aus Arbeitslosigkeit, Armut und Ausgrenzung, entstehen und Familien benachteiligen, können als „soziale Erschöpfung“
            reflektiert werden (Lutz 2014). Daraus lässt sich, bezogen auf Familien, der Begriff
            „erschöpfte Familien“ ableiten. Dieser kommt aus der Armutsforschung. Schon 2003 berichtete
            Uta Meier von „erschöpften Einzelkämpferinnen“; diese waren vor allem Alleinerziehende, die in einer belastenden Auseinandersetzung mit ihren sozioökonomischen Lebensumständen
            in ihrer alltäglichen Lebensführung allmählich ermüdeten (Meier/Preuße/Sunnus 2003).
            Mit diesem Begriff, der das Narrativ Multiproblemfamilie ergänzen kann, werden Familien
            vorrangig als Akteure und Handelnde verstanden, die auf der Suche nach Würde sind
            (Lutz 2012).
         

         Die unaufhörliche Auseinandersetzung mit erfahrener Armut und Ausgrenzung kann ermüdend sein. Mit dem Begriff wird auf einen sozialen Prozess
            und auf Lebensumstände hingewiesen, die Erschöpfung und bestimmte Handlungsmuster
            wie Resignation, Antriebslosigkeit, Aggressionen oder Suchtverhalten verursachen können,
            da viele Familien eben nicht nur materiell unterversorgt, sondern auch mit sozialen
            Belastungen konfrontiert sind, die ab einem bestimmten Zeitpunkt kaum noch zu bewältigen
            sind.
         

         Armut als Resultat sozialer Ungleichheit befindet sich seit Jahren auf einem hohen
            Niveau und wurde zuletzt durch die Vielfachkrise – Coronapandemie, Klimawandel, Finanzkrisen
            und Kriege – noch einmal radikalisiert (Lutz 2022; Butterwegge 2022). Die Situation
            armer Familien ist von prekären, sozial und ökonomisch benachteiligenden Bedingungen
            geprägt, die sie nicht wirklich zu verantworten haben, an denen sie aber leiden und
            die ihr Handeln determinieren. Ihr Alltag wird von vielfältigen Belastungen überfrachtet,
            die zu komplexen Konflikten und Krisen führen: Zeitstrukturen beginnen sich zu verändern;
            es gelingt immer weniger den Kindern Kompetenzen wie Bindungs- und Konfliktfähigkeit
            aber auch Durchhaltevermögen zu vermitteln; emotionale Stabilität (Resilienz) schwächt sich ab; haushälterische und Alltagskompetenzen werden allmählich weniger.
            Wenn Belastungen steigen, dann reagieren manche Familien u. a. mit Resignation. Sie
            sind mit sich selbst beschäftigt und können ohne Hilfe von außen kaum noch für andere
            sorgen, insbesondere auch nicht für Kinder. Distanz und Teilnahmslosigkeit können
            die Folgen sein, aber auch unberechenbare Erziehungsstile und häufigere Kontrollverluste
            im Alltag.
         

         Sicherlich ist nicht jede arme Familie erschöpft, sie kann es aber werden, wenn sie
            nicht rechtzeitig nachhaltige Unterstützung erhält. Erschöpft sind zumeist Familien,
            die schon lange in Armut und Ausgrenzung leben und trotz eines hohen Unterstützungsbedarf bei der Bewältigung
            von Krisen allein gelassen wurden. Ihnen fehlen oft Netzwerke und sie verfügen über
            keine Beziehungen, die über ihre eigene soziale Lage hinaus wichtig sind, um Unterstützung
            und Förderung zu erhalten. In diesen Familien verfestigen und tradieren sich mitunter
            Muster, wie man sich in Armut und Benachteiligung einrichten kann.
         

         Belastungen und Erschöpfung der Familien verringern die Möglichkeiten, ein selbstbestimmtes
            Leben außerhalb von Armut zu führen. Dabei ist klar, dass arme Eltern überwiegend versuchen Einsparungen so
            zu gestalten, dass sie zunächst nicht die Kinder betreffen. Doch dies lässt sich nicht
            immer konsequent durchhalten und je erschöpfter die Eltern sind, desto schwieriger
            wird dies und desto eher sind auch die Kinder betroffen: Sie sind eher krank; erleiden
            vielfältige Einschränkungen hinsichtlich Ernährung, Kleidung, Gesundheit, verfügbares
            Geld, außerschulischer Freizeitaktivitäten; entwickeln ein geringeres Vertrauen in
            ihre Umwelt; sind in ihren Handlungsmöglichkeiten eher eingeschränkt; wehren sich
            häufiger mit Gewalt und nicht verbal und betonen eher traditionelle Rollenmuster und haben nachweislich schlechtere Bildungschancen.
         

         Ronald Lutz
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         Beratung für Bildung, Beruf und Beschäftigung
         

         Als Beratung für Bildung, Beruf und Beschäftigung (BBB-Beratung) werden Angebote für
            Kinder, Jugendliche und Erwachsene bezeichnet, die Information, Orientierung und Reflexion im Kontext
            der bildungsbezogenen, beruflichen und persönlichen Entwicklung anbieten. Beratung
            unterstützt bei verschiedenen Übergängen im Lebenslauf und deren biografischen Bewältigung
            (Schiersmann/Weber 2013). Politisch und konzeptionell wird diese Beratung als ein
            lebensbegleitendes Angebot verstanden, das allen Bürger*innen zur Verfügung stehen
            sollte (Craney/Weber 2024). BBB-Beratung umfasst eine Vielzahl einzelner Beratungsangebote
            „[…] in der Schule, in der Ausbildung oder im Studium, im Beruf, bei Arbeitslosigkeit
            und bei Fragen zur Weiterbildung […]“ (Nationales Forum für Beratung 2022, S. 6).
         

         Bedeutung im Kontext Sozialer Arbeit

         Die besondere Relevanz der BBB-Beratung für die SozArb ergibt sich aus dem Spannungsfeld
            der steigenden Bedeutung von Bildung und Qualifikation als wichtiger Voraussetzung
            für soziale Teilhabe und gleichzeitig der empirisch nachweisbaren geringeren Teilhabe
            von Menschen mit schwächeren sozialen Voraussetzungen an Bildungs-, Berufs- und Beschäftigungsmöglichkeiten (OECD 2022; Muth 2018). Gründe sind hier
            in bildungsbiografischen Erfahrungen, aber auch in schlechteren ökonomischen und arbeitsorganisatorischen
            Rahmenbedingungen zu sehen (BMBF 2022). Für diese Menschen kann Beratung eine mögliche
            Unterstützungsleistung sein, um Beteiligung und soziale Inklusion zu ermöglichen,
            insbesondere dann, wenn die Beratung auch Finanzierungswege erschließt und Bildung, Ausbildung oder Weiterbildung trotz ungünstiger Rahmenbedingungen ermöglicht und begleitet (Craney/Weber 2024).
            Von bisherigen Bildungserfahrungen und Bildungserfolgen kann nicht grundsätzlich auf
            ein nichtvorhandenes Interesse an persönlicher oder beruflicher Entwicklung geschlossen
            werden (Weber et al. 2016).
         

         Angebote, Finanzierung und Beteiligung

         Die öffentlich geförderten Angebote zur BBB-Beratung für Erwachsene wurden in den
            vergangenen Jahren sowohl von Kommunen, Bundesländern und der BA ausgebaut, wobei
            nicht von einem flächendeckenden und alle Zielgruppen erreichenden Angebot gesprochen
            werden kann (Craney/Weber 2024). Auch Beratungs- und Begleitangebote für Kinder und
            Jugendliche zu ihrem Bildungsverlauf insbesondere an den Übergängen wurden erweitert, z. B. durch den flächendeckenden
            Ausbau der Jugendberufsagenturen. Zunehmend werden Angebote auch über digitale Wege
            angeboten. Einen Überblick und Suchmöglichkeiten bietet der deutsche Bildungsserver
            (Bildungsserver 2024) und die Plattform „Mein Now“ (13.01.2026). In den letzten Jahren
            wurde mit der „Nationale Weiterbildungsstrategie“ (BMAS 2022) versucht, durch politische
            Kooperation die Zugänglichkeit, Förderung und Vernetzung von Bildungs- und Beratungsangeboten
            zu verbessern.
         

         Theoretische Fundierung und Konzepte

         Die Fundierung der BBB-Beratung basiert auf empirischen und theoretischen Arbeiten
            (Gieseke/Stimm 2023). In diesen wurden u. a. ausgehend von den Anlässen und Bedarfen
            nach Beratung zwischen Informationsbedarfen und weiterreichenden Bedarfen der biografischen,
            laufbahnbezogenen oder kompetenzbezogenen Beratung unterschieden, wobei angesichts
            einer leichteren Zugänglichkeit von Informationen aktuell und zukünftig eher auf letztere
            abgestellt werden sollte (Käpplinger 2020). Durch die Beschreibung von Qualitätsmerkmalen
            von Beratung und Kompetenzausprägungen für Beratende (Nationales Forum für Beratung 2024)
            wurden eigenständige Charakterisierungen des interaktiven Handelns in der Beratung
            vorgenommen.
         

         Peter Weber
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         Beratung und Gesprächsführung
         

         SozArb ist wie alle Dienstleistungstätigkeiten der postindustriellen Zeit vor allem interaktive
            Arbeit. Gerahmt von wohlfahrtstaatlichen Bedingungen bearbeitet sie Anliegen, Probleme
            und Bedürfnisse von Klientinnen und Klienten (Adressat_in, Klient_in, Nutzer_in). Anders als in Wirtschaft und Technik ist Kommunikation aber nicht nur ein Mittel
            zur Aufrechterhaltung und Optimierung von Produktivität. Vielmehr sind Kommunikation
            und Beratung oft der Hauptinhalt sozialarbeiterischer Tätigkeit, denn Produktion und
            Konsumption sozialer Dienstleistungen fallen in der Regel (uno-​actu) in eins und
            die Kooperation von Klientinnen und Klienten ist dabei unabdingbar (vgl. Baethge 2018).
         

         Aus dieser Perspektive ist eine Grundlegung von SozArb als kommunikative Beziehungsarbeit
            zwingend: Vertrauensvolle Beziehungen, aktive Mitwirkung und subjektorientierte Verständigung
            gelten als Voraussetzungen gelingender Hilfeprozesse und die Strukturbedingungen SozArb –
            komplexe psychosoziale Problemlagen vulnerabler Menschen und Gruppen, nur teilweise
            Freiwilligkeit, Mehrfachmandate und diffuse Zuständigkeiten – erfordern hohe Professionalität
            in Kommunikationsprozessen (vgl. Hoburg 2017) (Beziehungsgestaltung).
         

         Kommunikation wird deshalb als bedeutsames und eigenständiges soziales Handeln zwischen
            Interaktionspartnern verstanden. Sie zielt auf soziale Verständigung und wechselseitige
            Beeinflussung (vgl. Burkart 2021). Kommunikation, professionelle Gesprächsführung
            und Beratung sind hierbei als Ausdifferenzierungen professionellen kommunikativen
            Handelns in der ganzen Breite der Handlungsfelder SozArb zu verstehen.
         

         Gespräch – Gesprächsarbeit – Gesprächsführung

         Das Gespräch ist die auf ein Thema zentrierte, verbale Interaktion mindestens zweier
            Gesprächspartner in unmittelbarem Kontakt. Die Sprecherrolle, der Sprecherwechsel
            und die Äußerungen sind für alle Beteiligten frei. Das Gespräch erfordern ein Mindestmaß
            an Kooperation und inhaltlicher Kohärenz, es wird interaktiv produziert und durch
            Einleitung und Abschluss abgegrenzt (vgl. Brinker/Sager 2010). Im Gespräch treffen
            autonome Subjekte, persönliches Erleben und subjektive Wirklichkeiten aufeinander,
            dies bedeutet für alle Beteiligten Handeln unter dem Druck von Ungewissheit, Komplexität,
            Reaktionszeit und Emotionen.
         

         Professionelle Gesprächsarbeit (und die entsprechende „Gesprächsführung“) findet in
            einem definierten institutionellen Rahmen statt; es ist sinnvoll, sie vom Fluss der
            Alltagskommunikation zu unterscheiden. Sie folgt dem Ziel der Klärung, Problemlösung,
            Entscheidung oder Handlungsvorbereitung in Hilfe- oder Organisationsprozessen und
            erfordert Kohärenz von Themen, Zielen, Rollen und Abläufen sowie gezielte Moderation.
            Anders als in der Beratung ist offen, wer über den „Problembesitz“ verfügt, wer Anliegen
            einbringt und welches der vielen möglichen Formate ein Gespräch annimmt.
         

         „Gesprächsführung“ hat in der SozArb eine lange Tradition. Die erste Blütezeit erreichte
            sie mit der Einzelfallhilfe in den 1960er Jahren, der Fokus lag auf dem helfenden
            Gespräch auf der Basis personzentrierter Ansätze. Klientinnen und Klienten seien als
            ganze Menschen und Partner im Hilfeprozess zu behandeln, Selbsthilfekräfte zu entdecken,
            mit Stärken zu arbeiten sowie das Recht auf Selbstbestimmung und die Pflicht zur Selbstverantwortung
            zu verwirklichen (vgl. Lattke 1969). Ab den 1980er-Jahren wurde die Hamburger Schule
            der Kommunikationspsychologie und deren „Miteinander reden“ zu einem Synonym für Gesprächsführung
            in sozialen Handlungsfeldern (vgl. Schulz v. Thun 2023), zehn Jahre später wurden
            im deutschsprachigen Raum systemisch-lösungsorientierte Ansätze populär. Ohne differenzierende
            Attribute wie „klientzentriert“ (vgl. Weinberger 2013) oder „lösungsorientiert“ (vgl.
            Schmitz 2016) wurde Gesprächsführung jedoch bislang nicht als eigenständige Methode
            wahrgenommen (Methoden der Sozialen Arbeit, Handlungskonzepte).
         

         Gesprächsführung als Universalverfahren

         Mittlerweile haben sich eigenständige, umfassende Konzeptionen professioneller Gesprächsführung
            in Lehre und Praxis etabliert (vgl. Wendt 2021; Widulle 2020). Diese erschließen eine
            anlassgerechte und subjektzentrierte Gesprächsführung als Schlüsselqualifikation und
            Universalverfahren für alle Anwendungsbereiche der SozArb. Sie treten der Verdrängung
            durch Beratung, Coaching und Psychotherapie entgegen, betonen ihre genuin sozialarbeiterische
            oder sozialpädagogische Ausprägung und stärken die durch die Ökonomisierung unter
            Druck geratenen Rahmenbedingungen der Gesprächsarbeit. Dem oft missverstandenen Technologiedefizit
            psychosozialer Berufe setzen sie Strategien zur Methodisierbarkeit sozialen Handelns
            entgegen. Gesprächskompetenz wird dabei umfassend konzipiert als die Fähigkeit zur
            Analyse von Gesprächssituationen, zur Vorbereitung, Führung und Evaluation der großen
            Vielfalt von Gesprächsformaten in der Sozialen Arbeit.
         

         Drei Ebenen der Gesprächsarbeit verbinden Analyse und Planung, Interaktion und Reflexion
            (vgl. Widulle 2020):
         

         
            	
               Der Struktur methodischen Handelns folgend bildet sich ein Repertoire von Gesprächsformen
                  von der Situationsanalyse über Zielklärung und Planung, Interventionen und Evaluation.
                  Dieses macht Hilfe- und organisationsbezogene Prozesse kommunikativ bearbeitbar; eine
                  Engführung auf helfende Gespräche wird dabei vermieden;
               

            

            	
               Das einzelne Gespräch und die Vielfalt seiner Formate wird mit Analysen von Situationsbedingungen
                  und Gesprächsverläufen sowie methodischen Prinzipien instruiert. Systematisches und
                  dialogisches An- und Aussprechen, Klären, Problemlösen und Entscheiden gelten als
                  Kernelemente;
               

            

            	
               Zur interpersonalen Kommunikation in der Logik aufeinander bezogener Gesprächsbeiträge
                  helfen im Weiteren Arbeitsregeln und Techniken, um Komplexität, Ebenenreichtum und
                  Fluss des kommunikativen Geschehens gestaltbar zu machen.
               

            

         

         Die Gesprächsformate in der SozArb sind vielfältig. Neben helfenden Gesprächen (in
            Betreuung und Begleitung) finden sich kooperationsbezogene Formen (wie Fallbesprechungen
            oder Helferkonferenzen). Auf das Funktionieren der Institution gerichtete Gesprächsformen
            sind z. B. Teamsitzungen, Ausbildungs- oder Mitarbeitendengespräche. Herausfordernde
            Gesprächsformen sind in der SozArb häufig und folgen ganz eigenen Gesetzlichkeiten;
            Krisen-, Konflikt- und Schlechte-Nachrichten-Gespräche, Konfrontations- oder Kritikgespräche
            sind je nach Arbeitsfeld zwingender Bestandteil sozialarbeiterisch-sozialpädagogischer
            Tätigkeit. Sie fordern spezifische Kompetenzen, da das Vorgehen viele Regeln „konventioneller“
            Gesprächsführung außer Kraft setzt.
         

      
   
      Trotz der Vielfalt von Kontexten und Formaten sind Kernbestimmungen zur professionellen
            Gesprächsführung möglich:
         

         
            	
               Gesprächsführung ist methodisches, kooperatives, situations- und adressatengerechtes
                  soziales Handeln im Dienste psychosozialer Problemlösungen;
               

            

            	
               Das Professionsverständnis, der Auftrag und die Strukturbedingungen der SozArb setzen
                  den Rahmen: Unreflektierte, isolierte Methodenimporte sind kritisch zu hinterfragen;
               

            

            	
               Es gilt ein epistemologisches Menschenbild mit Subjektzentrierung und Gesprächen auf
                  Augenhöhe; Klientinnen und Klienten sind als Experten ihres Lebens zu sehen, wobei
                  Experten-Laien-Verhältnisse und Machtgefälle reflexiv und dialogisch zu bearbeiten
                  sind;
               

            

            	
               Die eigene Expertise und Rolle als sozialpädagogische oder sozialarbeiterische Fachkraft
                  wird ernstgenommen und nicht verleugnet;
               

            

            	
               Problem-, Ressourcen- und Lösungsorientierung sind gleichwertig zu berücksichtigen;
               

            

            	
               Die systematische Vorbereitung, Moderation und Evaluation von Gesprächen ist Standard.

            

         

         Beratung

         Beratung ist eine zentrale Methode SozArb (vgl. Nestmann/Engel/Sickendieck 2007/​2014)
            und eine besondere Form von Gesprächen in der SozArb. Prägend für Beratung ist, dass
            Fachkräfte einer großen Heterogenität von Beratungsanlässen und -zielen mit ganz unterschiedlichen
            Formaten, Settings und Gruppen von Adressatinnen und Adressaten gegenüberstehen (vgl.
            Bauer/Weinhardt 2014). Der Kerngedanke von Beratung ist aber immer, Adressatinnen
            und Adressaten bei der Reflexion und Entscheidungsfindung von emotionalen und kognitiven
            Herausforderungen und Fragen zielgerichtet zu unterstützen und deren Subjektstatus
            und Autonomie weitestgehend zu respektieren und zu erweitern (vgl. Nestmann/Sickendiek 2018). Beratung
            in diesem Sinne beginnt also immer mit der Entfaltung einer Frage, die die Ratsuchenden
            durch das Gespräch selbst beantworten können sollen (vgl. Mollenhauer 1974, S. 112).
            Sie darf deshalb nicht mit anderen Formen helfender Gespräche verwechselt werden,
            in denen dieser Reflexionsmodus nicht im Vordergrund steht (vgl. Weinhardt 2018):
            So geht es beim Informieren darum, Gesprächspartnerinnen und -partner zielgerichtet
            und didaktisch strukturiert mit Wissen auszustatten, in helfenden Gesprächen stehen
            dagegen Zuhören und Dasein im Vordergrund. Eine große Nähe hat Beratung zu Therapie,
            die bei medizinisch diagnostiziertem Leiden Heilung oder Linderung erwirken soll.
            Im deutschsprachigen Raum greift dabei Beratung in ihrer methodischen Ausgestaltung
            häufig auf psychotherapeutische Verfahren zurück.
         

         Entwicklung von Beratung

         In der Professionalisierungsgeschichte SozArb (Professionalisierung; Geschichte der Sozialen Arbeit) hatte Beratung von Beginn an eine zentrale Position inne, wobei sich ihre Definition
            in einem dauerhaften Wandel befindet (vgl. Gröning 2016). Kennzeichnend für frühe
            Beratungsangebote, wie sie im Zuge der Bearbeitung der Sozialen Frage entstanden sind,
            war ein stark medizinisch und juristisch ausgerichtetes Beratungswesen, das der damaligen
            Fürsorgelogik mit ihrem paternalistischen Zugriff auf Fragen der Lebensführung entsprach.
            Schon früh ließen sich dabei themenspezifische, stark formalisierte Beratungsangebote
            nachweisen, beispielsweise als Erziehungsberatungsstellen in der Weimarer Republik,
            in der Fürsorgerinnen, Ärzte und Ärztinnen und Pflegende tätig waren. In der Zeit
            des Nationalsozialismus wurde die Rolle von Beratung vielfach pervertiert und stellenweise
            als Zwangsberatung, bspw. zur Durchsetzung des rassenpolitischen und eugenischen Programmes,
            verordnet. Nach Ende des Zweiten Weltkrieges setzte Beratung zunächst die bevormundende
            Logik des Fürsorgewesens fort, was sich in einem diagnostisch orientiertem Beratungsverständnis
            zeigte (Soziale Arbeit im Nationalsozialismus). In den 1960er/70er Jahren nahm Beratung zunehmend Anleihen bei psychotherapeutisch
            orientierten US-amerikanischen Konzepten des Counsellings. Zusammen mit den Sozialen Bewegungen in Deutschland hat dies dazu geführt, Beratung therapeutisch und mit einem starken
            Fokus auf innerpsychische kognitive und emotionale Prozesse zu rahmen. Gleichzeitig
            wurde durch die Einführung kontrollierter Öffentlichkeit (z. B. therapeutische Schreibwerkstätten,
            Gruppenberatungsangebote) der Fokus auf innere Prozesse auch als Korrelat einer repressiven
            Gesellschaft thematisiert. Auch die weiteren Professionalisierungsschübe SozArb hat
            Beratung mit durchlaufen und sich so u. a. als dienstleistungsorientiertes oder übergangssensibles
            Angebot positioniert. Aktuelle Entwicklungen zeigen Beratung mit einem stark reflexiven,
            radikal an den Bedürfnissen der Adressatinnen und Adressaten ausgerichteten Programm,
            das jedoch immer wieder gegen Vereinnahmungen z. B. zu Kontrollzwecken in den Diskursen
            um den Kinderschutz, verteidigt werden muss. Kennzeichnend bleibt, dass Beratung sich
            auch weiterhin in einem Spannungsfeld zwischen Gesprächsführungs- und Interventionsmethoden
            einerseits (z. B. als klientenzentrierte, systemische, tiefenpsychologische Beratung)
            und grundlegenden Arbeitskonzepten SozArb andererseits (z. B. als lebensweltorientierte,
            feministische Beratung) verorten muss (Handlungskonzepte) und dabei aufgerufen ist, ihre spezifischen Qualitäten zu verteidigen (vgl. Weinhardt 2025).
         

         Settings und Formalisierungsgrade

         Beratung findet in unterschiedlichen Settings und Formalisierungsgraden statt. In
            der Wahl der Settings lassen sich Präsenz- und Onlineformate sowie Einzel- als auch
            Mehrpersonenarrangements unterscheiden. Beraten werden können neben Einzelpersonen
            sowohl natürliche (z. B. in der Paar- und Familienberatung), aber auch künstliche
            (z. B. in der Teamberatung) Gruppen. Im Formalisierungsgrad hat sich eine Dreiteilung
            etabliert (vgl. Nestmann/Sickendiek 2018):
         

         
            	
               Von nicht formalisierten Beratungen und Gesprächen wird ausgegangen, wenn die Hilfe
                  von nicht professionellen Helferinnen und Helfern erbracht wird. Die Forschung verweist
                  darauf, dass ratsuchende Personen vor der Kontaktaufnahme mit professionellen Angeboten
                  SozArb in der Regel bereits intensive Gespräche mit solchen Personen aus dem persönlichen
                  Nahfeld (Eltern, Freunde, Arbeitskolleginnen und -kollegen) geführt haben (vgl. Weinhold
                  et al. 2014).
               

            

            	
               Teilformalisierte Beratung wird hingegen von Fachkräften in der SozArb erbracht, wobei
                  für diesen Formalisierungsgrad kennzeichnend ist, dass Beratung nur einen Teilauftrag
                  des jeweiligen Arbeitsfeldes ausmacht. Beispiele sind Tür- und Angelberatungen in
                  der Jugendkulturarbeit oder Elterngespräche in der frühen Bildung und Erziehung.
               

            

            	
               Formalisierte Beratung hingegen beinhaltet die klassische Beratungsstellenarbeit mit
                  Komm-Struktur, Sprechstundenwesen und Terminvergabe, wie sie in zahlreichen, hoch
                  spezialisierten und themenbezogenen Beratungsangeboten wie der Erziehungs-, Sucht-, Schuldner- oder Schwangerschaftskonfliktberatung stattfindet.
               

            

         

         Beratung und Psychotherapie

         Eine komplexe Differenzierungsnotwendigkeit liegt im deutschsprachigen Raum bezüglich
            Beratung und Psychotherapie vor. Je nach Gewichtung der Differenzierungsargumente lassen sich drei zentrale analytische
            Positionen gewinnen, nämlich dass
         

         
            	
               Beratung und Psychotherapie unterschiedlich sind,

            

            	
               Beratung und Psychotherapie stark wesensverwandt sind sowie

            

            	
               Psychotherapie einen Sonderfall von Beratung darstellt (nämlich die Behandlung klinisch
                  relevanter Anliegen), wobei diese Position vorwiegend im US-amerikanischen Raum zu
                  finden ist.
               

            

         

         Diese unterschiedlichen Positionen begründen sich einerseits aus formalen, standes-
            und professionspolitischen Argumenten sowie phänomenologischen Annäherungen an die
            konkrete Beratungspraxis SozArb. Formale Argumente zielen dabei darauf ab, Beratung
            vor allem im Sinne des Psychotherapeutengesetzes von Psychotherapie abzugrenzen. Psychotherapie
            als staatlich legitimierte und vom System der Krankenversicherung getragene Hilfeleistung
            kann lediglich von approbierten psychotherapeutischen Fachkräften (Approbationsausbildung
            nach Studium der Medizin, Psychologie, gelegentlich im Falle der Psychotherapie für
            Kinder und Jugendliche auch der SozArb) bzw. Heilpraktikerinnen oder -praktikern erbracht
            werden, während Beratung als nicht geschützter Begriff von allen Fachkräften in der
            SozArb und auch Laien erbracht werden kann. Weitaus weniger scharf als die Unterscheidung
            nach formalen Kriterien lässt sich die Differenz jedoch in der Praxis fassen. Da Beratung
            überwiegend Konzepte aus der Psychotherapie nutzt, sind auf der Ebene von Methoden
            und Techniken der Gesprächsführung Beratungs- und Therapiegespräche nicht zwangsläufig
            unterscheidbar. Hinzu kommen Vermengungen bezüglich der Personenkreise sowohl bei
            Fachkräften als auch Adressatinnen und Adressaten von SozArb: So versorgt auf Seiten
            der Adressatinnen und Adressaten SozArb in vielen Fällen auch Personen, die aus unterschiedlichen
            Gründen noch nicht oder nicht mehr einen Zugang zu Psychotherapie finden und deshalb
            um Beratung nachsuchen, dort jedoch therapienahe Prozesse durchlaufen, während sich
            auf Seiten der Fachkräfte beobachten lässt, dass approbierte Psychotherapeutinnen
            und -therapeuten auch in nicht-heilkundlichen Kontexten tätig sind.
         

         Wirkfaktoren in Gesprächsführung und Beratung

         Trotz der zahlreichen Anlässe und Ziele von Gesprächen in der SozArb lassen sich zentrale
            Ergebnisse aus der Beratungs- und Therapieforschung insofern generalisieren, als sie
            deutlich machen, welche Wirkfaktoren gelingende Gespräche kennzeichnen. Entlang von
            zahlreichen Befunden aus der Wirkfaktorforschung (Wirkungsforschung) (Barkham/Lutz/Castonguay 2021) zeichnet sich dabei ab, dass die eigentlichen Methoden
            und Techniken nur einen kleinen, direkten Anteil von gelingenden Gesprächen ausmachen.
            Entlang des Wirkfaktormodells von Wampold und Imel (2018) sind drei Elemente bedeutsam:
            (a) die Gestaltung einer echten, wertschätzenden und belastbaren Arbeitsbeziehung
            (Beziehungsgestaltung), (b) die Erzeugung von Sinn, Selbstwirksamkeit und positiven Zukunftserwartungen
            hinsichtlich des gemeinsamen Tuns von Adressatinnen und Adressaten und Fachkräften
            in der Begegnung sowie (c) nachvollziehbar begründbares methodisches und technisches
            Vorgehen. Diese drei Elemente lassen sich dabei zwar analytisch in der Forschung nachweisen,
            stehen jedoch in der Praxis in einem engen Verweisungszusammenhang: So gelingt beispielsweise
            die Gestaltung einer belastbaren Arbeitsbeziehung umso besser, über je mehr und selbstsicher
            angewandte Methoden und Techniken Fachkräfte verfügen, wobei andererseits erst eine
            etablierte Arbeitsbeziehung ermöglicht, mit Adressatinnen und Adressaten komplexere
            Interventionen angehen zu.
         

         Forschung zu Gesprächsführung und Beratung: ein Desiderat

         Empirische Forschungsergebnisse zur Gesprächsführung und Beratung in der SozArb liegen
            bisher im deutschsprachigen Raum wenig systematisiert und stark verinselt vor (vgl.
            Dewe 2018), von einem einheitlichen Diskursfeld der Beratungsforschung in der SozArb
            kann derzeit nicht ausgegangen werden (vgl. Weinhardt 2025). Kennzeichnend hierfür
            ist, dass neben dem empirisch schwer fassbaren Gegenstand Beratung sowohl quantitativ
            und qualitativ ausgestaltete, sehr unterschiedliche Zugänge existieren (Empirische Sozialforschung).
         

         Dem steht ein als umfangreich zu bilanzierender Forschungsbedarf gegenüber, bspw.
            in der Kluft zwischen methodischen Regeln der Gesprächssteuerung („normativ-didaktische
            Seite“) und der Komplexität wirklicher Gespräche („Empirie wirklicher Gesprächsführung“)
            in Präsenz- und Onlinekontexten. Hier zeigen neuere Ergebnisse, dass Gespräche und
            Beratungen in der SozArb sehr viel komplexer, widersprüchlicher und sprunghafter sind
            und weniger methodisch geführt werden, als es theoretisch informierte Normen oder
            das professionelle Selbstverständnis einer gemäßigt evidenzbasierten SozArb nahelegen
            (vgl. Hitzler/Messmer 2008, S. 244).
         

         Marc Weinhardt, Wolfgang Widulle
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         Berichterstattung des Bundes
         

         Eine wissenschaftlich begründete Politikberatung gehört heute europaweit zu den akzeptierten
            Grundprinzipien guten Regierens in modernen Gesellschaften. Seit Existenz der Bundesrepublik
            Deutschland ist eine zunehmende thematische Ausdifferenzierung der Bundesberichterstattung
            zu konstatieren, die ergänzt wird durch ein inzwischen breites Berichtswesen von einzelnen
            Landesregierungen, Städten und Gemeinden, aber auch von Wohlfahrtsverbänden und Vereinen. Dadurch wird die Aktualisierung von Daten und die Aufnahme von gesellschaftlich
            veränderten Problemlagen im Zeitverlauf gewährleistet, um dann in politische Entscheidungsfindungen
            einmünden zu können.
         

         Nachfolgend werden für die SozArb relevante Berichte des Bundes skizziert, deren Veröffentlichung
            häufig zu intensiven, auch kontroversen Diskussionen zwischen unterschiedlichen Akteur*innen
            geführt haben – insbesondere dann, wenn die Berichte von unabhängigen Sachverständigenkommissionen
            erarbeitet worden sind.
         

         Die Tatsache, dass sich aufgrund des Zusammenbruchs der meisten gesellschaftlichen
            Institutionen in der Kriegs- und Nachkriegszeit des 20. Jh. die Familie als „Stabilitätsrest von Gesellschaft“ (Schelsky 1953) erwiesen hatte, erklärt zu
            einem großen Teil, warum die Familienberichterstattung der Bundesregierung früher
            als in vielen anderen Politikbereichen initiiert wurde. Mit dem Beschluss des Deutschen
            Bundestages vom 23. Juni 1965 wurde die BReg aufgefordert, turnusmäßig einen bundesweiten
            Bericht über die Lage der Familien mit Kindern (Familienpolitik, Kinder- und Jugend) vorzulegen. Aufgabe eines solchen Berichts war es, die Situation der Familie, die laut Artikel 6 GG unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung steht,
            laufend zu beobachten und zu analysieren.
         

         War der erste Familienbericht noch von der Bundesverwaltung erarbeitet worden, so
            wurde im Vorfeld der Erstellung des Zweiten Familienberichts eine unabhängige Sachverständigenkommission
            aus Wissenschaftler*innen berufen, die mit der Erstellung eines Gutachtens zur Lage
            der Familien in Deutschland beauftragt wurde. Die BReg verfasste im Anschluss an das
            vorgelegte Gutachten eine Stellungnahme zu den Aussagen und Handlungsempfehlungen
            der Sachverständigenkommission. Im Vergleich von Gutachten und Stellungnahme wurden
            dann übereinstimmende, aber auch abweichende Auffassungen zwischen Wissenschaft und
            BReg deutlich. Diese Praxis hat sich auch bei der nachfolgenden Familienberichterstattung
            bewährt und wurde ab 1972 auch bei der Erarbeitung der Kinder- und Jugendberichte
            angewendet, was zur Qualitätsverbesserung des ebenfalls bereits Mitte der 1960er Jahre
            eingeführten Berichtswesen zur Kinder- und Jugendhilfe in der BRD und in Berlin (West)
            beigetragen hat. Damals wurde beschlossen, alle zwei Jahre einen entsprechenden Bericht
            vorzulegen. Für die SozArb relevant ist zudem der Bericht zum Sexuellen Kindesmissbrauch
            in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen
            und im familiären Bereich (2011) sowie der 2019 vorgelegte Bilanzbericht der Unabhängigen
            Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs (Kindeswohlgefährdung).
         

         Aber auch Migrations-, Engagement- und Teilhabeberichte bieten sich für konzeptionelle Ansätze und die konkrete
            Praxis der SozArb sowohl im Bereich der Verhaltens- als auch der Verhältnisprävention
            an (siehe ausführlich im Anhang des Wörterbuchs).
         

         Schließlich kann für verschiedene Handlungsfelder der SozArb auch der Rückgriff auf
            die Altenberichterstattung zielführend sein: Aufgrund des fortschreitenden demografischen
            Wandels erfolgte ab 1993 die Erarbeitung dieser Berichtform – ebenfalls dem Grundsatz
            einer unabhängigen Berichterstattung verpflichtet (Alter; Seniorenpolitik). Darüber hinaus informiert die BReg seit der Einführung der Pflegeversicherung 1995
            regelmäßig über die Entwicklung der Pflegeversicherung und zum Stand der pflegerischen
            Versorgung
         

         Außerdem wurde die Bundesberichterstattung schrittweise auch auf die Themenfelder
            Bildung und Gesundheit ausgeweitet, die für die SozArb ebenfalls verwertbare und wichtige
            Informationen und Erkenntnisse liefern. So geben die seit 2003 unter Einbeziehung
            internationaler Erfahrungen vorgelegten Bildungsberichte differenzierte Einblicke
            in den Zustand und die Entwicklung des bundesdeutschen Bildungssystems und können
            Entscheidungen in der Bildungsplanung und -politik fundieren. Zudem bietet sich die
            Möglichkeit, Herausforderungen und Missstände im Zeitverlauf zu betrachten, etwa der
            enge Zusammenhang von sozialer Herkunft und Bildungserfolg.
         

         Darüber hinaus gibt es seit 1998 eine evidenzbasierte Gesundheitsberichterstattung
            in Deutschland (Gesundheitspolitik). Sie liefert zielgruppenspezifische Befunde und Analysen zum Gesundheitszustand der
            Bevölkerung, etwa zum Zusammenhang von Sozialstatus und Übergewicht oder zwischen
            Sprachstandentwicklung und dem Sozialindex von Kindern. Von Vorteil ist es, wenn auch
            sozialräumlich differenzierte Gesundheitsdaten im städtischen Raum erhoben und verknüpft
            werden. Im Idealfall trägt eine fundierte Gesundheitsberichterstattung zum effizienten
            Einsatz von Ressourcen bei, fördert das physische und psychische Wohlbefinden und
            eröffnet sozial benachteiligten Gruppen den Zugang zu hochwertigen Gesundheitsdiensten
            (bspw. auf gbe-bund.de (12.12.2025)). Aufschlussreich ist auch der jährliche Drogen-
            und Suchtbericht, der über die Verbreitung des Suchtmittelkonsums in Deutschland informiert
            und einen Überblick zu den Aktivitäten der BReg enthält.
         

         2005 legte der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD schließlich erstmals fest,
            dass in jeder Legislaturperiode ein Bericht zur Gleichstellung von Frauen und Männern
            vorzulegen ist, der ebenfalls jeweils von einem unabhängigen Sachverständigengremium
            erarbeitet wird.
         

         Anders bei der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes: Sie ist zwar ebenfalls
            von dem Leitgedanken geprägt, dass eine detaillierte Analyse der sozialen Lage der
            Bevölkerung die notwendige Basis für erfolgreiches politisches Handeln darstellt,
            wird aber von Anfang an von den Ministerien der Bundesverwaltung selbst erarbeitet.
            Das hat bestimmte negative Folgen. So verhinderte z. B. ein Streit über bestimmte
            Aussagen zum Ausmaß der sozialen Ungleichheit in Deutschland zwischen dem SPD-geführten Arbeits- und Sozialministerium sowie dem
            CDU-geführten Kanzleramt und dem Finanzministerium über Monate die Verabschiedung
            des Fünften Armuts- und Reichtumsberichts (2017) durch das Bundeskabinett. Wegen solcher
            regierungsinternen Meinungsverschiedenheiten wurden in den seit 2001 vorgelegten Berichten
            im Rahmen der Ressortabstimmung zwischen den Ministerien immer wieder ganze Passagen
            gestrichen, umformuliert und abgeschwächt. Das steht im Widerspruch zu einer rationalen
            und unabhängigen Bundesberichterstattung, die für verschiedene Handlungsfelder der
            SozArb eine wichtige Orientierung bieten soll. Zielführend wäre darüber hinaus eine
            allerdings erst ansatzweise vorgenommene Implementierung von Bilanzierungs- und Monitoringsystemen,
            um zu überprüfen, ob und wie Handlungsempfehlungen der Bundesberichte umgesetzt worden
            sind, welche Wirkungen damit in den einzelnen Politikfeldern erreicht werden konnten,
            aber auch, welche Handlungsbedarfe und -erfordernisse fortbestehen. Bislang dominiert
            jedoch ein Vorgehen, welches auf eine genaue Wirkungsanalyse verabredeter Maßnahmen
            und Handlungsempfehlungen vorliegender Bundesberichte verzichtet. So wurde im Zweiten
            Gleichstellungsbericht gut begründet, warum in einer alternden Gesellschaft die Neubewertung
            und Aufwertung von Sorgeberufen mittels eines höheren Anteils des Bruttoinlandsprodukts
            (BIP) ebenso dringend ansteht wie die Abkehr vom „Normalarbeitsverhältnis“ hin zu
            einem „Erwerb- und Sorgemodell“, das es allen Menschen ohne Nachteile ermöglicht,
            Erwerbsarbeit und Sorgearbeit im Alltag und im Lebensverlauf miteinander zu verknüpfen.
         

         In der Zusammenschau der Bundesberichterstattung bewahrheitet sich bislang die sprichwörtliche
            Analyse „Wir haben kein Erkenntnisproblem, aber ein Umsetzungsproblem.“
         

         Uta Meier-Gräwe
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         Berufliche Bildung und Jugendberufshilfe
         

         Laut BBiG gliedert sich die berufliche Bildung (b. B.) in der Bundesrepublik in die
            Sektoren Berufsausbildungsvorbereitung, Berufsausbildung, berufliche Fortbildung und
            berufliche Umschulung. Gemeinsames Ziel der verschiedenen Ebenen ist die Sicherstellung,
            der Erhalt und die Weiterentwicklung jener Kompetenzen, die den Menschen in die Lage
            versetzen, eine seinen „Neigungen und Fähigkeiten entsprechende Erwerbsarbeit“ (Autorengruppe
            Bildungsberichterstattung 2024, S. 1) zu ergreifen und in diesem Sinne handlungsfähig
            zu werden bzw. zu bleiben. Insofern ist die b. B. neben Schule und Hochschule die
            dritte zentrale Säule eines auf gesellschaftliche Teilhabe und Chancengleichheit gerichteten
            Bildungssystems (Bildung). Damit sind Bereiche angesprochen, die sich auf die Kompetenz zu einer selbstverantwortlichen
            Lebensgestaltung richten und insofern anschlussfähig sind für die Funktionen und Aufgaben
            der Sozialen Arbeit. Berührungspunkte zwischen den Systemen der b. B. und der SozArb finden sich dabei
            auf allen Ebenen, insbesondere aber im Kontext der Vorbereitung und Begleitung der
            beruflichen Erstausbildung im Rahmen des sog. Übergangssektors, jenem hoch dynamischen
            Arbeitsfeld, das sozial benachteiligte und/oder individuell beeinträchtigte junge
            Menschen mit Blick auf die Aufnahme einer Ausbildung bzw. Erwerbstätigkeit qualifiziert
            und sozialpädagogisch unterstützt, selbst aber keinen vollqualifizierenden beruflichen
            Abschluss vermittelt. In diesem Bereich ergeben sich relevante rechtliche und administrative
            Schnittmengen im Kontext des KJHG (SGB VIII) sowie im Rahmen der Rechtskreise des
            SGB II und III.
         

         Entwicklung des Übergangssektors

         Die drängende Suche nach Antworten auf die Phänomene Ausbildungsstellennot und Jugendarbeitslosigkeit
            (Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit) führten seit Mitte der 1970er Jahre zur schrittweisen Etablierung eines Hilfesystems,
            das sich der Kompensation der psychosozialen Folgen der Jugendarbeitslosigkeit und
            der fortgesetzten sozialen Ausgrenzung betroffener junger Menschen durch flankierende
            sozialpädagogische Hilfen widmete (Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit). Konzeptionell fanden diese Bemühungen ihren Niederschlag sowohl im zentralen Förderinstrument
            der KJH (Kinder- und Jugendhilfe), dem Kinder- und Jugendplan des Bundes, als auch im Benachteiligtenprogramm der BReg,
            das 1980 verabschiedet und seit 1998 im SGB III verankert ist. Die Aufgaben der Übergangssystems
            waren somit von Anfang an rechtlich, administrativ und fiskalisch auf zwei Schultern
            verteilt: einerseits als Aufgabe und Leistung der KJH, andererseits als Instrument
            der Arbeitsförderung. Der Schwerpunkt der Bemühungen lag anfangs v. a. auf der Einrichtung
            von außerbetrieblichen Ausbildungsstätten sowie ausbildungsbegleitenden Hilfen zur
            Prävention von Ausbildungsabbrüchen. Parallel dazu entstanden in der Folgezeit diverse
            Maßnahmen zur Verbesserung der beruflichen Startbedingungen. Ihre Einrichtung war
            und ist der Einsicht geschuldet, dass der idealtypische Übergang von der Regelschule
            in eine Berufsausbildung durch die wachsende Diskrepanz zwischen schulischer Qualifizierung
            und berufsbildspezifischen Anforderungen einerseits sowie einer unzureichenden Aufnahmefähigkeit
            des Ausbildungsmarkts andererseits für eine nicht unerhebliche Zahl junger Menschen
            eine schwierige und bisweilen nicht zu bewältigende Herausforderung darstellt.
         

         Immer neue gesetzliche Initiativen, so z. B. das 1998 verabschiedete Sofortprogramm
            der Bundesregierung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP) oder das 2001 in Kraft
            getretene Gesetz zur Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente (Job-AQTIV-Gesetz),
            begünstigten den Ausbau der Angebotsstruktur, weshalb zu Beginn der 2000er Jahre eine
            Vielzahl entsprechender Maßnahmen am Markt platziert war, die der prekären Arbeitsmarkt
            und Ausbildungssituation jedoch nicht nachhaltig begegnen konnten. Zu seiner aktuellen
            Form fand der Übergangssektor mit der am Höhepunkt der Ausbildungskrise im Jahr 2003
            begonnenen schrittweisen Umsetzung der Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
            (Hartz I – IV), in deren Zug auch das etablierte System der Jugendberufshilfe (JBH)
            reformiert wurde. Vordringliche Zielsetzung war die Überwindung der Ausbildungskrise
            durch Vereinheitlichung, Flexibilisierung und Vernetzung. Das hierfür entwickelte
            Regelinstrument der Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB) nach § 51 SGB III
            sollte ab 2004 in jeder größeren Stadt auf Grundlage eines standardisierten Fachkonzepts
            durchgeführt werden und förderbedürftige junge Menschen bis zum 25. Lebensjahr auf
            die Aufnahme einer Berufsausbildung oder die Eingliederung in den Arbeitsmarkt vorbereiten.
            Über flexible Qualifizierungsstufen, flankiert durch individuelle Bildungsbegleitung
            und sozialpädagogische Unterstützung, soll die Zielgruppe im Rahmen der BvB eine realistische
            Bewertung ihrer berufsbezogenen Kompetenzen vornehmen und sich für die Aufnahme einer
            Ausbildung oder Beschäftigung qualifizieren. Auf der institutionellen Seite sah die
            Novellierung zudem eine Verschiebung der Priorität von einer einseitigen Träger- zu
            einer stärkeren Betriebsorientierung vor, die neue Formen der Vernetzung zwischen
            externen Bildungsträgern und Ausbildungsbetrieben erforderlich machte und sich als
            flexibles und transitionsorientiertes Instrument erweisen sollte (Träger der SozArb).
         

         Gegenwärtige Lage des Übergangssektors

         Aktuell umfasst der Übergangssektor wieder eine größere Zahl unterschiedlicher Angebote
            der JBH. Allen gemein ist die sozialpädagogische Begleitung des Transitionsprozesses.
            Die Zahl der Anfängerinnen und Anfänger in diesem Sektor lag im Jahr 2023 nach Daten
            der integrierten Ausbildungsberichterstattung (iABE) bei 249.800, mit einer Frauenquote
            von 38,9 % und einem zwischen 2005 und 2023 aufgrund kriegsbedingter Migration merklich
            gestiegenen Ausländeranteil von aktuell 37,8 % (zum Vergleich: Im Jahr 2005 mündeten
            noch ca. 418.000 junge Menschen in den Übergangssektor ein). Trotz insgesamt rückläufiger
            Tendenz, die sich vor allem demografisch begründet, aber auch vom Trend zu höher qualifizierenden
            Schulabschlüssen und einer generell verbesserten Marktsituation profitiert, erhält
            noch immer der größte Teil der jungen Menschen im Übergangssektor eine berufsvorbereitende
            Qualifizierung bzw. berufliche Grundbildung oder eine Ausbildungsförderung und -begleitung,
            entweder im Rahmen der Assistierten Ausbildung (AsA, § 130 SGB III) oder einer Berufsausbildung
            in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE, § 76 SGB III) (BiBB 2024, S. 250 ff.). Neben
            diesen zentralen Instrumenten hat sich in den letzten Jahren eine Vielzahl weiterer
            Programme etabliert, die sich sowohl mit Blick auf die konzeptionelle Ausrichtung
            als auch hinsichtlich der Bedarfslage ihrer Zielgruppe ausdifferenziert haben.
         

         So zeichnet sich auf der konzeptionellen Ebene seit einigen Jahren ein Trend zur Prävention ab, der Fehlentwicklungen und Brüchen im Lebenslauf bereits im Rahmen der Schulzeit
            vorzugreifen sucht. Hierfür haben sich vor allem zwei sich handlungsmethodisch ergänzende
            Instrumente hervorgetan. So wurde 2012 nach einer Pilotphase mit dem Konzept der Berufseinstiegsbegleitung
            (BerEb) nach § 49 SGB III ein individualpädagogisches Regelangebot geschaffen, das
            sich an förderbedürftige Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I von Mittel-
            und Förderschulen wendet. Die Förderdauer des bis 2020 aus Mitteln des Europäischen
            Sozialfonds (Europäische Sozialpolitik) kofinanzierten Programms erstreckt sich vom letzten Schuljahr bis in das erste Ausbildungsjahr
            hinein und verfolgt das Ziel, die Zielgruppe längerfristig bei der Schule-Beruf-Transition
            zu unterstützen und den Ausbildungsprozess in der sensiblen Anfangsphase zu stabilisieren.
            Nach Beendigung der ESF-Förderung zum Jahr 2020 steht das Instrument gegenwärtig nur
            unter der Voraussetzung einer Kofinanzierung durch Dritte, vornehmlich die Bundesländer
            selbst, zur Verfügung. Während nach Auskunft der BA im Januar 2019 noch rund 75.000
            Schülerinnen und Schüler durch eine BerEb gefördert wurden (BA 2019, S. 10), sank
            die Zahl im Jahr 2022 entsprechend auf nur noch 31.233 (BiBB 2024, S. 247).
         

         Parallel hierzu hat sich zur frühzeitigen praxisnahen Berufsorientierung das 2008
            vom BMBF initiierte, zwischenzeitlich erfolgreich evaluierte und im Rahmen der Initiative
            Bildungsketten verstetigte Berufsorientierungsprogramm (BOP) etabliert, das bis zum
            Jahr 2024 über 2,1 Millionen Schülerinnen und Schüler erreicht hat und an dem bundesweit
            über 300 Bildungsstätten mit mehr als 3.000 allgemeinbildenden Schulen beteiligt sind.
            Ziel des Programms ist es, Schülerinnen und Schüler der siebten und achten Klasse
            mit Hilfe von Potenzialanalysen und praxisorientierten Tagen beruflicher Orientierung
            in diversen Berufsfeldern die Berufswahl zu erleichtern, den Transitionsprozess zu
            optimieren und Abbrüchen vorzubeugen, wobei sich gezeigt hat, dass Ausbildungsinteressierte
            und Jugendliche aus bildungsfernen Milieus am stärksten vom BOP profitieren (vgl.
            www.berufsorientierungsprogramm.de (13.01.2026)).
         

         Neben diesen Maßnahmen gilt es noch zwei weitere Instrumente hervorzuheben, die bedarfsgerecht
            ansetzen und sich einer inklusiven Leitidee verpflichten: Vor dem Hintergrund der
            vielfältigen Erosionserscheinungen im dualen Berufsbildungssystems ist Leitlinie der
            Assistierten Ausbildung (AsA) nach § 130 SGB III, junge Menschen mit erschwerten Bedingungen
            nicht in den Übergangssektor zu verschieben, sondern sie im regulären betrieblichen
            Ausbildungssystem zu fördern, ihnen also innerhalb des dualen Systems zu einem erfolgreichen
            Berufsabschluss zu verhelfen. Leitende Prämissen der AsA sind neben dem Normalitätsprinzip
            vor allem der Dienstleistungsgedanke, der durch kontinuierliche, flexible und vor
            allem individuelle Vorbereitungs- und Unterstützungsangebote seitens des Projektträgers
            realisiert werden soll.
         

         Um auch jenen jungen Menschen, die von den Regelangeboten der Sozialleistungssysteme
            nicht oder nicht mehr erreicht werden oder diese nicht annehmen Förderperspektiven
            zu eröffnen, sieht § 16 h SGB II niedrigschwellige, vor allem psychosoziale Beratungs-
            und Hilfsangebote an der Schnittstelle zur KJH vor, die wegen Nachrangigkeitsregelung
            gegenüber vergleichbaren Angeboten der öffentlichen KJH der engen Abstimmung mit dem
            Jugendhilfeträger bedürfen. Vorrangiges Ziel der Förderung schwer zu erreichender
            junger Menschen ist nicht die unmittelbare Integration in Ausbildung oder Beruf, sondern
            die psychosoziale Stabilisierung und schrittweise Heranführung an Angebote und Leistungen
            des Regelsystems. Im Jahr 2023 traten nach Angaben der BA etwa 10.000 junge Menschen
            zwischen 15 und 25 Jahren eine Maßnahme nach § 16 h SGB II an (BMBF 2024, S. 116).
         

         Perspektiven und Herausforderungen

         Im Kontext der Einmündung in die berufliche Erstausbildung hat sich die Lage nach
            der überwundenen Ausbildungskrise der frühen 2000er Jahre und punktuellen Schwankungen,
            etwa durch die fluchtbedingte Zuwanderung oder die Corona-Pandemie, bis heute merklich
            entspannt. Die insgesamt positive Entwicklung sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen,
            dass sich insgesamt ein Trend zu höher qualifizierender Bildung bei gleichzeitig rückläufiger
            Ausbildungsquote durchgesetzt hat, der sich quantitativ insofern niederschlägt, als
            seit 2013 die Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger konstant über derjenigen
            liegt, die in eine Berufsausbildung im dualen System einmünden (BiBB 2024, S. 81;
            Destatis). Diese Entwicklung wird begünstigt durch einen wachsenden Bedarf an Hochschulabsolventinnen
            und -absolventen, deutet aber gleichzeitig auch auf einen sukzessiven Rückzug der
            Betriebe aus der Ausbildung hin, mithin auf eine fortschreitende Fragmentierung der
            etablierten Ausbildungsinfrastruktur.
         

         Die insgesamt rückläufige Zahl junger Menschen im Übergangssektor spiegelt diese Entwicklungen,
            lässt sich aber auch als positive Wirkung einer erstarkten Präventionsorientierung
            interpretieren. Bleibende Bedeutung haben die Fördermaßnahmen nach SGB II und III
            (Sozialgesetzbuch) nicht zuletzt für die gestiegene Zahl junger Geflüchteter, für die auch eine Reihe
            spezifischer Angebote eingerichtet wurde, so z. B. das für den Förderzeitraum 2023
            bis 2028 neu aufgelegte ESF Plus-Förderprogramm „IQ – Integration durch Qualifizierung“,
            mit dessen Hilfe im Zeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2022 416.374 Beratungskontakte
            zur Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen oder zum Thema Qualifizierung
            realisiert wurden (BMBF 2024, S. 123). Der gestiegene Anteil junger Menschen mit Migrations-
            und Fluchtgeschichte im Übergangssektor markiert zudem einen spezifischen Handlungsauftrag
            für flankierende sozialpädagogische Maßnahmen in Form eines spezifischen Inklusionsmanagements. Diesbezüglich sind auch die öffentlichen Träger der KJH adressiert,
            die sich seit Inkrafttreten des SGB II im Jahr 2005 sukzessive aus der Jugendberufshilfe
            zurückgezogen und diese dem Markt freier Träger überlassen haben. Insbesondere für
            die vom Regelsystem üblicherweise nicht mehr erreichten jungen Menschen wird der Übergangssektor
            auch künftig ein wesentlicher Anker der sozialen und b. (Re-)Integration bleiben, gleichwohl diesem Personenkreis mit einer an arbeitsmarktpolitischen
            Prämissen orientierten Handlungslogik am wenigsten gedient sein dürfte. Hier ist eine
            sozialintegrative Perspektive gefordert, die den jungen Menschen unter Verzicht auf
            den üblichen strukturellen und institutionellen Zwangscharakter Raum für eine helfende
            Beziehung bietet, in deren Rahmen sich individuelle Perspektiven entwickeln, vorhandene
            Ressourcen mobilisieren und alternative Entwicklungen würdigen lassen.
         

         Oliver Bertsche
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         Berufsverbände
         

         Grundsätzlich übernehmen Berufsverbände die Funktion der Interessenvertretung für
            ihre Mitglieder. Ein Berufsverband ist ein „freier und unabhängiger Zusammenschluss
            von Angehörigen des gleichen Berufs oder verwandter Berufe (Soziale Arbeit als Beruf). Als dauerhafte Vereinigung verfolgt der Verband überindividuelle Ziele. Er besteht
            fort, auch wenn seine Mitglieder wechseln. Im juristischen Sinn bildet die Gruppe
            der gemeinsam organisierten Einzelpersonen eine Körperschaft. Entsprechend der zugrunde
            liegenden Rechtsform funktioniert ein Verband wie ein Verein mit fester Organisationsstruktur.
            Der Begriff „Verband“ taucht meist, aber nicht immer, im Namen auf und umreißt den
            Zweck der Vereinigung (Sage Advice 2020).
         

         Der Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit e. V. (DBSH) hat sich die Aufgabe gestellt,
            die „gesellschaftsbezogenen, fachspezifischen und berufspolitischen sowie die arbeits-
            und tarifrechtlichen Interessen seiner Mitglieder“ zu vertreten. Als Rechtsform wählte
            der DBSH den eingetragenen Verein (DBSH 2022).
         

         Der Verband setzt sich, entsprechend seiner Satzung, im Rahmen der Interessenvertretung
            seiner Mitglieder, insbesondere für Ziele der Verbesserung der Bedingungen SozArb
            ein. Hierzu zählen die fachliche Profilierung und leistungsgerechte Anerkennung der
            sozialen Berufe, die Zusammenarbeit der im DBSH organisierten Fachkräfte (Personen
            mit einer mindestens dreijährigen Ausbildung im Bereich der SozArb an einer Fachschule
            und/oder Hochschule, die im Feld der SozArb tätig sind oder waren; hauptberuflich
            Lehrende an Fach-, Fachhoch- und/oder Hochschule im Bereich SozArb; Personen, die sich in einer Ausbildung
            zur SozArb befinden), sowie die Zusammenarbeit aller in sozialen Arbeitsfeldern beschäftigten
            Fachkräfte.
         

         Der DBSH ist national sowie auch international ein anerkannter Berufsverband innerhalb
            der Profession SozArb in Deutschland und vertritt seine Mitglieder berufspolitisch.
            Der DBSH ist zugleich Fachgewerkschaft für die Fachkräfte und als solches Mitglied
            im „dbb“ (Deutscher Beamtenbund und Tarifunion). Er organisiert und vertritt Fachkräfte
            wie z. B. Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen, Erzieher*innen, Heilpädagog*innen
            (soziale Berufe).
         

         Berufsethik

         Der DBSH hat sich bereits in den 1990er Jahren für bindende ethische Prinzipien für
            die Fachkräfte der SozArb eingesetzt. Drei der wichtigsten ethischen Grundprinzipien
            stehen dabei im Vordergrund: Achtung der Autonomie der Menschen, Gerechtigkeit und Solidarität Eine Berufsethik des DBSH, auf Grundlage ethischer Theorien sowie den dazugehörigen
            berufsethischen Prinzipien, wurde entwickelt und 2015 veröffentlicht. Innerhalb ihrer
            fachlichen Tätigkeiten erkennen alle Mitglieder die Berufsethik des DBSH verbindlich
            an. Mit seiner Berufsethik stellt der DBSH somit einen Orientierungsrahmen zur Verfügung,
            der die Haltung der SozArb darstellt. In den berufsethischen Prinzipien des DBSH findet
            die Berufsethik eine konkrete Anwendung. Der DBSH setzt mit seinen berufsethischen
            Prinzipien auch die Forderung der „International Federation of Social Workers“ (IFSW)
            um. Die Ethik/Berufsethik bildet somit die wesentliche Grundlage der beruflichen SozArb,
            an der sich das Handeln der Fachkräfte orientiert. Vom Grundsatz her unterscheidet
            sich das Handeln innerhalb einer Profession erheblich von einem „reinen auf Anordnungen
            durchgeführten Diensthandeln“ (DBSH 2014b) (Ethik, Menschenrechte und Soziale Arbeit).
         

         Ausbildung

         Für den Bereich der Ausbildung innerhalb der SozArb wurde vom DBSH, u. a. über die
            Schlüsselkompetenzen (Maus et al. 2012) und Ausbildungskonzepte (DBSH 2020), eine
            Haltung aus Sicht der Praxis entwickelt. Diese erfolgte vor dem Hintergrund und dem
            Verständnis, das Professionspolitik immer auch eine Gesellschaftspolitik ist. Neben
            den klassischen sozialpolitischen Maßnahmen (Versorgung, Fürsorge) umfasst der Begriff
            der „Sozialen Arbeit“ auch gesundheitliche, therapeutische, seelsorgerische, erzieherische,
            schulische und kulturelle Maßnahmen. Die Vermittlung zwischen Lebenswelt und System
            lässt sich als Integrationsauftrag der SozArb beschreiben (Ausbildung sozialer Berufe).
         

         Die Organe des DBSH

         
            	
               Die Bundesdelegiertenversammlung (BDV) bestimmt als höchstes Organ die Ziele und Aufgaben des Verbandes. Stimmberechtigt
                  sind die Mitglieder durch Delegierte, die von den Mitgliedern der Landesverbände gewählt
                  werden. Auch korporative Mitglieder entsenden Vertreter*innen in die BDV.
               

            

            	
               Der Erweiterte Bundesvorstand (EBV) gewährleistet die Ausführung der Beschlüsse der BDV. Dem EBV gehören an: die Mitglieder
                  des Geschäftsführenden Vorstandes, die Vorsitzenden/Sprecher der Landesverbände, die
                  Sprecher*innen der Funktionsbereiche, der Vertretungen und der Bundestarifkommission,
                  weitere Mitglieder für die Wahrnehmung besonderer Aufgaben, wie z. B. korporative
                  Mitglieder.
               

            

            	
               Die Bundestarifkommission (BTK) gewährleistet die Ausführung der Beschlüsse der Bundesdelegiertenversammlung im Bereich
                  der gewerkschaftlichen Vertretung sowie der Mitbestimmung. Der Bundestarifkommission
                  (BTK) gehören an: Die Vorsitzenden des DBSH, die Vorsitzende*n der Landesverbände
                  bzw. die benannten Beauftragten der Landesverbände, die Sprecher*innen der Vertretungen.
               

            

            	
               Der Geschäftsführende Vorstand (GfV) führt die Beschlüsse der Bundesmitgliederversammlung und des Erweiterten Bundesvorstandes
                  (EBV) aus und leitet die Geschäfte. Dem GfV obliegt die Wahrnehmung der Querschnittsaufgaben
                  des DBSH, wie z. B. Berufspolitik und Berufsethik. Der GfV besteht aus bis zu sieben
                  Mitgliedern: Der/dem ersten und zweiten Vorsitzenden, sowie mindestens ein, maximal
                  vier Beisitzer*innen, sowie der/die Sprecher*in des „Jungen DBSH“ (JDBSH).
               

            

         

         Gliederungen des DBSH

         
            	
               Landesverbände: Der DBSH ist grundsätzlich eine Bundesorganisation. In allen Bundesländern gibt es
                  Ansprechpartner*innen und Landesverbände, die vor allem den direkten Kontakt der Mitglieder
                  ermöglichen. Alle Landesverbände bestehen aus einem Vorstand und aktiven regionalen
                  Gruppen. Auch der „Junge DBSH“ (JDBSH), die Frauen*DBSH und die „DBSH Senioren*innen“
                  sind meist regional mit Sprecher*innen regionalen Gruppen organisiert.
               

            

            	
               Funktionsbereiche: Für die Wahrnehmung der Professionsaufgaben (berufspolitische und gewerkschaftliche
                  Aufgaben) bildet der DBSH nach § 15 der Satzung verschiedene „Funktionsbereiche“.
                  Jeder Funktionsbereich besteht aus interessierten Mitgliedern und gibt sich eine Geschäftsordnung,
                  die vom EBV genehmigt werden muss. Er kann Beauftragte für einzelne Fachbereiche benennen.
                  Jeder Funktionsbereich erhält einen eigenen Etat. Die Leitung eines jeden Funktionsbereiches
                  obliegt der/dem vom EBV berufenen Sprecher*in. Alle Landesverbände können Gruppierungen
                  entsprechend der Funktionsbereiche einrichten. Derzeit sind folgende Funktionsbereiche
                  eingesetzt: Kinder- und Jugendhilfe, Diversity und Queer, Inklusion, Gesundheit, Armut,
                  Therapie und Beratung und Werteorientierte SozArb. Daneben wurden auf der Bundesebene
                  Fachbereiche innerhalb der Funktionsbereiche gegründet: Armut, Gesundheit, Kinder-
                  und Jugendhilfe, internationale Zusammenarbeit, Queer und Diversity, und werteorientierte
                  Soziale Arbeit.
               

            

         

         Vertretungen des DBSH

         Zur Förderung von speziellen Statusgruppen im DBSH wurden Vertretungen eingerichtet,
            die ihre jeweilige Politik für die entsprechende Statusgruppe weiterentwickeln können:
         

         
            	
               Der „Junge DBSH“ (JDBSH) ist ein Zusammenschluss von Studierenden und Berufseinsteiger*innen im Verband, der
                  sich im Sommer 2012 gründete. Der Austausch erfolgt vor allem über das Internet (Facebook,
                  Skype, E-Mail) und über halbjährlich stattfindende bundesweite Treffen. Schwerpunktthemen
                  sind Berufseinstieg, Hochschularbeit, Studium SozArb und fachpolitische Innovation
                  im Verband und auf politischer Ebene. Zu den genannten Punkten bestehen aktuell Arbeitsgruppen
                  innerhalb der Aktiven des JDBSH. Teils wurden bereits Stellungnahmen ausgearbeitet.
                  Über die dbb-Jugend vernetzt sich der JDBSH mit weiteren Organisationen. Er entsendet
                  hierfür eine Vertretung in den Bundesjugendausschuss der dbb-Jugend. Als Nachwuchsorganisation
                  ist der JDBSH seit 2014 offiziell in die Satzung des Verbandes aufgenommen worden
                  und erhält dadurch eine weitergehende Selbstständigkeit. In verschiedenen Landesverbänden
                  gibt es inzwischen eigene Zusammenschlüsse von Aktiven – sozusagen den JDBSH auf Landesebene.
                  In den meisten Landesverbänden hat der JDBSH Ansprechpersonen, die auch den Austausch
                  mit dem Landesvorstand fordern.
               

            

            	
               Der „Frauen*DBSH“: Innerhalb des DBSH spielt die Frauenpolitik eine enorm wichtige Rolle. Der DBSH
                  hat sich aus diesem Grund entschieden, die Wichtigkeit der Frauenpolitik durch eine
                  eigene Vertretung zu gewährleisten. Die Frauenpolitische Vertretung wird von verschiedenen
                  aktiven Frauen im DBSH wahrgenommen. In der Gruppe „Frauen im dbb“ vertritt der DBSH
                  die Interessen für seine weiblichen Mitglieder. Ebenso ist der DBSH als einer von
                  vielen Frauenvertretungen Mitglied im „Deutschen Frauenrat“, um auch hier die Anliegen
                  seiner Sozialarbeiterinnen einzubringen.
               

            

            	
               Der „SeniorInnen-DBSH“ wurden eingerichtet und arbeiteten nach der vom „Erweiterten Vorstand“ (EVB) genehmigten
                  Ordnung entsprechend. Mitglieder des DBSH, welche sich im Ruhestand oder in Altersteilzeit
                  befinden, sind automatisch Mitglied des „SeniorInnen-DBSH“. Aufgaben des SeniorInnen-DBSH:
                  Vertretung der gewerkschafts- und gesellschaftspolitischen Interessen der DBSH-Mitglieder
                  im Ruhestand auf Bundes- und Landesebene, Beteiligung an fach-, berufs- und sozialpolitischen Diskussionen im DBSH und Einbringung der Erfahrungen
                  der Senior*innen im DBSH, in seniorenpolitischen Fragen berät er die Gremien des DBSH;
                  Zusammenarbeit mit anderen Seniorenorganisationen in Deutschland. Alle zwei Jahre
                  findet, parallel zum DBSH-Berufskongress, die „BundesseniorInnenversammlung“ statt.
                  Ziele der SeniorInnenvertretung des DBSH sind u. a. die Bindung der Rentner*innen
                  und Versorgungsempfänger*innen im DBSH an den Verband erhalten und stärken, Teilhabe
                  der Vertreter*innen des SeniorInnen-DBSH auf Bundes- und Länderebene an berufspolitischen
                  Diskursen inner- und außerhalb des DBSH zu ermöglichen, seniorenpolitische Forderungen
                  formulieren und stärken, sowie einen Dialog mit den in der Erwerbsarbeit Stehenden
                  zu fördern.
               

            

         

         Internationalität

         Eine weitere wichtige Aufgabe bildet die internationale Zusammenarbeit. Konkret findet
            diese innerhalb des „IFSW“ global sowie auf europäischer Ebene im „IFSW Europe“ statt.
            Für den deutschsprachigen Raum und die deutschsprachigen Minderheiten wurde, gemeinsam
            mit Berufsverbänden sowie weiteren Organisationen anderer Länder, im Rahmen von Kooperationen
            ein Netzwerk geknüpft. In diesem Netzwerk wirken aktuell neben Deutschland Organisationen
            aus Österreich, der Schweiz, der Niederland und Luxemburg mit.
         

         Michael Leinenbach
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         Betreuungsrecht
         

         Das B. ist zum 01.01.​1992 in Kraft getreten. Als Jahrhundertreform bezeichnet, hat
            es Entmündigung, Vormundschaft und Pflegschaft für volljährige Menschen abgeschafft und einen Paradigmenwechsel eingeleitet. Seit
            dem Inkrafttreten der UN-BRK im Jahr 2009 stand das B. zur Diskussion. Auf der Basis
            zweier Forschungsberichte (Matta et al. 2018; Nölting et al. 2018) gab es seit dem
            Jahr 2018 eine Reformdebatte im Bundesministerium der Justiz, die u. a. die unterstützte
            Entscheidungsfindung im Sinne der UN-BRK, die bessere Partizipation Betroffener und die Vermeidung rechtlicher Betreuungen berücksichtigt. Zum 01.01.2023
            ist daraufhin das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts in Kraft
            getreten. Dieses verfolgt das Ziel, die Selbstbestimmung von betreuten Menschen zu
            stärken und die Qualität der rechtlichen Betreuung zu verbessern.
         

         Rechtliche Betreuung ist die Unterstützung und ggf. Vertretung von Menschen, die krankheits-
            oder behinderungsbedingt einen Unterstützungsbedarf beim Besorgen ihrer rechtlichen
            Angelegenheiten haben (§ 1814 Abs. 1 S. 1 BGB). Die Fähigkeiten und die Wünsche der
            betreuten Menschen stehen im Mittelpunkt (§ 1821 BGB). Damit dies gelingt, ist die
            rechtliche Betreuung durch eine geeignete Person zu führen, die die Maßstäbe des § 1821
            BGB beachtet und im erforderlichen Umfang persönlichen Kontakt mit der betreuten Person
            hält (§ 1816 Abs. 1 BGB).
         

         Die rechtliche Betreuung erfüllt zwei Funktionen: Die Unterstützung bei der Ausübung
            der Selbstbestimmung und den Schutz vor erheblichen Schädigungen und missbräuchlicher
            Einflussnahme durch Dritte. Die Bestellung einer Betreuer:in hat keine Auswirkung
            auf die Geschäfts- oder Einwilligungsfähigkeit der Person. Nur ein ausnahmsweise angeordneter
            Einwilligungsvorbehalt schränkt die Geschäftsfähigkeit spezifisch ein (§ 1825 BGB).
            In allen anderen Fällen kommt es immer auf die tatsächliche Fähigkeit der betroffenen
            Person an, insb. bei Einwilligungen gegenüber Ärzt:innen (§ 630 d BGB). Auch wenn
            die Betreuer:in im festgelegten Aufgabenkreis über die Befugnis zur gesetzlichen Vertretung
            des betreuten Menschen verfügen, gebietet das Erforderlichkeitsprinzip, dass ein eigenes
            Handeln der betreuten Person ermöglicht und gefördert werden muss (§§ 1821 Abs. 1 S. 2
            und 1823 BGB). Entscheidungen gegen den Wunsch der betreuten Person sind nur ausnahmsweise
            zulässig, wenn dies zum Schutz vor einer nicht eigenverantwortlichen und erheblich
            selbstschädigenden Handlung erforderlich ist (§ 1821 Abs. 3 BGB). In diesen Fällen
            ist aber der vorwegverfügte bzw. mutmaßliche Wille handlungsleitend (§ 1821 Abs. 4
            BGB). Mit einer Patientenverfügung (§ 1827 BGB) oder Betreuungsverfügung kann die
            betroffene Person schon vorab ihren Willen festlegen oder Handlungsleitlinien bestimmen.
         

         Eine Betreuer:in wird nach den Regeln des FamFG (§§ 271 ff.) vom Betreuungsgericht
            bestellt. Zum Verfahrensrecht gehören u. a. die Anhörung der betroffenen Person, die
            Verfahrenspflegerbestellung und die Beschwerde. Auch hier sind immer die Wünsche und
            Sichtweisen der Betroffenen Person zu ermitteln und zu berücksichtigen.
         

         Die rechtliche Betreuung ist personenzentriert und individualisiert nach Maßgabe des
            Erforderlichkeitsprinzips anzuordnen und anzuwenden. Der Vorrang von „anderen Hilfen“
            und der selbst erstellten Vorsorgevollmacht (§ 1814 Abs. 3 BGB) macht dies deutlich.
            Das Gericht bestimmt den Umfang der Betreuung durch die Festlegung von Aufgabenbereichen
            (§ 1815 BGB, z. B. Angelegenheiten in den Bereichen Gesundheit, Finanzen, Behörden,
            Wohnung). Das Gericht bestellt i. d. R. eine natürliche Person als Betreuer:in, die
            geeignet ist, diese Betreuung zu führen. Dabei sind die Wünsche der betroffenen Person
            zu berücksichtigen, ebenso wie der Vorrang der Ehrenamtlichkeit (§ 1816 BGB). Eine
            berufliche Betreuer:in (frei oder im Verein, § 19 BtOG) wird nur bestellt, wenn keine
            andere geeignete Person zur Verfügung steht. Im Betreuungsverfahren holt das Gericht
            u. a. einen Sozialbericht der Betreuungsbehörde und ein (psychiatrisches) Sachverständigengutachten
            ein. Auch Angehörige werden i. d. R. angehört. Das Gericht ist im Weiteren für die
            Aufsicht der Betreuer:innen zuständig, so müssen diese i. d. R. Rechnungslegung und
            Jahresberichte einreichen. Jahresberichte sind mit den betreuten Menschen zu besprechen
            (§ 1863 Abs. 3 BGB). Als Mittel einer präventiven Kontrolle dienen Genehmigungspflichten
            für folgenreiche Maßnahmen durch die Betreuer:innen, wie die Kündigung der Wohnung
            (§ 1833 BGB), die Entscheidung über eine freiheitsentziehende Unterbringung (§ 1831 Abs. 1 BGB) und Zwangsbehandlung (§ 1832 BGB). Für Freiheitsentziehung und
            Zwangsbehandlung gibt es ein eigens Verfahrensrecht nach §§ 312 ff. FamFG, nach dem
            sich auch die Unterbringung und Zwangsbehandlung nach dem Landesrecht (PsychKG) richtet.
         

         Die Aufgabe der Betreuungsbehörden ergibt sich aus §§ 5 ff. Betreuungsorganisationsgesetz
            (BtOG), das zum 01.01.2023 neu eingeführt wurde Die Aufgaben der Betreuungsvereine
            zeigen §§ 14 ff. BtOG auf. Seit dem 01.01.2023 besteht für berufliche Betreuer:innen
            eine Registrierungspflicht bei den Betreuungsbehörden (§ 23 ff. BtOG). Hier ist u. a. Sachkunde
            nachzuweisen (§ 23 Abs. 3 BtOG). Die Vergütung beruflicher Betreuer:innen erfolgt
            nach Fallpauschalen nach dem VBVG. Die Vergütung für beruflich Tätige wird zum 01.01.2026
            durch das „Gesetz zur Neuregelung der Vormünder- und Betreuervergütung und zur Entlastung
            von Betreuungsgerichten und Betreuern sowie zur Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
            und des Justizkostenrechts (Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetz 2025 –
            KostBRÄG 2025)“ neu geregelt. Damit verbunden ist neben einer Erhöhung der Vergütung
            auch eine Vereinfachung. Künftig gibt es nur noch 16 monatliche Fallpauschalen statt
            zuvor 60. Auch für ehrenamtliche Betreuer:innen erhöht sich die Aufwandpauschale zum
            01.01.2026.
         

         Dagmar Brosey
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         Betriebliche Sozialarbeit
         

         Definition und Bedeutung

         B., institutionalisiert z. B. auch als Sozial- und Mitarbeitendenberatung, psychosoziale
            Beratung bezeichnet, meint auf einen Betriebskontext bezogene, professionell begründete
            sozialarbeiterische und psychosoziale Interventionen (z. B. bzgl. Sucht, Konflikte, Krise) speziell ausgebildeter Fachkräfte (z. B. mit Hochschulabschluss
            in Sozialer Arbeit u. Ä.). Durch das freiwillige Angebot B. werden Betriebe unterschiedlicher
            Form (z. B. Wirtschaftsunternehmen, Hochschulen, Behörden etc.) einem Teil ihrer „sozialen
            Verantwortung“ gerecht und leisten einen Beitrag zur Humanisierung der Arbeitswelt
            (Arbeit). Bezuggenommen wird damit auf das Spannungsfeld betrieblicher Abläufe und menschlicher
            bzw. sozialer Frage- und Problemstellungen. Ziel ist es, zu einem ökonomisch und sozial
            „gesunden“ bzw. (sozial) nachhaltigen Betrieb beizutragen (vgl. Stoll 2013, S. 23;
            Stoll 2025). Mit der an Verpflichtung zunehmenden Zuschreibung von sozialer bzw. gesellschaftlicher
            Verantwortung (Corporate Social Responsibility – CSR) an eine Vielzahl von Betrieben
            (z. B. über die seit 2024 geltende EU-Richtlinie Corporate Sustainability Reporting
            Directive), kann und muss auch die Bedeutung der B. neu justiert werden (vgl. Stoll 2025).
            B. wirkt auf die betrieblichen Gestaltungsfelder sozialer Nachhaltigkeit (z. B. Soziale
            Teilhabe, Gesundheit) und ist für die nachhaltige Entwicklung eines Betriebs entsprechend bedeutsam (vgl.
            Stoll 2025, Nachhaltigkeit).
         

         Tätigkeiten, Zielgruppen und Angebotsstruktur

         B. kann als „helfende und unterstützende Tätigkeit zur Bewältigung persönlicher und
            sozialer Probleme in Organisationen“ (Klein 2021, S. 70) verstanden werden, wobei
            sich ihr Augenmerk auch auf das Organisationsumfeld richten kann. Ansatzpunkte der
            B. können „konkrete individuelle Einzelfälle“, organisationale oder gesellschaftliche
            Themen sein, die sich für die Mitarbeitenden und „den Betrieb“ und seine Einheiten
            als problematisch darstellen und nicht selten in strukturellen bzw. sozialpolitischen
            Rahmenbedingungen begründet sind (vgl. Klein 2021, S. 70; Stoll 2025). Ihr Angebot
            kann sich z. B. auf familiäre, gesundheitliche, finanzielle Probleme von Arbeitnehmenden
            beziehen; auf direkt im Unternehmen erlebte Probleme, z. B. sexuelle Belästigung,
            Diskriminierung am Arbeitsplatz, Work-Life-(Dis-)Balance; auf Inklusionsherausforderungen, die sich aus der inneren systemischen Ordnung/Organisation des
            Unternehmens ergeben, bearbeitet z. B. über Konflikt- oder Teamberatung; sowie auf
            Gestaltungsfelder, die aus der Beziehung des Betriebs zur Gesellschaft resultieren
            (z. B. B. als Kooperationspartnerin für Not-for-Profit-Organisationen für Projekte
            im Jugendbildungsbereich).
         

         Strukturell kann zwischen intern und extern angebotener B. unterschieden werden (vgl.
            z. B. Klein 2021, S. 79 ff.). Häufig sehen größere Betriebe (z. B. Daimler, Berliner
            Justiz, Lufthansa) einen Vorteil in einer intern institutionalisierten B. B. als externes
            „soziales Dienstleistungspaket“, ist nicht nur aber insbesondere für kleine und mittlere
            Unternehmen geeignet, da oft als wirtschaftlich bessere Option betrachtet. Externe
            Anbieter sind sowohl soziale Dienstleister ohne klassischen Wohlfahrtsgedanken als
            auch gemeinnützige Träger (z. B. Caritas, Diakonie).
         

         Bettina Stoll
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         Betriebserlaubnis
         

         Entwicklung und Gegenstand

         Die institutionelle Beratung und Kontrolle von Einrichtungen (sog. Heimaufsicht) wird
            durch die §§ 45 – ​49 SGB VIII geregelt. § 45 wurde 2012 durch das BKiSchG neu gefasst,
            um Empfehlungen des Runden Tisches „Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“ aufzugreifen. Explizit gesetzlich herausgestellt wurde,
            dass Einrichtungskonzeptionen zu entwickeln und zu implementieren sind, die zur Sicherung
            der Rechte von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung geeignete Verfahren der
            Beteiligung sowie die Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten vorsehen.
            Diese Anforderungen sind als Voraussetzung für die Erlaubnis aufgestellt (§ 45 Abs. 2 S. 1 Nr. 2
            und 4 SGB VIII; Smessaert/Struck in Münder/Meysen/Trenczek 2022, § 45, Rn. 35 f. sowie
            zum Beschwerdeverfahren Urban-Stahl/Jann/Bochert 2023; umfassender Informationspool
            zu Partizipation und Vielfalt abrufbar unter www.duvk.de (12.12.2025)). 2015 wurde die Unterstützung eines „gesundheitsförderlichen Lebensumfelds“
            durch das Präventionsgesetz zugefügt. Langjährige Bestrebungen der Weiterentwicklung
            der §§ 45 ff. SGB VIII wurden durch das KJSG 2021 aufgegriffen (BAGLJÄ 2022, Rixen
            in Meysen et al. 2022, Kap. 9). In § 45 a wurde die Legaldefinition des Einrichtungsbegriffs
            mit anschließender Spezifizierung für „familienähnliche Betreuungsformen“ aufgenommen.
            Es wurden das Kriterium der „Zuverlässigkeit des Trägers“ eingeführt und die behördlichen
            Kontroll- und Eingriffsbefugnisse konkretisiert.
         

         Die Betriebserlaubnis ist einrichtungs- und nicht personenbezogen (Smessaert/Struck
            in Münder/Meysen/Trenczek 2022, § 45, Rn. 1). Bestimmend ist nicht primär der Aufsichts-
            und Kontrollgedanke. Der Schutz der Minderjährigen in Einrichtungen wird vielmehr
            durch einen im Wesentlichen präventiv ausgerichteten Erlaubnisvorbehalt für die Betriebsaufnahme
            einer Einrichtung sichergestellt. Möglichen Gefahren für das Wohl der Minderjährigen
            sollen möglichst im Vorfeld, im Rahmen des Erlaubniserteilungsverfahrens, im Übrigen
            durch die Überprüfung der Einrichtung begegnet werden. Die Schließung von Einrichtungen
            und der damit notwendige Wechsel der Umgebung und der sozialen Beziehungen der Minderjährigen
            soll damit möglichst vermieden werden.
         

         Erlaubnisvorbehalt

         Ausgangspunkt und zentrales Instrumentarium, mit dem der Schutz von Minderjährigen
            in Einrichtungen primär gesichert werden soll, ist die B. in der Form eines „Verbotes
            mit Erlaubnisvorbehalt“. Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche
            ganztägig oder für einen Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten sowie
            beaufsichtigt, erzogen, gebildet oder ausgebildet werden, bedarf für den Betrieb der
            Einrichtung grundsätzlich der (vorherigen) Erlaubnis (§§ 45 Abs. 1 Satz 1, 45 a Satz 1
            SGB VIII). Für den Begriff der Einrichtung ist festgelegt, dass es sich um eine zu
            diesem Zweck auf gewisse Dauer und unter der Verantwortung eines Trägers angelegte
            förmliche Verbindung ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher Mittel
            handeln muss (§ 45 a Satz 1 SGB VIII). Auf die Dauer der Betreuung oder Unterkunftsgewährung
            selbst kommt es hingegen nicht an. Unter den Begriff der Einrichtung fallen daher
            nicht nur Heime (Heimerziehung), sondern z. B. auch Kinderkrippen, -gärten, -tagesstätten, Horte (Kindertageseinrichtungen). Bei den sich durch Personenbezug kennzeichnenden familienähnlichen Betreuungsformen,
            sog. Erziehungsstellen ist die Abgrenzung zur Vollzeitpflege erforderlich. Soweit
            Landesrecht nichts anderes bestimmt, fallen sie nur unter den Einrichtungsbegriff,
            wenn sie fachlich und organisatorisch in eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung
            eingebunden sind (Smessaert/Struck in Münder/Meysen/Trenczek 2022, § 45 a, Rn. 19 ff.).
            Erfasst werden auch sonstige betreute Wohnformen (§ 48 a SGB VIII), z. B. Jugendwohngemeinschaften.
            Eltern-Kinder-Gruppen (Selbsthilfe), die überwiegend in der Verantwortung der Eltern und ohne förmliche Verbindung bzw.
            räumliche, personelle und sachliche Mittel geführt werden, fallen hingegen nicht unter
            den Erlaubnisvorbehalt. Weitere Ausnahmen vom Erlaubnisvorbehalt (z. B. für Jugendherbergen,
            Schullandheime) sind in § 45 Abs. 1 Nrn. 1 – 3 SGB VIII ausdrücklich geregelt.
         

         Der Erlaubnistatbestand wird in § 45 Abs. 2 S. 1 SGB VIII positiv formuliert. „Die
            Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung
            gewährleistet ist.“ Dies ist i. d. R. anzunehmen, wenn der Träger die erforderliche
            Zuverlässigkeit besitzt, die dem Zweck und der Konzeption entsprechenden räumlichen,
            fachlichen, wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt
            sind, die gesellschaftliche und sprachliche Integration unterstützt sowie die gesundheitliche
            Vorsorge und die medizinische Betreuung nicht erschwert werden (§ 45 Abs. 2 S. 2 Nr. 1–3
            SGB VIII). Zudem müssen die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Konzepts
            zum Schutz vor Gewalt und Machtmissbrauch, geeignete Verfahren der Selbstvertretung und Beschwerde und interne
            sowie externe Beschwerdemöglichkeiten gewährleistet werden (§ 45 Abs. 2 S. 2 Nr. 4
            SGB VIII; Urban-Stahl/Jann/Bochert, 2023). Letzteres zielt auch auf die Umsetzung
            des Rechts auf Berücksichtigung des Kindeswillens nach Art. 12 UN-KRK. Externe Ombudsstellen
            (Ombudschaft) können die internen Beschwerdeverfahren ergänzen. Zur Prüfung dieser Voraussetzungen
            ist mit dem Antrag auf Erlaubniserteilung die Einrichtungskonzeption einschließlich
            Angaben zur Anwendung von Instrumenten zur Qualitätsentwicklung und -sicherung sowie Nachweise zur Eignung des Personals einzureichen (§ 45 Abs. 3
            SGB VIII; für Kitas konkretisierend: BAGLJÄ 2024). Dazu zählt auch, z. B. die Vorlage
            aufgabenspezifischer Ausbildungsnachweise sowie erweiterter Führungszeugnisse.
         

         Beratung zur Standardsicherung und Weiterentwicklung

         Zwar handelt es sich bei den Regelungen zur B. um eine „andere Aufgabe“ der Kinder- und Jugendhilfe (§ 2 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII) und damit um eine ordnungsrechtliche Tätigkeit, doch
            die B. hat wesentlich auch eine sozialpädagogische Funktion: nämlich dafür zu sorgen,
            dass qualifizierte, den pädagogischen Standards von KJH entsprechende Leistungen erbracht
            und das Wohl und die Rechte der Minderjährigen in den Einrichtungen gesichert werden
            (§ 45 Abs. 2 und 6; §§ 72, 72 a SGB VIII). Dabei ist nach der Art der Einrichtung
            und der konkret auszuübenden Tätigkeit („Zweck und Konzeption“) zu differenzieren.
            Es ist keine Verengung auf die Aufsichtsfunktion vorzunehmen, sondern die Impulse
            zur fachlichen Weiterentwicklung der Gesetzesreformen etwa in Form von Planungs- und
            Betriebsführungsberatungen auszugreifen (Equit/Flößer/Witzel 2017, Mühlmann 2014).
         

         Kontrolle und Konsequenzen

         Die öffentlichen Träger der KJH (Träger der SozArb) haben als Träger der Letztverantwortung (§ 79 SGB VIII) aber auch ein legitimes
            Informations- und Beratungsrecht gegenüber den Einrichtungsträgern. Der öffentliche
            Träger kann seine Aufgabe, die Rechte der Minderjährigen zu schützen und zu sichern,
            nur erfüllen, wenn er die Möglichkeit gegenüber den Trägern von JH-Einrichtungen hat,
            bei eventuellen Fehlentwicklungen korrigierend Einfluss zu nehmen.
         

         Eine Bedarfssteuerung über Erlaubniserteilung ist hingegen unzulässig. Der Rechtsanspruch
            der Träger auf die Erteilung einer B. hängt von den im Gesetz geregelten Voraussetzungen
            ab, nicht davon, ob tatsächlich oder vermeintlich ein Bedarf besteht. Auch wenn im
            Rahmen der Jugendhilfeplanung ein bestimmter Bedarf festgestellt oder nicht festgestellt wird, hat dies keine Bedeutung
            für die Frage der Erlaubniserteilung.
         

         Die Änderungen des KJSG zielten nochmal auf eine Verbesserung der Kontroll- und Eingriffsrechte.
            Prüfungen können nach den Erfordernissen des Einzelfalls vor Ort und nach Aktenlage
            erfolgen (§ 46 SGB VIII). Eine regelmäßige, routinemäßige Überprüfung wird damit zwar
            nicht verlangt, es wurde aber klargestellt, dass eine Prüfung auch ohne konkreten
            „Verdachtsfall“ und unangemeldet erfolgen kann. Sie muss verhältnismäßig gestaltet
            sein. Dafür sollte sie weniger als eine eingreifende Maßnahme verstanden, sondern
            eher der Charakter von fachlicher Beratung und Unterstützung betont werden.
         

         Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, die das Wohl der Minderjährigen tangieren,
            so richten sich die Folgen nach Art und Umfang der Mängel. Neben Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen
            (§ 45 Abs. 6 Satz 1 SGB VIII) kommen in Betracht: Tätigkeitsuntersagung in Bezug auf
            einzelne Beschäftigte (§ 48 SGB VIII), nachträgliche Auflagen zur B. (§ 45 Abs. 6 S. 2,
            Abs. 4 SGB VIII). Die B. ist gemäß § 45 Abs. 7 S. 1 SGB VIII zurückzunehmen oder zu
            widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet
            und der Träger der Einrichtung nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung
            abzuwenden. Sie kann zudem aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für eine Erteilung
            nicht oder nicht mehr vorliegen (§ 45 Abs. 7 S. 2 SGB VIII). Bei Gefahr in Verzug
            kann eine Inobhutnahme gem. § 42 SGB VIII durch das JA erfolgen, in dessen Bereich
            sich die Minderjährigen aufhalten.
         

         Meldepflichten

         Nach § 47 Abs. 1 SGB VIII haben die Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung
            bestimmte unverzügliche Anzeigepflichten (Betriebsaufnahme und -schließung; Ereignisse
            oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Minderjährigen zu beeinträchtigen;
            Änderungen der Konzeption). Sie müssen den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buch-
            und Aktenführung entsprechend Aufzeichnungen über den Betrieb der Einrichtung und
            deren Ergebnisse anfertigen und mindestens eine fünfjährige Aufbewahrung der einrichtungsbezogenen
            Aufzeichnungen sicherstellen (Abs. 2).
         

         Da Informationen über die Umstände in den Einrichtungen bei unterschiedlichen Trägern
            der öffentlichen Jugendhilfe ankommen können, besteht eine unverzügliche wechselseitige
            Informationspflicht zwischen dem zuständigen örtlichen und dem zuständigen überörtlichen
            Träger (Abs. 3; Rixen in Meysen et al. 2022, Kap. 9, Rn. 51).
         

         Zuständigkeit

         Gemäß § 49 SGB VIII können die näheren Einzelheiten durch das Landesrecht geregelt
            werden. Zuständig für die Erteilung der B. und die weiteren Aufgaben ist der überörtliche
            Träger, i. d. R. das LJA (vgl. § 85 i. V. m. § 69 Abs. 3 SGB VIII). Auch die Beratung
            der Träger von Einrichtungen während der Planung und der Betriebsführung gehört zum
            Aufgabenbereich (§ 85 Abs. 2 Nr. 7 SGB VIII). Die Zuständigkeit der überörtlichen
            Träger findet ihre Rechtfertigung darin, dass nicht selten kommunale Gebietskörperschaften
            selbst Träger von Einrichtungen sind oder die Inanspruchnahme solcher Einrichtungen
            finanzieren und deshalb eine neutrale Kontrollinstanz notwendig ist. Eine Verlagerung
            auf die örtliche Ebene, wie sie teils von kommunalen Spitzenverbänden gefordert wird,
            ist deshalb nicht sinnvoll.
         

         Angela Smessaert
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         Bewährungshilfe
         

         B. ist SozArb mit verurteilten Delinquenten, deren Strafen vollständig oder nach Teilverbüßung
            im Strafvollzug als Strafrest zur Bewährung ausgesetzt wurden. Sie leistet ambulant Hilfe als Sozialer
            Dienst der Justiz und ist zugleich gegenüber dem bestellenden Gericht berichtspflichtig,
            hat also auch einen Kontrollauftrag. Man spricht von einem doppelten Mandat der B.
         

         Die Grundlagen der B. sind in den §§ 21 ff. JGG (Jugendstrafrecht) und §§ 56 ff. StGB (allgemeines Strafrecht) geregelt – nähere Angaben zur organisatorischen und fachlichen Umsetzung enthalten
            diese Gesetze jedoch nicht, sodass alles Weitere auf Landesebene normiert ist. Deshalb
            sehen die Bewährungshilfen in jedem Bundesland anders aus. Oft sind die Dienststellen
            den Landgerichten zugeordnet, zunehmend in den letzten Jahren auch als eigene Behörde
            organisiert. In jedem unterstellten Einzelfall untersteht der Bewährungshelfer oder
            die Bewährungshelferin der Fachaufsicht des bestellenden Richters oder der Richterin.
            In vielen Bundesländern fehlt es an detaillierten gesetzlichen Grundlagen für die
            B. über die allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs hinaus. Allgemeine Gestaltungsgrundsätze
            der Arbeit, Kooperationsstrukturen, Hilfepläne und insb. die Rechte der Probanden
            und Probandinnen sind nicht verbindlich geregelt, zumal auch die internationalen Probation
            Rules keine Gesetzeskraft haben (vgl. dazu Cornel et al. 2015).
         

         Nicht bei jeder Strafaussetzung zur Bewährung wird der sogenannte Proband oder die
            Probandin der Aufsicht eines Bewährungshelfers oder einer Bewährungshelferin unterstellt.
            Gemäß § 56 d Abs. 1 und 2 StGB geschieht dies, wenn es angezeigt ist, um die Verurteilte
            oder den Verurteilten von neuen Straftaten abzuhalten und insb. wenn die ausgesetzte
            Freiheitsstrafe mehr als neun Monate beträgt und die verurteilte Person noch nicht
            27 Jahre alt ist. Schon die Nichtwahrnehmung der Besuchstermine in der B. kann ein
            Verstoß gegen die Bewährungsauflagen sein und zum Widerruf der Strafaussetzung gemäß
            § 56 f. StGB führen.
         

         Die B. ist auch für Fälle der Führungsaufsicht zuständig (§ 68 a StGB) und gegebenenfalls, wenn Strafen auf dem Weg der Gnade zur
            Bewährung ausgesetzt werden. Gemäß § 56 d Abs. 5 kann die Tätigkeit haupt- oder ehrenamtlich
            ausgeübt werden, jedoch spielt die ehrenamtliche B. in den letzten Jahrzehnten quantitativ
            kaum noch eine Rolle.
         

         Inhaltlich geht es im Kontext der B. um Resozialisierung nach einer vom Gericht festgestellten günstigen Sozialprognose. Der Gesetzgeber spricht
            davon, dass die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer der verurteilten Person
            helfend und betreuend zur Seite steht und zugleich im Einvernehmen mit dem Gericht
            die Erfüllung der Auflagen und Weisungen überwacht sowie über die Lebensführung berichtet.
            Im Jugendstrafrecht wird zusätzlich die Förderung der Erziehung gefordert. Im Fall der Strafaussetzung zur Bewährung sollen lebensweltbezogene Hilfen,
            regelmäßiger Kontakt, Beratung und gegebenenfalls Unterstützung bei der Beantragung
            materieller Leistungen und Vermittlungen an andere Träger (z. B. Suchthilfe, Wohnraumhilfe, betreutes Wohnen, Schuldnerberatung) geleistet werden. Im Fall der Strafrestaussetzung geht es ganz entscheidend darüber
            hinaus auch um die Gestaltung des Übergangs aus dem Strafvollzug in die Freiheit (Übergänge im Lebenslauf), wozu eine frühzeitige Kontaktaufnahme zu der gefangenen Person und eine intensive
            Kooperation mit dem Sozialdienst im Strafvollzug notwendig sind.
         

         Die Einzelfallarbeit findet in der Regel durch Beratung in den regelmäßig aufzusuchenden Sprechstunden,
            seltener in Hausbesuchen und in der Begleitung zu Besuchen zur Arbeitsvermittlung,
            Drogenberatung, Schuldenregulierung, Wohnraumvermittlung oder bei Sozialleistungsträgern
            statt. Eigene finanzielle Ressourcen zur direkten materiellen Lebenslagenverbesserung
            haben die Bewährungshelfer und Bewährungshelferinnen nicht.
         

         Einige Bewährungshilfedienststellen bieten auch zusätzlich Hilfe und Begleitung durch
            Gruppenarbeit an, beispielsweise für Verkehrsstraftäter und Verkehrsstraftäterinnen, als Anti-Gewalt-Trainingskurse
            (Konfrontative Pädagogik) oder im Kontext von Ladendiebstahl.
         

         Nach ersten historischen Vorläufern der Aussetzung von Strafen zur Bewährung auf dem
            Gnadenweg im 19. Jahrhundert und verstärkt in den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts
            für Jugendliche in Deutschland sowie ausländischen Vorbildern wurde die eigentliche
            B. in der Bundesrepublik Deutschland 1953 eingeführt und gesetzlich verankert (vgl.
            Cornel 2011). Sie hat sich seit jener Zeit sowohl insgesamt quantitativ stark ausgeweitet
            als auch auf immer mehr Altersgruppen der Straftäter und Straftäterinnen, Deliktsarten
            und Straflängen. Inzwischen stehen fast viermal so viele Personen unter Bewährungsaufsicht
            (fast 150.000 Personen) als Strafgefangene in den Gefängnissen einsitzen. Die Anzahl
            der Bewährungshelfer und Bewährungshelferinnen hat sich in den letzten 65 Jahren auf
            etwa 2.600 – 2.800 erhöht, wobei manche davon auch Aufgaben im Bereich der Gerichtshilfe oder des Täter-Opfer-Ausgleichs wahrnahmen. Seit vielen Jahren werden mehr als 70 % der Unterstellungen unter Bewährungsaufsicht
            erfolgreich beendet (vgl. Destatis 2013, S. 17).
         

         Heinz Cornel

         Literatur

         Cornel, H.


OEBPS/9000_JUV_Abb_003.jpg
manitsre Grande T, ¢77.425
Humanitare Grinde NUNRIE 433695% Verinderung
Aufenthaltsgestattung/ N 211455
Ankunftsnachweis 107.720 +963%
i i 93950
Familire Grande NN 9356: 7%
e 73055
Erverbstitigkeit I T 8%
sune I 0395
Bidung M 6032 278%
Avten 1 1570
EU-Aufenthaltsrecht § 1570 20%
B a0
Duldung & 550 +295%
Sonstige Grinde* 869178 "
e 189740 2000%
=202 = 20m











OEBPS/BeltzJuventa_Logo.png








OEBPS/9000_JUV_Abb_002.jpg
2665772

eovoce [ &
wseoce [ §
wsoae [l 8
assese [
ososry [
V4 2|2
[ weml
S
Slu
3

202

2018

1
2017

1

ngm | H
| o
oeecce [l §

e

Fortzige == Saldo

— Zuzige






OEBPS/cover.jpg
Theresia Wintergerst (Hrsg.)
Kreft | Mielenz

Worterbuch

10. Auflage

Ralph-Christian Amthor | Brigitta Goldberg |
Peter Hansbauer | Benjamin Landes |

BELTZ JUVENTA






OEBPS/9000_JUV_Abb_016.jpg







